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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unserer 
heutigen Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfa-
len. Es handelt sich um die 106. Sitzung in dieser 
Wahlperiode. Mein Gruß gilt auch unseren Gästen 
auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich 13 Abgeordnete 
entschuldigt; ihre Namen werden wir in das Proto-
koll aufgenommen.  

Außerdem habe ich gehört, dass es auf einer vielbe-
fahrenen Strecke einen Oberleitungsschaden gibt, 
sodass ein Teil der Kolleginnen und Kollegen, die mit 
der Bahn aus dem Aachener Raum anreisen, nicht 
pünktlich im Landtag sein können; wir erwarten sie 
noch.  

Wir dürfen auch heute wieder zum Geburtstag gra-
tulieren, und zwar Frau Kollegin Josefine Paul von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 
Paul, ich gratuliere Ihnen im Namen des Hohen Hau-
ses ganz herzlich zu Ihrem heutigen Geburtstag, 
wünsche Ihnen alles Gute für den weiteren Lebens-
weg, die politische Arbeit und dass Sie heute noch 
einen schönen Tag – auch im Kreise Ihrer Familie 
und Ihrer Freunde – verbringen können. Herzlichen 
Glückwunsch!  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Lassen Sie mich, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
gleich mit den Glückwünschen fortfahren. Ich möchte 
Ihnen gerne Folgendes mitteilen und im Namen von 
uns allen Herrn Kollegen Jostmeier unsere Glück-
wünsche aussprechen: Durch Verbalnote des Aus-
wärtigen Amtes an das Land Nordrhein-Westfalen 
vom Februar dieses Jahres ist unser Kollege Werner 
Jostmeier von der CDU-Fraktion offiziell zum Hono-
rarkonsul der Republik Bulgarien und zum Leiter 
der honorarkonsularischen Vertretung für den 
Konsularbezirk Nordrhein-Westfalen ernannt 
worden.  

Lieber Herr Kollege Jostmeier, wir hatten gestern 
Gelegenheit, uns ganz kurz dazu auszutauschen. 
Aber es ist mir wirklich eine besondere Freude, dies 
den Kolleginnen und Kollegen vor der Plenarsitzung 
bekannt zu geben. Wir gratulieren Ihnen sehr herz-
lich und wünschen Ihnen für dieses verantwortungs-
volle Ehrenamt Glück und Erfolg. Jedes Engage-
ment, Herr Kollege Jostmeier, das stabilisierend in-
nerhalb der Europäischen Union und speziell auf den 
Balkan wirkt, können wir nur begrüßen und unterstüt-
zen. Herzlichen Glückwunsch und von Herzen alles 
Gute!  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Als Letztes, liebe Kolleginnen und Kollegen, möchte 
ich Ihnen vor Eintritt in die Tagesordnung noch fol-
genden Hinweis geben:  

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 
31. Januar 2016 die Haushaltssatzung des Lan-
desverbandes Lippe für das Haushaltsjahr 2016 
sowie zwei Durchschriften des Genehmigungser-
lasses des Ministeriums für Inneres und Kommu-
nales zugesandt. Gemäß § 10 des Gesetzes über 
den Landesverband Lippe bitte ich um Kenntnis-
nahme. – Diese stelle ich hiermit fest. Die Unterlagen 
können, wie Sie wissen, im Archiv eingesehen wer-
den.  

Mit diesen Glückwünschen und Vorbemerkungen 
treten wir in die Beratung der heutigen Tagesord-
nung ein.  

Ich rufe auf:  

1 Rasant steigende Kinderarmut in Nordrhein-
Westfalen – was sind die Schlüsse der Lan-
desregierung aus den jüngst erschienenen 
Studien des Kinderschutzbundes, des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands und der Hans-
Böckler-Stiftung? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11286 

Die Fraktion der CDU hat mit Schreiben vom 29. Feb-
ruar 2016 gemäß § 95 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
zu der genannten aktuellen Frage der Landespolitik 
eine Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden CDU-
Fraktion Herrn Kollegen Laschet das Wort.  

Armin Laschet (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Tagesordnungspunkt 
heißt „Aktuelle Stunde“. Aber manchmal heißen Ta-
gesordnungspunkte „Aktuelle Stunde“, ohne aktuell 
zu sein. Selten diskutieren wir in diesem Landtag ak-
tuellere Themen als das heutige Thema.  

Wir haben heute Morgen bzw. gestern die Zahlen der 
Agentur für Arbeit bekommen. Die Arbeitslosigkeit 
sinkt in ganz Deutschland. Sie sinkt im Vergleich zum 
Februar vor einem Jahr. Sie sinkt in Deutschland so-
gar von Januar zu Februar – eine eher ungewöhnli-
che Entwicklung, die aber zeigt, wie stark die Wirt-
schaft in Deutschland ist. – Aber in Nordrhein-West-
falen steigt sie von Januar zu Februar erneut.  

In dieser Lage haben wir in den letzten Tagen Be-
richte völlig unabhängiger Institutionen bekommen, 
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die die Kinderarmut in Nordrhein-Westfalen analy-
siert haben.  

Kinderarmut sollte eines der Hauptprojekte dieser 
Regierung sein. „Kein Kind zurücklassen!“ Dieser 
von George W. Bush stammende übersetzte Spruch 
der Ministerpräsidentin war das Leitmotiv, an dem 
man sich messen lassen wollte.  

„Kein Kind zurücklassen!“ – Dafür hat man Milliarden 
Schulden gemacht. Dafür ist man viermal vor dem 
Landesverfassungsgericht gelandet. Man ist da ge-
landet, weil die Begründung war: Wir wollen einen 
neuen Begriff von Investitionen. Investitionen, das ist 
nicht das Klassische. Kinderarmut bekämpfen ist un-
ser Maßstab. Das sind Investitionen in die Zukunft.  

(Beifall von der CDU) 

Deshalb ist es bemerkenswert, dass der Kinder-
schutzbund jetzt sagt: In Nordrhein-Westfalen sind 
immer mehr Regionen von Kinderarmut geprägt. Der 
Paritätische Wohlfahrtsverband sagt: In keinem an-
deren westdeutschen Flächenland ist die allgemeine 
Armutsquote so stark angestiegen wie in Nordrhein-
Westfalen. Ich zitiere aus dem Bericht des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbandes: „Nordrhein-Westfalen 
ist damit das Bundesland, das in der mehrjährigen 
Sicht die schlechteste Entwicklung zeigt.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist aktuell, das 
ist alarmierend. Deshalb müssen Sie endlich wach 
werden und eine Kursänderung in diesem Land ein-
leiten! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Hans-Böckler-Stiftung, die nun wirklich nicht der 
Union nahesteht – es ist eine gewerkschaftsnahe In-
stitution –, sagt: In keinem anderen Bundesland ist 
die Kinderarmutsquote seit 2010 so gestiegen wie in 
Nordrhein-Westfalen. – Zur Erinnerung: 2010 war 
das Ende der Regierungszeit von Jürgen Rüttgers. 
Danach sollte alles besser werden. Die Hans-Böck-
ler-Stiftung attestiert: Für die Kinder in Nordrhein-
Westfalen ist alles schlimmer geworden. – Und das 
ist nicht gut! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Hans-Böckler-Stiftung gibt auch die Antwort auf 
die Frage: Was kann man denn da tun? – Man kann 
das machen, was wir hier seit Langem sagen: Es 
geht nicht um Modellprojekte. Es geht nicht darum, 
sich mit Frau Liz Mohn und der Bertelsmann Stiftung 
in zwölf Modellkommunen hinzustellen, die eh schon 
gute Arbeit machen, und zu sagen: Hier machen wir 
jetzt mal Prävention. Vielmehr geht es darum, mehr 
Menschen in Beschäftigung zu bringen. Arbeit, Ar-
beit, Arbeit – das muss der Schwerpunkt sein!  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Unsere Kritik hierzu ist: Natürlich muss man immer 
Ökologie und Ökonomie miteinander abwägen. Un-
ser Eindruck aber ist: Die Ökonomie bzw. die Arbeits-
plätze – in der Emscher-Lippe-Region oder wo auch 
immer in diesem Land – sind immer nur zweiter 
Schwerpunkt Ihrer Politik. Wenn es so ist, dass bei 
uns die Kinderarmut so zunimmt, muss ab sofort – 
vielleicht ähnlich wie bei der inneren Sicherheit – ein 
15-Punkte-Programm her, in dem Sie sagen: Die 
letzten sechs Jahre ist es falsch gelaufen, jetzt küm-
mern wir uns um Wirtschaftspolitik, um Arbeit in 
Nordrhein-Westfalen. Das wäre ein gutes Signal. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist der eine Teil. Das bedeutet, dass man sich 
den Landesentwicklungsplan einmal im Hinblick da-
rauf anschaut: Wie schaffen wir mehr Arbeit? Alle 
Gesetze und Regulierungen sollten unter dem As-
pekt angeschaut werden: Wie können wir mehr Ar-
beit in Nordrhein-Westfalen ermöglichen? Wenn Sie 
das tun, tun Sie das, was Ihnen die Hans-Böckler-
Stiftung empfiehlt, nämlich mehr für Arbeitsplätze zu 
tun.  

Ein Zweites, Frau stellvertretende Ministerpräsiden-
tin: Die Bildungspolitik ist das zweite Element. Jede 
Stunde Unterrichtsausfall ist für die Kinder, denen die 
Eltern nicht helfen können – wo nicht Nachhilfe be-
reitsteht und wo es keine Helikoptereltern gibt, die 
sich von morgens bis abends um das Kind küm-
mern –, ein Anschlag auf die Bildungschancen dieser 
Kinder, Frau Löhrmann. Es ist ein Anschlag! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn die Bildungschancen schlecht sind, befördert 
genau das die Kinderarmut.  

Wir erfahren hier inzwischen von Eigeninitiativen der 
Eltern, die den Unterrichtsausfall messen, weil das 
Land es nicht mehr macht, weil Sie nicht bereit sind, 
überall wirklich digital den Unterrichtsausfall zu mes-
sen und dann Abhilfe zu schaffen.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das ist doch Unfug! –
Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

– Frau Asch, jede Stunde Unterrichtsausfall ist 
schlecht. Egal, wie man parteipolitisch motiviert ist, 
muss man das attestieren.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Andrea Asch [GRÜNE]) 

– Frau Asch, wir kennen uns ja aus langen Debatten 
in unterschiedlichen Rollen. Wenn Sie bei Ihrer 
Rede, die Sie gleich halten werden, nur einmal eine 
Zehntelsekunde lang den Maßstab anlegen, den Sie 
an mich und an die Regierung Rüttgers angelegt ha-
ben, nur eine Zehntelsekunde,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

und dann über Kinderarmut sprechen, dann wird das 
eine bittere Bilanz für diese Regierung.  
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Wir haben damals gerungen, und es war nicht opti-
mal. Aber Ihnen sollte zu denken geben, dass alle 
Analysen sagen: Heute ist es schlimmer als 2010. 
Wir sehnen uns zurück nach einer Zeit, in der sich 
um Bildung gekümmert wurde!  

(Anhaltender lebhafter Beifall von der CDU 
und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Laschet. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Scheffler. 

Michael Scheffler (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mich 
eben sehr gewundert, dass sich Herr Kollege La-
schet bei dem Thema „Bildungspolitik, Bildungsar-
beit“ hier so aufgeblasen hat. Da hat eben der Vater 
des Kinderbildungsgesetzes gesprochen. Ich 
glaube, das war der größte Kollateralschaden, den 
wir bisher im Bereich der frühkindlichen Bildung in 
Nordrhein-Westfalen gehabt haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet, ich empfehle Ihnen, nicht nur 
in Talkshows herumzusitzen, 

(Zurufe von der CDU) 

sondern auch einmal in Kindertageseinrichtungen zu 
gehen und mit Erzieherinnen zu sprechen, die unter 
Ihrem Werk immer noch zu leiden haben. Dann wer-
den die Ihnen etwas zur frühkindlichen Bildung er-
zählen. Das gebe ich Ihnen schriftlich. 

(Beifall von der SPD) 

Ich kann Ihnen nur sagen, dass ich als Geschäftsfüh-
rer, der auch für Kindertageseinrichtungen zuständig 
war, als Ihr Gesetz umgesetzt werden musste, viele 
schlaflose Nächte hatte, weil ich nicht wusste, wie ich 
die beschäftigten Frauen weiter halten kann, die da-
mals bei uns beschäftigt waren. Das müssen Sie sich 
ins Stammbuch schreiben lassen. Und das macht 
auch einen Teil Ihrer Glaubwürdigkeit aus. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Jetzt will ich gerne etwas zum Thema „Arbeitslosig-
keit“ sagen. Wenn man einen Monat betrachtet, sieht 
das natürlich immer so aus, wie man das gerne 
möchte. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Es sieht so aus, 
wie es aussieht!) 

Ich empfehle Ihnen aber, die letzten Monate insge-
samt zu betrachten. In dieser Zeit hat auch die Ar-
beitslosigkeit in Nordrhein-Westfalen abgenommen. 
Wir haben jetzt eine Situation, wie sie meistens zwei-

mal im Jahr auftritt, dass Bildungsabschlüsse im Zu-
sammenhang mit den Ausbildungsverträgen ge-
macht worden sind. 

(Armin Laschet [CDU]: Das ist überall so!) 

Das wirkt sich natürlich entsprechend auf die Arbeits-
losigkeit aus, und das wird sich auch wieder entspre-
chend regulieren. Wir haben alleine von 2014 bis 
2015 in Nordrhein-Westfalen 159.000 zusätzliche so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse zu verzeichnen. Ich finde, Herr Kollege La-
schet, darüber sollten wir uns gemeinsam freuen und 
das nicht schlechtreden. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Kollege Laschet, zur gesamten Wahrheit gehört 
natürlich auch, dass wir in Deutschland – den ent-
sprechenden Anteil davon in Nordrhein-Westfalen – 
60.000 Aufstocker weniger haben, weil wir von der 
SPD es in der Bundeskoalition gegen den erklärten 
Willen der CDU und CSU geschafft haben, das 
Thema „Mindestlohn“ durchzusetzen und dafür zu 
sorgen, dass Menschen mindestens 8,50 € die 
Stunde verdienen. Ich kann Ihnen sagen: Darauf, 
dass uns das gelungen ist, sind wir als Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten auch stolz! 

(Beifall von der SPD – Lutz Lienenkämper 
[CDU]: Sind Sie auch auf die Kinderarmut 
stolz?) 

Dann müssen Sie sich auch noch eines ins Stamm-
buch schreiben lassen: Die Haushaltsverhandlungen 
in diesem Haus liegen noch nicht so lange zurück. 
Wenn Sie von Bildung und frühkindlicher Bildung re-
den, dann frage ich mich, warum Ihre Fraktion bean-
tragt hat, über 160 Millionen € für das beitragsfreie 
letzte Kindergartenjahr im Landeshaushalt zu strei-
chen. Herr Laschet, was soll der Quatsch? 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Armin Laschet [CDU]: 50 % 
sind beitragsfrei! – Weitere Zurufe von der 
CDU) 

– Jetzt seien Sie einmal still! 

(Lachen von der CDU und der FDP) 

Herr Laschet, von diesem beitragsfreien letzten Kin-
dergartenjahr profitieren insbesondere die Personen-
gruppen und Menschen, die Niedriglohn verdienen  

(Zurufe von der CDU) 

– jetzt hören Sie mal weiter zu! –, und insbesondere 
die Personen, die mit ihrem Verdienst ein Stückchen 
über den Sätzen liegen, sodass es angerechnet wird 
und sie Kindergartenbeiträge zahlen müssen. 

(Beifall von der SPD) 
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In diesen Haushalten macht das eine ganze Menge 
aus, ob man im Monat 100 oder 130 € mehr oder we-
niger hat. Das ist manchmal dafür entscheidend, ob 
sie im Monat über die Runden kommen. Das ist so-
zialdemokratische Politik, und auch darauf sind wir 
stolz, Herr Laschet! 

(Beifall von der SPD) 

Darüber hinaus sind wir froh, dass es uns gelungen 
ist, die Niedriglöhne in Nordrhein-Westfalen zurück-
zudrängen, sodass die Menschen in Nordrhein-
Westfalen und im Bund mehr Geld verdienen und zur 
Verfügung haben.  

Auf Bundesebene gibt es noch eine andere Bau-
stelle, die heute Nachmittag eine Rolle spielen wird, 
nämlich das Thema „Werkverträge und Leiharbeit“. 

(Hendrik Schmitz [CDU]: Was hat das mit Kin-
derarmut zu tun?) 

Auch da erleben wir im Moment, dass Sie zur Ver-
besserung der Situation der Menschen eher hinder-
lich sind, als bereit zu sein, die entsprechende Unter-
stützung zu gewähren. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Ich würde mich freuen, wenn es Ihnen gelingen 
würde, Ihre Schwesterpartei aus Bayern endlich ein-
mal an die Kandare zu nehmen. 

(Klaus Kaiser [CDU]: Da ist aber auch alles 
drin!) 

Das gelingt Ihnen in anderen Fällen ja nicht, und es 
wird Ihnen hier wahrscheinlich auch nicht gelingen. 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Laschet 
sagt, dass sich viele Menschen in Nordrhein-Westfa-
len die Regierung Rüttgers zurückwünschen. Das ist, 
würde ich behaupten, eine kleine und zu vernachläs-
sigende Minderheit. Ich kenne keinen, der sich diese 
Zeiten zurückwünscht, wo Politik nicht auf Augen-
höhe, nicht für die Menschen gemacht worden ist.  

Ich kann Ihnen zum Abschluss eines ganz klar sa-
gen, meine Damen und Herren: Ich habe in vielen 
Bereichen den Eindruck, dass, wenn es darum geht, 
Politik für die Menschen zu machen, Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, bei Ihnen die schwarze Null im Vor-
dergrund steht. Bei uns, bei der SPD, steht die Politik 
für Menschen im Vordergrund. Und das ist das Ent-
scheidende. – Danke schön für die Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender lebhafter Beifall von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Scheffler. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frage, 
die die CDU heute aufwirft, ist wahrlich gut: Welche 
Schlüsse zieht die Landesregierung aus den empiri-
schen Erkenntnissen, die ihr ein Versagen in ihrem 
angeblichem Kernbereich bescheinigen?  

Denn darum geht es. Für eine Landesregierung, die 
von Beginn an das Mantra „Kein Kind zurückzulas-
sen!“ vor sich herträgt, ist die Armutsbekämpfung ein 
Pflichtprogramm. Wir haben keine großen Erwartun-
gen an Sie gehabt, was das Thema Wirtschafts- und 
Industriepolitik angeht, aber wir hatten die Erwartung, 
dass Sie eine exzellente Sozialpolitik machen wür-
den.  

Und nach sechs Jahren im Amt müssen wir feststel-
len, dass Sie keinerlei durchschlagende Erfolge vor-
zuweisen haben und noch nicht einmal erste Ansätze 
präsentieren können. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir stellen aber tatsäch-
lich fest: Die Kinderarmut sinkt nicht. Sie steigt – und 
das besonders stark in dem Bundesland, in dem eine 
rot-grüne Landesregierung genau dieses Thema zu 
ihrem Kernanliegen gemacht hat. Das ist nicht nur 
peinlich, das ist auch unverantwortlich, weil Sie Hoff-
nungen geweckt haben, die Sie nun enttäuschen.  

Da die Ministerpräsidentin selbst mit dem Leitsatz 
„Kein Kind zurücklassen!“ angetreten ist, ist das auch 
ganz persönlich ihr Versagen. Aus Hannelore Kraft, 
die Sich-Kümmernde, wurde erst Hannelore Kraft, 
die Schuldenkönigin, und nun wird sie Hannelore 
Kraft, die Enttäuschende. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Kinderarmut – das wissen wir alle – hat zwei tragi-
sche Elemente: zum einen den Status quo, der eine 
gesellschaftliche Teilhabe verhindert, der Familien 
an ihren Träumen scheitern lässt, der Kinder ab-
hängt, und zum andern – und das ist fast noch tragi-
scher – die Perspektivlosigkeit. Wir wissen: Wer 
heute in Armut aufwächst, wird wahrscheinlich auch 
arm bleiben. Oder, in Ihrer Sprache ausgedrückt: 
Wer als Kind zurückgelassen wird, bleibt zurück. Die 
politische Aufgabe sollte also jedem klar sein: Es 
geht darum, Perspektiven zu schaffen. 

(Beifall von der FDP) 

Die von der CDU angesprochenen Studien verdeut-
lichen noch einmal das Problem. Die richtigen 
Schlüsse hätte man natürlich schon längst ziehen 
können, weil der Befund ja nicht neu ist. Aber nach 
sechs Jahren Rot-Grün in diesem Land dürfen wir 
nun feststellen: Es ist kaum etwas passiert, im Ge-
genteil: Es ist schlimmer geworden. Ein Viertel der 
Kinder, 25 % der Kinder in diesem Land leben in Ar-
mut. Jedes dritte Kind im Ruhrgebiet lebt von Hartz 
IV. Was ist Ihr Konzept dagegen?  
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Ihr großes Projekt war: „Kein Kind zurücklassen!“ – 
einige Modellprojekte in den Kommunen. Ein guter 
Ansatz, keine Frage. Aber was passiert dort? Tat-
sächlich wenig, was Sie sich anrechnen können. In 
das Projekt sind kaum investive Mittel des Landes 
geflossen. Das ersetzt natürlich auch keine Struktur-
verbesserungen, die flächendeckend dringend nötig 
wären.  

Da, wo eigene Mittel reinfließen – es ist unbestritten, 
dass das Land auch in soziale, in Präventionspro-
jekte investiert –, darf man dann, wenn am Ende stei-
gende Armutsquoten stehen, feststellen, dass hier ir-
gendetwas nicht richtig funktioniert. Offenbar kom-
men die Mittel nicht da an, wo sie gebraucht werden. 
Offenbar wirken sie nicht so wie beabsichtigt. 

Meine Damen und Herren, Wirksamkeit ist ein Be-
griff, mit dem Rot-Grün eh nichts anfangen kann. Seit 
Langem fordern wir Sie auf, die familienpolitischen 
Leistungen zu evaluieren. Dann würden wir ganz ge-
nau wissen, wie welche Maßnahmen, wie welches 
Projekt wirkt, wo es Nachsteuerungsbedarf gibt, wo 
man Mittel sparen kann und wo man mehr Mittel in-
vestieren muss. Das wäre eine vernünftige und kluge 
Politik.  

Frau Ministerin Kampmann, das hätte auch Ihr guter 
Einstieg in die Regierung sein können, mal ganz ehr-
lich zu schauen: Was läuft gut, und was läuft nicht so 
gut? Stattdessen machen Sie da weiter, wo Ihre Vor-
gängerin aufgehört hat: bei der Politik der Ankündi-
gung. Allerdings werden Sie am Ende daran gemes-
sen werden. Ein Modellprojekt zur Armutsprävention, 
das Ihre Vorgängerin auf den Weg gebracht hat, das 
die Ministerpräsidentin durch alle Talkshows ge-
schleppt hat – das wird wohl etwas dürftig sein. 

Also, evaluieren wollen Sie nicht, übrigens auch 
grundsätzlich nicht – das stand sogar im Kinderbil-
dungsgesetz. Da haben Sie sich auch verweigert, 
was ich als falsch, feige und fortschrittfeindlich emp-
finde. Aber man könnte ja annehmen, dass Sie dann 
bei den Dingen richtig Gas geben, die völlig unstrittig 
sind. 

Denn eines wissen wir alle: Die beste Armutspräven-
tion, der beste Weg aus der Armut heraus ist Bildung. 
Wenn Sie also eine gute Bildungspolitik machen wür-
den, dann wäre das schon die halbe Miete. Aber 
auch das läuft ja nicht. Noch immer ist die Durchläs-
sigkeit des Bildungssystems schlecht. Wer unten ein-
steigt, hat kaum Chancen aufzusteigen. 

Und dass dann vor einigen Tagen schlechte Zeug-
nisse von Eltern und Lehrern an die Landesregierung 
verteilt wurden – wen wundert das denn noch? Eine 
„Vier minus“ ist aber für ein Land, das Aufstieg will, 
das Kinder fördern will, das Wohlstand sichern will, 
viel zu wenig. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Es fängt schon ganz vorne bei den Kleinsten an. Statt 
alles in Qualität, in beste Bildung zu investieren, ha-
ben Sie ein teures Wahlgeschenk gemacht. Herr 
Scheffler, wer profitiert denn vom beitragsfreien Kin-
dergartenjahr? Das sind doch nicht die armen Kin-
der. Es geht kein Kind zusätzlich in den Kindergarten. 
Es ist ausschließlich ein Programm für Besserverdie-
ner in diesem Land. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Es hat nichts mit einer guten Bildung in Nordrhein-
Westfalen zu tun! 

Herr Scheffler, wenn Sie Kinder gerade aus bedürfti-
gen, aus bildungsschwachen Haushalten fördern 
wollen, dann müssen Sie endlich einen qualitativ 
hochwertigen und flächendeckenden Ganztag auf 
den Weg bringen. Wenn Sie etwas gegen Arbeitslo-
sigkeit, das größte Armutsrisiko, tun wollen, dann 
müssen Sie den Arbeitsmarkt in Schwung bringen 
und kein Tariftreuegesetz einbringen. Das wäre eine 
Maßnahme.  

Wenn Sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
stärken möchten, dann müssen Sie dort anpacken. 
Sie haben es in sechs Jahren versäumt, über 24-Stun-
den-Kitas, über Rand-Betreuung zu sprechen, um Be-
darfe für Alleinerziehende zu berücksichtigen, die die-
sen Bedarf haben. Eine Krankenschwester hat in 
Nordrhein-Westfalen keine Möglichkeit, Familie und 
Beruf zu vereinbaren, weil Sie sich aus ideologischen 
Gründen dieser Debatte verweigern. So sieht es hier 
in Nordrhein-Westfalen aus. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sozialen Auf-
stieg ermöglichen wollen, dann dürfen Sie das auch 
nicht mit dem Steuertarif verhindern. Herr Hilgers 
vom Kinderschutzbund hat es angesprochen. Den 
Abbau der kalten Progression hätten Sie über den 
Bundesrat einbringen und so gerade kleine und mitt-
lere Einkommen entlasten und damit den Arbeits-
markt beleben können. 

Meine Damen und Herren, das hätten Sie alles tun 
können. Das alles könnten Sie tun. Und das alles 
müssten Sie tun. Das ständige Wiederholen Ihres 
Mantras „Kein Kind zurücklassen!“ hat sich abge-
nutzt. Deshalb bleibt die Frage richtig und wartet auf 
eine Antwort: Was für Schlüsse zieht die Landesre-
gierung aus dieser katastrophalen Situation? – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Hafke. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Kollegin Asch. 
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Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Union fragt heute in 
der Aktuellen Stunde nach den Schlüssen aus den 
neuen Kinderarmutsstudien. Ich sage: Ja, wir müs-
sen darüber diskutieren, ausführlich, ernsthaft und 
mit offenem Visier. Aber vor allen Dingen müssen wir 
faktenbasiert darüber sprechen. 

Herr Laschet, zu den Fakten gehören die Armutsbe-
richte, die die verschiedenen Fachverbände vorge-
legt haben. Ich fordere Sie dazu auf, sie einmal aus-
führlich zu lesen. Aber das wissen wir ja schon aus 
Ihrer Zeit als Minister. Das ausführliche Studieren 
von Akten war noch nie Ihre Sache.  

(Widerspruch von der CDU) 

Wenn Sie es ausführlich lesen würden, dann könnten 
Sie feststellen, dass die Kinderarmut seit dem Jahr 
2006 angestiegen ist. Wir wissen – ich erinnere mich 
ungern an diese Zeit –, dass die Regierungsverant-
wortung in den Jahren 2005 bis 2010 leider in den 
Händen von CDU und FDP lag. Das sind die Fakten. 
Diese Wahrheit können Sie hier nicht einfach unter-
schlagen.  

(Zurufe von der CDU) 

Wir müssen über die grundlegenden Ursachen von 
Kinderarmut reden. Dazu fordere ich die Union auf. 
Der Bericht sagt sehr eindeutig, dass es – wen wun-
dert es? – die materielle Armut der Familien ist. 

Meine Damen und Herren, wir müssen doch über die 
Lösungswege diskutieren, die uns die Fachleute in 
dem Armutsbericht aufzeigen. Da ist nachzulesen, 
dass die Einkommen das zentrale Mittel für Teilhabe- 
und Verwirklichungschancen darstellen. Daraus lei-
ten die Fachverbände vier Hauptforderungen ab. 

Erstens: mehr Umverteilung von oben nach unten. 

Zweitens: gerechtere Besteuerung von hohen Ein-
kommen. 

Drittens: bedarfsgerechte Regelsätze für Kinder als 
kurzfristige Maßnahme. 

Viertens: eine Kindergrundsicherung als langfristige 
Maßnahme.  

Das sind die großen Stellschrauben, die uns die 
Fachverbände hier aufgeben. Darüber brauchen wir 
eine ernsthafte Debatte, meine Damen und Herren.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Deswegen rufe ich auch die CDU auf: Machen Sie es 
sich nicht so einfach! Ducken Sie sich nicht weg!  

Ich frage: Wie stehen Sie denn genau zu den Lö-
sungsansätzen der Fachverbände? Ich frage Sie 
auch: Wo sind die Initiativen der starken NRW-CDU, 
die doch sozialer sein will als andere in Nordrhein-
Westfalen und natürlich als die Ellenbogenpartei 
FDP? Wo ist denn der Druck, den Ihre zahlenmäßig 

starke Landesgruppe in Berlin macht? Wo sind die 
Initiativen der von Ihnen geführten Bundesregierung 
gegen Kinderarmut? Vor allen Dingen frage ich Sie 
ganz konkret – das sind Sie uns heute Morgen wie 
immer schuldig geblieben, Herr Laschet –: Wo sind 
denn die Aktivitäten der CDU-Fraktion, der größten 
Oppositionsfraktion hier im Landtag? Wo sind Ihre 
Konzepte? Wo sind Ihre Lösungsvorschläge?  

(Zurufe von der CDU) 

Meine Damen und Herren, wer über die Armutsbe-
richte diskutieren will und über solche Fragen und die 
Lösungen schweigt, der führt keine ernsthafte De-
batte, sondern nur Scheingefechte.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Dabei ist das Thema sehr wichtig und brennend ak-
tuell. Ja, es ist nicht hinnehmbar, dass in einem der 
reichsten Länder der Welt Kinder in Armut aufwach-
sen müssen; denn die Kinder können aus eigener 
Kraft nichts an ihrer prekären Lage ändern. Nur zu 
oft – das wissen wir – müssen sie ihr Leben lang die 
Folgen tragen. Weil wir die Zusammenhänge ken-
nen, steht die Bekämpfung der Kinderarmut ganz 
oben auf der Prioritätenliste der rot-grünen Koalition.  

(Zurufe von der CDU) 

Seit dem Jahr 2010 – vielleicht hören Sie mal zu, 
wenn Sie sich nicht mehr erinnern – haben wir eine 
ganze Reihe von Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht.  

(Zurufe von der CDU) 

Mit dem Zweiten KiBiz-Änderungsgesetz haben wir 
wie schon mit dem Ersten das korrigiert, was Sie als 
Familienminister in der Kitalandschaft an verbrannter 
Erde hinterlassen haben, Herr Laschet. Das ist die 
Wahrheit.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben speziell für die benachteiligten Kinder die 
plusKITA geschaffen. 45 Millionen € nehmen wir zu-
sätzlich in die Hand, um den Kindern mehr frühe Bil-
dung und Förderung zu ermöglichen. Wir finanzieren 
den Gebührenerlass in der Familienbildung für be-
nachteiligte Familien. Wir haben das Modell „Kein 
Kind zurücklassen!“ auf den Weg gebracht, um ge-
meinsam mit den Kommunen Präventionsketten auf-
zubauen. Wir haben 2013 das Handlungskonzept 
gegen Armut und soziale Ausgrenzung beschlossen. 
Im Sommer 2015 hat NRW das Programm „NRW 
hält zusammen“ gestartet, auch hier mit dem 
Schwerpunkt Armutsbekämpfung.  

Dann haben wir noch ein Weiteres gemacht, um die 
Fehler der Bundesregierung auszumerzen: Wir ha-
ben die Schulsozialarbeit mit 47 Millionen € weiterfi-
nanziert. Ihre Bundesregierung hat sich geweigert, 
das fortzuschreiben.  
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das alles sind wichtige und notwendige Maßnah-
men, die aber in der Tat langfristig wirken. Wie hat 
sich die CDU verhalten, als wir diese Maßnahmen für 
die Kinder, für die benachteiligten Familien beschlos-
sen haben? PlusKITA – NRW-CDU ist dagegen. Un-
ser Haushaltsantrag zur Beitragsfreiheit der Famili-
enbildung – NRW-CDU ist dagegen. Stattdessen for-
dern Sie – das ist besonders bitter –, dass 20 % aller 
freiwilligen Leistungen in der Familienhilfe gestrichen 
werden. Das ist Ihre Politik gegen Familien und Kin-
der. Das ist nicht hilfreich, sondern durch solche 
Maßnahmen wird die Kinderarmut noch weiter wach-
sen.  

(Beifall von den GRÜNEN und Eva Voigt-Küp-
pers [SPD]) 

Meine Damen und Herren von der Union, beim 
Kampf gegen die Armut haben Sie weder im Bund 
noch im Land etwas zu bieten. Sie sind hier nicht nur 
bei null, Sie sind tief im Minusbereich. Gerade des-
wegen finde ich es ganz schön mutig, um nicht zu 
sagen, tollkühn, dass Sie diese Aktuelle Stunde be-
antragt haben. Ich fordere Sie auf: Kochen Sie nicht 
auf dem Rücken von Kindern und Familien Ihre par-
teipolitischen Süppchen. Wir brauchen eine gemein-
same Anstrengung von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Das ist der Weg.  

(Beifall von Jutta Velte [GRÜNE]) 

Nur so können wir die Kinderarmut wirkungsvoll be-
kämpfen. Zu diesem gemeinsamen Weg lade ich 
auch die CDU-Fraktion sehr herzlich ein. – Ich danke 
Ihnen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Für die Piraten spricht jetzt Herr Kol-
lege Wegner. 

Olaf Wegner (PIRATEN): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Menschen im 
Stream und auf der Tribüne! Das, was ich hier mitbe-
kommen muss, finde ich sehr schade. Ich hatte mich 
eigentlich gefreut, als ich den Titel des Antrags der 
CDU gelesen habe, und gedacht, dass heute wirklich 
über das Problem der Kinderarmut geredet wird.  

Das Wort oder überhaupt das Problem „Kinderarmut“ 
ist zwar immer mal wieder erwähnt worden, aber alle 
Redner, die bis jetzt hierzu gesprochen haben – eine 
kleine Ausnahme bildet Frau Asch, das muss ich ihr 
zugutehalten –, haben diesen Begriff immer nur als 
Aufhänger genommen, um irgendwelche anderen 
Programme, die die Regierung auf den Weg ge-
bracht hat, zu verteidigen, die nicht direkt etwas mit 
der Kinderarmut zu tun haben. 

Die Opposition, vor allem die CDU, hat auch nur auf 
der Regierung herumgehauen, ohne konkrete Vor-
schläge zu machen, wie die Kinderarmut in diesem 
Land wirklich zu bekämpfen ist.  

Ich muss Frau Asch recht geben. Es ist ein Skandal, 
dass es im reichen Deutschland überhaupt arme Kin-
der gibt. Aber das ist kein spezielles Problem von 
Nordrhein-Westfalen, sondern das ist ein gesamt-
deutsches Problem. 

Sie hatten es schon gesagt: Die Arbeitslosenzahlen 
sinken, aber die Kinderarmut in Deutschland nimmt 
zu. Natürlich nimmt sie in Nordrhein-Westfalen dann 
auch stärker zu, wo die Arbeitslosenzahlen nicht so 
stark sinken oder auch steigen. Das ist nicht die 
Frage. Aber die Diskrepanz zwischen einer steigen-
den Zahl nicht arbeitsloser Menschen und Kinderar-
mut ist doch wohl offensichtlich. 

Kommen wir noch einmal zum Titel zurück. Sie fra-
gen: Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus 
den Berichten über die Kinderarmut? Das wissen wir 
noch nicht. Die Landesregierung wird gleich etwas 
dazu sagen. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Das weiß die 
auch nicht!) 

Ich hoffe, dass sie ein bisschen mehr sagt, als zurzeit 
die regierungstragenden Fraktionen, die auf das 
Thema“ Kinderarmut“ – zumindest Herr Scheffler – 
meiner Meinung nach nicht eingegangen sind. Wie 
gesagt, die Antworten der Regierung kennen wir 
noch nicht. Ich kann nur die Antworten geben, die wir 
Piraten aus diesen Berichten ziehen. 

Der Umstand der Kinderarmut ist auf einer Ebene 
ohne Probleme sofort zu beheben. Genau die Emp-
fehlungen stehen auch in den Berichten. Wir brau-
chen eine Kindergrundsicherung in Form eines Kin-
dergrundeinkommens, sodass jedem Kind ein be-
stimmter Betrag zur Verfügung gestellt wird, der 
ihnen die soziokulturelle Teilhabe ermöglicht. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Jetzt schaue ich zu Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von CDU und SPD. Ihre Parteifreunde und 
Parteifreundinnen auf Bundesebene könnten die 
Kinderarmut, wenn sie es nur wollten, von heute auf 
morgen beenden. Die Zahlen sind bekannt – das ist 
ganz klar –: Es sind um 550 € für jedes Kind – ohne 
weiterhin Kindergeld zu zahlen –, um die soziokultu-
relle Teilhabe in diesem Land zu sichern. 

Allerdings stimmt das nicht ganz; auch diese Rech-
nung ist uns vor Kurzem in der Enquetekommission 
aufgemacht worden. Selbst wenn wir jedem Kind ge-
nug Geld für sein auf sich bezogenes soziokulturelles 
Existenzminimum geben, heißt das nicht, dass die 
Familie ausreichend versorgt ist. Kein Kind lebt al-
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leine, kein Kind muss einen Haushalt allein bestrei-
ten. Das heißt, es ist immer abhängig von dem Ge-
samthaushalt. 

Damit kommen wir schon zu dem nächsten Punkt, in 
dem die Piraten die Lösung sehen: Wir brauchen 
mindestens auch ein Grundeinkommen für Eltern. 
Denn eines muss uns klar sein: Die Existenzängste, 
die Eltern haben, übertragen sich immer auf das 
Kind. Was soll man machen? In einem Haushalt, in 
dem die Eltern zu wenig Geld haben, um an der Ge-
sellschaft teilzuhaben, wird es schwierig sein, das 
Kind zur Teilhabe zu animieren. 

Bei der Überlegung, wie wir die größten Probleme in 
diesem Land in den Griff bekommen, vor allem die 
sozialen Probleme, lautet die Antwort für die Piraten: 
ein garantiertes Einkommen für jeden Menschen in 
diesem Land. Ob Kind, ob Erwerbstätiger, ob Ar-
beitsloser, ob Rentner – jeder Mensch hat das glei-
che Recht, zu existieren, ob er für die Gesellschaft 
nützlich ist oder nicht. Denken Sie einmal darüber 
nach. Es gibt keine bessere Familienpolitik. Die Fa-
milien würden innerhalb der Gesellschaft so gut ge-
stellt, das würde auch den Kindern zugutekommen. 
So wären die Probleme innerhalb einer ganz kurzen 
Zeit – ich sage: innerhalb einer Legislaturperiode – 
zu lösen. 

Damit bin ich wieder bei Ihnen von der SPD und der 
CDU. Ich habe nicht das Gefühl, dass Sie diese 
Probleme wirklich lösen wollen, sondern Sie reden 
nur drum herum. Sie machen sich hier im Land ge-
genseitig fertig und wollen nicht in die Konfrontation 
mit dem Bund gehen. Dadurch, dass wir hier reden, 
ändert sich nichts für die Kinder in NRW, sondern das 
müsste ganz klar auf Bundesebene geregelt werden. 
Da sind Sie in der Verantwortung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von CDU und SPD, bzw. Ihre Partei-
freunde in Berlin. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wegner. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Schmeltzer. 

Rainer Schmeltzer, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Kinderarmut breitet sich aus. Jedes 
vierte Kind in Nordrhein-Westfalen wächst in Armut 
auf. Ja, das sind die Schlagzeilen. Aber das sind 
nicht die Schlagzeilen der letzten Wochen, sondern 
das sind die Schlagzeilen aus dem Jahr 2007, Herr 
Kollege Laschet. 

Im Jahr 2009 stellte der damalige Sozialminister 
Laumann in seinem Bericht zu prekären Lebensla-
gen von Kindern und Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen fest – ich zitiere –: 

„In Nordrhein-Westfalen leben rund 776.000 Kin-
der und Jugendliche in einem einkommensarmen 
Haushalt. Damit tragen Minderjährige ein über-
durchschnittlich hohes Armutsrisiko … (24,3 %).“ 

Es geht nicht darum, von Problemen abzulenken, es 
geht bei einem solchen Thema auch nicht um gegen-
seitige Schuldzuweisungen oder etwa – wie Sie es 
fast wöchentlich versuchen – um einen frühen Wahl-
kampf. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ich will zu den im Antrag benannten Studien nur so 
viel sagen: Unterschiedliche Methoden liefern natür-
lich auch unterschiedliche Zahlen. 

(Zuruf von Klaus Kaiser [CDU]) 

– Die Methode von Herrn Laumann ist die Methode, 
der wir uns auch bedienen. Dazu komme ich noch. 

2014 gab es in Nordrhein-Westfalen rund 2,9 Millio-
nen Personen unter 18 Jahren. Davon sind 637.000 
Kinder und Jugendliche von Armut betroffen. Die Ar-
mutsrisikoquote von Minderjährigen lag 2014 bei 
21,9 %. Diese Zahl ist vergleichbar mit der des Kol-
legen Laumann. Sie ist eindeutig zu hoch. Darüber 
sind wir uns alle einig, und darüber brauchen wir uns 
auch gar nicht zu streiten. 

Es handelt sich um Kinder und Jugendliche, deren 
Eltern geringqualifiziert sind, die mit einem alleiner-
ziehenden Elternteil aufwachsen, die aus einer kin-
derreichen Familie kommen, teilweise mit Migrati-
onshintergrund, oder deren Eltern arbeitslos sind. 
Das sind die wesentlichen Ursachen, Herr Kollege 
Wegner, und diese Ursachen muss man natürlich an-
gehen.  

Es kommt also darauf an, Kinderarmut vor allem als 
Ergebnis der Armut von Eltern zu begreifen. Kurz ge-
fasst: Eltern brauchen eine gute und sichere Er-
werbsarbeit. 

(Beifall von der SPD – Eva Voigt-Küppers 
[SPD]: Genau! – Michele Marsching 
[PIRATEN]: Was für ein Blödfug!) 

Vor dem Hintergrund dieser Analyse sollte es nicht 
verwundern, dass das Ruhrgebiet, das einem sol-
chen Strukturwandel unterworfen war und ist – Frau 
Thoben hatte den Strukturwandel sogar als abge-
schlossen angesehen –, besonders von Armut be-
troffen ist. Wir arbeiten daran, arbeitslose Menschen 
wieder in Beschäftigung zu bringen und junge Men-
schen erst gar nicht dem hohen Risiko von Arbeitslo-
sigkeit auszusetzen. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Wir fördern seit Anfang 2013 Projekte zur Verringe-
rung von Langzeitarbeitslosigkeit. In der letzten ESF-
Förderperiode wurden dadurch allein 1.100 Arbeits-
plätze zusätzlich geschaffen, und natürlich setzen wir 
das in der neuen Förderperiode fort. 
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Seit 2013 gibt es zudem die Landesinitiative „Faire 
Arbeit – Fairer Wettbewerb“, mit der wir uns für die 
Eindämmung prekärer Beschäftigung einsetzen. Ich 
wünschte mir Sie bei der Bekämpfung der prekären 
Beschäftigung dann und wann auch einmal an unse-
rer Seite. 

(Beifall von der SPD) 

Denn wir brauchen sichere Jobs, um Armut verhin-
dern zu können. Wir brauchen keine prekäre Be-
schäftigung. Insofern wäre eine überfällige Novelle 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes auch für 
das heutige Thema sehr hilfreich gewesen; darauf 
kommen wir heute Nachmittag noch zu sprechen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, um Arbeitslosigkeit zu 
verhindern, arbeiten wir präventiv. Darum machen 
wir ein Programm wie „Kein Abschluss ohne An-
schluss“, mit dem wir auf einem sehr guten Weg sind. 
Die kommunale Koordinierung steht flächende-
ckend. Ab dem Sommer werden wir alle achten Jahr-
gangsstufen mit der Berufsorientierung erreichen. 
Warum machen wir das? Damit sie wissen, was sie 
später machen wollen, nämlich schnell in Ausbildung 
oder in ein Studium zu kommen. Denn die Langzeit-
arbeitslosenquoten sind hoch: 80 % aller Langzeitar-
beitslosen haben keine Ausbildung. Deshalb müssen 
wir die jungen Leute schnellstmöglich darauf vorbe-
reiten. 

Der Armut ausschließlich mit Erwerbsbeteiligung zu 
begegnen, wäre aber leider zu einfach und würde der 
Komplexität des Themas nicht gerecht. Deswegen 
haben wir als Konsequenz aus unserem letzten Lan-
dessozialbericht die Landesinitiative „NRW hält zu-
sammen … für ein Leben ohne Armut und Ausgren-
zung“ ins Leben gerufen. 

Im Rahmen des Projektaufrufs „Starke Quartiere – 
starke Menschen“ stellen wir allein bis 2020 350 Mil-
lionen € an Mitteln aus den europäischen Struk-
turfonds für benachteiligte Quartiere und somit für 
benachteiligte Menschen zur Verfügung. 

Und: Seit 2015 unterstützen wir Kinder, Jugendliche 
und ihre Familien in benachteiligten Quartieren und 
verbessern damit Zugänge zu Beratungs-, Bildungs- 
und Gesundheitsangeboten. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Alles ohne Er-
folg! – Armin Laschet [CDU]: Was habt ihr 
denn gemacht? Was habt ihr denn erreicht?) 

– Haben Sie einmal auf die Jahreszahl geachtet? Be-
vor Sie dazwischenschreien, sollten Sie erst einmal 
überlegen, was Sie gehört haben. Aber scheinbar 
verstehen Sie es nicht, Herr Kollege Laschet. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Sie müssen erst 
überlegen, was Sie gesagt haben!) 

Mit dem Härtefallfonds „Alle Kinder essen mit“ unter-
stützen wir Kinder und Jugendliche, die an einer ge-
meinsamen Mittagsverpflegung teilnehmen, aber 
trotz sozialer Notlage aus dem Bildungs- und Teilha-
bepaket herausfallen. Derzeit profitieren 1.350 Kin-
der davon. 

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung 
findet sich definitiv nicht mit Armut ab. Sie tritt ihr mit 
vielfältigen Maßnahmen entschlossen entgegen. 
Herr Laschet, da Sie hier den Paritätischen zitiert ha-
ben, möchte auch ich aus der Pressemitteilung des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes zitieren – Zitat –: 

„Es ist Zeit für einen sozial- und steuerpolitischen 
Kurswechsel, um Armut zu bekämpfen und eine 
Verringerung sozialer Ungleichheit zu erreichen.“ 

Dieser Hinweis ging in Richtung Berlin. Statt zu la-
mentieren, lade ich Sie ein, uns zu unterstützen. 

(Armin Laschet [CDU]: Aber warum wird es 
hier schlimmer? Hier!) 

Vornehmlich wäre es hilfreich, wenn Sie einmal 
Herrn Bundesfinanzminister Schäuble erläutern wür-
den, dass die schwarze Null nichts wert ist, wenn die 
Versäumnisse des Bundes von den Ländern kom-
pensiert werden müssen 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Jochen Ott 
[SPD]) 

oder die Bürgerinnen und Bürger direkt darunter lei-
den. 

Meine Damen und Herren, konkret betrifft das zum 
Beispiel 45 Millionen €, mit denen das Land die sozi-
ale Arbeit an Schulen finanziert, weil der Bund die Fi-
nanzierung hat auslaufen lassen, 

(Jochen Ott [SPD]: So ist es!) 

oder die stetige Verweigerung auf Unionsseite beim 
Thema „Passiv-Aktiv-Transfer“, damit wir mit der öf-
fentlich geförderten Beschäftigung in die Fläche 
kommen 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

und Erwerbslosigkeit nachhaltig bekämpfen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Das in Richtung Berlin, Herr Laschet. Damit würden 
Sie maßgeblich zur Verringerung der Armut in Nord-
rhein-Westfalen beitragen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Jo-
chen Ott [SPD]: So ist es!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kollege 
Tenhumberg. 
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Bernhard Tenhumberg (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Zu Herrn Scheffler muss 
man ja nichts sagen; denn er hat zu dem Thema 
heute nichts gesagt. 

(Beifall von der CDU – Michele Marsching 
[PIRATEN]: So wie alle anderen auch! Super!) 

Er hat überhaupt nichts zu der Thematik der Kinder-
armut, zu entsprechenden Lösungen oder zu dem 
gesagt, was man tun muss, um das, was in Nord-
rhein-Westfalen am schlimmsten ist, zu verhindern. 
Aber etwas anderes hatte ich auch gar nicht erwartet. 

(Beifall von Klaus Kaiser [CDU]) 

Frau Asch, ich möchte noch kurz auf Ihre Anmerkung 
eingehen. Uns zu unterstellen, wir hätten etwas nicht 
gelesen, ist anmaßend. Das würde ich keinem Kolle-
gen hier im Hohen Hause unterstellen. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn Sie das schon unterstellen – das haben Sie in 
der Vergangenheit auch schon in Ausschusssitzun-
gen bewiesen –, dann sollten Sie einmal den Sozial-
bericht 2012 lesen. Dazu hat Ihnen Ihr Kollege bzw. 
der damalige Minister einiges ins Stammbuch ge-
schrieben, was Sie bis heute nicht bearbeitet haben. 

Meine Damen und Herren, Frau Asch, Ihr Prinzip ist 
es, nicht hinzusehen, Tatsachen zu verdrehen – das 
ist Ihre Spezialität –, dann auch noch falsch zu inter-
pretieren, wie Sie es gerade auch wieder getan ha-
ben, andere zu beschuldigen und zu bezichtigen, sie 
hätten nichts getan. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Damit kommen Sie nicht durch. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist zumindest nicht unser politischer Stil. Aber 
mehr möchte ich mich auch nicht mit Ihnen beschäf-
tigen. 

Herr Minister Schmeltzer, wir sind uns, glaube ich, 
darin einig, dass es überall Armut gibt – in Deutsch-
land, in Europa und in der Welt. Das war aber nicht 
unsere Fragestellung. Unsere Fragestellung war: 
Warum ist die Armut in Nordrhein-Westfalen beson-
ders hoch, und warum hat sie sich gegen manchen 
Trend besonders negativ entwickelt? 

(Armin Laschet [CDU]: Das ist die Frage!) 

Das ist die Frage, Herr Schmeltzer. Darauf geben Sie 
gar keine Antwort. 

(Beifall von der CDU – Lutz Lienenkämper 
[CDU]: Das kann er ja auch nicht!) 

Das Schlimme und Fatale ist: Ich hätte erwartet, dass 
der Minister heute einige Antworten gibt. Die Frage 
ist natürlich, ob der Minister der Richtige ist oder ob 

nicht die Ministerin etwas dazu sagen müsste, wenn 
es um Kinder geht. Ich habe hier nichts gehört. 

Was wollen Sie denn tun, wenn Sie Kinderarmut be-
kämpfen wollen? Auch Ihnen, Herr Minister, würde 
ich dringend empfehlen, den Sozialbericht 2012 zu 
lesen, in dem Ihr Vorgänger einiges dazu geschrie-
ben hat. 

Es passt, meine Damen und Herren, dass heute eine 
Meldung der Agentur für Arbeit erschien. Wir wissen, 
dass Nordrhein-Westfalen, was die Arbeitslosen-
quote angeht, Schlusslicht in der Bundesrepublik ist, 
und auch die Verschuldungsrate ist katastrophal. 
Dazu kommt jetzt die Mitteilung der Agentur für Ar-
beit, dass der Ausbildungsmarkt Nordrhein-Westfa-
len die rote Laterne übernimmt. Das passt zu diesem 
Thema. 

(Beifall von der CDU – Lutz Lienenkämper 
[CDU]: Genau so ist es!) 

Meine Damen und Herren, die Enquetekommission 
zur Erarbeitung von Vorschlägen für eine effektive 
Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen hatte unter 
anderem zum Ergebnis, dass die primäre Prävention 
auf die Allgemeinheit und die allgemeinen Entste-
hungsbedingungen von Kriminalität zielt. In diesem 
Sinne gehört beispielsweise der Kampf gegen Armut 
zum Bereich primärer Kriminalprävention. Nach dem 
Erscheinen der neuen Studien steht wohl fest, dass 
die Landesregierung in der Bekämpfung von Armut 
und Kriminalität nicht erfolgreich war – man kann 
auch sagen, sie hat versagt –, weil es hier nach frak-
tionsübergreifender Meinung der Enquetekommis-
sion einen deutlichen Zusammenhang gibt. 

Das Versprechen dieser Regierung zur Bekämpfung 
von Kinderarmut ist nicht erfüllt. Dieses Versprechen 
wird auch aufgrund einer falschen Prioritätensetzung 
in der Tagespolitik nicht erfüllt. Herr Schmeltzer hat 
es wieder falsch interpretiert. Das zeigt auch die El-
ternbeitragsbefreiung. Das war etwas für reiche El-
tern, das war nichts für die armen Kinder. 

(Beifall von der CDU) 

Das so falsch zu interpretieren, geht völlig an der Re-
alität vorbei. Ich verstehe nicht, dass man in diesem 
Hohen Hause eine so falsche Interpretation wagt. Sie 
haben keine Ahnung – wirklich keine Ahnung. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: Wi-
der besseres Wissen!) 

Dabei sollte der Landesregierung schon bekannt 
sein, dass bereits seit 1989 die Konvention über die 
Rechte des Kindes in 54 Artikeln die Grundrechte der 
Kinder unter 18 Jahren regelt, in der unter anderem 
die Beseitigung der Kinderarmut definiert wird. War 
die rot-grüne Landesregierung hier erfolgreich? Hat 
sie die Kinderarmut beseitigt, wie seit 1989 gefor-
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dert? Nein, diese Landesregierung war und ist untä-
tig und unfähig, eine gute Zukunft für unsere Kinder 
zu gewährleisten. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, was sagt eigentlich die 
zuständige Kinder- und Jugendministerin dazu? Frau 
Ministerin, durch Schweigen und Liegenlassen las-
sen sich die Probleme nicht lösen. Die Enquetekom-
mission „Chancen für Kinder“ aus dem Jahr 2008 hat 
sich ebenfalls zusammen mit Wissenschaftlern und 
Praktikern mit dem Thema „Kinderarmut und deren 
negative Folgen“ intensiv beschäftigt. 

Fraktionsübergreifend wurde bereits im Jahr 2008 
festgehalten, dass ein wesentliches Thema in der 
Benachteiligtendiskussion die Kinderarmut sei. Das 
wurde also schon damals festgestellt. Es fehlen aller-
dings konkrete Ansatzpunkte. Was tun Sie, Herr Mi-
nister, Frau Ministerin – wer jetzt zuständig ist, weiß 
man manchmal nicht –, um diese Ansatzpunkte kon-
kret anzugehen? 2008 wurde auch fraktionsübergrei-
fend die Wirkung von Kindearmut klar definiert. 

Meine Damen und Herren, was werden Sie nun auf-
grund dieser Erkenntnislage tun? Sie müssen etwas 
tun. Denn das Kinderhilfswerk hat dazu gesagt – ich 
zitiere aus den „RuhrNachrichten“ –: 

„Durch die chronische Unterfinanzierung der Kin-
der- und Jugendarbeit müssten immer wieder 
Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen ihre Arbeit 
einstellen. Das sei bedenklich, da Kinder aus so-
zial schwachen Familien einen erhöhten Förder-
bedarf hätten.“ 

Was haben Sie zu unseren Anträgen gesagt? Wir ha-
ben mehrere Anträge dazu gestellt. Sie haben sie 
alle abgelehnt und selbst keine neuen Ideen, keine 
Innovationen in diesen Bereich eingebracht. Sie ha-
ben mal wieder nichts getan. 

Hören Sie auf, meine Damen und Herren. Hören Sie 
auf uns. Wir können es. 

(Beifall von der CDU – Lachen von der SPD 
und den PIRATEN) 

Meine Damen und Herren, Ihr Landesinstitut IT.NRW 
gibt laufend aktuelle Zahlen raus. Frau Asch, so viel 
zum Lesen: Lesen bildet. 

(Kai Schmalenbach [PIRATEN]: Witzbold! 
Lies mal!) 

IT.NRW hat eindeutige Aussagen dazu gemacht, wie 
sich in den Jahren 2005 bis 2010 bzw. 2010 bis 2014 
die Kinderarmut entwickelte. Für den Zeitraum 2010 
bis 2014 kann man Ihnen nur ein „Ungenügend“ ins 
Zeugnis schreiben, weil die Anzahl der armutsge-
fährdeten Kinder um 9 % gestiegen ist. Nirgendwo in 
Deutschland verlief diese Entwicklung so schlecht 
wie in Nordrhein-Westfalen.  

Meine Damen und Herren, ich kann Sie nur auffor-
dern: Tun Sie etwas. Reden Sie nicht so viel. Machen 
Sie das Richtige und nicht das Falsche. Hören Sie 
öfter auf uns. Dann sind Sie auf dem besten Weg, 
und das ist gut für die Kinder in unserem Land. – 
Danke. 

(Beifall von der CDU – Jochen Ott [SPD]: 
Peinlich!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Tenhumberg. – Für die SPD-Fraktion hat 
Frau Kollegin Hack jetzt das Wort. 

Ingrid Hack (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und 
Zuhörer! Verehrte Kollegen der CDU-Fraktion, Ihr 
Antrag für die heutige Debatte erwähnt auch – dar-
über ist schon mehrfach gesprochen worden – das 
Projekt „Kein Kind zurücklassen!“. In Ihrem Antrag 
nennen Sie es eine Losung, das der Regierung als 
Begründung zum Schuldenmachen diene. 

Wenn ich Herrn Finanzminister Dr. Walter-Borjans in 
den vergangenen Jahren allerdings recht verstanden 
habe, dann folgt die Finanzpolitik nun einem Drei-
klang aus Investitionen in Bildung und Prävention, 
Schuldenabbau und Einsparungen. So weit dazu, 
wie man die Prioritäten setzen kann. 

Verwechseln Sie also bitte nicht – das ist meine herz-
liche Bitte – ein Projekt der Landesregierung mit den 
weiteren zahlreichen Maßnahmen, die wir seit 2010 
und danach seit 2012 begonnen bzw. durchgeführt 
haben, um Kinderarmut zu verringern. Die Debatte 
bis hierher hat natürlich gezeigt, dass Sie diese Maß-
nahmen als nicht zielführend für diesen Zweck er-
achten. Aber mehr, als es immer wieder zu betonen 
und noch einmal aufzuzählen, können wir nicht. 

Verwechseln Sie nicht – das ist meine nächste herz-
liche Bitte – Investitionen in gedeihliches Aufwach-
sen von Kindern mit Schuldenmachen. Ich will an die 
nun, meine ich, zehn Jahre zurückliegende Debatte 
erinnern, als Ihre Regierung aus CDU und FDP die 
versprochene Anhebung des Kinder- und Jugendför-
derplanes nicht durchführte und einen Proteststurm 
im Lande auslöste. 

(Christian Lindner [FDP]: Nachdem Sie das 
vorher zusammengestrichen hatten!) 

Seinerzeit waren der Schuldenabbau und das Spa-
ren Ihr vermeintliches Argument. Damals wie heute 
gilt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Die Kinder, über 
die wir hier reden, wachsen jetzt auf und brauchen 
jetzt Förderung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, allen Maßnah-
men und auch dem Projekt „Kein Kind zurücklassen!“ 
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ist gemeinsam, dass kurzfristige Erfolge damit nicht 
zu erzielen sind. Das haben wir auch nicht erwartet. 
Prävention wirkt langfristig. Einige Redner haben das 
auch schon angemerkt. Strukturelle Veränderungen 
entstehen nicht, indem wir einen Schalter bedienen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Kinderschutz-
bund, der Paritätische und der DGB, auf deren Ver-
öffentlichung Sie sich beziehen, haben sich immer 
wieder positiv zur vorsorgenden Sozialpolitik in Nord-
rhein-Westfalen geäußert und uns natürlich – das ist 
die Aufgabe dieser Verbände – aufgefordert, die 
Problematik noch stärker anzugehen. 

Es wurde kritisiert, dass mein Kollege Michael 
Scheffler in seiner Rede nichts zur Kinderarmut ge-
sagt habe. Klar ist aber doch: Er hat sich dazu geäu-
ßert, wie Kinderarmut entsteht – nämlich dann, wenn 
die Eltern arm sind. 

(Zuruf von der FDP: Das wissen wir!) 

– Ja, das wissen wir. Trotzdem muss man das ein-
mal ableiten – und auch sagen, dass das von Ihnen 
möglicherweise als indirekte Arbeit aufgefasst wird. 
Aber die Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt und in 
sonstigen Bereichen, von denen Erwachsene – Müt-
ter, Väter und Alleinerziehende – betroffen sind, ge-
hören zur Wahrheit dazu. Die Maßnahmen sind ge-
schildert worden. Ich will nur noch einmal den Min-
destlohn erwähnen. 

Aber Sie haben völlig recht, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen: Kinderarmut äußert sich nicht nur durch 
den Mangel an materiellen Gütern, sondern vor allem 
in Form von Teilhabearmut. Wir sprechen in diesem 
Hause nicht zum ersten Mal über das gemeinsame 
Mittagessen in Kita und Schule, über Ausflüge und 
Klassenfahrten, über die Mitgliedschaft in Sportverei-
nen oder anderen Vereinen und über den Besuch 
von Musikschulen und anderen kulturellen Einrich-
tungen. Der Schwimmbadbesuch, das Schlittschuh-
laufen im Stadion und ein Zoobesuch sind nicht mög-
lich. Das ist Kinderarmut. Daran fehlt es Kindern, die 
in Familien mit der Bezeichnung „arm“ aufwachsen, 
ganz besonders. 

Diese Teilhabearmut bedingt Bildungsarmut. Bei-
des – dazu ist schon einiges gesagt worden – be-
kämpfen wir in unserem Land seit Jahren mit erheb-
lichen Investitionen vor allem in diese Infrastruktur, 
die Teilhabe möglich macht und für Kinder und Ju-
gendliche in allen Lebensphasen Beziehungsange-
bote, Räume und Zeitressourcen ergänzend zum Le-
ben in ihren Familien bereitstellt. 

Beginnend mit den Frühen Hilfen, mit denen auch in 
Nordrhein-Westfalen ein immer dichteres Unterstüt-
zungsangebot für Schwangere und junge Eltern auf-
gebaut wird, setzt sich diese Teilhabe ermöglichende 
Infrastruktur in den Kindertageseinrichtungen und 
Familienzentren fort. Auch wenn das nicht auf Ihren 

Zuspruch trifft: Es ist erwiesen, dass Kitas und Fami-
lienzentren mithelfen, Kinderarmut zu beseitigen. 

(Armin Laschet [CDU]: Natürlich! Deshalb ha-
ben wir sie erfunden!) 

– Wunderbar. Das ist wunderbar. 

(Zuruf von der CDU) 

Wir sind dieser Erkenntnis nicht nur durch die Ver-
dopplung der Mittel für die frühe Bildung seit 2010 
gerecht geworden, lieber Herr Laschet, sondern 
auch – es ist schon mehrfach erwähnt worden – 
durch die plusKITAs, mit denen Ungleiches endlich 
auch ungleich behandelt wird. 

(Beifall von der SPD) 

Diese Maßnahme wirkt. Wir wissen das. Sie erleich-
tert die Arbeit in den Einrichtungen mit vielen benach-
teiligten Kindern wirklich spürbar. Sie haben diese 
Entscheidung ebenso kritisiert und ihr nicht zuge-
stimmt wie – auch das ist jetzt mehrfach angespro-
chen worden – einer weiteren wichtigen Investition in 
die frühe Bildung, nämlich der Beitragsfreiheit vor der 
Einschulung. Sie stellen das regelmäßig im Haushalt 
zur Disposition. 

(Armin Laschet [CDU]: Weil es falsch ist!) 

Das passt aus unserer Wahrnehmung überhaupt 
nicht dazu, wenn wir sagen: Wir wollen da mehr Teil-
habe ermöglichen. – Auch wenn wir es hier gebets-
mühlenartig wiederholen, werden wir Sie nicht davon 
überzeugen. Von dieser Beitragsfreistellung profitie-
ren eben nicht nur die Reichen, die ihr Kind mit dem 
SUV in die Kita fahren. 

(Armin Laschet [CDU]: Auch!) 

Lesen Sie es bitte nach. Das DJI hat es erhoben. Es 
sind gerade die Eltern mit kleinen und mittleren Ein-
kommen; 

(Beifall von der SPD) 

denn für sie machen 150 €, 200 € oder 250 € pro Mo-
nat im Portemonnaie etwas aus. Davon kann man 
nämlich dreimal einkaufen gehen, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Armin Laschet [CDU]: Mittlere Einkommen, 
aber nicht Arme!) 

Ein weiterer wichtiger Schritt ist auch schon erwähnt 
worden, und zwar die Entscheidung unserer Landes-
regierung und unserer Fraktionen zur Schulsozialar-
beit. 

Der Härtefallfonds „Alle Kinder essen mit“ ist eben-
falls bereits erwähnt worden. 

Außerdem ist das Investment in benachteiligte Quar-
tiere zu nennen. Zwar bekommen – das ist richtig – 
auch hier die Kinder nicht das ausgezahlt, was wir 
investieren. Aber wir verbessern den Wohnraum, das 
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Wohnumfeld, die Freiflächen und die Spielplätze. All 
das dient Kindern dazu, Teilhabe zu erfahren. Diese 
Projekte erfolgen ganz oft auch unter Beteiligung die-
ser Nutzerinnen und Nutzer im Kindesalter. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Frau 
Kollegin … 

Ingrid Hack (SPD): Ja, ich weiß. Ich komme zum 
Schluss. – Lassen Sie mich nur noch einmal Folgen-
des betonen: Richtig angesprochen worden ist, dass 
wir auf Bundesebene die Hinweise haben, die Kin-
dergrundsicherung einzuführen und den Kinderfrei-
betrag und das Kindergeld zu einem positiveren Ein-
kommen für die Eltern zu machen. Für die Umset-
zung dieser Vorschläge kann ich mit Ihnen gemein-
sam gerne werben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion spricht der Kol-
lege Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Minister Schmeltzer, wissen Sie, was ich 
nicht mag? Ich mag es nicht, wenn man Verantwor-
tung übernommen hat und dann anfängt, die Realität 
zu leugnen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie regieren seit sechs Jahren in diesem Land, zei-
gen mit dem Finger auf eine Regierung, die seit 
sechs Jahren nicht mehr im Amt ist, und haben in 
Nordrhein-Westfalen null Erfolge vorzuweisen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Zahlen haben sich doch nicht die CDU oder die 
FDP ausgedacht. Das sind doch eher Organisatio-
nen, die Ihnen näherstehen. Diese attestieren Ihnen, 
dass Sie bei dem Projekt „Kein Kind zurücklassen!“ 
mit dem Ziel, die Kinderarmut in NRW zu senken, ge-
scheitert sind. Das ist doch die Analyse, die wir heute 
hier mitnehmen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie haben selber gesagt, dass die Zahlen eindeutig 
zu hoch sind. Wenn ich das analysiere und nach 
sechs Jahren Regierung zurückschaue, muss ich 
doch feststellen, dass keine einzige Ihrer Maßnah-
men irgendetwas gebracht hat. Im Gegenteil! Die Si-
tuation in diesem Land ist doch noch schlimmer ge-
worden. Wir haben den höchsten Unterrichtsausfall 
überhaupt. Was macht diese Landesregierung dage-
gen? 

(Ministerin Sylvia Löhrmann: Das stimmt über-
haupt nicht!) 

– Natürlich haben wir einen riesigen Unterrichtsaus-
fall in diesem Land. Oder wollen Sie das jetzt auch 
noch leugnen? Natürlich ist die Situation hier ganz 
schlimm. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn wir über beste Bildung sprechen, die der An-
spruch aller in diesem Hause ist, muss ich doch fest-
stellen, dass Nordrhein-Westfalen nicht auf dem 
Weg zur besten Bildung ist. Wir haben keinen guten 
und flächendeckenden Ganztag im ganzen Land an 
allen Schulformen. Der Bildungserfolg hängt immer 
noch enorm vom Geldbeutel der Eltern ab. 

(Minister Rainer Schmeltzer: Ach!) 

Da können Sie sich doch hier nicht hinstellen und sa-
gen, was Sie in dieser Regierung gemacht haben, sei 
ein Erfolgsprojekt. 

Wenn wir über Kindergarten, über U3 und über Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf sprechen, schaue 
ich auch einmal meine Kollegen, die mit mir im Aus-
schuss sitzen, und die Frau Ministerin an. Das Land 
Nordrhein-Westfalen hat die schlechteste Quote bei 
der U3-Versorgung. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir messen uns mit Bremen. Das kann doch nicht 
wahr sein. Darauf kann man sich doch nicht ausru-
hen. 

Im aktuellen Haushalt sind keine zusätzlichen Mittel 
eingestellt worden, um die Situation zu verbessern.  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Seit sechs Jahren ist eine KiBiz-Reform angekündigt. 
Seit sechs Jahren höre ich in jedem Ausschuss: Das 
wird evaluiert. Das wird neu auf den Weg gebracht. 
Es wird verändert. 

(Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 

Nichts ist passiert. In dieser Legislaturperiode wird 
sich nichts verändern. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zurufe von 
der SPD) 

– Die Situation ist leider so, wie sie ist. Da können Sie 
sich aufregen, wie Sie wollen. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Das ist doch unter 
Ihrem intellektuellen Niveau!) 

In diesem Land gibt es so gut wie keine 24-Stunden-
Kita. Da mögen Sie aus ideologischen Gründen auf-
schreien. 

(Zuruf von der SPD: Zu Recht!) 

– Nein, nicht zu Recht; denn gerade alleinerziehende 
Mütter brauchen eine 24-Stunden-Kita, 
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(Karin Schmitt-Promny [GRÜNE]: Nein!) 

damit sie arbeiten können. 

(Beifall von der FDP – Daniel Düngel 
[PIRATEN]: Zur Sache!) 

Ihre Kollegin Andrea Asch hat doch eben gesagt, ei-
ner der wichtigsten Punkte, um Kinderarmut zu ver-
hindern, sei, Eltern in Arbeit zu bringen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Dafür brauchen sie eine gute Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Denn das größte Armutsrisiko in die-
sem Land ist es, alleinerziehend zu sein. Dafür brau-
chen sie eine gute Kindertageseinrichtung.  

(Zuruf von Karin Schmitt-Promny [GRÜNE] – 
Gegenruf von der CDU) 

– Sie wissen ja: Wer schreit, hat sowieso nicht 
recht. – Sie könnten einfach einmal die Fakten zur 
Kenntnis nehmen. In anderen Ländern wird das ge-
macht. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschlie-
ßend sagen: Der Punkt ist – ich bin der CDU auch 
dankbar dafür, dass wir das heute hier diskutieren –, 
dass diese Ministerpräsidentin und diese Landesre-
gierung damit angetreten sind und gesagt haben: 
Das ist unser Ziel, an dem wir uns messen lassen 
wollen. Wir wollen uns daran messen lassen, wie 
sich die Kinderarmut in diesem Land entwickelt. 

Unter dem Strich kann man festhalten, dass dort 
nichts passiert ist. Außer großen medialen Ankündi-
gungen hat sich die Situation im Land nicht verän-
dert. Daran werden Sie sich auch nächstes Jahr 
messen lassen müssen. 

Ich hoffe, dass Sie jetzt diese Debatte als Anstoß 
nehmen, tatsächlich Veränderungen im Land herbei-
zuführen. Schließlich hat keiner in diesem Haus Inte-
resse daran, dass Kinder arm aufwachsen. Aber sich 
nur hinzustellen, sich auszuruhen und mit dem Fin-
ger auf andere zu zeigen, ist einfach traurig und 
feige. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hafke. – Für die Fraktion der Grünen 
spricht Frau Kollegin Grochowiak-Schmieding. 

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Selbst wenn 
keine einzige Stunde Unterricht mehr ausfallen 
würde, würde das nichts an der Tatsache ändern, 
dass Eltern in prekären Lebenssituationen ihren Kin-
dern die Schulausstattung nicht kaufen können. 

(Lebhafter Beifall von den GRÜNEN) 

Materielle Armut hat eine einzige Ursache: Es fehlt 
schlicht das Geld. 

(Zuruf von der CDU: Aha!) 

Dem folgen Armut an Gesundheit, Bildungsarmut, 
Armut an sozialem Ansehen sowie Armut bei Teil-
habe und Selbstbestimmung 

Wenn die Opposition in Person von Herrn Laschet 
daherkommt und spricht: „Arbeit, Arbeit, Arbeit!“, 
stimmt das zwar. Das ist richtig. Aber wenn ich dann 
höre, wie Sie den Arbeitsmarkt gestalten wollen, wie 
Sie glauben, Arbeit und Arbeitsstellen beschaffen zu 
können, nämlich nach dem Motto „Regulierung weg“, 
wird mir ganz anders zumute. 

Was heißt das denn? Das heißt: Arbeitsverhältnisse 
schaffen zulasten von Umwelt und Natur. Das heißt: 
Weg mit Mindestlohn und Tariftreuegesetz. Und das 
heißt, dass Sie eines befördern wollen, nämlich pre-
käre Arbeitsverhältnisse, und nichts anders. 

(Beifall von den GRÜNEN und Dr. Dennis Mael-
zer [SPD] – Henning Rehbaum [CDU]: Ver-
schwörungstheorie!) 

Was haben wir damit? Wir haben noch mehr Auf-
stocker, also noch mehr Menschen, die unter Um-
ständen vollzeitbeschäftigt sind und trotzdem nicht 
genug Geld bekommen, um ihren Lebensunterhalt 
zu gestalten. Und was ist die Folge von prekären Ar-
beitsverhältnissen, von geringen Löhnen? Die Folge 
ist auch Altersarmut. 

Das ist ein Arbeitsmarkt, den Sie offensichtlich beför-
dern wollen. Wir werden dann fehlende Einnahmen 
im Sozialversicherungssystem haben. 

Herr Tenhumberg, Sie beklagen, dass die Ausbil-
dungszahlen schlecht seien, ganz besonders in 
NRW. Stimmen Sie uns einfach zu. Wir richten eine 
Ausbildungsumlage ein. Dann schauen wir einmal, 
wie sich der Ausbildungsmarkt entwickelt. Im Alten-
pflegebereich hat sich das bestens bewährt. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Unverschämtheit! – 
Weitere Zurufe) 

Dann haben Sie davon gesprochen, dass die Bei-
tragsbefreiung im letzten Kindergartenjahr nur etwas 
für Reiche sei. Ganz ehrlich: Dann müssen wir auch 
noch weiter gucken. Kinder- oder Betreuungsgeld ist 
auch nur etwas für Reiche; denn den Menschen, die 
im SGB-II-Bezug sind, also Hartz IV bekommen, wird 
das angerechnet. Andersherum ausgedrückt: Diesen 
Menschen wird das Kindergeld abgezogen. – Wo 
wollen Sie denn eigentlich hin? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Herr Hafke, Sie haben vollmundig betont: Armutsbe-
kämpfung, Perspektiven schaffen. – Die Richtlinie 
der FDP ist nach wie vor eher: Hilf dir selbst; sonst 
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hilft dir keiner. – Damit kommen wir natürlich auch 
nicht weiter. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen ein ganzes Bündel 
von Förderprogrammen aufgelegt. Einige sind hier 
schon genannt worden. Ich will gar nicht alle wieder-
holen, sondern nur einige Stichworte nennen: der 
Härtefallfonds, die zuführende Schulsozialarbeit, der 
soziale Arbeitsmarkt. Das ist ein ganz wichtiges In-
strument, um Menschen, die in Langzeitarbeitslosig-
keit verharren, wieder auf die Sprünge zu helfen, um 
vielleicht den Anschluss wiederzufinden. Wir haben 
im Land Beratungsstrukturen mit Arbeitslosenzen-
tren, Schuldnerberatungsstellen und dergleichen 
ausgebaut. Das alles wird vom Land gefördert. Im 
Übrigen handelt es sich dabei um Initiativen, die Sie 
von der Opposition ganz gern immer wieder wegkür-
zen wollen. 

(Armin Laschet [CDU]: Quatsch!) 

– Das entnehme ich Ihren Sparanträgen für die 
Haushalte, die wir immer wieder vorgelegt bekom-
men. 

Wir fördern ressortübergreifende Politik. Da sind wir 
sicherlich noch steigerungsfähig. Aber die Landesre-
gierung und wir im Land Nordrhein-Westfalen haben 
begriffen, dass wir nicht nur nebeneinander, quasi 
versäult, denken und arbeiten dürfen, sondern die 
Strukturen miteinander verbinden müssen, um so 
voneinander zu profitieren und Synergieeffekte zu er-
zielen. 

Es gibt noch viel zu sagen. Ich möchte einfach einmal 
darauf hinweisen, wie die Regularien in der Sozial-
hilfe sind. Da heißt es: 

„Die Leistungen sollen sie“ 

– die Menschen, die sie erhalten – 

„so weit wie möglich befähigen, unabhängig von 
ihr zu leben; darauf haben auch die Leistungsbe-
rechtigten nach ihren Kräften hinzuarbeiten.“ 

Gut. – Dort heißt es auch: 

„Sozialhilfe erhält nicht, wer sich vor allem durch 
Einsatz seiner Arbeitskraft, seines Einkommens 
und seines Vermögens selbst helfen kann …“ 

Okay. – Ich finde, das sind Maßstäbe, die wir viel-
leicht auch einmal bei der Subventionierung von 
Wirtschaftsförderung anlegen sollten. Wirtschaftsun-
ternehmen werden nämlich auch zum Beispiel durch 
niedrige Grundsteuern, niedrige Energiepreise usw. 
subventioniert. 

(Armin Laschet [CDU]: Ist die Grundsteuer zu 
niedrig?) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit! 

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): Ich 
bin gleich fertig. – Wenn wir da die gleichen Maß-
stäbe anlegen wie bei den Ärmsten unserer Gesell-
schaft, dann verhindern wir vielleicht, dass sich der 
Spruch von Karl Simrock „Armut ist des Reichtums 
Hand und Fuß“ nicht bewahrheitet. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Und jetzt ist es 
gut. Sie haben die Redezeit schon deutlich über-
schritten.  

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): 
Denn: Fördern und fordern ja. Aber das muss für alle 
gelten. – Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die Fraktion der Piraten spricht 
der Kollege Daniel Düngel. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Das T-Shirt 
passt hervorragend!) 

– Das habe ich extra für Sie angezogen heute, Herr 
Abel. Herzlichen Glückwunsch! Das war schon der 
erste unqualifizierte Beitrag von Ihnen heute – und es 
ist noch früh. 

Ich habe heute Morgen getwittert. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Nein!) 

Ich möchte einmal vorlesen: 

(Zuruf von der CDU: Zum ersten Mal?) 

– Es war für mich nicht das erste Mal. Aber gut, dass 
der Zuruf aus den CDU-Reihen kam! 

Wenn ihr ab 10:00 Uhr Zeit habt: Der Landtag NRW 
wird darüber debattieren, warum Kinder in Armut le-
ben. Tun wird er allerdings nix. Leider! 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

Das war der erste Tweet. – Der zweite war: 

Ihr werdet hören, was der Bund nicht alles machen 
muss, wie toll Schwarz-Gelb war und was Rot-Grün 
alles verkehrt macht – und umgekehrt. Bla im Land-
tag Nordrhein-Westfalen. 

Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. Sie ha-
ben heute noch einmal gezeigt, wie toll Schwarz-
Gelb in seiner Regierungszeit gewesen ist und wie 
geil Rot-Grün in den Wahlperioden seiner Regie-
rungszeit ist. Dafür ein großartiges Slow Clap! 
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(Der Redner klatscht langsam dreimal in die 
Hände. – Beifall von den PIRATEN) 

Das Ergebnis Ihrer Regierungsarbeit findet sich im 
Armutsbericht. Insofern ist die gesamte Debatte lä-
cherlich. Hier vorne stellt jede Rednerin, jeder Red-
ner die Arbeit der eigenen Fraktion nach vorne und 
lobt, wie toll alles sei – und am Ende ist das Ergebnis 
einfach scheiße; Punkt. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Düngel, ich bitte Sie, bei Ihrer Wortwahl etwas vor-
sichtiger zu sein. Das eine Wort war „geil“, das an-
dere war „scheiße“. Ich möchte Sie herzlich bitten, 
Ihren Redebeitrag nicht so fortzusetzen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU – Gegenruf von Michele Mar-
sching [PIRATEN]: Total schlimm! Wenn man 
keine Argumente hat, dann klatscht man an 
dieser Stelle!) 

Daniel Düngel (PIRATEN): Ja, das werde ich tun. – 
Mein Lieblingszitat von heute Morgen kriege ich jetzt 
nur sinngemäß hin. Armin Laschet steht hier vorne 
und sagt: Seit 2010 ist in Sachen Kinderarmut alles 
schlimmer geworden. – Und was passiert? Schwarz-
Gelb klatscht. 

Das ist der Witz an dem Zitat. Sie bekommen für die 
Aussage, dass seit 2010 Kinderarmut in Nordrhein-
Westfalen schlimmer wird, dann noch Applaus aus 
Ihren Reihen. Herzlichen Glückwunsch! 

„Kein Kind zurücklassen!“ ist das große Projekt der 
Landesregierung. Unter dem Strich könnte man viel-
leicht besser sagen: Keine Bertelsmann Stiftung zu-
rücklassen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wie auch immer: So ein wichtiges Projekt, so ein 
wichtiges Ziel hier im Land wird sozusagen in die 
Hand einer Lobbyismuszentrale gegeben. Das ist 
hier der Witz an sich. Daran erkennen wir den Stel-
lenwert der Kinder- und Familienpolitik in Nordrhein-
Westfalen. 

(Zuruf von Michele Marsching [PIRATEN]: Lei-
der!) 

Ich will, weil es gerade auch in den Zwischenrufen 
gefragt wurde, versuchen, darauf einzugehen, was 
wir Piraten uns als Lösung vorstellen. Das ist bisher 
in der heutigen Debatte – außer vorhin im Beitrag des 
Kollegen Wegner – überhaupt nicht gesagt worden. 
Wir haben heute noch kein Stück über den Tellerrand 
geschaut. Wir müssen doch feststellen, dass das 
System so, wie wir es in den letzten Jahrzehnten fah-
ren, nicht funktioniert. Herr Schmeltzer, nein, „mehr 

Arbeitsplätze usw. usf.“ hilft nicht. Das wird seit Jahr-
zehnten gepredigt, hat aber bislang nicht geholfen, 
um das Problem in irgendeiner Weise in den Griff zu 
bekommen. 

In den Griff bekommen wir das – aber das sind an-
dere Lösungsansätze – wenn wir uns von dem Ge-
danken des Strebens nach Vollbeschäftigung frei 
machen. Davon müssen wir uns wirklich frei machen. 
Wir müssen Investitionen in die digitale Zukunft leis-
ten. Wir dürfen nicht Angst davor haben, dass wei-
tere Arbeitsplätze wegfallen. Diese Investitionen sind 
doch kein Grund für Angst, sondern eine Chance für 
unsere Gesellschaft. 

Wir brauchen eine wirkliche digitale Agenda. In der 
Landesregierung wird davon nur gesprochen. Ah-
nung hat die Landesregierung an der Stelle nicht. 
Das sehen wir nachher auch noch bei anderen Ta-
gesordnungspunkten. 

Ich habe eben gesagt, dass wir eine Abkehr von der 
gepredigten Vollbeschäftigung brauchen. Sie ist 
nicht zeitgemäß, sozial nicht wünschenswert und Un-
sinn. 

Wir brauchen – das ist zumindest von den Grünen 
heute gesagt worden; auch von der SPD und von 
den Piraten ist es gesagt worden; das ist hier im 
Landtag also mehrheitsfähig – eine Kindergrundsi-
cherung. Ich fordere Sie auf, darauf hinzuwirken, 
dass wir diese Kindergrundsicherung hier auch auf 
den Weg bringen. 

(Beifall von den PIRATEN – Eva Voigt-Küp-
pers [SPD]: Das machen wir!) 

Meine Damen und Herren, damit komme ich zum 
Schluss. Das reicht allerdings nicht aus. Auch das 
hat Kollege Wegner vorhin schon gesagt. Die Kinder-
grundsicherung ist nur ein Teil dessen. Wir müssen 
alle Menschen in eine Grundsicherung bringen. Das 
Lösungskonzept oder mehrere Lösungskonzepte da-
für stehen. Das ist das bedingungslose Grundein-
kommen. – Ich bedanke mich für Ihr Zuhören. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht Frau 
Ministerin Kampmann. 

Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Düngel, wenn wir beschreiben, 
was wir gegen Kinderarmut tun, dann ist das Teil un-
serer parlamentarischen Demokratie. Während Sie 
Kinderarmut mit Ihrer digitalen Agenda bekämpfen 
wollen, von der angeblich nur Sie Ahnung haben, ha-
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ben wir hier ganz konkret unsere Maßnahmen aufge-
zeigt. Ich werde das im Weiteren noch konkretisie-
ren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Mi-
chele Marsching [PIRATEN]: Die Maßnahmen 
scheinen ja nicht zu funktionieren!) 

Herr Hafke, wissen Sie, was ich nicht mag? Ich mag 
nicht, wenn man eine Realität beschreit, deren 
Grundlage man selbst in seiner eigenen Regierungs-
zeit gelegt hat. Denn die Kinderarmut hat in unserer 
Zeit in ganz Deutschland zugenommen, und damit 
nicht nur, aber auch in Nordrhein-Westfalen. 

(Armin Laschet [CDU]: Das stimmt nicht!) 

In Ihrer Regierungszeit, liebe CDU, liebe FDP, war 
das umgekehrt. Da hat die Kinderarmut in ganz 
Deutschland abgenommen, während sie in Nord-
rhein-Westfalen zugenommen hat. 

(Armin Laschet [CDU]: Das stimmt nicht! Das 
ist Quatsch!) 

Das ist der entscheidende Unterschied, über den wir 
heute auch reden wollen, lieber Herr Laschet. 

Ich glaube, wir sind uns einig, dass Kinderarmut be-
schämend ist, dass Kinderarmut uns alle herausfor-
dert und dass wir deshalb unsere Anstrengungen 
noch verstärken sollten und nicht nachlassen sollten 
in unserem Engagement für alle Kinder, die nicht in 
denselben privilegierten Verhältnissen aufwachsen 
können wie andere – für die Kinder, die zu Hause 
bleiben müssen, während andere in Urlaub fahren, 
für die es nicht so selbstverständlich ist, an Dingen 
teilzuhaben, die Kindheit eben auch ausmachen: 
Das sind der Kinobesuch, das Freizeitbad, der Be-
such im Zoo oder die Klassenfahrt, die plötzlich zur 
finanziellen Zerreißprobe wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Kin-
der sind es, die wir in den Mittelpunkt unserer Politik 
stellen. Ich lasse nicht zu, dass sich auf Bundes-
ebene, wo die familienpolitischen Leistungen ange-
siedelt sind, eine schwarze Null anstelle einer stärke-
ren Unterstützung für benachteiligte Kinder durch-
setzt. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb werden wir uns auf Bundesebene auch wei-
ter für die Zielgruppen einsetzen, die besonders ar-
mutsgefährdet sind, nämlich für kinderreiche Fami-
lien, für Alleinerziehende und für zugewanderte Fa-
milien. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
in Nordrhein-Westfalen als erste Landesregierung ei-
nen Familienbericht zusammen mit den Familien er-
stellt. Es ist kein Zufall, dass Alleinerziehende dabei 
einen besonderen Schwerpunkt gebildet haben; 
denn Alleinerziehende haben es in allen Belangen 

schwerer: Sie sind alleine mit der Betreuung der Kin-
der, sie sind alleine mit der Hausarbeit, und sie sind 
einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt, weil sie zum 
Beispiel den Vollzeitjob zugunsten ihrer Kinder ein-
mal aufgegeben haben. In den allermeisten Fällen 
sind diese Alleinerziehenden Frauen. 

Als wäre die Herausforderung nicht schon groß ge-
nug, müssen Alleinerziehende häufig auch noch um 
die Durchsetzung ihrer Unterhaltsansprüche kämp-
fen. Deshalb unterstützen wir als Landesregierung 
den Verband alleinerziehender Mütter und Väter, 
wenn es zum Beispiel um die Möglichkeit der Unter-
stützung durch Beistände geht. Deshalb verbessern 
wir auch den informationellen Zugang, indem wir bei-
spielsweise ein Internetportal schaffen, das Alleiner-
ziehende mit den Informationen versorgt, die sie be-
nötigen, um ihre Rechte am Ende auch in Anspruch 
nehmen zu können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, kurzfristig 
reduzieren können wir Kinderarmut nur – das ist 
heute oft genug angeklungen –, indem wir die Ein-
kommenssituation der Eltern verbessern. Mir ist es 
als Familienministerin aber wichtig, die Chancen der 
Kinder selbst zu verbessern, aus der Armut ihres El-
ternhauses herauszuwachsen. Ich habe lange genug 
selbst im Sozialamt gearbeitet, um den Teufelskreis 
aus vererbter Armut jeden Tag selbst vorgelebt zu 
bekommen. Um diesen Teufelskreis durch politische 
Maßnahmen zu durchbrechen, braucht es Mut. Das 
erforderte einen Paradigmenwechsel. 

Herr Laschet, Sie haben eben so abfällig gesagt: Sie 
machen da jetzt mal ein bisschen Prävention. 

(Armin Laschet [CDU]: Nein, das habe ich so 
nicht gesagt!) 

Wir setzen im Gegensatz zu Ihnen nicht auf kurzfris-
tige Konzepte, sondern wir haben uns für einen lang-
fristigen Ansatz entschieden, der eben nicht nur auf 
Wahlen und Wahlkämpfe abzielt, sondern der die 
langfristige Reduzierung von Kinderarmut im Blick 
hat. 

(Beifall von der SPD – Lutz Lienenkämper 
[CDU]: Die Erfolge sieht man ja!) 

„Kein Kind zurücklassen!“ ist genau der Weg, auf den 
Land und Kommunen sich begeben haben, und zwar 
nicht, um kurzfristige Versprechen einzulösen, son-
dern um dauerhaft in unsere Kinder zu investieren. 
Ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Wenn ich sehe, 
dass die Kinderarmut in Deutschland wieder gestie-
gen ist, dann ist das für mich kein Grund, von diesem 
Weg abzurücken, sondern dann ist das für mich ein 
ganz konkreter Grund, auf diesem Weg in Zukunft 
noch klarer und noch entschiedener voranzuschrei-
ten, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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damit die Kinder, die es heute schwerer haben, die 
jungen Menschen von morgen sind, die morgen alle 
Chancen zu einem selbstbestimmten und zu einem 
erfolgreichen Leben haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe CDU, 
Angela Merkel, die nicht zu den Politikerinnen und 
Politikern gehört, die ich jeden Tag zitiere, hat am 
Sonntag bei Anne Will einen, wie ich finde, sehr klu-
gen Satz gesagt. 

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Sie hat nämlich gesagt: 

„Man ist nicht Politiker dafür, dass man die Welt 
beschreibt und sie katastrophal findet.“ 

Deshalb fordere ich Sie auf: Seien Sie bei diesem 
Weg an unserer Seite. Es gibt noch viele weitere 
Maßnahmen, die dazu beitragen, Kinderarmut in 
Nordrhein-Westfalen zu reduzieren. Das sind der 
Ausbau der Familienzentren, die bessere Finanzie-
rung von Kitas, gerade in schwierigen Sozialräumen, 
die Brückenprojekte für Flüchtlingskinder und der 
Ausbau der U3-Betreuung. 

Herr Hafke, ich halte es mit der CDU. Hören Sie mir 
einfach einmal zu. Wir machen das Richtige. Sie ha-
ben eben gesagt, wir hätten schon lange eine KiBiz-
Reform angekündigt. Ich habe in diesem Jahr ge-
sagt, dass wir in diesem Jahr Eckpunkte für ein 
neues Gesetz vorlegen wollen. Dabei werden – ent-
gegen dem, was Sie hier gesagt haben – auch die 
Randzeiten eine Rolle spielen. 

Während Kinder und Familien bei Ihnen im Mittel-
punkt Ihrer Sparpolitik standen, stehen sie heute im 
Mittelpunkt unserer Landespolitik; denn wir wissen: 
Jede Investition in unsere Kinder ist eine Investition 
in die Zukunft unserer Gesellschaft. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Für die CDU-Fraktion hat sich der 
Kollege Tenhumberg noch einmal gemeldet. 

Bernhard Tenhumberg (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Erst einmal an Frau Kol-
legin Hack und Frau Ministerin herzlichen Dank für 
das Lob für die Familienzentren! Wir wussten damals 
schon: Das ist eine gute Sache. 

(Beifall von der CDU) 

Darüber, dass Sie das mittlerweile auch verstanden 
haben und weiterentwickeln, freuen wir uns sehr. 

Aber nun zu dem, was hier gesagt worden ist: Frau 
Ministerin, wir wären dankbar, wenn Sie uns zu Ihren 
Zahlen einmal die Quellen geben würden, damit wir 

nachvollziehen können, wie Sie zu diesen Erkennt-
nissen kommen. Es ist uns schleierhaft, wie Sie dazu 
kommen, die Vergangenheit so zu beschreiben. 

Im Übrigen hätte ich gerade von Ihnen als Kinder- 
und Familienministerin auch ein bisschen mehr er-
wartet – nämlich, dass Sie uns über die Beschrei-
bung der Situation und die Erläuterung des Istzustan-
des hinaus etwas dazu erzählt hätten, wie Sie die 
dramatische Situation – sie ist in bestimmten Regio-
nen teilweise sehr dramatisch – bearbeiten wollen. 
Wie wollen Sie Kinderarmut denn tatsächlich verhin-
dern oder reduzieren? 

Da stehen wir in Nordrhein-Westfalen ja nun einmal 
besonders schlecht da. Der ehemalige Minister 
Schneider hat Ihnen 2012 im Sozialbericht klar ge-
sagt, 2010 – das waren die Unterlagen, die er prä-
sentiert hat – sei jeder Siebte von Einkommensarmut 
betroffen gewesen. Das hat Ihr Kollege Schneider im 
Sozialbericht gesagt.  

Heute sagen uns die Experten und die IT.NRW, mehr 
als jeder fünfte Bürger sei arm. Das ist eine deutliche 
Verschlechterung – entgegen dem Trend. Das kann 
man jetzt zur Kenntnis nehmen, oder man sagt, was 
man dagegen tun will. Ich habe heute jedoch nichts 
dazu gehört, wie man das verhindern will. 

Meine Damen und Herren, lediglich eine Forderung 
an den Bund zu stellen, ändert doch nichts an der 
Tatsache, dass wir Schlusslicht sind. Wir sind 
Schlusslicht in dieser Republik!  

(Beifall von der CDU) 

Zu dem Hinweis, der Bund müsse irgendwelche ge-
setzlichen Maßnahmen ergreifen, sage ich: Das 
würde an der Situation, dass wir Schlusslicht sind, 
erst einmal nichts ändern; denn alle anderen würden 
auch von solchen Maßnahmen profitieren. Wir sind 
Schlusslicht, und das müssen Sie zur Kenntnis neh-
men. Hier müssen Sie ansetzen. 

Ich sage Ihnen, was mich so ein bisschen ärgert an 
Ihren Maßnahmen und Programmen, die Sie hier 
verkünden: Haben Sie sich schon mal die Frage ge-
stellt, wie wirksam die eigentlich sind? Weshalb ste-
cken Sie immer Geld in irgendwas rein, obwohl die 
Situation immer noch schlechter wird? Was läuft 
denn da verkehrt? Sie machen Förderprogramme 
und verändern dabei die Situation nicht zum Positi-
ven, sondern sehr wahrscheinlich eher zum Schlech-
teren. Wie erklären Sie sich das? Erklären Sie die-
sem Hohen Hause doch einmal, wie es angehen 
kann, dass das Ziel mit Ihren Förderprogrammen 
nicht erreicht wird. Zielerreichung gleich Null!  

(Beifall von der CDU) 

Zur Geschichtsfälschung gehört auch dazu, dass im 
Zusammenhang mit dem Landesjugendplan immer 
die Rede von 80 Millionen € ist. Nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis: Vor 2005 betrug die Istausgabe für den 
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Kinder- und Jugendförderplan des Landes 68 Millio-
nen €, dann 80 Millionen €, jetzt 100 Millionen €. Das 
begrüßen wir, wunderbar. Tun Sie aber doch nicht 
so, als wären Sie vorher so gut gewesen. Sie haben 
seinerzeit 68 Millionen € bereitgestellt, wir haben 
dann 80 Millionen € bereitgestellt. Jetzt stellen Sie 
100 Millionen € zur Verfügung. Wenn schon die 
Wahrheit, dann bitte auch vollständig.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von Ingrid Hack 
[SPD]) 

Wenn Sie Ihre Arbeit in der Enquetekommission 
wirklich ernst nehmen würden, würden Sie einmal in 
den Bericht der Enquetekommission „Chancen für 
Kinder“ von 2008 hineinschauen. Welche Hand-
lungsempfehlungen haben SPD und Grüne da auf 
Seite 170 gegeben? – 2010 haben Sie die Verant-
wortung in diesem Lande übernommen. Haben Sie 
von den Handlungsempfehlungen, wie man die Ar-
mut von Kindern, Jugendlichen und Familien über-
winden könnte, auch nur ansatzweise etwas umge-
setzt?  

Sie haben seinerzeit auch noch Sondervoten abge-
geben; damals waren Sie in der Minderheit! Auf Seite 
171 schreiben Sie in Ihren Sondervoten, was alles zu 
tun wäre – ich will das alles gar nicht zitieren –: vom 
kostenfreien Mittagessen bis hin zu kommunalen Ar-
beitsgemeinschaften.  

Was haben Sie eigentlich von dem umgesetzt, wo-
von die Enquetekommission gesagt hat: „Damit 
könnte man sehr wahrscheinlich die Kinderarmut re-
duzieren“? Diese Empfehlungen wurden von Fach-
experten, Wissenschaftlern und Praktikern niederge-
schrieben. Jetzt lese ich mir das durch und denke: 
Sechs Jahre Regierungsverantwortung müssen 
doch dazu geführt haben, dass hier einige Dinge um-
gesetzt worden sind. – Es ist nichts umgesetzt wor-
den. 

(Ingrid Hack [SPD]: Das stimmt nicht!) 

Deshalb fordern wir Sie nochmals auf: Handeln Sie 
endlich! Machen Sie vernünftige Sachen und stellen 
Sie die Tatsachen nicht immer so da, nach dem 
Motto: Wenn auf einem Briefkopf „CDU“, „FDP“ oder 
irgendein Privater steht, kann das nur schlecht sein, 
wenn aber „SPD“ und „Grüne“ darauf steht, dann ist 
alles gut, und alles andere wird plattgemacht. So 
macht man keine vernünftige Kinder- und Jugendpo-
litik. Da muss man ab und zu auf gute Ratschläge 
hören und die dann auch umsetzen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, der FDP und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Tenhumberg. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Altenkamp. 

Britta Altenkamp (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich halte jetzt einmal den Kollegin-
nen und Kollegen und auch den Zuhörerinnen und 
Zuhörern zugute, dass wir alle ein hohes Interesse 
daran haben Kinderarmut zu verhindern und zu be-
kämpfen. Darüber hinaus halte ich allen zugute, dass 
die Berichte und Gutachten, die in den letzten Tagen 
an die Öffentlichkeit gekommen sind, alle mehr oder 
weniger betroffen machen. Was aber sicherlich nicht 
in Ordnung geht, ist der Versuch, hier ein politisches 
Geplänkel zu betreiben, bei dem möglicherweise am 
Ende die Ernsthaftigkeit verloren geht. 

Ich möchte ein paar Unterschiede herausarbeiten, 
die heute in der Debatte für mich deutlich geworden 
sind. Das betrifft zunächst den Armutsbegriff und die 
Frage, wie Armut wahrgenommen wird. Hier sind 
heute eine ganze Reihe von Kolleginnen und Kolle-
gen angetreten und haben gesagt: Ja, wenn wir zum 
Beispiel so etwas wie die Beitragsbefreiung in der 
Kita machen, profitieren davon nur die Reichen, weil 
dies den Armen ohnehin als Transferleistungsemp-
fänger finanziert wird. 

Damit fängt das Ganze schon an. Armut ist keine Sa-
che, die sich nur monetär messen lässt, nach dem 
Motto: Wenn ich im SGB-II-Bezug bin, werde ich so-
gleich als arm definiert. Armut lässt sich vielmehr – 
jedenfalls aus Sicht der Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten hier im Hause – vor allem an Teil-
habe festmachen. Da geht es nicht nur allein um die 
Frage: Bin ich Transferleistungsempfänger – ja oder 
nein?  

Ich kann Ihnen aber sagen, wie Kinderarmut tatsäch-
lich wahrgenommen wird, nämlich vielfach an der 
Postleitzahl – an der Postleitzahl der Wohnorte oder 
der Grundschule der Kinder und Jugendlichen. Das 
spielt eine Rolle, wenn sie sich bewerben. Die kann 
ich Ihnen für meinen Wahlkreis nennen: 45127, 
45128, 45143. Das sind die drei Stadteile, in denen 
Menschen in ganz besonders schwierigen Lebens-
lage leben und in denen Kinder in sehr schwierigen 
Lebenslagen aufwachsen.  

Die Eltern dieser Kinder sind zum Teil noch nicht mal 
im Transferleistungsbezug, aber die Kinder wachsen 
in Lebensverhältnissen und Umständen auf, die 
ihnen Teilhabechancen schlechterdings nicht in glei-
chem Umfang bieten wie anderen Kindern. 

Herr Hafke, mir ist heute aufgefallen, wie Sie zum 
Beispiel zu einem Thema wie der 24-Stunden-Kita 
stehen. Das ist ein sehr interessanter Aspekt gewe-
sen. Bei den 24-Stunden-Kitas kann es doch nicht 
nur darum gehen, dass Menschen, die in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen stehen, eine Rund-um-
die-Uhr-Betreuung für ihre Kinder brauchen, damit 
sie in diesen prekären Beschäftigungsverhältnissen 
überhaupt ihr Geld verdienen können.  

Vielmehr wird doch umgekehrt ein Schuh daraus. In 
Wahrheit ist es doch so, dass sich das Arbeitsleben 
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verändern muss, dass sich die Arbeitsverhältnisse 
für die Eltern verändern müssen, damit es eben nicht 
notwendig ist, dass Kinder über Nacht in einer Kita 
bleiben. Das sind die Schmerzen, die wir dabei ha-
ben.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Genau richtig! – 
Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zuruf 
von Armin Laschet [CDU]) 

Wir sind mit dem Projekt „Kein Kind zurücklassen!“ in 
diesem Land ein erhebliches Wagnis eingegangen. 
Das wird mir heute deutlich; denn hier im Landtag 
entsteht ja fast der Eindruck, dass, wenn man solch 
ein Projekt auflegt, bei dem 18 Modellkommunen un-
terstützt werden, mit dem Erscheinen des Evaluati-
onsberichts alles vorbei und damit die Kinderarmut 
bekämpft wäre.  

Das Gegenteil ist doch der Fall. Das Projekt ist so 
angelegt, dass unsere Partnerinnen und Partner, die 
wir zur Bekämpfung von Kinderarmut sowie zur Vor-
beugung dagegen brauchen, nämlich die Kommu-
nen, unterschiedliche Wege für sich ausprobieren 
können, um im sogenannten Roll-out-Verfahren zu 
überlegen, welche Kommune welchen Ansatz wählt.  

Das Wagnis besteht darin, dass wir uns heute nicht 
einfach hinstellen und sagen können: „Schalter um-
gelegt, alles wird gut“, sondern dass wir uns einge-
stehen müssen: Es gibt unterschiedliche Wege und 
unterschiedliche Möglichkeiten, Kinderarmut zu be-
kämpfen. Deshalb glaube ich, dass man hier nicht so 
kurz springen sollte.  

Herr Hafke, das ist doch sogar unter Ihrem Niveau 
für Sie als Fachpolitiker. Es kann doch nicht wahr 
sein, dass Sie hier hinstellen und einfach sagen: Es 
ist doch nichts passiert; wir haben noch nichts er-
reicht. – Herr Hafke, das ist doch wirklich ein biss-
chen wenig. Sie wissen ganz genau, wie dieses Pro-
jekt angelegt ist. Sie haben sogar zwischendurch in 
einem Nebensatz gesagt, das Projekt sei eigentlich 
ganz gut. Und heute sagen Sie: Da wurde ja nichts 
erreicht, wie die Gutachten zeigen.  

So armselig kann man doch wirklich nicht diskutie-
ren – ganz im Ernst!  

(Beifall von der SPD) 

Projekte wie KeKiz, aber auch Mo.Ki – Monheim für 
Kinder, ein Projekt, das ich immer wieder nennen 
will – leben davon, dass sie zur Bekämpfung von Ar-
mut ganz früh ansetzen, am Ende aber zu Regelan-
geboten werden, und zwar für alle Kinder. Denn es 
kann auch nicht sein, dass wir einzelne Projekte für 
Kinder in Armutssituationen auflegen und damit, weil 
man das Gute will, die Kinder letzten Endes zusätz-
lich stigmatisieren.  

Wir waren wir uns immer darüber im Klaren: Vorbeu-
gende Sozialpolitik wirkt auf der Strecke. Deshalb 
finde ich die heutige Debatte auf der einen Seite ganz 

interessant, weil sie gezeigt hat, wie unterschiedlich 
die Ausgangsdiskussionspunkte der einzelnen Frak-
tionen hier sind. Aber auf der anderen Seite bedeutet 
eine vorbeugende Sozialpolitik Langfristigkeit und ei-
nen langen Atem sowie das Vertrauen in die Men-
schen, dass sie tatsächlich gemeinsam mit der Politik 
an ihrer Lebenssituation etwas verändern wollen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Ihre Redezeit.  

Britta Altenkamp (SPD): Ich komme zum Schluss. – 
Dieses haben hier bei Weitem nicht alle. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Altenkamp. – Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor, und ich schließe die Aktuelle Stunde.  

Ich rufe auf:  

2 Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2016 (Nach-
tragshaushaltsgesetz 2016) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/11250 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Lan-
desregierung Herrn Minister Dr. Walter-Borjans das 
Wort.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich lege Ihnen 
heute einen Nachtrag zum Haushalt des Jahres 2016 
vor, der eine Folge der Ereignisse in der Silvester-
nacht in Köln und in anderen Städten des Landes ist. 
Die Ministerpräsidentin hat unmittelbar nach den Er-
eignissen schon am 14. Januar 2016 hier im Landtag 
einen 15-Punkte-Plan zur Stärkung der inneren Si-
cherheit und zur besseren Integration vor Ort ange-
kündigt. Das bildet sich jetzt in Positionen ab, die un-
serem Haushaltsgesetz 2016 in einem Nachtrag hin-
zuzufügen sind.  

Wir reden von insgesamt 42,6 Millionen € und rund 
61,9 Millionen € Verpflichtungsermächtigungen, mit 
denen wir 796 Stellen und vier zusätzliche Einstel-
lungsermächtigungen schaffen wollen.  

Außerdem haben wir in diesen Nachtrag – das ist 
das Einzige, was sich nicht unmittelbar auf die 15 
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Punkte konzentriert – Mehrausgaben für den Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss „Silvester-
nacht 2015“ und für die Eingangssicherung am Land-
tagsgebäude aufgenommen. Die Eingangssicherung 
ist ein Provisorium, das wieder auf einen neuen, si-
cheren Stand zu bringen ist.  

Die Mehrausgaben von insgesamt 46,9 Millionen € 
sollen komplett durch Einsparungen im laufenden 
Haushaltsverzug aufgefangen werden. Damit wird 
sich die Nettoneuverschuldung in Höhe von 1,83 Mil-
liarden € nicht verändern.  

Die wesentlichen Punkte zur Umsetzung dieses 
Maßnahmenpakets noch einmal in Kürze:  

Es geht einmal um den Block für die Stärkung der 
inneren Sicherheit. Das bedeutet: verstärkte Präsenz 
der Polizei auf der Straße. Zur Überbrückung des 
Zeitraums, bis zu dem sich die insgesamt 860 zu-
sätzlichen Einstellungsermächtigungen für Kommis-
saranwärterinnen und -anwärter in den Jahren 2015 
bis 2017 umsetzen lassen, sollen möglichst schnell 
500 zusätzliche Polizisten zur operativen Aufgaben-
wahrnehmung an Kriminalitätsbrennpunkten einge-
setzt werden.  

Zum Zweiten werden wir uns weiter verstärkt daran 
beteiligen, mehr Ordnung in die Asylverfahren zu 
bringen, und zwar gemeinsam mit dem Bund. Hier 
geht es darum, zukünftig auch die Kommunen bei 
dem steigenden Rückführungsaufkommen stärker 
zu unterstützen. Deswegen wird bei der Zentralen 
Ausländerbehörde Bielefeld eine zentrale Rückkehr-
koordination eingerichtet. Hier gibt es – ebenso wie 
bei den insgesamt drei Zentralen Ausländerbehör-
den – eine personelle und eine sächliche Ausstat-
tung in Höhe von insgesamt 1,2 Millionen €.  

Wir sorgen zudem für eine konsequente und effek-
tive Strafverfolgung. Deswegen ist in diesem Nach-
trag zugesagt, die Justiz rasch und nachhaltig zu ver-
stärken. Mit dem Nachtragshaushalt werden 100 zu-
sätzliche Planstellen für Richterinnen und Richter 
und weitere 100 zusätzliche Planstellen für Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte geschaffen.  

Vor allem aber wollen wir die Integration vor Ort stär-
ken. Als erstes und bisher einziges Bundesland in-
vestiert Nordrhein-Westfalen erhebliche Mittel, um 
zunächst 3.600 zusätzliche Plätze in Basissprach-
kursen zu den Angeboten des Bundes zu schaffen. 
Dazu kommen weitere Mittel im Wissenschaftsetat 
und im Weiterbildungsbereich, um auch Dozenten 
und Institutionen zu stärken und zu unterstützen, die 
für diese Sprachkurse notwendig sind.  

Ich finde es gut, dass schon in den ersten Äußerun-
gen vonseiten der Opposition deutlich gemacht wor-
den ist, dass wir diesen bewusst herausgelösten Teil, 
der sich nur mit den 15 Punkten beschäftigt, jetzt 
schnell auf die Straße bringen wollen. Das ist ein 
wichtiges Signal.  

Ich bin etwas enttäuscht, wenn das sofort mit einer 
Begleitmusik nach dem Muster verbunden wird, hier 
sei in den vergangen Jahren nicht die richtige Vor-
sorge getroffen worden, um die absehbaren weiteren 
Herausforderungen, vor denen wir stehen, abzubil-
den.  

Ich sage es noch mal – die heutige Debatte hat es ja 
gezeigt –: Wer hier sagt, dass etwa die Verschuldung 
des Landes immer größer geworden sei und dass 
man mit Prävention, ohne zu wissen wofür, gehan-
delt und Mittel zur Verfügung gestellt habe, hat offen-
bar nicht mehr die Kenntnis darüber, dass wir 2010 
mit einer Verschuldung in Höhe von 6,6 Milliarden € 
angefangen haben und jetzt bei einem Stand von 1,8 
Milliarden € sind.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Er hat offenbar auch nicht die Kenntnis darüber, dass 
im Haushalt 2016 für Flüchtlinge 4 Milliarden € vor-
gesehen sind – 3 Milliarden € mehr als ursprünglich 
geplant –, dass aber die Kreditaufnahme nur um 
300 Millionen € angehoben werden musste. Was an-
deres haben wir denn gemacht, als Vorsorge in dem 
Rahmen zu treffen, in dem es überhaupt möglich ist? 

Wer sich jetzt hinstellt und sagt, er hätte in den ver-
gangenen Jahren noch mehr Ideen gehabt, der muss 
jetzt – nachdem er zum Verfassungsgericht ging und 
Rücklagen und Rückstellungen verbieten ließ – erst 
einmal erklären, wie er das Ganze denn gespeichert 
hätte, um es heute zur Anwendung zu bringen. – Das 
ist das eine.  

Das Zweite ist die Frage, ob der einzige wirklich greif-
bare Vorschlag, der in den letzten Jahren gemacht 
worden ist – nämlich Studiengebühren wieder einzu-
führen oder Kindergärten wieder beitragspflichtig zu 
machen –, möglicherweise dazu geführt hätte, dass 
dies zur Finanzierung der Herausforderungen ge-
reicht hätte, die wir jetzt vor der Brust haben. 

Ich sage nur noch eines: Das wird mit Sicherheit nicht 
die letzte Herausforderung in diesem Jahr 2016 sein. 
Es geht jetzt nur darum, für diese 15 Punkte einen 
Nachtrag einzubringen. Und nur, damit keine falsche 
Tonlage entsteht: Es ist absehbar, wie teuer und 
groß die Herausforderung ist, vor der wir – und zwar 
nicht nur in Nordrhein-Westfalen – stehen.  

Das ist auch der Grund, warum ich zusammen mit 
einem Kollegen aus einem Land, das Sie ansonsten 
immer als Modellbeispiel nennen, gemeinsam an 
den Bund geschrieben habe, um deutlich zu machen: 
Das ist etwas, bei dem wir alle gefordert sind. Und 
wir brauchen an dieser Stelle die Verantwortung des 
Bundes.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wer uns erzählt, dass immer die anderen bezahlen 
sollen, der muss sich noch einmal daran erinnern las-
sen, wer denn für die Bewältigung internationaler 
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Konflikte in diesem Land die finanzielle Zuständigkeit 
hat. Es kann nicht sein, dass am Ende die Kämmerer 
von Kommunen und die Minister der Länder die Vor-
sorge dafür treffen müssen, wenn auf der oberen 
Ebene eingeladen wird. Dort wird hin und wieder 
auch ein Zickzackkurs gefahren. Jedenfalls liegt dort 
die Zuständigkeit für die Flüchtlingspolitik.  

In den nächsten Monaten werden wir uns in Bezug 
auf folgende Fragen ein Bild machen müssen: Wie 
groß ist die Zahl derer, die bei uns Zuflucht suchen 
und wirklich bleiben können? Wie hoch sind die Kos-
ten für jeden einzelnen, der kommt und bleiben 
kann? Wie hoch ist die Kostenbeteiligung des Bun-
des, der hierfür die finanzielle Verantwortung trägt? 
Und wie sieht die Steuerschätzung aus? Was kommt 
an Einnahmen herein?  

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch 
einmal daran erinnern, dass, wenn die Länder nach 
jetzigem Stand für dieses Jahr voraussichtlich 20 Mil-
liarden € bis 25 Milliarden € aufzubringen haben, mit 
diesem Geld auch die Konjunktur angekurbelt wird. 
Denn das Geld, das die Flüchtlinge bekommen, wer-
den sie nicht in einem Kuvert nach Hause schicken. 
Vielmehr geht dieses Geld auch auf das Gehalts-
konto von Lehrerinnen und Lehrern, Polizistinnen 
und Polizisten, Juristinnen und Juristen sowie von 
vielen anderen, zum Beispiel Einrichtungen. Es führt 
dazu, dass es auch Steuerrückflüsse geben wird. 

Die Beteiligung des Bundes entspricht bislang in 
etwa der Höhe der Steuerrückflüsse, mit der er rech-
nen kann. Mit anderen Worten: Das ist für ihn ein 
Nullsummenspiel. Für Länder und Gemeinden aber 
ist es nicht mehr als eine Krume, die für das gegeben 
wird, was sie bislang für etwas aufgewandt haben, 
das nicht von ihnen verursacht wurde und für das der 
Bund Mitleistungen zu erbringen hat. Diese Debatte 
werden wir noch zu führen haben. Jetzt aber geht es 
um die 15 Punkte. Und dafür bitte ich um Ihre Zustim-
mung in den Beratungen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. Die Landesregierung hat ihre Redezeit 
deutlich – um 3 Minuten und 28 Sekunden – überzo-
gen. Wenn die Landesregierung mehr Redezeit 
braucht, kann man das in Zukunft vielleicht berück-
sichtigen, wenn wir in der Ältestenratssitzung unsere 
Tagesordnung festsetzen. Dann können sich die 
Fraktionen auch schon im Vorfeld entsprechend da-
rauf einstellen. Ich möchte nur darauf hinweisen, 
dass jetzt natürlich auch den anderen Fraktionen 
3 Minuten und 28 Sekunden zur Verfügung stehen. – 
Für die SPD-Fraktion spricht der Kollege Zimkeit.  

Stefan Zimkeit (SPD): Angesichts des langen, aber 
überzeugenden Vortrags des Finanzministers kön-

nen sich die Fraktionen ja vielleicht auch kürzer fas-
sen. Da ich aber nicht glaube, dass gleich alle Kolle-
ginnen und Kollegen überzeugt sein werden, …  

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU – 
Ralf Witzel [FDP]: Geben Sie Ihr Mandat zu-
rück, wenn Sie nicht arbeiten wollen!) 

– Also Herr Witzel, ich zitiere Ihre Bemerkung jetzt 
einmal: Geben Sie Ihr Mandat zurück, wenn Sie nicht 
arbeiten können. – Das ist angesichts dessen, …  

(Ralf Witzel [FDP]: Wollen!) 

Oder wollen! – Das ist eine unerträgliche Frechheit. 
Erstens. Sie kommen zu spät zur Debatte und plus-
tern sich hier dann so auf. Zweitens. Wenn man Ihre 
Arbeitsleistung hier so verfolgt, könnte man Ihnen 
auch sagen: Sie haben nicht das Recht, hier die Ar-
beitsweise und die Beiträge von Kolleginnen und Kol-
legen so herabzuwürdigen. Sie ganz bestimmt nicht! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir leisten hier nämlich unsere Beiträge; darauf kön-
nen Sie sich verlassen. Wir leisten sie dadurch, dass 
wir das Vorgehen der Landesregierung in dieser 
Frage ausdrücklich unterstützen. Wir waren uns hier 
in diesem Haus einmal alle einig, dass wir eine 
schnelle Reaktion auf die schrecklichen Vorgänge in 
der Silvesternacht haben wollen.  

Die Landesregierung hat auch sehr schnell reagiert 
und ein 15-Punkte-Programm auf den Weg gebracht, 
um die Situation zu verbessern. Dieses 15-Punkte-
Programm wird jetzt durch diesen Nachtragshaus-
halt umgesetzt. Es ist auch notwendig, diese 15 
Punkte mit einem Nachtragshaushalt umzusetzen, 
weil unter anderem etliche neue Stellen geschaffen 
werden und dies auf keinem anderen Weg geht. In-
sofern unterstützen wir dieses Vorgehen ausdrück-
lich.  

Dabei werden aus unserer Sicht die richtigen 
Schwerpunkte gewählt.  

Der allerwichtigste Schwerpunkt aus meiner bzw. un-
serer Sicht ist die Schaffung der Anlaufstelle für die 
Opfer der Silvesternacht; denn ich glaube, wir müs-
sen in den Debatten über die Silvesternacht bei allen 
politischen Auseinandersetzungen und bei allen 
Nachforschungen in Bezug auf das, was beim Bund 
oder beim Land möglicherweise falsch gelaufen ist, 
insbesondere die Opfer stärker in den Mittelpunkt 
stellen. Das ist die Arbeit, die für uns wichtig ist, Herr 
Witzel. Wenn Sie das für überflüssig halten, zeigt das 
nur, wes Geistes Kind Sie sind. 

Der nächste Punkt: Wir halten es für wichtig und not-
wendig, mehr Polizei auf die Straße zu bringen. Wir 
haben schon jetzt die höchsten Einstellungszahlen 
für die Polizei. Es gibt eine höhere Zahl von Polizis-
tinnen und Polizistinnen auf der Straße, als wir sie 
seit vielen Jahren – seit 2005 – gehabt haben. Das 
stocken wir jetzt noch einmal auf.  
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Dies ist die richtige Vorgehensweise; das ist ein Vor-
gehen, das sich von dem der Oppositionsfraktionen 
unterscheidet. Die CDU-Fraktion hat ja aus der Op-
position heraus noch die Streichung von Polizeistel-
len beantragt. Das ist der falsche Weg. Wir gehen 
sehr bewusst einen anderen.  

Ich zitiere in diesem Zusammenhang gerne den Vor-
sitzenden der GdP Nordrhein-Westfalen, der zu die-
sem Nachtragshaushalt gesagt hat: Dies ist ein wich-
tiges und positives Signal für die innere Sicherheit. – 
Das ist richtig, und das sehen wir als Fraktion ge-
nauso.  

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Frage nach einem 
beschleunigten Asylverfahren, der Ordnung dieses 
Verfahrens und der klaren Abläufe. Wir schaffen 
neue Stellen, um das Ganze entsprechend auf den 
Weg zu bringen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Aber das können wir nicht alleine. Das können wir 
nur, wenn endlich der Bund handelt. Wir führen breite 
Diskussionen über Flüchtlinge aus den Maghreb-
Staaten und die Frage, wie lange sie hierbleiben und 
wie die Asylverfahren ablaufen sollen. Aber es kann 
doch nicht sein, dass Menschen, die aus diesen 
Staaten kommen, ein halbes Jahr warten müssen, 
bis sie überhaupt einen Antrag stellen können, und 
dann noch einmal über ein Jahr, bis dieser Antrag 
beschieden wird. 

(Daniel Sieveke [CDU]: Das stimmt nicht!) 

Das ist unzumutbar für die Betroffenen und auch für 
die Kommunen, die in erster Linie die Kosten zu tra-
gen haben. Darüber hinaus kann und darf es nicht 
sein, dass sich der Bund nach fünf Monaten Finan-
zierung aus der Verantwortung zieht, es aber nicht 
schafft, die vorliegenden Asylanträge zu bearbeiten. 
Wir in Nordrhein-Westfalen werden unseren Anteil 
dazu beitragen, dies schnell abzuwickeln. 

Heute wird ein Nachtragshaushalt vorgelegt, der die 
richtigen Schwerpunkte setzt. Wir als Landtag sollten 
diesen positiv begleiten und eine schnellstmögliche 
Umsetzung gerade im Hinblick auf die innere Sicher-
heit ermöglichen.  

Die SPD-Fraktion unterstützt diesen Gesetzentwurf 
ausdrücklich. Wir können die Oppositionsfraktionen 
nur auffordern, hier zusammen mit uns vorzugehen 
und ein gemeinsames Signal für mehr innere Sicher-
heit, für eine bessere Betreuung der Opfer und für 
eine stärker geordnete Absetzung der Asylverfahren 
in Nordrhein-Westfalen zu senden. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimkeit. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Dr. Optendrenk.  

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauerin-
nen und Zuschauer! Vor zwei Monaten hat der Land-
tag den Haushalt 2016 mit einem Haushaltsvolumen 
von immerhin fast 70 Milliarden € verabschiedet. 
Noch bevor die gedruckte Fassung dieses Haushal-
tes vorliegt, beschließt das Kabinett schon den ers-
ten Nachtragshaushalt. Herr Minister, Ihre Haushalte 
haben ein kürzeres Haltbarkeitsdatum als ein 
Fruchtjoghurt. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist das Gegenteil von vorausschauender Haus-
haltsplanung durch den Finanzminister. Das ist das 
Gegenteil von seriöser Finanzpolitik. 

Nachdem Sie bereits 2015 den deutschen Rekord 
geschafft haben – nämlich vier Nachtragshaus-
halte –, wollen Sie offenbar auch in diesem Jahr 
Quartalshaushalte machen, um Ihre Unzulänglich-
keiten in der Haushaltsaufstellung und Haushalts-
durchführung zu kaschieren. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Herr Finanzminister, man könnte schon auf die Idee 
kommen, dass einige der Herausforderungen, die 
Sie eben benannt haben – unter anderem auch in der 
Flüchtlingspolitik –, nicht ganz neu sind. Die waren 
uns bereits bei den Haushaltsberatungen im Sep-
tember, Oktober, November und Dezember 2015 be-
kannt. Die Zahlen haben sich seitdem auch nicht we-
sentlich verschoben.  

Trotzdem erklären Sie uns hier durch die Blume, 
dass neben dem isolierten 15-Punkte-Plan, den Sie 
jetzt eingebracht haben – für die innere Sicherheit, 
als Ergebnis der Silvesternacht –, wir eigentlich auch 
damit rechnen müssten, dass nach der Mai-Steuer-
schätzung der nächste Nachtrag kommt, wenn Ihnen 
schließlich angesichts der Flüchtlingskosten sozusa-
gen die Hose zu eng wird. Das ist unseriös, Herr Mi-
nister! 

Die CDU-Fraktion hat bei der Debatte zum Haushalt 
2016 die Landesregierung aufgefordert, endlich Pri-
oritäten zu setzen, anstatt alles Mögliche machen zu 
wollen. Zwei große Aufgaben für 2016 haben wir be-
nannt: innere Sicherheit und Integration.  

Es spricht für diese rot-grüne Regierung, dass sie 
seit 2010 immer wieder erst durch äußere Ereignisse 
auf Fakten hingewiesen werden musste, dass sie 
erst einmal vor etwas erschrecken musste, was ei-
gentlich leider nur eine Frage der Zeit war, nämlich: 
Wann entsteht die Situation, dass man mit der Art 
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und Weise, wie in den letzten Jahren die innere Si-
cherheit in Nordrhein-Westfalen organisiert wurde, 
große Probleme bekommt?  

Dass es zu den Vorfällen auf der Domplatte kommen 
würde, das wusste keiner. Aber dass die innere Si-
cherheit Nordrhein-Westfalens in einem schlechten 
Zustand war, der Innenminister stattdessen aber lie-
ber Blitzmarathons machen wollte, das wusste jeder, 
der es wissen wollte. Sie sind eine PR-Regierung 
und keine Regierung, die handelt! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nachdem Sie den Nachtragshaushalt per Eilboten in 
den Landtag gebracht haben, weil Sie es erst in letz-
ter Sekunde geschafft haben, die Fristen einzuhal-
ten, um heute im Plenum darüber beraten zu können, 
obwohl Sie nach der Ankündigung der Ministerpräsi-
dentin dafür sechs Wochen Zeit hatten, kann man 
nur feststellen: Auch hier haben Abtauchen, unseriö-
ses Arbeiten und schließlich das Stricken mit der hei-
ßen Nadel System.  

Ich will das den staunenden Besuchern einmal er-
zählen: Sie hatten sechs Wochen Zeit, ein 15-
Punkte-Programm – das man sehr deutlich beziffern 
kann, wenn man das will – in Ihrem Kabinett zu be-
raten, nachdem die Ministerpräsidentin dies hier ver-
kündet hat. Und dann schaffen Sie es nicht, eine ge-
druckte Fassung vorzulegen, sondern machen noch 
in der Kabinettssitzung handschriftlich Zahlendreher. 
Da steht dann noch nicht einmal eine Paraphe dran, 
um zu erkennen, wer es gemacht hat. Das ist Hand-
werk, so wie wir es von Ihnen kennen. 

Und dann erklärt der Finanzminister zusammen mit 
dem Justizminister der staunenden Öffentlichkeit, 
47 Millionen € seien das größte Paket für innere Si-
cherheit in Deutschland. Herr Minister, wenn Sie das 
selbst glauben, dann mag das für Sie ja so sein, aber 
es ist eigentlich der größte Witz der Weltgeschichte, 
wenn Sie hier erklären, 47 Millionen € seien das 
größte Sicherheitspaket in Deutschland. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir haben hier im Landtag von Nordrhein-Westfalen 
bei Charlie Hebdo mehr gemacht!  

Sie machen weiter Stückwerk. Irgendwann müssen 
Sie sich auch mal entscheiden, ob Sie der Meinung 
sind, dass die Ereignisse in Köln alleine mit dem ab-
gesetzten Polizeipräsidenten zu tun haben, oder ob 
es strukturelle Probleme bei der inneren Sicherheit in 
Nordrhein-Westfalen gibt. Das eine oder das andere 
ist richtig, nicht beides. Wenn der eine schuld war, 
dann brauchen Sie keinen 15-Punkte-Plan, und 
wenn der nicht alleine schuld war, dann sagen Sie 
das auch einmal öffentlich. Der Innenminister ver-
kauft es jedenfalls immer noch anders. 

Die innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen ist nur 
ein Thema. Das andere Thema ist die Tatsache, 
dass Sie die 350 Millionen €, die nach dem von Ihnen 
eingebrachten Flüchtlingsaufnahmegesetz etatreif 
sind, weil sie durch das Kabinett sind, nicht in diesen 
Nachtragshaushalt hineinbringen. Sie haben nämlich 
keine Gegenfinanzierung, weil Ihre fallende Linie der 
Neuverschuldung schon jetzt kaputt wäre – zwei Mo-
nate, nachdem der Haushalt verabschiedet worden 
ist. Herr Minister, Sie leben von der Hand in den 
Mund, und das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall von der CDU) 

Rot-Grün wählt mal wieder den einfachen Weg, Herr 
Zimkeit eben auch: Wir schimpfen auf den Bund. Wir 
schimpfen wahlweise auch auf andere – mal ist 
Sachsen schuld, mal ein anderer. Jedenfalls ist im-
mer irgendein anderer schuld. Immer sind äußere Er-
eignisse schuld. Nie liegt es an Ihnen. Man hat immer 
das Gefühl: Eigentlich regiert diese Regierung gar 
nicht, sie kommuniziert nur und findet immer einen 
Schuldigen. Das ist eine ganz tolle Regierung. Die ist 
unglaublich handlungsfähig. – Das war Ironie. 

Vielleicht beantworten Sie nachher noch die Frage, 
wie viele Nachtragshaushalte Sie denn dieses Jahr 
vorhaben. Wollen Sie das Parlament, das hier ei-
gentlich einen jährlichen Haushalt aufstellen soll, 
viermal im Jahr mit einem Haushalt belämmern? Ma-
chen Sie doch eine vorausschauende Haushaltspla-
nung! Wenn Sie jetzt im Aufstellungsverfahren für 
2017 sind, dann versuchen Sie doch einmal, wenigs-
tens den Haushalt so aufzustellen, dass er vielleicht 
ein Jahr hält. Vielleicht hält er auch nur ein halbes 
Jahr nach dem Regierungswechsel. Aber immerhin, 
Sie sollten es versuchen. 

(Beifall von der CDU) 

Diese Landesregierung – das ist das Fazit – präsen-
tiert mit diesem ersten Nachtragshaushalt 2016 er-
neut haushaltspolitischen Fastfood: Der kostet viel, 
hält nicht lange vor und enthält wenig Vitamine. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Optendrenk. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt Herr Kollege Abel. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Als wir vor knapp sechs 
Wochen hier im Landtag über die Ereignisse der Köl-
ner Silvesternacht debattierten, standen wir noch un-
ter dem Eindruck der Bilder und Berichte, die uns ein 
in Deutschland nicht gekanntes Ausmaß der Taten 
offenbarten. Sie waren erschreckend. Sie haben das 
Sicherheitsgefühl vieler Menschen erschüttert, und 
man muss ehrlich sagen, dass die Verunsicherung 
bei vielen andauert. 
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Meine Damen und Herren, Verunsicherung darf nicht 
zu einer Vertrauenskrise führen. Wir können für die 
absolute Sicherheit nicht garantieren, aber wir wollen 
und wir haben einen starken Rechtsstaat, der Stärke 
zeigen muss, wo es notwendig ist, denn nur so kön-
nen die Schwächsten unserer Gesellschaft ge-
schützt werden. 

Wir haben im Januar-Plenum auf die Ereignisse mit 
einem 15-Punkte-Plan reagiert, der nun mit dem 
Nachtrag fiskalisch hinterlegt wird. Sechs Wochen 
nach Einbringung und detaillierter Arbeit wollen wir 
über 700, fast 800 neue Stellen und zusätzliche 
Sachmittel investieren.  

Als Erstes möchte ich den Schutz und die Unterstüt-
zung von Opfern sexueller Gewalt nennen. Diese 
Maßnahmen werden wir jetzt weiter verstärken. Für 
die Opfer der Übergriffe in Köln wurde eine zentrale 
Anlaufstelle eingerichtet, damit sie dort die dringend 
notwendige Betreuung erhalten können.  

Uns geht es darum, den Opfern bestmöglich zu hel-
fen, Opferschutz zu stärken, das Netz an Beratung 
auszubauen. Das tun wir nicht erst seit Köln, was 
auch auf viele andere Maßnahmen zutrifft, aber jetzt 
noch einmal mit zusätzlichem Geld und zusätzlichen 
Stellen. 

Herr Kollege Dr. Optendrenk, Sie haben eben aus-
geführt, dass die Haltbarkeit der Haushalte des Fi-
nanzministers, der Landesregierung kürzer sei als 
die eines Fruchtjogurts. Herr Kollege, wenn Sie sich 
einmal darüber klar werden, was die Konsequenz Ih-
rer Aussage ist: Hätten wir denn in den vergangenen 
Monaten bei den steigenden Flüchtlingszahlen, bei 
neuen Einigungen auf Bundesebene nicht nachsteu-
ern sollen? Hätten wir nicht zusätzliche Stellen bei 
der Polizei schaffen sollen? Hätten wir nicht über 
5.000 Lehrerinnen- und Lehrerstellen schaffen sol-
len? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das sind alles Leistungen, die wir mit einem Nach-
trag nachgesteuert haben. Es ist absurd, wenn man 
Ihre Kritik zu Ende denkt. 

Meine Damen und Herren, die Täter sollen schnell 
bestraft werden. Die Strafe muss der Tat auf dem 
Fuße folgen. Deswegen wird es personelle Verstär-
kungen innerhalb der Staatsanwaltschaften geben – 
200 zusätzliche Stellen, Staatsanwältinnen und Rich-
ter. Das ist ein Kraftakt für den Haushalt, ja. Es ist 
aber vor allem ein starkes Bekenntnis zum Rechts-
staat – so hat der Richterbund seine Presseerklärung 
zu diesem Nachtrag überschrieben. Ich finde, das ist 
die richtige Bewertung dieser zusätzlichen Stellen. 

(Hendrik Schmitz [CDU]: Sagen Sie was zur 
Videoüberwachung!) 

– Dazu komme ich gleich noch, Herr Kollege, immer 
Geduld. Ich habe ja dank des Finanzministers noch 
ein paar Minuten. 

Wir werden die Präsenz der Polizei auf der Straße 
verstärken. Dafür wollen wir möglichst schnell 500 
Polizistinnen und Polizisten zusätzlich an den Krimi-
nalitätsbrennpunkten einsetzen. Wir haben hier, 
meine Damen und Herren von der Opposition, in den 
letzten Jahren 8.000 zusätzliche Stellen bei der Poli-
zei geschaffen. 

(Daniel Sieveke [CDU]: Wie viele Stellen?) 

– 8.000 zusätzliche Stellen, Herr Kollege Sieveke. 
Sie sollten das als Vorsitzender des Innenausschus-
ses eigentlich wissen: 8.000 zusätzliche Stellen – 
das sind exakt doppelt so viel wie in der ganzen Zeit 
2005 bis 2010, exakt doppelt so viele Einstellungen 
bei der Polizei. Wir haben jetzt mit 1.920 Anwärterin-
nen und Anwärtern die höchste Zahl in der Ge-
schichte dieses Landes, meine Damen und Herren. 
Auch hier verschließen wir uns nicht. 

(Hendrik Schmitz [CDU]: Wie viele sind denn 
in Pension gegangen?) 

– Wie viele in Pension gegangen sind? Sie geben mir 
gute Stichworte, Herr Kollege Schmitz. Ich bin Ihnen 
sehr dankbar dafür. – Wir sind in der Tat das einzige 
Bundesland, das seit 2011 mehr Beamte einstellt, als 
in den Ruhestand gehen. Wir sind das einzige Bun-
desland. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wenn wir uns dann die Bundeszahlen, die bei der 
Bundespolizei, angucken, dann sieht die Bilanz ge-
rade der Unions-Innenminister, die traditionell dieses 
Ressort in der Großen Koalition in den letzten Jahren 
besetzen, negativ aus. 15 andere Bundesländer und 
der Bund haben gekürzt. Seit 2011 sind wir konstant 
das einzige Land mit einem positiven Saldo. Wir ver-
schließen uns aber auch in diesem Bereich nicht und 
wollen zusätzliche Beamtinnen und Beamte auf die 
Straße bringen. 

Zu Ihrem Stichwort, Herr Kollege Schmitz, zur Vide-
obeobachtung: Ja, wir verschließen uns auch diesem 
nicht. Das ist eine bisher im Polizeigesetz vorgese-
hene Regelung. Ich habe Altweiber den Polizeiein-
satz in Düsseldorf begleitet. Ich habe mir dort auch 
die Videobeobachtung am Bolker Stern angeguckt. 
Wir haben hier die Situation, dass wir unter einer Mi-
nute – auch bei dichtem Gedränge – Reaktionszeit 
haben, in der Beamtinnen und Beamte sofort Ver-
stärkung hinschicken können, sodass sofort interve-
niert werden kann. An Kriminalitätsschwerpunkten, 
die geprüft werden müssen, wo es klare Vorausset-
zungen gibt, werden wir uns auch an dieser Stelle 
nicht verschließen, Herr Kollege. 

Für uns bleibt ein zentraler Punkt, die Integration zu 
stärken. Als erstes und bisher einziges Bundesland 
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investieren wir in Nordrhein-Westfalen erhebliche 
Mittel, um 3.600 zusätzliche Plätze in Basissprach-
kursen zu schaffen. Und die von uns in den letzten 
Jahren aufgebauten kommunalen Integrationszen-
tren werden die Aufgabe der Wertevermittlung wahr-
nehmen und koordinieren. Auch funktionierender ge-
sellschaftlicher Zusammenhalt ist Prävention. Auch 
das gehört zu einem starken Rechtsstaat. 

Meine Damen und Herren, es ist ohne Zweifel so: 
Viele Menschen hat die Silvesternacht aufge-
schreckt, viele fühlen sich verunsichert. Dies zu leug-
nen, grenzt an Realitätsverlust. Wenn wir aber davon 
reden, dass das Sicherheitsgefühl von Menschen ge-
stört ist, dann dürfen wir die Angst derer nicht verges-
sen, die mit den Taten der Kölner Silvesternacht 
nichts zu tun hatten und die sich nun unter General-
verdacht gestellt sehen. 

Wir haben als Demokratinnen und Demokraten die 
Verantwortung, dass Menschen nicht aufgrund ihrer 
Hautfarbe, ihrer Haarfarbe oder aufgrund anderer 
Merkmale stigmatisiert, diskriminiert werden, dass 
Gruppen nicht gegeneinander ausgespielt werden.  

Meine Damen und Herren, ich finde es daher uner-
träglich, dass ein Mitglied der CDU-Bundestags-
fraktion genau das versucht, genau versucht, Men-
schen gegeneinander auszuspielen, mit einem 
Tweet zu hetzen, mit einer Bildsprache, wie wir sie 
sonst nur von AfD, Pegida und Co. kennen. Ich fand 
es, meine Damen und Herren von der Union, bemer-
kenswert, wie sich Armin Laschet nach Clausnitz po-
sitioniert hat. Sie müssen nun deutlich machen, dass 
in der Fraktion einer großen Volkspartei in diesem 
Lande rassistische Stimmungsmache keinen Platz 
hat, egal in welcher Form. Sie haben ein U-Boot von 
Pegida in Ihren Reihen.  

(Hendrik Schmitz [CDU]: Was?) 

Stärken Sie die demokratische Kultur. Sagen Sie 
Herrn Laschet, dass er sein Gewicht dafür einsetzen 
soll, dass Erika Steinbach Konsequenzen spürt,  

(Daniel Sieveke [CDU]: Wir sind hier in Nord-
rhein-Westfalen!) 

dass sie von den Ämtern enthoben wird. Das wäre 
konsequent. Wir dürfen eins nicht zulassen:  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir dürfen nicht zulassen, dass es als normal gilt, 
dass auf diese rassistische Hetze keine Konsequen-
zen folgen. Es kann nicht sein, dass es in diesem 
Land ohne Konsequenzen bleiben soll, wenn die 
menschenrechtspolitische Sprecherin in der Art und 
Weise hetzt, wie sie es getan hat. Reden Sie mit 
Herrn Laschet, er hat hier Verantwortung.  

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit.  

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Sie sind der 
größte Landesverband. Sie haben die größte Lan-
desgruppe im Bundestag. Sorgen Sie dafür, dass es 
Konsequenzen hat im Sinne der demokratischen 
Kultur und damit auch im Sinne von uns allen!  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Abel. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Wedel.  

Dirk Wedel (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der erste Nachtragshaushalt für das 
Jahr 2016 liegt vor. Dies sind wir mittlerweile ge-
wohnt. Letztes Jahr waren es ja bekanntlich vier 
Nachträge. Aber die Silvesternacht war eine Zäsur, 
und die Stärkung von Polizei, Justiz, Opferschutz 
und Integration ist auch richtig und wichtig. Sie war 
aber schon überfällig und wurde von uns bereits ge-
fordert, als das Kind noch nicht in den Brunnen ge-
fallen war.  

Zunächst zum Haushalterischen. Wer einen Blick in 
die Haushaltsübersicht wirft, wird sich wundern: Ge-
samtausgaben und -einnahmen bleiben unverän-
dert. Der Nachtragshaushalt täuscht schlicht über die 
finanzielle Realität in Nordrhein-Westfalen hinweg. 
Die knapp 50 Millionen € sind gerade nicht durch 
strukturelle Einsparungen gegenfinanziert. Diese 
Ausgaben werden durch die Erhöhung der globalen 
Minderausgaben einmalig erbracht. Hauptsächlich 
strukturellen Mehrausgaben stehen einmalige Min-
derausgaben gegenüber. Es erfolgt kein Herunter-
brechen auf die einzelnen Kapitel und Titel.  

Dabei würde allein schon eine große Position – der 
Finanzminister hat darüber im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss berichtet: nämlich zum Beispiel die 
Auslagen in Rechtssachen, bei denen im letzten Jahr 
32 Millionen € mehr veranschlagt waren, als letztlich 
ausgegeben wurden – ausreichen, um dort mehr als 
die Hälfte dessen herauszubrechen, was Sie hier an 
der Stelle in den Nachtragshaushalt hineingeschrie-
ben haben.  

Meine Damen und Herren, mehr Richter und Staats-
anwälte: Da haben Sie die FDP voll an Ihrer Seite. 
Das hatten wir ja schon für den Haushalt 2016 gefor-
dert, insbesondere zur Verfahrensbeschleunigung. 
Damals wurde es von Ihnen abgelehnt, jetzt haben 
Sie umgeschwenkt, ohne allerdings die Amtsanwälte 
als die mit Abstand höchst belastete Laufbahn der 
Justiz zu bedenken.  

(Beifall von der FDP) 

Auch unsere Forderung zur Umsetzung des beson-
ders beschleunigten Verfahrens stieß im letzten Jahr 
bei Rot-Grün noch auf taube Ohren. Nun stehen Sie 
vor der Problematik, wie Sie überhaupt über 500 aus-
reichend qualifizierte Juristen gewinnen wollen. Im 



Landtag   02.03.2016 

Nordrhein-Westfalen 10873 Plenarprotokoll 16/106 

 

Jahr 2015 hatten Sie 301 Stellen für Richter und 
Staatsanwälte zu besetzen. Nur rund 350 Absolven-
ten haben im Jahr 2015 in NRW ein „vollbefriedi-
gend“ oder einen besseren Abschluss erreicht. Nun 
kommen 200 Stellen obendrauf, sprich: 2016 gilt es 
mehr als 500 Stellen zu besetzen. Wie wollen Sie da 
das gute Niveau halten?  

Ähnlich ist es im Polizeibereich. Da sollen es 250 Le-
bensarbeitszeitverlängerungen richten, sprich Pensi-
onäre. Allerdings belegt der Expertenbericht „Bürger-
nahe Polizei“, dass vier Jahre vor dem Ruhestand 
die vorzeitigen Zurruhesetzungen im Polizeibereich 
sprunghaft ansteigen, nur 50 % die reguläre Alters-
grenze von 60 bis 62 Jahren erreichen. Man darf 
skeptisch sein, wie viele Beamte freiwillig bleiben 
werden.  

Meine Damen und Herren, mehr Polizei auf der 
Straße und in den Kommissariaten, schnellere Ver-
fahren, bessere Zusammenarbeit von Polizei, Justiz 
und anderen Behörden – das sind genau die Forde-
rungen der Freien Demokraten schon lange vor der 
Silvesternacht. Ihre Versäumnisse versuchen Sie 
jetzt zu heilen: ein überfälliger Richtungswechsel als 
ein erster Schritt.  

Umgerechnet rund 10.000 Polizeikräfte stehen der-
zeit in Nordrhein-Westfalen für die Wahrnehmung 
polizeilicher Kernaufgaben gar nicht zur Verfügung. 
Weitere über 1.000 unbesetzte Stellen entstehen in 
den Kreispolizeibehörden durch unterjährige Ab-
gänge. 1.500 Stellen drohen in den nächsten Jahren 
sukzessive wegzufallen. Das alles offenbart und kri-
tisiert Ihre eigene Expertenkommission und gibt kon-
krete Handlungsvorschläge.  

So könnten Sie Hunderte Stellenäquivalente ad hoc 
im Polizeibereich für mehr Präsenz generieren. 
Trotzdem bleiben Sie weitgehend untätig. Und Sie 
verschweigen, wo Beamte für neue Bereitschaftspo-
lizeien und mobile Einsatzkommandos herkommen. 
Tatsächlich drohen hier dauerhafte Personalverlage-
rungen zulasten zahlreicher Polizeibehörden insbe-
sondere des ländlichen Raums.  

(Beifall von der FDP – Martin-Sebastian Abel 
[GRÜNE]: Höchste Anwärterzahlen!) 

Zurecht setzt schließlich § 15a Polizeigesetz für die 
Videoüberwachung im öffentlichen Raum enge 
Grenzen. Mit 5,5 Millionen € könnte man 110 Polizei-
beamte zusätzlich bezahlen. Das wäre sicherlich ef-
fektiver. Zudem fragt sich natürlich bei § 15a Polizei-
gesetz – die Voraussetzungen gelten ja nicht erst seit 
gestern, und es wundert einen schon, dass offen-
sichtlich Kriminalitätsbrennpunkte jetzt vom Himmel 
fallen –, warum diese Maßnahmen, wenn denn die 
Voraussetzungen des § 15a Polizeigesetz schon 
vorgelegen haben, dann nicht in der Vergangenheit 
bereits durchgeführt wurden.  

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, nicht nur die Ausgaben-
planungen, auch die Einnahmeansätze werfen er-
hebliche Fragen auf. Der Verlauf der Steuereinnah-
men wurde vom Finanzminister im Jahr 2015 falsch 
eingeschätzt. Bei Lohnsteuer und Umsatzsteuer gab 
es Mindereinnahmen. Am Ende des Jahres 2015 wa-
ren rund 500 Millionen € zu wenig in der Kasse.  

Was ich Ihnen vorwerfe: Sie haben diese Lücke nicht 
im Nachtragshaushalt 2016 berücksichtigt. In Ihrer 
Vorlage 16/3495 beschreiben Sie es selbst, Herr Fi-
nanzminister. Sie weichen von den Erwartungen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ nach oben ab. 
Ihre Begründung: Die Istwerte in NRW entwickeln 
sich so positiv. Das haben die Steuerschätzer nicht 
gewusst. Deshalb unterstellt die Landesregierung für 
2016 einen Basiseffekt von rund 1 Milliarde € mehr. 

Heute wissen wir aber: Bereits 2015 wurden die An-
sätze nicht erreicht. Somit kann der Basiseffekt inso-
weit auch nicht in das Haushaltsjahr 2016 fortwirken. 
Die Basis ist an dieser Stelle weggebrochen. Der An-
satz müsste, wenn man Ihrer Argumentation folgt, 
Herr Finanzminister, nach unten korrigiert werden. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wedel. – Für die Piraten spricht jetzt Herr 
Kollege Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute 
Morgen habe ich überlegt, ob ich eine Krawatte um-
binde. Ich habe das gelassen. 

(Zuruf von Dirk Wedel [FDP]) 

Es ist nämlich kein Festakt, den wir heute bei Einbrin-
gung dieses ersten Nachtragshaushalts 2016 erle-
ben. 

(Martin Börschel [SPD]: „Schön“ ist relativ!) 

– Ich habe eine Menge Krawatten und sehr schöne. 
Eigentlich hätte ich eine schwarze Krawatte anzie-
hen müssen. Denn die Glaubwürdigkeit dieser Lan-
desregierung wird eigentlich heute zu Grabe getra-
gen, und nicht das erste Mal. 

(Martin Börschel [SPD]: Wenn Sie Ihre Garde-
robe immer dem Tagesordnungspunkt anpas-
sen, dann ist das gut!) 

– So ist das, lieber Kollege Börschel. 

Folgen der Silvesternacht werden hier als Grund für 
die Einbringung dieses ersten Nachtragshaushalts 
2016 angeführt. Ja, es ist sicherlich wichtig, Hilfe für 
Opfer zu stärken, aber nicht erst seit diesem Zeit-
punkt. Es ist sicher notwendig, die innere Sicherheit 
im Land Nordrhein-Westfalen zu stärken, aber nicht 
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erst seit diesem Zeitpunkt. Es ist sicherlich auch not-
wendig, eine Ordnung in den Asylverfahren herbei-
zuführen, aber nicht im Vorgriff auf das, was das 
Asylpaket II, welches wir von den Piraten jedenfalls 
ablehnen, hier schon an, ich sage mal, Vorboten in-
nerhalb dieses Nachtragshaushalts entfaltet. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es ist auch sicher wichtig, die Integration vor Ort zu 
stärken und zu verbessern. So muss ich Sie zitieren, 
Herr Finanzminister, aus Ihrer Einbringungsrede. Sie 
sagten eben: Es war absehbar, wie teuer und groß 
die Herausforderungen in 2016 sind. – Ja, Herr Fi-
nanzminister, es war absehbar. 

(Zuruf von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Es war aber nicht erst absehbar seit der Silvester-
nacht, sondern es war bereits absehbar zum Zeit-
punkt der Aufstellung des Landeshaushalts 2016. Da 
hätten Sie reagieren bzw. im Vorgriff darauf, was an 
Herausforderungen auf das Land Nordrhein-Westfa-
len zukommt, eingreifen müssen, und sicherlich an-
gesichts des Gesamtvolumens des Haushalts 2016 
nicht mit einem Brosamen von rund 47 Millionen €. 

Das ist nichts mehr als ein Feigenblatt und soll den 
Menschen im Land vorgaukeln, es würde in Nord-
rhein-Westfalen etwas zur Stärkung der Sicherheit 
und inneren Ordnung geschehen wie aber auch am 
System des Rechtsstaats verbessert. Maßnahmen 
wie 100 Richterinnen und Richter, 100 Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte mehr einzustellen, können 
sicherlich nicht nur eine Folge der Silvesternacht 
sein. Dafür müsste man überhaupt erst einmal die 
Täter haben. Aber ich brauche weder 100 Richter 
noch 100 Staatsanwälte, um diese Täter, derer man 
dann habhaft werden konnte, zu verurteilen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es liegt also auch in diesem Punkt ein Indiz dafür vor, 
dass der Landeshaushalt 2016 und auch schon vo-
rangegangene Landeshaushalte nicht nur – wie sag-
ten Sie, Herr Kollege Dr. Optendrenk? – auf Kante 
gestrickt sind, sondern sie sind unzureichend, ge-
nauso wie auch dieser Nachtragshaushalt, der nichts 
weiter ist als ein Feigenblatt, ein Feigenblatt, wel-
ches, wie gesagt, den Menschen das Gefühl vermit-
teln soll, dass hier im Lande Nordrhein-Westfalen 
seitens dieser Landesregierung etwas unternommen 
wird. 

Aber das Kritikfähige und Negative dieses Landes-
haushalts bzw. des Nachtrags überwiegt. Es ist die 
fiskalische Manifestation des 15-Punkte-Plans – das 
wurde bereits mehrfach erwähnt – der Landesregie-
rung vom 14. Januar des Jahres. Er ist aber auch 
darüber hinaus nichts weiter als Law and Order mit 
pseudo-linksgrünem Anstrich. Es ist ein Angsthaus-
halt. 

(Zuruf von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Es ist ein Angsthaushalt und ein Greifen nach dem 
Strohhalm, auf dem steht: Rettet Jäger! 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Im Haushalt steht das?) 

Dieser Nachtragshaushalt wird in die Annalen NRWs 
als eine der teuersten Imagekampagnen dieser Re-
gierung eingehen. 

Ausweitung der Videoüberwachung: Davon ist die 
Rede, Herr Kollege von den Grünen, Herr Abel. Sie 
sind darüber hinweggegangen, dass die Landesre-
gierung die Grünen an ihrer Seite weiß insofern, als 
es notwendig sei, die Videoüberwachung auszuwei-
ten. Für uns Piraten ist es ein absolutes No-Go. Die 
Bevölkerung wird unter Generalverdacht gestellt, 
Massenüberwachung wird ausgeweitet, massenhaf-
ter Eingriff in die Privatsphäre der Bürger soll an zahl-
reichen Orten in Nordrhein-Westfalen erfolgen. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Schulz, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Herr Kol-
lege Abel würde Ihnen gern eine Zwischenfrage stel-
len. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Bitte schön, Herr Kol-
lege Abel. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Herr Kollege, vie-
len Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Ei-
gentlich wollte ich Ihren Beitrag nicht verlängern. 
Aber da Sie auch auf Twitter Falschbehauptungen 
verbreiten, sage ich das dann auf diesem Wege auch 
einmal an Ihre Pressestelle: Ich habe mich in mei-
nem Beitrag nicht für Videoüberwachung ausgespro-
chen. Ich habe von dem konkreten Beispiel der Vide-
obeobachtung am Bolker Stern in Düsseldorf, von 
der ich – wie ich das ausgeführt habe – mir ein Bild 
gemacht habe, gesprochen und habe gesagt, dass 
wir auf der bisherigen rechtlichen Grundlage weitere 
Standorte prüfen und auch die Mittel dafür bereitge-
stellt haben. 

Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass, wenn 
Sie mich so zitieren, wie Sie das eben und auch im 
Internet getan haben, Sie mich falsch zitieren? 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Neusprech!) 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Lieber Herr Kollege A-
bel, ich weiß jetzt nicht, welchen Tweet von mir Sie 
da meinen. Oder meinten Sie den der Pressestelle? 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Ja!) 

Ich habe Ihnen wirklich sehr aufmerksam zugehört. 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Toll!) 

In der Tat, Herr Kollege Abel, Sie haben insbeson-
dere auf die Überwachungssituation am Bolker Stern 
in Düsseldorf hingewiesen, weil Sie da einmal, wohl 
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auch begleitend, dabei waren. Das ist vollkommen 
richtig. 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: „Beobach-
tung“!) 

Sie haben aber hier die allgemeine Aussage getätigt 
in Bezug auf den ersten Nachtragshaushalt 2016 und 
der Landesregierung versichert, dass sie die Grünen 
im Hinblick auf die Videoüberwachung – Sie haben 
es allerdings auch „Videobeobachtung“ genannt – an 
ihrer Seite haben. 

(Zuruf von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Das müssen Sie auch. Denn wenn Sie vonseiten der 
Grünen dem nicht zustimmen, dann fliegt der Nach-
tragshaushalt durch. Sie müssen also auch diesen 
Maßnahmen zustimmen, Herr Kollege Abel. Das soll-
ten Sie bitte einfach einmal zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall von den PIRATEN – Marc Olejak 
[PIRATEN]: So ist es!) 

Zudem ist sehr umstritten, was die Wirksamkeit der 
Videoüberwachung angeht. Bringen Kameras wirk-
lich ein Mehr an Sicherheit? In Köln haben wir ge-
merkt – dort sind nämlich zahlreiche Kameras auf 
dem Bahnhofsvorplatz –: Zahlreiche Kameras und 
weit über tausend Stunden Videoaufzeichnung ha-
ben nicht dazu geführt, die Taten der Silvesternacht 
zu verhindern. 

(Zuruf von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Das heißt mit anderen Worten: Eine Ausweitung der 
Videoüberwachung in Nordrhein-Westfalen, insbe-
sondere in den angekündigten Städten wie Bochum, 
Gelsenkirchen usw. – es wurden zahlreiche Städte 
aufgeführt; auch die Kölner Ringe sollen zusätzlich 
überwacht werden –, wird so etwas eben nicht ver-
hindern können. 

(Zuruf von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Sie von der Landesregierung und den sie tragenden 
Fraktionen leisten dem europäischen Überwa-
chungsinstrument mit diesem Landeshaushalt indi-
rekt Vorschub, und Sie von den Grünen sind an vor-
derster Front dabei. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Er hat zumindest eine!) 

Wie Sie das Ihrer Basis letztendlich verkaufen wol-
len, bleibt allein Ihr Rätsel. 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Was ist ei-
gentlich mit Ihrer Basis?) 

Ich möchte an dieser Stelle einmal den ehemaligen 
Widerstand der Grünen gegen Videoüberwachung 
aufzeigen – ich zitiere –: 

„,Wir haben uns früh genug dagegen ausgespro-
chen‘, sagte etwa Sait Keles, Grünen-Fraktions-
sprecher in Duisburg. Es sei sehr schade, dass 
die Grünen in der Landesregierung diesen Schritt 

trotzdem mitgegangen seien. ,Wir haben bereits 
eine breitflächige Überwachung per Kamera‘, so 
Keles. Das habe eine Zunahme der Kriminalität 
auch nicht verhindern können.“ 

Und weiter sagt der Grünen-Fraktionschef von Wup-
pertal, Marc Schulz: „Mehr Videobeobachtung löst in 
Wuppertal kein Problem“. – Recht so. Nirgendwo 
wird ein Problem gelöst, und Sie geben diese Posi-
tion hier im Landtag vonseiten der Grünen auf. Das 
wird Ihnen ganz sicher noch übel genommen wer-
den, insbesondere in Ihren Reihen. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das ist doch Un-
fug!) 

Jeder aufrechte Demokrat und jeder freiheitslie-
bende Mensch in diesem Land muss sich solchen 
Pseudosicherheitsambitionen widersetzen, auch hier 
im Hause, und zwar mit der Inbrunst, die ein Parla-
mentarier aufzubringen imstande ist. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Allein deshalb werden wir vonseiten der Piraten, un-
abhängig davon, wie das weitere Beratungsverfah-
ren verläuft, diesen Nachtragshaushalt ganz sicher 
ablehnen müssen. Das können wir bereits heute in 
der ersten Lesung sagen. Die Tatsache, dass zag-
hafte Ansätze gegeben sind, das Asylpaket II umzu-
setzen – ich hatte es bereits erwähnt –, welches wir 
Piraten jedenfalls in dieser Form ablehnen, sei nur 
am Rande erwähnt. 

Präsidentin Carina Gödecke: Sie haben jetzt noch 
eine Minute. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Danke schön. – Ich 
habe den Hinweis bekommen, dass ich noch circa 
eine Minute Redezeit habe und gedenke mich dem-
entsprechend daran zu halten. 

(Minister Rainer Schmeltzer: Wir haben es alle 
gehört! – Michael Hübner [SPD]: Man muss 
das nicht ausnutzen!) 

– Nur die Ruhe, liebe Kollegen. 

(Michael Hübner [SPD]: Wir sind immer ruhig!) 

Dieser Nachtragshaushalt bietet noch viele Ansatz-
punkte, die wir sicherlich noch im Detail im Aus-
schuss beraten werden.  

Ich möchte abschließend allerdings noch auf den Be-
reich der Refinanzierung dieses Nachtragshaushalts 
eingehen. Diese soll bekanntlich nicht durch eine Er-
höhung der Nettokreditaufnahme erfolgen, sondern 
durch eine Nutzung der globalen Minderausgabe. 
Das ist alles andere als haushalterisch sauber. Es ist 
vielmehr intransparent, weil gar nicht gesagt wird, in 
welchen Teilbereichen, insbesondere titelscharf, Ein-
sparungen erfolgen werden. 
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(Beifall von den PIRATEN) 

Die Einsparungen werden nämlich an anderer Stelle 
vorgenommen, möglicherweise im Bereich der Da-
seinsvorsorge, möglicherweise aber auch im Bereich 
der Bildung etc. pp. Es wird also hier nichts anderes 
getan, als der Imagekampagne der Ministerpräsiden-
tin für ihren Innenminister Vorschub zu leisten. Die-
ses wird sicherlich auch noch in den weiteren Bera-
tungsverfahren deutlicher zutage treten. 

Präsidentin Carina Gödecke: Jetzt ist die Minute 
um. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulz. – Für die CDU-Fraktion hat Herr Kol-
lege Sieveke noch einmal um das Wort gebeten, das 
er natürlich bekommt. 

Daniel Sieveke (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Eben sind einige Äußerun-
gen getätigt worden, zu denen ich noch einmal kurz 
Stellung nehmen möchte. 

Herr Abel, wenn jemand aus dem Innenausschuss 
einmal nachfragt, ob er eine Zahl richtig verstanden 
hat, sollte das vielleicht auch für Sie Anlass sein, 
noch einmal darüber nachzudenken, was Sie vorher 
gesagt haben. Sie haben eben von 8.000 zusätzli-
chen Polizeibeamtinnen und -beamten gesprochen. 
Das ist falsch. Es sind nicht zusätzlich … 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Nein, habe 
ich nicht! – Jochen Ott [SPD]: Hat er nicht!) 

– Ich habe extra noch einmal nachgefragt, und da 
haben Sie gesagt: „Sie müssten es besser wissen, 
Herr Sieveke.“ Wir haben nicht 8.000 zusätzliche Po-
lizeibeamtinnen und -beamte. Das kann daran lie-
gen, dass Sie das Scharping-Problem haben und 
brutto und netto vielleicht nicht ganz auseinanderhal-
ten können. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Zweitens. Herr Finanzminister, Sie haben eben mit-
ten in Ihrer Rede gesagt, die Opposition habe Ihnen 
durch das Gericht verbieten lassen, Rücklagen zu 
bilden. Das ist schon starker Tobak. Wir haben ei-
gentlich nur darum gebeten, dass die Verfassung 
dieses Landes eingehalten wird. Darüber hinaus hät-
ten Sie die Rücklagen, die Sie damals bilden wollten, 
bis heute nicht einmal gebraucht. So viel zum Thema 
„Wahrheit und Klarheit“, wozu Sie hier vielleicht auch 
etwas durcheinanderwerfen. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Zimkeit, wir nehmen das Thema „Flüchtlinge“ im 
Innenausschuss auch über die Parteigrenzen hin-
weg sehr ernst. Sie sollten sich mit Ihren Innenpoliti-
kern absprechen und vielleicht einmal die Zahlen ak-
tualisieren; denn die Zahlen, die Sie eben zur Ver-
weildauer im Asylverfahren genannt haben, sind 
falsch. Sie sind überholt. Deshalb darf ich Ihnen ein-
mal sagen, zumal Sie immer die Keule nach Berlin 
herausholen: Da scheint der Draht zu Ihren Kollegen, 
die auch an der Regierung beteiligt sein sollen, gänz-
lich abgebrochen zu sein. Denn die werden Ihnen 
auch bestätigen, was der Bund in diesem Bereich ge-
tan hat. Dass das sicherlich noch mehr werden kann, 
ist unstreitig. Sie sollten hier jedenfalls die aktuellen 
Zahlen erwähnen. 

Wenn Sie sagen, Herr Abel, das Maßnahmenpaket 
mit 47 Millionen € sei das größte, das in diesem Be-
reich jemals geschnürt worden sei,  

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Die CDU-
Bundesländer wie Sachsen und Sachsen-An-
halt!) 

und dann den Vergleich mit anderer Bundesländern 
ziehen, dann sollten Sie sich in diesem Zusammen-
hang vielleicht auch einmal anschauen, was die Bun-
desländer in der Vergangenheit im Bereich der inne-
ren Sicherheit getan haben. Dann wird deutlich, dass 
wir in Nordrhein-Westfalen Nachholbedarf gehabt 
haben. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Daniel Sieveke (CDU): Ihre permanente Wiederho-
lung, dass CDU und FDP hier fünf Jahre lang Verant-
wortung hatten, sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Sie in diesem Bundesland viel mehr Verantwor-
tung getragen und diese Sache nicht ernst genom-
men haben. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit, Herr 
Sieveke. 

Daniel Sieveke (CDU): Und das gehört dazu. – Vie-
len Dank, Frau Präsidentin, für den Hinweis. – Vielen 
Dank, dass Sie mir zugehört haben. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Sieveke. – Herr Kollege Zimkeit. Sie haben noch drei 
Minuten Redezeit. 
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Stefan Zimkeit (SPD): Ich denke, wir sollten uns be-
mühen, an dem einen oder anderen Punkt vernünfti-
ger miteinander umzugehen. Sie haben Herrn Abel 
an zwei Stellen zum Beispiel nicht richtig zitiert. 
Schauen Sie sich vielleicht noch einmal an, was er 
gesagt hat. 

Gemeldet habe ich mich aber wegen eines anderen 
Punkts, den ich nicht so stehen lassen möchte, Herr 
Schulz. Sie haben hier gesagt, alle aufrechten De-
mokraten müssten den Vorschlägen zur Videoüber-
wachung entgegentreten. Ich kann wohl für viele Kol-
leginnen und Kollegen im Haus unabhängig von der 
inhaltlichen Position dazu sagen: Das ist anmaßend, 
und das steht Ihnen nicht zu. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Diejenigen, die sich möglicherweise für die Video-
überwachung aussprechen, als Nichtdemokraten zu 
bezeichnen, kann ich sicherlich fraktionsübergrei-
fend für viele Kolleginnen und Kollegen zurückwei-
sen, und zwar in aller Deutlichkeit. Das wäre ja so, 
als ob ich Ihnen und Ihrer Fraktion vorwerfen würde, 
Sie hätten kein Interesse an der Aufklärung von 
Straftaten. Das tue ich ausdrücklich nicht. Deswegen 
bitte ich Sie darum, es zukünftig zu unterlassen, Kol-
leginnen und Kollegen in diesem Haus als undemo-
kratisch zu bezeichnen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Zimkeit. – Jetzt liegen keine weiteren Wort-
meldungen mehr vor. Dann schließe ich an dieser 
Stelle die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/11250 an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss – federführend – und zur Mitberatung an 
den Innenausschuss und den Unterausschuss 
Personal. Möchte jemand gegen diese Überweisung 
stimmen? – Das ist nicht der Fall. Möchte sich je-
mand enthalten? – Auch nicht. Dann haben wir so 
überwiesen. 

Ich rufe auf: 

3 Wirtschaftspolitische Kehrtwende endlich ein-
leiten – Zukunftschancen für den Produktions-
standort Nordrhein-Westfalen sichern, Wohl-
stand und Wachstum stärken, Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze schaffen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/11222 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die antragstellende Fraktion der CDU Herr Kollege 
Dr. Bergmann das Wort. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen, meine Herren! Wie wir vorhin schon 
gemerkt haben, klingelten Rot-Grün letzte Woche die 
Ohren. Der aktuelle Bericht zur Armutsentwicklung in 
Deutschland offenbart mit entlarvender Härte das 
Regierungsversagen in Nordrhein-Westfalen – auch 
auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik. 

(Beifall von der CDU) 

Der für den Bericht verantwortliche Paritätische 
Wohlfahrtsverband steht sicher nicht im Verdacht 
übergroßer Nähe zur Union. Daher muss Sie das als 
regierungstragende Kräfte besonders treffen. Denn 
die unmittelbare Wechselwirkung von hoher Arbeits-
losigkeit und Kinderarmut auch und gerade in Nord-
rhein-Westfalen wird dort explizit nachgewiesen. 

Trotz des seit sechs Jahren immer wieder vorgetra-
genen Postulats der Landesregierung „Kein Kind zu-
rücklassen!“ hat Rot-Grün selbst in diesem eigens 
ausgewählten zentralen Politikfeld offensichtlich 
nichts bewirkt. Im Gegenteil: Die Kinderarmut hat in 
den letzten Jahren gegen den Bundestrend zuge-
nommen. Laut einer aktuellen Studie der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung lebte 2014 je-
des vierte Kind – das sind 23,6 % gegenüber bun-
desweit 19 % – in einem Haushalt, der von Einkom-
mensarmut betroffen ist; das waren 2,7 Prozent-
punkte mehr als 2010. 

Bei der Armutsquote liegt Nordrhein-Westfalen 2 % 
über dem Bundesdurchschnitt und hat in zehn Jah-
ren um 3 Prozentpunkte auf jetzt 17,5 % zugelegt. So 
etwas nennt man wohl Versagen bei der angeblichen 
Kernkompetenz. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Landesregierung stellt als Reaktion die nötige 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit als Armutsursache 
Nummer eins heraus. Nur, das Handeln passt dann 
nicht zu dieser Aussage. Denn sie packt den Unter-
nehmen immer mehr Steine in den Rucksack und 
wundert sich nicht einmal, dass die Wirtschaft nicht 
so in Fahrt kommt wie in anderen Bundesländern. 

Die Zeit des Schönredens ist damit also vorbei. Han-
deln ist endlich angesagt. Also tun Sie endlich etwas, 
das von der Wirtschaft und den vielen Akteuren über-
haupt erst einmal als handfestes und positives Signal 
wahrgenommen wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dabei haben viele Experten Defizite aufgezeigt und 
Lösungswege vorgeschlagen. Sie nehmen das leider 
nur immer wieder nicht an, und das, obgleich viele 
Wissenschaftler und Experten Alarm schlagen. Be-
reits 2014 diagnostizierte das Institut der deutschen 
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Wirtschaft Köln eine über Jahre verfestigte Wachs-
tumsschwäche Nordrhein-Westfalens. Demnach 
wächst die Wirtschaft hier seit 1991 im Vergleich zu 
den westdeutschen Bundesländern unterdurch-
schnittlich. 

Seit 1991 hat sich das Wachstumsdefizit gegenüber 
den westdeutschen Ländern laut IT.NRW auf über 
10 % summiert. Daten der Hauptverwaltung NRW 
der Deutschen Bundesbank sowie wiederum von 
IT.NRW zeigen zudem, dass sich allein von 2010 bis 
zum zweiten Halbjahr 2015 eine kumulierte Wachs-
tumslücke von 4 Prozentpunkten im Vergleich zum 
deutschen Durchschnitt aufgetürmt hat. Diese Lücke 
kostet Land und Kommunen heute jährlich 3 Milliar-
den € Steuern. Außerdem gäbe es im Arbeitsmarkt 
von Nordrhein-Westfalen heute dann 300.000 sozial-
versicherungspflichtige Mitarbeiter mehr und dem-
entsprechend weniger Arbeitslose. 

Zuletzt hat der Arbeitgeberverband der Metall- und 
Elektroindustrie in Nordrhein-Westfalen auf die sehr 
ernste Situation der Produktionsbedingungen in un-
serem Land hingewiesen. So steigt die Verlagerung 
von Produktionsaktivitäten ins Ausland in dieser 
Branche – und die macht rund 50 % der industriellen 
Arbeitsplätze und 50 % der Umsätze im verarbeiten-
den Gewerbe in Nordrhein-Westfalen aus – rapide 
an. 

Analog verhält es sich mit den Investitionen in Pro-
duktionsaktivitäten. Sie fließen im Bereich der Metall- 
und Elektroindustrie bereits jetzt zu 40 % ins Aus-
land. In fünf Jahren sollen es nach den Berechnun-
gen schon 50 % sein. Meine Damen und Herren, das 
ist Deindustrialisierung durch Desinvestitionen,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

und das führt in Nordrhein-Westfalen seit 2010 dazu, 
dass laut IT.NRW fast 3.500 ha Industrie- und Ge-
werbefläche ersatzlos verloren gingen. 

Die Folgen der wirtschaftlichen Defizite in Nordrhein-
Westfalen sind nicht zuletzt geringere Zukunftschan-
cen und mangelnde Perspektiven für die Menschen 
unseres Landes. Deshalb benötigt das Land Impulse 
für Investitionen sowie für den Erhalt und den Ausbau 
von Produktion und Wertschöpfung. Dafür sind eine 
Entlastungs- und eine Zukunftsoffensive notwendig, 
die den Standort Nordrhein-Westfalen für etablierte 
kleinere, mittlere und große Unternehmen gleicher-
maßen wieder attraktiver machen, neue Betriebe und 
Investitionen anziehen und das Entstehen erfolgrei-
cher Start-ups befördern. 

Daher unser Appell: Lösen Sie die ideologischen 
Bremsen, und geben Sie endlich Vollgas. Die Entlas-
tungsoffensive für Unternehmen muss ein ganzes 
Bündel an Maßnahmen umfassen. Vorschläge en 
masse dazu finden Sie in unserem Antrag.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Dazu gehört natür-
lich auch wieder, bevor wir irgendwelchen Erwar-
tungshaltungen nicht entsprechen, unsere Forde-
rung nach sofortiger Abschaffung des verfehlten Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen, 
da nicht nur, aber auch die inzwischen bundesweit 
gültigen Regelungen dieses Bürokratiemonster ob-
solet gemacht haben.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Wir benötigen dar-
über hinaus eine Zukunftsoffensive, insbesondere ei-
nen digitalen Strukturwandel mit flächendeckendem 
Breitbandausbau. Nutzen Sie doch die 300 Millio-
nen € frei werdende Steinkohlesubventionen in den 
nächsten drei Jahren dafür. – Herr Duin, das Geld 
muss zu Ihnen fließen und nicht wieder zu Herrn 
Remmel.  

(Michael Hübner [SPD]: Das ist doch unterir-
disch vom Niveau!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit ist er-
heblich überschritten. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Dass unser Bun-
desland bei Erhebungen ständig auf den hinteren Ta-
bellenplätzen landet, liegt nicht daran, dass Institute 
und Demoskopen uns etwas Böses wollen, sondern 
das ist das Ergebnis verfehlter Politik. Die heutige Bi-
lanz hat nichts mit Schlechtreden, sondern mit 
schlecht gemacht zu tun. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. Zur In-
formation: Das war eine Überziehung der Redezeit 
um eine Minute. – Herr Kollege Brockes spricht für 
die FDP-Fraktion.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Vor exakt einem Jahr hat der 
Wirtschaftsminister dieses Landes eine wirtschafts-
politische Wende angekündigt. Ohne Umschweife – 
so Minister Duin in der „WAZ“– solle es zu einigen 
wirtschaftsfreundlichen Kurskorrekturen kommen. Er 
attestierte seiner eigenen Landesregierung gleich-
zeitig, dass sie funktionierende Unternehmen zu ver-
treiben drohe. Recht hatte er damals.  

Tatsächlich zu sehen ist von dieser wirtschaftlichen 
Wende bis heute allerdings nichts. Funktionierende 
Unternehmen werden weiterhin vertrieben. Das zei-
gen die alarmierenden Zahlen von METALL NRW, 
die vor einigen Tagen vorgestellt wurden. 
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In den vergangenen fünf Jahren ist der Anteil der in-
ländischen Produktionsaktivitäten dieser Branche 
demnach von 71 auf 62 % zurückgegangen. In fünf 
Jahren werden es nur noch 54 % sein. Gleichzeitig 
ist der Anteil der Investitionen, die im Ausland getä-
tigt werden, von 32 auf 40 % gestiegen. In fünf Jah-
ren wird dieser Wert voraussichtlich bei 47 % liegen. 
Ich wiederhole diese Zahlen, die der Kollege Berg-
mann eben auch schon genannt hat, weil wir hier 
nicht über einen kleinen Nischenbereich unserer 
Wirtschaft reden. Nein, die Metall- und Elektroindust-
rie erwirtschaftet die Hälfte der industriellen Umsätze 
in Nordrhein-Westfalen und stellt die Hälfte aller in-
dustriellen Arbeitsplätze bereit. Wir haben es mit ei-
nem gefährlichen Deindustrialisierungstrend zu tun.  

(Beifall von der FDP) 

Wir beobachten einen massiven Verlust an wirt-
schaftlicher Substanz in unserem Bundesland. Des-
halb muss dringend gegengesteuert werden.  

Wir Antragsteller sind davon überzeugt, dass das 
Gegensteuern aus Nordrhein-Westfalen heraus ge-
lingen kann und muss; denn es ist ein hausgemach-
tes Problem. Das zeigt ein Vergleich mit den anderen 
großen westdeutschen Flächenländern, also mit Ba-
den-Württemberg, Bayern, Niedersachsen und Hes-
sen. Nordrhein-Westfalen hat sich als Investitions- 
und Wachstumsstandort seit Jahren deutlich negati-
ver entwickelt als diese Länder. Das betrifft leider 
ganz besonders den produzierenden Sektor. Aber 
auch gesamtwirtschaftlich wird Nordrhein-Westfalen 
immer weiter abgehängt. Das haben nicht zuletzt die 
ernüchternden Wachstumszahlen des RWI für 2015 
gezeigt.  

SPD und Grüne in Nordrhein-Westfalen müssen da-
her endlich erkennen, dass eine Politik, die insbeson-
dere aus Abkassieren, Bürokratisieren und Umvertei-
len besteht, keine Zukunft für die Menschen und für 
die Betriebe in Nordrhein-Westfalen bietet,  

(Beifall von der FDP)  

dass ein wirkungsloses Tariftreue- und Vergabege-
setz, ein industriefeindlicher Landesentwicklungs-
plan, neue zusätzliche Hürden durch Klimaschutz- 
und Naturschutzgesetz oder ein geradezu gieriger 
Griff in die Taschen jungen Familien durch die Erhö-
hung der Grunderwerbsteuer das Land weiter auf 
das Abstellgleis führen, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der FDP)  

Wir wollen, dass in Nordrhein-Westfalen wieder mehr 
investiert wird, dass Ausbildung, Qualifizierung und 
Wohlstand durch industrielle Arbeitsplätze eine Per-
spektive haben, dass die Substanz unseres wirt-
schaftlichen Rückgrats erhalten bleibt und die Men-
schen sich neue Zukunftschancen erarbeiten kön-
nen. Dafür benötigen wir eine wirtschaftspolitische 
Kehrtwende. 

Meine Damen und Herren, wir haben zwei Maßnah-
menbündel vorgeschlagen, mit deren Hilfe das gelin-
gen kann. Durch gezielte Entlastungen und mehr 
Freiheit für Bürger und Wirtschaft auf der einen Seite 
sowie gezielte Zukunftsinvestitionen auf der anderen 
Seite können wir nachhaltige Wirtschaftsimpulse 
auslösen. Diese schaffen Wertschöpfung, den Wohl-
stand und die Arbeitsplätze von morgen. Genau das 
braucht unser Land. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brockes. Sie haben sogar noch Zeit einge-
spart. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr Kollege 
Sundermann.  

Frank Sundermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Viel Überraschendes haben wir 
bis jetzt nicht gehört. Das einzig Neue war die am 
Anfang der Rede von Herrn Dr. Bergmann geheu-
chelte Empathie für Menschen, die von Armut betrof-
fen sind. Ansonsten gab es hier nichts Neues.  

(Zuruf von der CDU: Unverschämtheit! – Zuruf 
von Michael Hübner [SPD] – Weitere Zurufe) 

Lassen Sie uns zum Thema kommen. Wir sprechen 
hier über die Wirtschaftspolitik von Nordrhein-West-
falen. Da Sie das Land noch nicht so ganz verstan-
den haben, möchte ich Ihnen am Anfang einmal ein 
paar Dinge erzählen. In unserem Land wohnen 
18 Millionen Einwohner. Wir haben eine sehr hetero-
gene Landschaft mit boomenden Regionen und mit 
anderen Regionen, die sich noch im Strukturwandel 
befinden. Die Lösungen sind nicht so einfach, wie Sie 
sie hier präsentiert haben. Das müssen wir uns ein-
mal anschauen. 

Sie sagen, wir brauchen eine wirtschaftspolitische 
Wende. Lassen Sie uns doch relativ einfach anfan-
gen und uns die Frage stellen, wie Wirtschaftspolitik 
überhaupt aussehen muss. Wirtschaftspolitik muss 
verlässliche Rahmenbedingungen schaffen. Sie 
muss Chancen, Stärken und Risiken erkennen und 
so für Innovation und Fortschritt sorgen. Sie schafft 
nachhaltige Netzwerke. So schafft sie letztendlich 
Vertrauen bei den wirtschaftspolitischen Akteuren.  

Jetzt werden wir einmal versuchen, zusammen her-
auszuarbeiten, ob wir das in Nordrhein-Westfalen 
auch so hinbekommen. 

Das Erste sind die verlässlichen Rahmenbedingun-
gen. Da kann man sicherlich deutlich sagen, dass die 
Landesregierung in den letzten Jahren einiges getan 
hat.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Nein, das Gegenteil!) 



Landtag   02.03.2016 

Nordrhein-Westfalen 10880 Plenarprotokoll 16/106 

 

An dieser Stelle nenne ich den Berliner Energiekom-
promiss vom 1. Juli 2015, der ohne Nordrhein-West-
falen so nicht zustande gekommen wäre. Wir haben 
die Clearingstelle Mittelstand geschaffen. Das haben 
Sie nicht hinbekommen. Wir haben die Antragsver-
fahren zu EFRE-Programmen deutlich verschlankt.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP])  

Lassen Sie mich über diese Beispiele hinaus auf 
zwei weitere Punkte zu sprechen kommen, bei de-
nen wir verlässliche Rahmenbedingungen geschaf-
fen haben. Das eine ist der Landesentwicklungsplan, 
das andere ist die Leitentscheidung. Mit beiden 
Punkten werden wir in Zukunft sichere Rahmenbe-
dingungen schaffen, damit die Wirtschaft in diesem 
Land vernünftig arbeiten kann.  

Zum Landesentwicklungsplan möchte ich ausführen: 
Auch hier machen wir etwas, was Sie nicht hinbe-
kommen haben. Zu Ihrer schwarz-gelben Regie-
rungszeit haben Sie den Landesentwicklungsplan in 
der Schublade gelassen. Wir haben ihn aus der 
Schublade herausgeholt. Wir machen ein offenes 
Verfahren und schaffen so die entsprechenden Rah-
menbedingungen. Das haben wir gemacht und nicht 
Sie. Wir machen die Dinge, die Sie nicht hinbekom-
men haben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Entscheidend zu erwähnen bei der Leitentscheidung 
und dem Landesentwicklungsplan ist, dass die bei-
den Prozesse mit einer umfangreichen Beteiligung 
der Betroffenen stattfinden. Das kritisieren Sie gern 
in Ihren Anträgen und in Ihren Redebeiträgen; Sie sa-
gen, es dauere immer so extrem lang. Wir sind der 
Meinung: Nur eine breite Beteiligung schafft Akzep-
tanz und so auch eine Verlässlichkeit der Be-
schlüsse. Wie gesagt: Verlässlichkeit ist hier ganz 
entscheidend.  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Sunder-
mann, Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. 
Herr Kollege Brockes würde Ihnen gern eine Zwi-
schenfrage stellen.  

Frank Sundermann (SPD): Ja, gerne.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege Sunder-
mann, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zu-
lassen. 

Frank Sundermann (SPD): Immer gern. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Sie rühmen sich für Ihren 
Landesentwicklungsplan. Ich möchte Sie deshalb 
fragen: Kennen Sie die 17-seitige Stellungnahme der 

Industrie- und Handelskammern und der Hand-
werkskammern in Nordrhein-Westfalen zu Ihrem ak-
tuellen Entwurf des Landesentwicklungsplans? Darin 
üben diese auf 17 Seiten massive Kritik am jetzt vor-
liegenden Plan und machen deutlich, dass Sie hier-
mit wirtschaftliche Entwicklung verhindern, anstatt 
sie zu fördern.  

Frank Sundermann (SPD): Vielen Dank, Herr Bro-
ckes, für diese Frage, die relativ deutlich zeigt, dass 
Sie die Beteiligungsprozesse nicht richtig verstanden 
haben.  

(Lachen von Dietmar Brockes [FDP]) 

Es gibt einmal die IHK. So ein breit angelegter Betei-
ligungsprozess, der einen ganzen Landesentwick-
lungsplan abbildet, muss natürlich auch vermitteln. 
Selbstverständlich habe ich das gelesen. Wir werden 
weiterhin die entsprechenden Gespräche führen. Sie 
sehen auch, dass zwischen dem ersten und dem 
zweiten Plan schon viele Dinge aufgenommen wor-
den sind. „Beteiligungsprozesse“ heißt im Prinzip, 
viele Dinge zusammenzuführen, Herr Brockes. Das 
ist doch eindeutig.  

Lassen Sie uns über die Chancen und Stärken von 
Nordrhein-Westfalen reden. Was haben wir denn?  

Wir haben in Nordrhein-Westfalen komplette Wert-
schöpfungsketten. Auf der einen Seite haben wir in-
novative Familienunternehmen, und wir haben 
starke industrielle Kerne. Auf der anderen Seite ha-
ben wir 72 Universitäten und Fachhochschulen. Das 
ist die größte Hochschuldichte in der gesamten Bun-
desrepublik. Wir haben mit Abstand die meisten Stu-
denten. Diese Chancen und Netzwerke zusammen-
zuführen – auf der einen Seite die Familienunterneh-
men mit den Wertschöpfungsketten und auf der an-
deren Seite die Fachhochschulen und den For-
schungsstandort –, ist eine der zentralen Aufgaben.  

Lassen Sie mich an zwei Beispielen verdeutlichen, 
dass wir hier wunderbar vorankommen. Zum einen 
ist es uns gelungen, eines von bundesweit fünf Kom-
petenzzentren zum Mittelstand 4.0 nach Nordrhein-
Westfalen zu holen. Dies haben wir heterogen über 
das ganze Land hinweg aufgestellt: in Aachen, Dort-
mund, Mülheim und in Ostwestfalen. Das ist nicht zu-
fällig passiert, sondern das setzt auf die Dinge auf, 
die wir schon im Vorfeld getan haben.  

Zum anderen: Um die Vernetzung zu leben und zu 
realisieren, wurde Herr Prof. Dr. Kollmann als Beauf-
tragter für die Digitale Wirtschaft nominiert. Seine 
Schwerpunkte sind die digitale Transformation, die 
Förderung von Start-ups und die Zusammenführung 
von Industrie und Mittelstand. Das heißt, wir haben 
die Chance, die Forschung mit vorhandener Industrie 
in Nordrhein-Westfalen zusammenzuführen, wahr-
genommen. Die Wertschöpfungsketten können wei-
ter geschlossen werden, und die mittelständischen 
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Familienunternehmen können weiter in Nordrhein-
Westfalen investieren.  

Lassen Sie mich zum Schluss zum Thema „Ver-
trauen“ kommen. Man kann fragen: Wer vertraut 
Nordrhein-Westfalen? Die ausländischen Investoren 
scheinen das zu tun.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Frank Sundermann (SPD): Wir haben die höchsten 
Direktinvestitionen aller Bundesländer. Im Jahr 2015 
hatten wir mit 173 Investitionsprojekten den höchsten 
Wert der letzten zehn Jahre.  

Man kann zusammenfassend sagen: Ausländische 
Investoren vertrauen der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaftspolitik, die Opposition vertraut ihr nicht. 
Das eine ist großartig, das andere egal. – In diesem 
Sinne: Glück auf! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sundermann. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Priggen.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörer und Zu-
hörerinnen! Wenn man am Dienstag vor einer Ple-
narwoche in der Fraktionssitzung ist, ist man immer 
ganz gespannt: Welche Anträge haben die anderen 
Fraktionen eingereicht? Das ist sehr interessant, weil 
man natürlich wissen will, was in dem eigenen Be-
reich passiert.  

Als ich den CDU-Antrag letzte Woche Dienstag das 
erste Mal gelesen habe – sechs Seiten, Wirtschafts-
politik –, habe ich anschließend gedacht: Kraut und 
Rüben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann habe ich ihn einen Tag an die Seite gelegt, 
noch einmal geschaut und gedacht: Was soll das 
sein? Ich habe mir einmal den Spaß erlaubt und 
„Kraut und Rüben“ gegoogelt. Man bekommt 
416.000 Ergebnisse. Ich habe dann gelernt, dass die 
Redewendung aus dem 17. Jahrhundert stammt und 
seinen Ursprung im gemeinsamen Anbau von Kohl-
kraut und Kohlrüben hat. Das ist, um es auf den 
Punkt zu bringen, der größte Erkenntniswert, den ich 
aus Ihrem Antrag bisher gezogen habe.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Hei-
terkeit und Beifall von Dr. Joachim Paul 
[PIRATEN]) 

Der Beitrag, den Herr Dr. Bergmann eben dazu ge-
leistet hat, macht doch deutlich, dass der CDU jeder 
Ansatz von ernsthafter Analyse über strukturelle 

Probleme und Schwächen im Bereich der NRW-
Wirtschaft fehlt.  

(Lachen von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Er hat gesagt, seit 1991 gebe es die Probleme. Dazu 
hätte die Frage gehört, wenn man überhaupt nach 
vorn gehen will: Woher kommt das denn? Man kann 
doch gar nicht leugnen, dass wir in Nordrhein-West-
falen seit Jahrzehnten gewisse strukturelle Probleme 
haben; Kollege Sundermann hat die Regionen im 
Strukturwandel angesprochen. Das hat damit zu tun, 
dass zwei Millionen Vollarbeitsplätze in Nordrhein-
Westfalen in den letzten 50 Jahren aufgrund des 
Strukturwandels weggefallen sind: über 600.000 
Bergleute, mit Mantelbeschäftigung 1,3 Millionen.  

Wer ein bisschen zurückschaut, der kann feststellen, 
welche Standorte die Stahlindustrie in Nordrhein-
Westfalen hatte. Ich habe selber als Ingenieur in 
Dortmund bei Hoesch gearbeitet, auf Kaiserstuhl und 
auf Zollverein, als das alles noch in Betrieb war. Wer 
weiß, wie viele Hunderttausend Arbeitsplätze wegge-
fallen sind, der weiß auch, dass es Jahrzehnte dau-
ert, bis man den Strukturwandel hinbekommt.  

Ähnlich ist es im Aachener Revier. Wenn man also 
nach vorne gehen will, muss man analysieren, woran 
es liegt und darum kämpfen, dass das aufgeholt wird. 
Das ist in NRW ohne soziale Verwerfungen gelun-
gen. 

Aber dann muss man nach vorne schauen, was die 
Kernbereiche sind. Herr Dr. Bergmann, ich habe, 
ehrlich gesagt, den Eindruck: Die Energiepolitik – in 
Nordrhein-Westfalen immer ein ganz entscheiden-
des Feld – fehlt bei der CDU völlig. Der letzte ener-
giepolitisch strukturierte Beitrag, den Sie geleistet ha-
ben, war fast vor zehn Jahren, nämlich 2007 der Aus-
stieg aus der Steinkohlefinanzierung. Das war das 
letzte Mal, wo Sie strukturell überlegt und mitge-
macht haben. Seit zehn Jahren gibt es bei Ihnen in 
dem Bereich eine strukturelle Schwäche.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Dann lese ich mir den Antrag durch und frage mich: 
Was kommt denn zu dem Kernbereich der Wirt-
schaftspolitik von der nordrhein-westfälischen CDU? 
Darin steht: Die CDU beklagt die willkürlich beschlos-
sene Verkleinerung von Garzweiler II um ein Drittel 
der Fördermenge. – Das ist alles, was Sie zur Ener-
giepolitik strukturell zu sagen haben. Das ist so was 
von ärmlich.  

Der Vorsitzende der IG BCE, Michael Vassiliadis, ei-
ner der führenden deutschen Gewerkschafter, hat 
letzte Woche Freitag in Haltern am See die energie-
politischen Grundpositionen der IG BCE dargestellt 
und dazu gesagt: Die Braunkohle wird noch 15 Jahre 
Geld verdienen, und dann wird sie in Schwierigkeiten 
kommen. – Ich bin nicht sicher, ob der Mann nicht zu 
optimistisch ist. Das fehlt völlig in der Betrachtung der 
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CDU zu dem Sachverhalt. Sie positionieren sich 
nicht. Sie klagen darüber, dass wir Garzweiler ver-
kleinert haben. Die Menschen, die wir vor der Um-
siedlung geschützt haben, wären 2030 und später 
umgesiedelt worden, also in 15 bis 20 Jahren. Das 
heißt, das Opfer wäre völlig unnötig gewesen, selbst 
nach Analyse der IG BCE.  

Dazu kommt nichts von Ihnen, auch nicht an jeglicher 
inhaltlicher, programmatischer Diskussion. Sie wol-
len gern in einem Jahr die Regierung übernehmen, 
und Sie gehen so vor: Zu allen relevanten Themen 
sagen wir nichts mehr. Wir brechen die Litanei unse-
rer Standardforderungen herunter, beschimpfen die 
Regierung und hoffen, dass es niemand merkt, dass 
wir damit eigentlich überhaupt keine Alternative sein 
können. – Das ist Ihr Weg. Das lassen wir Ihnen nicht 
durchgehen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Wenn man sich den Antrag weiter durchschaut, stellt 
man fest, dass das nicht der einzige Bereich ist. Der 
Energiebereich ist nur konkret und für Nordrhein-
Westfalen entscheidend. Alles, was nach vorne ge-
macht werden muss, fehlt bei Ihnen und jegliche ei-
gene Positionierung.  

Das ist auch nicht anders beim Breitbandausbau. 
Der Antrag – ich gehe einmal davon aus, dass Sie 
der Wirtschaftsminister gleich nicht loben wird für 
das, was darin steht; wir werden es ja hören – ist 
Schmalspur und nicht Breitband. Sie sollten zur 
Kenntnis nehmen, welche Anstrengung die Landes-
regierung unternimmt. Wir garantieren nämlich, dass 
das, was aus dem Bundesförderprogramm fließt, 
vom Land komplett kofinanziert wird, sodass die 
Kommunen, die in der Haushaltssicherung sind und 
ihren Eigenanteil nicht aufbringen können, dadurch 
keinen Nachteil haben. Auch das garantiert das 
Land. Das ist also ein erheblicher Schritt.  

Jetzt müsste man zusammen fragen: Wo bleibt denn 
der Bund? Kommt er mit seinen Richtlinien? Kommt 
er mit seinen Programmen? – Er kommt nicht. Auch 
dazu hören wir von Ihnen nichts, sondern es wird nur 
heruntergeleiert, Nordrhein-Westfalen schlechtge-
macht und dann ein Stück weit die Regierung be-
schimpft.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ich kann nichts da-
für, dass die Ergebnisse so sind, wie sie sind 
nach sechs Jahren Rot-Grün! Hammer!) 

Das wird auf lange Sicht nicht tragen. Es muss immer 
noch Substanz in der Sache geben. Und die ver-
misse ich bei Ihnen ganz tief. – Herzlichen Dank.  

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht jetzt Herr Dr. Paul. 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Vielen lieben Dank. – 
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Liebe Zuschauer! Das wird für mich jetzt 
eine Übung im Slalomfahren zwischen schwarz-gel-
ben und rot-grünen Hindernisstangen, die alle ir-
gendwie nach hinten zeigen.  

Was über den Armutsbericht ja schon bekannt ist: 
Jeder Fünfte zwischen Duisburg und Dortmund hatte 
weniger als 60 % des mittleren Einkommens zur Ver-
fügung, und das Ruhrgebiet wird leider als Problem-
region Nummer eins bezeichnet. Bei aller Kritik, die 
man an der Berechnungsmethode haben kann, zeigt 
das doch, wie stark die Chancenverteilung im Land 
in den letzten 20 Jahren auseinandergedriftet ist. Das 
gesellschaftliche Klima ist sehr viel rauer geworden, 
und die Gewissheit, dass es den eigenen Kindern 
einmal besser gehen wird, ist vielen Menschen ab-
handengekommen.  

Deshalb sagen auch wir Piraten: Ja, es ist Zeit für 
eine wirtschaftspolitische Kurskorrektur, aber aus 
deutlich anderen Gründen, als es der vorliegende op-
positionspolitische „Eintopf-Antrag“ suggeriert. Die-
ses Düsseldorfer Allerlei ist echt keine Delikatesse.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Weder das Tariftreue- und Vergabegesetz noch der 
Umwelt- und Klimaschutz hat zu den Missständen in 
unserem Land geführt, sondern eine viel zu zaghafte 
Regierungspolitik, bei der sich Rot-Grün immer wie-
der fragt, ob die eigenen Vorhaben auch genügend 
neoliberal durchdekliniert worden sind. Dabei weiß 
Rot-Grün doch längst, dass Austeritätspolitik auf der 
ganzen Breite gescheitert ist.  

Demgegenüber steht jetzt eine CDU/FDP-Antrags-
prosa, die mit einem Auge auf das Silicon Valley 
schaut und mit dem anderen einer „Unsere Gesetze 
von früher waren aber besser“-Rhetorik folgt. Da ist 
Schielen vorprogrammiert.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insgesamt 
ist die deutsche Politik derzeit zu sehr auf die Vertei-
digung etablierter deutscher Stärken ausgerichtet. 
Die Gestaltungsmöglichkeiten der Digitalisierung 
werden nicht ausreichend berücksichtigt. – Das ist 
nicht von mir, dieser Satz stammt aus einem Gutach-
ten der Expertenkommission für Forschung und In-
novation, die der deutschen Politik jüngst digitale Mit-
telmäßigkeit attestiert hat. Das gilt leider auch für 
Nordrhein-Westfalen. 

Nach fünf Jahren Hannelore Kraft im Amt frage ich 
euch: Haben wir uns denn einen Spitzenplatz in der 
elektronischen Verwaltung erarbeitet, sodass Bürger 
und Unternehmen effizient und bürokratiearm mit 
den Ämtern kommunizieren können? – Die Antwort 
ist Nein. Wir haben noch nicht einmal den Stand er-
reicht, auf dem Estland vor zehn Jahren war.  

(Beifall von den PIRATEN) 
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Deswegen fordern auch wir eine Kurskorrektur, und 
zwar eine technologische, eine digitale. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Sind wir national oder international führend bei der 
Ansiedlung von innovativen Start-ups? Was sind 
überhaupt diese Start-ups? Politiker fast jedweder 
Couleur feiern die ja als Leuchtfeuer der neuen Zeit 
für Fortschritt und Wachstum. Demgegenüber aber 
wendet sich die Logik der Investoren und des Kapi-
tals ausschließlich immer dem augenblicklich Viel-
versprechendsten, dem kurzfristigen Interesse der 
Shareholder zu, gepaart mit einem fast religiösen 
Glauben an einen Solutionismus, der versucht, viel-
fältigste gesellschaftliche Probleme auf algorithmi-
sche Lösungen zu reduzieren: Der Markt – hier der 
Markt der Algorithmen – wird schon das Beste für uns 
hervorbringen. Was wollen wir denn eigentlich? Etwa 
noch einen Global Player à la Apple, Amazon, Micro-
soft, Google, Facebook, der mit uns und unseren Da-
ten im Internet Monopoly spielt? Nein, danke – mir ist 
schon schlecht. 

Wir brauchen eine Strategie, die offensiv die Stärken 
unserer Wirtschaft fit macht für das Informationszeit-
alter. Und die Stärke in NRW ist der Mittelstand. Der 
braucht als Allererstes eine Breitbandleitung für ein 
stabiles Netzwerk aus den Menschen in unserem 
Land und den mittelständischen Unternehmen, das 
auch reißfest ist: Glasfaser! – Mein Hausarzt hat mir 
geraten, das so leise herauszuschreien, weil ich 
sonst eine Darmverschlingung bekomme. 

Aber dazu muss die Landesregierung erst einmal 
heraus aus ihrer wirtschaftspolitischen Defensive. 
Bestes Beispiel für die defensive Sichtweise von 
SPD und Grünen ist der Antrag zum Einzelhandel. 
Da wird die böse Digitalisierung statt als Chance als 
Bedrohung wahrgenommen, und nur mithilfe der 
Landesregierung können angeblich Abwehrmecha-
nismen entwickelt werden. Das ist typisch. 

Wir wissen: Die Veränderungen durch die Digitalisie-
rung sind so umfassend, dass wirtschafts- und ar-
beitsmarktpolitische Rezepte aus der Vergangenheit 
nicht mehr wirken werden. In Zeiten von Automatisie-
rung, Algorithmen und Robotik wird die menschliche 
Arbeitskraft teilweise überflüssig. Es wird sich eine 
neue Arbeitsteilung zwischen Mensch und Maschine 
einstellen müssen. Die Finanzierung der Sozialsys-
teme darf dann nicht mehr wie bisher nur an den Fak-
tor menschliche Arbeit gekoppelt sein. 

Selbst Timotheus Höttges von der Telekom denkt 
laut über ein bedingungsloses Grundeinkommen 
nach. Aber aufgepasst: Was will er? Womöglich doch 
nur seine Lohnkosten senken? 

Das Gegenteil einer defensiven Politik, die alte Struk-
turen gegen den Wandel verteidigt, wären massive 
Investitionen zum Aufbau eines Netzwerks aus mit-

telständischen Unternehmen, Industrie sowie Bürge-
rinnen und Bürgern in unserem Land. Und dafür 
braucht es – ich sage es noch einmal – Glasfaser! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Der Antrag enthält einige spannende Punkte. Ich 
freue mich auf die Debatte in den Ausschüssen. 
Schauen wir einfach mal! – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Dr. 
Paul. – Für die Landesregierung hat Herr Minister 
Duin das Wort. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, Indust-
rie, Mittelstand und Handwerk: Frau Präsidentin 

(Vizepräsident Dr. Gerhard Papke übernimmt 
den Vorsitz.) 

und Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 

(Zuruf: Sind die verheiratet?) 

– Sicher nicht. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie können es ja 
einmal eruieren!) 

Zu dem Antrag der CDU und der FDP – wir wollen 
dabei nicht vergessen, dass Sie Mitantragsteller 
sind, sehr geehrter Herr Brockes – kann man eigent-
lich sehr schnell zusammenfassend Folgendes sa-
gen. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Sie haben wenigs-
tens den Antrag gelesen!) 

– Ja, natürlich. Aber ich wollte Sie eben nicht unge-
schoren davonkommen lassen und nur der CDU die 
Schuld geben. Das ist der eigentliche Hintergrund. 
Denn dieser Antrag ist richtig von gestern. Um in der 
Sprache der Klientel, die Herr Dr. Paul früher einmal 
bedient hat, zu sprechen: Das ist total 80er, was da 
hervorgebracht worden ist. 

Was man in dem Antrag liest, offenbart ein Grund-
verständnis von Wirtschaft, wie es maximal in den 
80ern, aber eigentlich noch davor, in der Mitte des 
letzten Jahrhunderts, vielleicht einmal aktuell gewe-
sen ist. Das ist sehr ausgetreten. Das ist Trauer um 
längst untergegangene Strukturen. Wir wissen, dass 
die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen längst auf ei-
nem ganz anderen Weg ist. Er ist sehr viel moderner 
als das Bild, was die CDU und FDP hier in dem lan-
gen Antrag zu malen versucht haben. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden: Das Aus-
land bestätigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg 
sind, dass insbesondere die Unternehmen auf dem 
richtigen Weg sind. Dass wir als Europas Zukunfts-
region Nummer eins ausgezeichnet worden sind, 
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kann ja nicht von ungefähr kommen. Dass wir die 
Nummer eins bei den Direktinvestitionen sind, also 
nicht in irgendeiner Bewertung für die Zukunft, son-
dern in einer Analyse des Jahres 2015, kann auch 
kein Zufall sein.  

Die „Rheinische Post“ titelt heute auf der Grundlage 
des Konjunkturberichts der IHK Düsseldorf – das ist 
nur eine von 16 Industrie- und Handelskammern, und 
es ist wirklich nur ein Beispiel für ganz viele der Kon-
junkturberichte, die in den letzten Wochen vorgelegt 
worden sind –: „Konjunktur im Rheinland brummt“. 
Dann kommen ein Bindestrich und das Wort „noch“, 
weil man natürlich auch Fragestellungen für die Zu-
kunft hat. Aber das Bild, das hier gezeichnet worden 
ist, dass wir jetzt irgendwie am Ende einer Tabelle 
stehen würden, dass es jetzt irgendwie schlecht 
wäre, lässt sich durch gar nichts belegen. 

Und noch etwas drückt dieser Antrag sehr deutlich 
aus – nämlich, nicht verstanden zu haben, dass 
Wertschöpfung sich verändert. Herr Dr. Paul, wenn 
ich die Oppositionsfraktionen miteinander vergleiche, 
so reicht Ihre Lösung, jetzt immer nur auf Glasfaser 
zu setzen, nicht aus; denn man muss schon ein Ver-
ständnis dafür haben, dass Wertschöpfung sich ver-
ändert, dass nicht mehr Tonnage, dass nicht mehr 
die Masse an Material das Entscheidende ist. 

Um einmal ein konkretes Beispiel zu nehmen, das 
man aus der Automobilwirtschaft kennt: Es ist nicht 
mehr die Frage von Stahlblech, Sitzpolstern und Mo-
tor alleine entscheidend, sondern es geht um die 
Frage, wer eigentlich welches Assistenzsystem ent-
wickelt hat. 

Dann kommen wir auch zu den Fragen, die Sie sehr 
kritisch beleuchtet hat. Aber es geht eben um andere 
Formen von Design und um die Beantwortung sehr 
hochtechnologischer Prozesse. Es geht nicht mehr 
darum, Massenprodukte möglichst billig auf den 
Markt zu bringen, sondern darum, möglichst intelli-
gente Produkte hier zu entwickeln und dann auf den 
Markt zu bringen. Das ist die Veränderung, mit der 
wir uns auseinandersetzen müssen.  

Wenn Sie sich dann die Fakten angucken, erkennen 
Sie leicht, woran sich auch der Erfolg nordrhein-west-
fälischer Wirtschaft festmachen lässt. Es ist nämlich 
Telekommunikation. Es ist Software. Es ist Gesund-
heitswirtschaft. Es sind Bildungsqualifizierungsange-
bote. Es sind hochtechnologische Logistiken. Es sind 
auch Unternehmensberatung, Marketing, Forschung 
und Entwicklung. All das bringt Wirtschaft heute vo-
ran. 

Zwei Leitmärkte seien nur einmal herausgegriffen. 
Bildung und Wissen entwickeln sich prächtig. Das 
zeigte erst kürzlich der Wirtschaftsbericht der Metro-
pole Ruhr. Der Umsatz in dieser Branche ist allein 
von 2012 auf 2013 um 9,8 % auf weit über 1 Milli-
arde € gestiegen. Auch die digitale Telekommunika-
tion ist eine Stärke des Landes. Die Beschäftigung in 

diesem Leitmarkt hat zuletzt um überdurchschnittli-
che 4,9 % zugelegt. 

Ich durfte mich in der letzten Woche auf dem Mo-
bile World Congress in Barcelona von der Leis-
tungsfähigkeit der nordrhein-westfälischen Tele-
kommunikationsunternehmen überzeugen. Es 
sind nicht nur die Großen, die wir Gott sei Dank in 
Nordrhein-Westfalen haben – Stichwort: Telekom, 
Vodafone, aber auch der Drittgrößte, Telefónica, 
die hier ihren Sitz haben –; vor allen Dingen die 
vielen kleinen und mittelständischen Unternehmen 
wie Materna, adesso oder eine ganze Reihe von 
Start-ups machen deutlich, dass wir mit dem Set-
zen auf diese Unternehmen genau richtig liegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren aus der 
Opposition, ich glaube, zwei Punkte muss man noch 
einmal dringend erwähnen: Erstens. Das Land Nord-
rhein-Westfalen – das müssen Sie irgendwann ein-
mal verinnerlichen; wenn Sie das in der Fraktion dis-
kutieren, kommen Sie auch zu solchen Ergebnissen, 
glaube ich – besteht aus sehr vielen, sehr unter-
schiedlichen Regionen. Unsere Wirtschaftspolitik 
setzt genau da an und kümmert sich um diese spezi-
fischen regionalen Herausforderungen. Wie von 
Herrn Sundermann und anderen vorhin angespro-
chen worden ist, geht es eben darum, nicht in Ost-
westfalen das Gleiche zu machen wie in nördlichen 
Ruhrgebiet, sondern spezifische Initiativen zu star-
ten. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Minister, 
achten Sie bitte auf Ihre Redezeit. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, Indust-
rie, Mittelstand und Handwerk: Das wird auch nicht 
von heute auf morgen sofort an jeder Stelle von gro-
ßem Erfolg gekrönt sein. Aber es ist der richtige Weg, 
sich um die spezifischen regionalen Dinge zu küm-
mern. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wenn wir über negative Entwicklungen sprechen, 
dann reden wir natürlich über den Bereich, den Herr 
Priggen angesprochen hat, über das Thema „Ener-
gie“. Dann reden wir auch über den Arbeitsplatzver-
lust im Bereich von Stahl. Dann reden wir auch über 
Veränderungen nicht zuletzt in der Chemieindustrie. 
Und dann kommen Sie mit dem Tariftreue- und 
Vergabegesetz. Diese drei Branchen, die für manche 
Eckdaten entscheidend sind, haben mit dem, was 
Sie hier als eigentliche Ursache festgestellt haben, 
aber auch gar nichts zu tun. Sie können ja einmal mit 
Herrn Dr. Hiesinger, Herrn Dr. Dekkers, Herrn 
Terium oder Herrn Schäfer und wie sie alle heißen 
darüber sprechen, was Ursachen für deren Heraus-
forderungen sind. Wenn sie Ihnen irgendetwas vom 
Tariftreue- und Vergabegesetz erzählen, würde ich 
mich sehr wundern. 
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(Zuruf von der FDP) 

Das zeigt: Wir brauchen sicherlich neue Impulse. 
Aber eine Kehrtwende in der Wirtschaftspolitik, wie 
Sie es in Ihrem Antrag geschrieben haben – wieder 
dahin, wo Sie einmal waren, nämlich dahin, zu be-
haupten, der Strukturwandel sei beendet – wäre das 
Falscheste, was diesem Land angetan werden 
könnte. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Deshalb 
schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/11222 – Neudruck – an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk – federführend –, an den Ausschuss für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr, 
an den Ausschuss für Innovation, Wissenschaft 
und Forschung, an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung sowie an den Ausschuss für 
Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz. Die abschließende 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist für diese Überwei-
sungsempfehlung? – Gibt es Gegenstimmen? – Ent-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

4 Faulen Kompromiss bei Reform der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen korrigieren – Lan-
desinteressen Nordrhein-Westfalens wahren 
und Fehlanreize beseitigen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/11220 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die antragstellende FDP-Fraktion Herrn 
Kollegen Witzel das Wort. Bitte, Herr Kollege. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Das Thema „Länderfi-
nanzausgleich“ zeigt: Herr Finanzminister, Sie sind 
Meister der Verbalakrobatik, aber eben leider nicht 
der guten Ergebnisse. Anstatt deshalb das Länder-
modell nun über den rot-grünen Klee zu loben, sollte 
die Landesregierung lieber in Nachverhandlungen 
mit den anderen Bundesländern und mit dem Bund 
eintreten, um eine Besserstellung der nordrhein-
westfälischen Interessen zu verfolgen. 

Die Einigung der Länder ist zugleich ein Bärendienst 
für den deutschen Föderalismus, da keines der struk-
turellen Probleme der Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern gelöst worden ist. 

Erstens bleiben die negativen Anreizeffekte für die 
Pflege der eigenen Wirtschaftskraft erhalten. Weiter-
hin wird es gerade für die Länder, die viele Transfers 
aus dem System erlangen, unattraktiv sein, die ei-
gene Einnahmebasis zu erhöhen. Schaffen sie es 
beispielsweise, durch politisch hart umkämpfte Ein-
schnitte beim Abbau von Hemmnissen für die regio-
nale Wirtschaft mehr eigene Steuereinnahmen zu 
generieren, verlieren sie dadurch erheblich an Zu-
weisungen, die man ansonsten ohne politische An-
strengungen erhalten kann. Der Negativanreiz bleibt 
also bestehen. 

Zweitens ist es natürlich ein großes Manko, wenn die 
Intransparenz im System bestehen bleibt. Ein Instru-
ment hat bisher besonders zu dieser Intransparenz 
beigetragen: der Umsatzsteuervorwegausgleich. Des-
halb folgt nun das neue System dem Motto: Der Um-
satzsteuervorwegausgleich ist tot. Es lebe der Um-
satzsteuerausgleich. 

Auch die weiterhin angedachte Einwohnerveredelung 
für einige Länder sowie der Ausbau der Sonderbe-
darfs-Bundesergänzungszuweisungen führen nicht 
zu einer Vereinfachung des Systems – im Gegenteil. 

Die Einigung der Länder trägt eine typisch rot-grüne 
Handschrift. Es fehlt an Fantasie und Mut, eine 
grundlegende Reform bei den Länderfinanzen anzu-
packen. Stattdessen bedient man sich lieber am 
Geld anderer, nämlich beim Bund und beim Steuer-
zahler. So ist auch die wahrscheinliche Verlängerung 
des Soli bereits fest im Instrumentenkasten des Fi-
nanzministers enthalten. 

Doch die Einigung ist nicht nur aus gesamtwirtschaft-
licher Sicht mangelhaft. Sie ist vor allem schlecht für 
Nordrhein-Westfalen; 

(Beifall von der FDP) 

denn Nordrhein-Westfalen liegt an vorletzter Stelle 
aller Bundesländer bei den prognostizierten Haus-
haltsverbesserungen pro Kopf beim angedachten 
Systemwechsel 2019 – nur einen einzigen Euro vor 
dem letztplatzierten Niedersachsen. 

Ohne Systemreform würden im Status quo die ein-
geforderten zusätzlichen Finanzmittel des Bundes 
von knapp 10 Milliarden € zugunsten der Länderge-
meinschaft die Haushaltslage in Nordrhein-Westfa-
len deutlich verbessern. 

Wir sehen einmal mehr: Die Haushaltspolitik des Fi-
nanzministers ist nicht durch gute sachliche Ergeb-
nisse der Konsolidierung gekennzeichnet, sondern 
durch Mehrbelastung von Bürgern und Unternehmen 
sowie durch Inszenierungen, Tricks und permanente 
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Finanzmittelforderungen gegenüber der Bundes-
ebene. 

Dieses traurige Kapitel des Länderfinanzausgleichs 
reiht sich damit nahtlos in andere Beobachtungen 
ein. Dafür, dass dies von der Regierung dann noch 
groß vermarktet wird – als eine erhebliche Verbesse-
rung für das Land, wie der Finanzminister das hier 
wörtlich im Plenum vorgetragen hat, oder aus Sicht 
der Ministerpräsidentin als ein guter Tag für den Fö-
deralismus in Deutschland –, gibt es sachlich über-
haupt keine Berechtigung. 

Sie legen es nämlich ausschließlich auf Verbalkos-
metik an. Sie wollten den Begriff des Nehmerlandes 
weghaben. Das haben Sie geschafft. An der Stelle 
haben Sie Erfolg gehabt, aber eben nur rein sprach-
lich. Der Preis, den Sie dafür gezahlt haben, das Eti-
kett des Nehmerlandes loszuwerden, ist ein aber 
sehr, sehr hoher, weil Nordrhein-Westfalen jetzt weit 
unterdurchschnittlich an den angedachten zusätzli-
chen Mitteln der Länderfinanzausstattung beteiligt 
wird. 

In diesem Zusammenhang haben Sie als Finanzmi-
nisterium unsere Nachfrage nicht beantworten kön-
nen. Wir hatten angeregt, die Simulationsrechnung 
zu machen, was denn im Wasserfall unten für Nord-
rhein-Westfalen ankommt, wenn man oben die vom 
Bund geforderten 10 Milliarden € mehr in den Trich-
ter hineingibt. Weil Sie sich dazu nicht in der Lage 
sahen, haben wir das Institut der deutschen Wirt-
schaft damit beauftragt. Und siehe da: Bei den Fi-
nanzmitteln, die Sie zusätzlich fordern und auf die 
sich die Länder verständigt haben, hätte Nordrhein-
Westfalen jedes Jahr rund 500 Millionen € – ganz ge-
nau 490 Millionen € – mehr, wenn Sie im alten Sys-
tem geblieben wären. 

Sprich: Der Systemwechsel bringt Ihnen nur einen 
einzigen sprachlichen Vorteil: Sie sind das Etikett des 
Nehmerlandes formal los. Finanziell schneidet Nord-
rhein-Westfalen bei Ihren Verhandlungsergebnissen 
aber unterdurchschnittlich ab. Das muss sich ändern. 
Dafür müssen Sie sich als Landesregierung hier 
rechtfertigen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Was war neu? – 
Gegenruf von Ralf Witzel [FDP]: Die Berech-
nung!) 

Für die SPD-Fraktion spricht Herr Kollege Zimkeit. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Alle Länder haben sich also 
auf einen Kompromiss geeinigt – unter Beteiligung 

der CDU, der SPD, der Grünen, der Linken. Alle wa-
ren daran beteiligt, einen solchen Kompromiss zu fin-
den – nur eine Partei nicht, die FDP, die sich jetzt 
beschwert. Das lag daran, dass Sie in keiner Landes-
regierung sitzen. Ihr Antrag und Ihr Redebeitrag zei-
gen, dass die Wählerinnen und Wähler auch aus gu-
tem Grund entschieden haben, dass Sie keiner Lan-
desregierung angehören. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie befinden sich nämlich wieder einmal auf einer po-
litischen Geisterfahrt. Alle Länder sehen in dem 
Kompromiss zum Länderfinanzausgleich ein gutes 
Ergebnis für den Föderalismus – 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

nur Sie nicht. Sind Sie denn schon einmal auf den 
Gedanken gekommen, dass nicht alle anderen in die 
falsche Richtung fahren, sondern möglicherweise 
Sie? 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP) 

Nein, auf den Gedanken sind Sie nicht gekommen, 
weil Sie sich mit den Themen eben nicht intensiv ge-
nug beschäftigen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben deswegen zwei Kronzeugen für sich be-
nannt. 

Der erste Kronzeuge ist ein Institut, von dem ich ge-
rade gehört habe, dass Sie es dann auch noch selbst 
beauftragt haben. Dieses Institut erklären Sie in Ih-
rem Antrag dann gleich zu der Wissenschaft. Die 
Meinung eines Institutes ist die Meinung eines Insti-
tutes, aber nicht unbedingt der gesamten Wissen-
schaft. 

(Ralf Witzel [FDP]: Haben Sie eine andere Si-
mulationsrechnung durchgeführt?) 

– Vielleicht würden Sie bessere Anträge vorlegen, 
wenn Sie sich gelegentlich einmal die Mühe machen 
würden, zuzuhören. – Vielleicht hätten Sie auch ein-
mal erwähnen können, dass genau dieses Institut 
zum Beispiel die Abschaffung des Umsatzsteuervor-
wegausgleichs ausdrücklich gelobt hat – eine Posi-
tion, die auch diese Landesregierung immer vertre-
ten hat.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Der zweite Kronzeuge, den Sie dann bemühen müs-
sen, ist Wolfgang Schäuble. Da schlagen Sie sich 
also in der Debatte wieder einmal auf die Seite der 
Bundesinteressen, wie Sie es immer tun, und bleiben 
nicht auf der Seite der Länder und Nordrhein-West-
falens. Sie reden nämlich ständig gegen die Interes-
sen dieses Bundeslandes und tun das in diesem 
Punkt ausdrücklich auch wieder. 
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Es stellt sich die Frage: Warum sind Sie hier auf einer 
politischen Geisterfahrt gegen alle anderen? Das hat 
aus meiner Sicht insbesondere zwei Gründe. 

Zum Ersten reduzieren Sie diese Debatte aus-
schließlich auf die Frage „Wer hätte denn mehr Geld 
oder noch mehr Geld bekommen können?“ und blen-
den, wie Sie es bei allen Themen tun, das Thema 
„Gerechtigkeit und Solidarität“ vollkommen aus. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Als Land haben wir immer wieder gesagt: Wir sind 
bereit, schwächere Länder zu unterstützen. Wir wis-
sen, dass schwächere Länder Unterstützung brau-
chen, und wollen dies tun. – Das findet sich jetzt auch 
in diesem Kompromiss wieder. Das ist richtig so. 
Aber Ihnen ist das augenscheinlich egal. 

Zum Zweiten sind Sie auf Ihre eigene Rhetorik her-
eingefallen. Sie haben sich so lange eingeredet, 
Nordrhein-Westfalen sei ein schwaches Land, dass 
Sie das mittlerweile selbst glauben. Nein, Nordrhein-
Westfalen ist ein starkes Land. Deswegen ist Nord-
rhein-Westfalen weiterhin in der Lage, Unterstützung 
für andere Länder zu leisten. Das ist auch gut und 
richtig, solange es in vernünftigem Umfang erfolgt. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

– Ich habe ja schon einmal gesagt: Sie messen das 
eindeutig an der Frage, wer wie viel Geld mehr be-
kommt. Uns dagegen ist auch wichtig, ob das Ver-
fahren gerecht und solidarisch ist. 

Dieses Land – auch dieser Landtag – ist ohne Ihre 
Stimmen, aber mit breiter Mehrheit und einer klaren 
Positionierung in diese Verhandlungen gegangen. 

Erstens. Wir wollen ein gerechteres System. – Das 
haben wir eindeutig erreicht. Daran können wir einen 
Haken machen. 

Zweitens. Wir wollen mehr Transparenz, insbeson-
dere durch den Wegfall des Umsatzsteuerfinanzaus-
gleichs. – Auch das ist erreicht worden. Daran kön-
nen wir ebenfalls einen Haken machen. 

Drittens. In Nordrhein-Westfalen muss mehr von 
dem Geld bleiben, das die Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes erwirtschaften. – Auch das ist erreicht 
worden. Auch daran können wir einen Haken ma-
chen. 

Dies zeigt: Es handelt sich bei dem hier gefundenen 
Kompromiss um einen guten Kompromiss für Nord-
rhein-Westfalen und um einen guten Kompromiss für 
den Föderalismus. Sie sollten wirklich einmal überle-
gen, dass Sie, wenn sich alle Länder darauf verstän-
digen und parteiübergreifend von einem guten Kom-
promiss gesprochen wird, mit Ihrer Solitärstellung 
vielleicht falsch liegen. 

Wir sollten uns jetzt gemeinsam auf den Weg ma-
chen, den Bund davon zu überzeugen, diesen Kom-
promiss auch anzunehmen und umzusetzen. Das 

wäre ein gutes Zeichen für Nordrhein-Westfalen. 
Aber darum geht es Ihnen nicht, Herr Witzel. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimkeit. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Dr. Optendrenk das Wort.  

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Länderfinanz-
ausgleich ist zweifellos ein wichtiges Instrument, um 
die Finanzkraftunterschiede der Länder solidarisch 
auszugleichen. Hier stehen Bund und Länder ge-
meinsam vor der Herausforderung einer Neugestal-
tung nach dem Jahr 2019. Es ist unzweifelhaft, dass 
eine Neuordnung dringend geboten ist. Die heutigen 
Strukturen sind nicht transparent, undurchsichtig und 
wenig nachvollziehbar. Es gibt regelmäßig rituali-
sierte Neiddebatten und gegenseitige Vorwürfe, ent-
weder nicht leistungsbereit oder nicht solidarisch zu 
sein. Einen Teil haben wir schon heute hier gehört. 

Die CDU ist sich ihrer Verantwortung für Nordrhein-
Westfalen sehr bewusst. Wir nehmen diese Verant-
wortung wahr. Wir haben bereits im Januar 2013 ei-
nen entsprechenden Antrag zu einem Eckpunktepa-
pier zur Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen vorgelegt und haben uns zwei Jahre später ge-
meinsam mit SPD und Grünen darauf verständigt, ei-
nen Antrag vorzulegen, der die Interessenlage des 
Landes Nordrhein-Westfalen bei diesen Verhandlun-
gen unterstützen soll. Das ist sicherlich für eine Op-
position nicht selbstverständlich. Aber wir haben an 
dieser Stelle sehr klar gemeinsam 

(Beifall von Stefan Zimkeit [SPD] und Martin-
Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Verantwortung übernehmen wollen und stehen auch 
dazu. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und den 
GRÜNEN) 

Der dort zugrunde gelegte Ansatz ist offenbar unter 
den Ländern und, soweit man das nachvollziehen 
kann – zumindest im Grundsatz, nicht der Höhe 
nach –, auch mit dem Bund konsensfähig. Aber, Herr 
Minister, dieser Grundansatz ist das eine. Was ha-
ben Sie denn in den Verhandlungen im Interesse des 
Landes daraus gemacht? Was haben Sie aus der 
ganzen Rückendeckung gemacht, die Sie in bei ei-
nem solchen Thema durchaus ungewöhnlicher 
Weise auch von der größten Oppositionsfraktion be-
kommen haben? 

Vor genau drei Monaten ist dieses Modell zur Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen von 
den Ländern vorgelegt worden. Die Ministerpräsi-
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dentin sprach anschließend hier im Landtag von ei-
nem guten Tag für Nordrhein-Westfalen und einem 
guten Tag für den Föderalismus. Aber ist das wirklich 
ein guter Tag für Nordrhein-Westfalen gewesen? 

Nordrhein-Westfalen liegt nach dem, was da als Ei-
nigungsvorschlag von den Ländern erarbeitet wor-
den ist, in einer Pro-Kopf-Betrachtung auf dem vor-
letzten Platz. Auf dem vorletzten Platz! Und das soll 
ein gutes Verhandlungsergebnis sein? Das unter-
stellt ja, dass man sich vom letzten Platz auf den vor-
letzten Platz bewegen will. In der Tat wäre das kein 
gutes Ergebnis für Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und Ralf Witzel [FDP]) 

Bezeichnenderweise hat uns die Landesregierung 
zur Frage der Aufteilung der zu erwartenden Mehr-
einnahme nach dem Modell der Länder im Haus-
halts- und Finanzausschuss bisher explizit nichts 
vorgelegt. Wir haben schriftlich danach gefragt, und 
wir haben mündlich danach gefragt. Sie sagen uns 
aber nicht, wie sich, wenn denn der Bund zustimmt, 
die 1,5 Milliarden € aufteilen, die das Land nach Ihrer 
Vorstellung mehr bekommen soll. Welche Summe 
soll im Landeshaushalt verbleiben? Was wird zur 
Entlastung der kommunalen Haushalte eingesetzt? 
Was steht also auf welcher Ebene zur Haushaltskon-
solidierung zur Verfügung? 

Herr Finanzminister, es ist heute die Zeit, dass Sie 
die Fragen beantworten. Das Parlament hat das ver-
dient. Und das, glaube ich, müssen wir auch erwar-
ten, wenn wir Ihren Kurs weiterhin unterstützen sol-
len. 

Zum Antrag der FDP: Ich glaube nicht, dass die Fort-
schreibung des aktuellen Systems am Schluss das 
Richtige wäre. Das aktuelle System hat zu wenig Ak-
zeptanz 

(Ralf Witzel [FDP]: Richtig!) 

und auch zu wenig Transparenz. Die Einigung unter 
den Ländern war schwer genug. Es ist wahrschein-
lich relativ unrealistisch, zu vermuten, dass es auf 
dem Weg bis zu einer Einigung insgesamt mit dem 
Bund noch zu einem neuen Modell kommen wird. 
Dafür sind die Verhandlungen zu schwierig. 

Trotzdem haben Sie recht, wenn Sie sagen: Es muss 
alles auf den Tisch. Ich glaube auch, dass die rein 
kommunikative Betrachtung, die die Landesregie-
rung bisher vorgenommen hat, in der Sache nicht 
weiterträgt. Die Schuldenbremse ist nämlich auch 
kein Kommunikationsinstrument, sondern ist ab 
2020 schlicht einzuhalten. Insofern hat die Landesre-
gierung eine hohe Verantwortung, einerseits die Fak-
ten auf den Tisch zu legen. Auch die Tabellen, die 
zweifellos der Einigung zugrunde liegen – es wäre ja 
unrealistisch, zu vermuten, dass hinter einem so gro-
ßen Projekt nicht Detailberechnungen stecken, son-
dern es sich nur um eine politische Einigung handeln 
soll –, müssen auf den Tisch des Hauses kommen, 

damit wir uns auf der Basis von Fakten ein eigenes 
Bild verschaffen und das der Bevölkerung entspre-
chend sagen können. 

Wenn dann wieder davon geredet wird, der Bund 
müsse aber noch dieses und jenes leisten, habe ich 
eine große Sorge, Herr Minister. Durch die Art und 
Weise, in der Sie jetzt die Debatte – auch mit Herrn 
Söder und anderen – wieder angefangen haben, be-
vor es eine Einigung über die langfristige Bundesbe-
teiligung gibt, gefährden Sie nach meiner Einschät-
zung sehr massiv die Einigung über die langfristige 
Finanzierung. Man kann nicht von jemandem erwar-
ten, dass er ständig immer nur geben soll. Dann wird 
er irgendwann einmal sagen: Nein, ich mache das 
nicht mehr mit. 

Ich glaube, dass es einer konstruktiven Haltung be-
darf. Sie sollten sich überlegen, zu welchem Zeit-
punkt wir welche Unterstützung verlangen sollten. 
Sie können nicht immer nur nach anderen rufen. In 
den letzten Jahren haben Sie hinreichend gezeigt, 
dass Sie es mit der Konsolidierung des Landeshaus-
haltes auf der Ausgabenseite nicht ernst gemeint ha-
ben. Wen Sie nach dem Motto „Spare in der Zeit, 
dann hast du in der Not“ vorgegangen wären, wäre 
es auch leichter mit den Forderungen an den Bund. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Optendrenk, bitte bleiben Sie noch einen kleinen Mo-
ment hier. Ich komme erst jetzt dazu, Sie zu fragen, 
ob Sie eine rechtzeitig angemeldete Zwischenfrage 
von Herrn Kollegen Ellerbrock zulassen würden. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Na klar. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Dann nehmen 
wir sie noch mit – vorab verbunden mit der Bitte an 
den Kollegen Ellerbrock, nicht wieder das Mikrofon 
auf seine Funktionsfähigkeit zu überprüfen. Einge-
weihte Kollegen wissen, was ich meine. 

(Heiterkeit) 

Bitte, Herr Kollege. 

Holger Ellerbrock (FDP: Okay. Ich bemühe mich 
einmal. – Herr Kollege Optendrenk, Ihren Worten 
habe ich entnommen, dass Sie unterstellen, Herr 
Kollege Witzel habe hier ein neues Modell aufbauen 
wollen. Meines Erachtens gehen Sie mit dieser An-
nahme fehl. Mit dem, was die Fraktion oder der Kol-
lege Witzel hier vorgetragen hat, war nur Folgendes 
gemeint: Diese Verhandlungen, die hier so gefeiert 
wurden, sind im Endeffekt eine Wählertäuschung; 
denn mit dem alten Modell wäre letztendlich mehr 
Geld nach Nordrhein-Westfalen geflossen als mit der 
neuen Darstellung. 
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Das Zweite ist: Warum haben wir das gemacht?  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ihre Frage, bitte, 
Herr Kollege. 

Holger Ellerbrock (FDP): Wir haben es gemacht, 
weil die Landesregierung sich geweigert hat, eine ei-
gene Simulationsrechnung durchzuführen und die 
Daten offenzulegen. Deswegen ist das gemacht wor-
den. Das habe ich bei Ihnen nicht verstanden. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Herr Optendrenk kann 
doch nichts dafür, wenn Sie das nicht verste-
hen!) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Wir interpretie-
ren das jetzt einmal als Frage, Herr Kollege. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Da war ein Fragezei-
chen am Ende!) 

– Okay. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Deshalb, Herr Prä-
sident, werde ich diese Frage auch gerne beantwor-
ten. – Herr Kollege Ellerbrock hat natürlich völlig 
recht, diese Frage zu stellen; denn im Kern geht es 
ja nur darum, dass die Landesregierung gerne, kom-
munikativ gesehen, Geberland sein möchte. Das hilft 
allerdings den Bürgerinnen und Bürgern überhaupt 
nicht. Diese reine Kommunikation ist eine etwas ver-
brämte, aber relativ durchsichtige Propagandanum-
mer.  

Es wäre sinnvoller, wenn man sich darauf verständi-
gen könnte, in einer objektiven Weise nach dem wirk-
lichen Ertrag für das Land und der Interessenlage 
des Landes zu schauen. Insofern verstehe ich auch, 
dass die Simulationsrechnung, die die FDP hier vor-
gelegt hat, deutlich macht, was bisher der Haken an 
den Berechnungen des anderen Modells ist. Die Ei-
nigung, die bislang auf dem Tisch liegt, ist sicherlich 
problematisch. Wir sind nur der Meinung, dass das 
Modell, das jetzt einmal verhandelt worden ist, wahr-
scheinlich nicht noch einmal aufgeschnürt werden 
kann. 

In der Einschätzung, dass der Minister jetzt sehr gut 
erklären muss, damit man ihm glaubt, dass das keine 
reine Kommunikationsnummer ist, sind wir uns aber 
einig. 

(Beifall von der CDU und Ralf Witzel [FDP]) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Optendrenk. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht als Nächster Herr 
Kollege Abel. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Witzel und Herr Dr. 
Optendrenk, eines würde ich schon einmal gerne se-
hen. Ich würde gerne sehen, wie Sie die Forderung, 
die Sie jetzt hier erhoben haben, bei Ihren Kollegin-
nen und Kollegen, die sich in Mainz, in Halle und in 
Stuttgart im Landtagswahlkampf befinden, vortra-
gen. Ich würde gerne einmal sehen, wie Sie da die-
ses Tänzchen aufführen. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Ich stelle mir einmal vor, Herr Witzel, dass Sie oder 
Herr Lindner bei einer Veranstaltung im Ländle sa-
gen würden: Nordrhein-Westfalen braucht mehr 
Geld; gebt uns doch einmal etwas ab. – Dorthin 
würde ich auch mitkommen; denn die Gesichter, die 
da gezogen werden würden, würde ich mir nicht ent-
gehen lassen. Ich sage ja nicht, dass diese Verhand-
lungen einfach sind. Das ist auch bei uns, wenn man 
das einmal so sagen darf, schwierig. 

Sie haben hier in Ihrer Rede beispielsweise die Ein-
wohnerveredelung der Stadtstaaten angesprochen. 
Ich würde wirklich gerne einmal sehen – versprechen 
Sie mir, dass ich dabei zusehen darf –, wie Sie Katja 
Suding ins Gesicht sagen, dass Sie von diesem Sys-
tem herunter wollen. Ich wette mit Ihnen, dass sie 
Ihnen sagen wird: Wenn es eine Kompensation gibt, 
bei der Hamburg sich nicht schlechter steht, bin ich 
damit einverstanden. 

So ist das bei vielen anderen Punkten vor dem Hin-
tergrund der unterschiedlichen Interessen, die die 
Stadtstaaten und die großen Flächenländer bzw. die 
Geber- und die Nehmerländer in diesem System ha-
ben, auch. 

Es wird immer so sein – das ist auch historisch so –, 
dass es keine strukturellen Veränderungen im Län-
derfinanzausgleich gibt, wenn der Bundesfinanzmi-
nister sein Säckel nicht öffnet.  

Was wir jetzt haben, ist eine Einigung auf der Län-
derseite. Von Nordrhein-Westfalen über Bayern bis 
hin zu den Stadtstaaten sind wir uns über einen Weg 
einig. Ich sage gleich noch etwas zum Bund. Jetzt 
aber so zu tun, als würden wir ohne Gegenmaßnah-
men einfach mal so das System ändern können, ist 
nicht nur naiv, sondern das ist auch eine Verschau-
kelung der Wählerinnen und Wähler. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie suggerieren hier etwas, was es historisch nie ge-
geben hat und wovon jeder, der sich nur fünf Minuten 
mit diesem Thema befasst hat und der politisch eini-
germaßen klar denken kann, weiß, dass es so nicht 
funktionieren wird. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Ralf 
Witzel [FDP]) 
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– Herr Witzel, ich möchte noch etwas zur Rolle des 
Bundes und zu den unterschiedlichen Interessen sa-
gen. Wir haben hier im Hause einen gemeinsamen 
Konsens; Herr Optendrenk und Herr Zimkeit haben 
es erwähnt. Ich bin den Kollegen von den beiden gro-
ßen Fraktionen hier im Hause dankbar, dass der Fi-
nanzminister aus diesem Hause ein breit getragenes 
Mandat für die Verhandlung hatte.  

Der Konsens beinhaltet genau die Punkte, die im 
Wesentlichen auch erreicht wurden. Da geht es um 
die horizontalen Finanzbeziehungen, aber auch um 
die Leitlinien. Ich bin den Kollegen sehr dankbar, weil 
wir auch gesagt haben: Es muss gerechter und 
transparenter werden. Das wird es jetzt ein Stück 
weit, soweit es der Kompromiss mit den anderen 
Ländern zugelassen hat.  

Wir waren uns außerdem einig – auch das ist umge-
setzt –, dass NRW künftig mehr von dem, was hier 
erwirtschaftet wird, behalten kann. Das ist ein Rie-
senerfolg. Daran können Sie jetzt herummäkeln, 
aber ich bitte Sie, den Zuhörerinnen und Zuhörern 
nicht verkaufen zu wollen, dass es eine ganz einfa-
che Lösung gäbe. Sie müssen immer die Interessen 
der anderen berücksichtigen. Wir haben nun einmal 
die Situation, dass sich die Länder einig sind, der 
Bund diesem Kompromiss aber noch nicht beigetre-
ten ist. 

Ich habe die diversen Veranstaltungen in den letzten 
Wochen mit großer Besorgnis verfolgt. Darum will ich 
daran appellieren, dass der Bund nicht nur beitritt, 
sondern dass auch versucht wird, die Haushälterin-
nen und Haushälter der großen Fraktionen im Bun-
destag mitzunehmen. Die waren nicht beteiligt, die 
saßen nicht am Tisch, obwohl dies – so wurde es von 
mehreren Seiten verlautbart – vorgeschlagen wurde. 
Das Bundesfinanzministerium hat jedoch den Vor-
schlag abgelehnt, dass auch der Deutsche Bundes-
tag mit an diesen Beratungen beteiligt ist. Das ist 
nicht erfolgt.  

Es ist hochbedenklich – da hat der Kollege Optend-
renk schon recht –, wenn zum Beispiel der haus-
haltspolitische Sprecher der CDU und der der SPD 
sagen: Wenn ihr noch einmal so eine Ansage macht, 
dann gibt es hinterher gar nichts. – Das ist aufgrund 
des Kompromisses, den wir erwirkt haben, fatal; 
denn wir brauchen eine Einigung. Die Einigung ist gut 
für Nordrhein-Westfalen. 

Ich würde mir wünschen, dass man mit dem Bund 
konstruktive Gespräche führt. Schäuble ist vor den 
Verhandlungen dahin gehend zitiert worden, er 
könne sich eine Summe von 6 Milliarden € vorstellen. 
Wir sind jetzt bei ungefähr 8 Milliarden €. Wenn man 
weiß, dass der Bund einen Überschuss von 12 Milli-
arden € hat, dann muss man wirklich sagen: Ange-
sichts der Herausforderungen, vor denen die Länder 
stehen, brauchen wir schnell eine Einigung. Es gibt 
einen länderseitigen Vorschlag, der liegt auf dem 

Tisch, und der muss jetzt auch konsequent umge-
setzt werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Abel. – Für die Piratenfraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Schulz das Wort. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
schauerinnen und Zuschauer im Saal und daheim! 
Herr Kollege Optendrenk hat einige Fragen in Rich-
tung Finanzminister aufgeworfen und darum gebe-
ten, er möge sich dazu erklären. Insofern muss man 
abwarten, was da kommt. Der Antrag soll in den Aus-
schuss überwiesen werden, wo heute nicht geklärte 
Fragen doch noch geklärt werden können. 

Worum geht es überhaupt? – Es geht bei der hier zur 
Debatte stehenden Neuordnung des Länderfinanz-
ausgleichs letztendlich um die Abschaffung des Um-
satzsteuervorwegausgleichs. Hier im Hause bestand 
eigentlich Einigkeit darüber, dass dies etwas mehr 
Transparenz ins System befördern könne.  

Richtig ist auch: NRW steht dann nicht länger als 
Nehmerland dar, sondern es wird zum Geberland. 
Damit wird die verletzte Eitelkeit der rot-grünen Lan-
desregierung quasi besänftigt. NRW ist die Negativ-
bezeichnung „Nehmerland“ los. Zudem ist es für die 
Akzeptanz des Systems Länderfinanzausgleich 
wichtig, wenn das größte und wirtschaftsstärkste 
Bundesland als Geberland eingruppiert wird. 

Im alten System gab es immer mehr Nehmerländer 
und immer weniger Geberländer. Durch die Abschaf-
fung des Umsatzsteuervorwegausgleichs kann NRW 
ab 2020 1,5 Milliarden € mehr in der Kasse behalten.  

Die Neuordnung des Länderfinanzausgleichs bedeu-
tet allerdings auch, dass NRW ab 2020 nur – das 
wurde ebenfalls bereits angesprochen – 87 € je Ein-
wohner erhält. 14 von 16 Bundesländern stehen bes-
ser da und erhalten mehr. Auch das wird im FDP-
Antrag durchaus richtig festgestellt. Daran lässt sich 
zunächst einmal nichts deuteln. Im Vergleich zu den 
anderen Bundesländern schneidet NRW also trotz 
der Neuregelung, trotz dieser Einigung bei der Neu-
ordnung nicht gut ab, sondern steht auf dem vorletz-
ten Platz. 

Zudem bedeutet die Neuordnung des Länderfinanz-
ausgleichs eine Einigung zu Lasten Dritter. Der Län-
dervorschlag impliziert nämlich, dass der Bund 
9,7 Milliarden € zusätzlich in das System einspeisen 
soll. Bundesfinanzminister Schäuble hatte 8,5 Milliar-
den € angeboten. 

(Zuruf von Minister Dr. Norbert Walter-Bor-
jans) 
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– Ganz entscheidend ist Folgendes, Herr Finanzmi-
nister: Der Bundesfinanzminister hat diesem Länder-
vorschlag bis heute noch nicht zugestimmt. Die Zu-
stimmung steht also noch aus. Dementsprechend 
steht diese Neuregelung bisher auf tönernen Füßen. 

Ich komme nun zur Vorabbewertung – nicht zur ab-
schließenden Bewertung; das behalten wir uns für 
den Ausschuss vor – des FDP-Antrags. Dem FDP-
Antrag kann man in vielen Punkten Positives abge-
winnen. Darüber wird noch einmal zu diskutieren 
sein, wie die Landesregierung des Landes Nord-
rhein-Westfalen in dieser Länderrunde verhandelt 
hat. 

Die zentrale Frage bleibt, ob die Ausgangsprämisse 
der von der FDP-Fraktion beauftragten Studie des 
IW Köln trägt.  

Die Frage lautete: „Wäre der Bund bereit, zusätzlich 
9,7 Milliarden € ohne eine Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen in das bestehende Sys-
tem einzuspeisen?“ Diese Frage steht laut dem FDP-
Antrag – zumindest ungeschrieben – im Raum. Und 
falls das stimmt, falls man also diese Frage mit Ja 
beantworten könnte, dann würde NRW mit dem be-
stehenden System besser fahren, und die NRW-
Landesregierung hätte schlecht verhandelt. Nach-
verhandlungen, auch das impliziert der Antrag, wä-
ren daher sinnvoll. 

Und falls man die Frage mit Nein beantworten 
müsste, dann würde NRW mit dem bestehenden 
System deutlich schlechter fahren. Alles Weitere be-
trachten wir im Ausschuss. Wir werden selbstver-
ständlich der Überweisung in den Ausschuss zustim-
men. – Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Dr. Walter-Borjans das Wort. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will ein 
paar Punkte aufzählen.  

Erstens. Es gibt eine Einigung in der Ländergesamt-
heit zu den Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 
2020. Das ist in der Tat – da wiederhole ich das, was 
die Ministerpräsidentin gesagt hat – ein gutes Ergeb-
nis für den Föderalismus. 

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Dass die FDP das nicht versteht, das verstehe ich 
wiederum; sie ist aus gutem Grund in keiner einzigen 
Landesregierung mehr vorhanden. 

Zweitens. Nordrhein-Westfalen erreicht mit diesem 
Ergebnis der Ländergesamtheit ein sehr gutes Er-
gebnis, und das auf vielerlei Weise.  

Zunächst: Das System ist transparent. Es gibt nicht 
mehr die hohen Zahlungen des Landes, die keiner 
sieht, die sozusagen im Dunkeln stattfinden, und die 
Rückerstattungen an uns, die hingegen jeder sieht 
und bei der wir dann Nehmerland sind. Das ist nicht 
irgendeine Kleinigkeit, das ist auch nicht Kosmetik. 
Wenn Sie das als Kosmetik seitens der rot-grüne 
Landesregierung ansehen, dann haben Sie auch da 
etwas nicht verstanden. Das Ganze hat ziemlich viel 
mit Standortargumentation zu tun.  

Es ist ein Unterschied, ob sich ein wirtschaftsstarkes 
Land in der Öffentlichkeit darstellen lassen muss als 
ein Land, das von anderen Geld benötigt, oder ob es 
ein Land ist, das an andere Länder Geld abgibt, nur 
damit die sich hinstellen und sagen können: Guckt 
mal, wir schaffen den Haushaltsausgleich. 

Darüber hinaus wird erreicht, dass wir uns finanziell 
enorm verbessern und weit mehr von der Finanzkraft 
dieses Landes im eigenen Land halten können, als 
das nach dem bisherigen System der Fall ist, nämlich 
runde 1,5 Milliarden €. Das ist ein gutes Ergebnis für 
Nordrhein-Westfalen. 

Ich gestehe Ihnen gerne zu: Mehr wäre immer bes-
ser. Und wenn ich Ihre unglaublich interessante Si-
mulation einmal nachrechne, wonach der Bund ins-
gesamt 5 Milliarden € mehr ins System einspeisen 
würde und wir nach dem alten Abrechnungsverfah-
ren weiter abrechnen dürften, dann wäre das Ergeb-
nis wunderschön. Nur wird man mit Sicherheit kein 
derartiges übereinstimmendes Bund-Länder-Ergeb-
nis hinbekommen. Hierfür muss man wieder verste-
hen, dass, wenn man miteinander am Tisch sitzt, 
man auch einen Kompromiss finden muss. 

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Das vorliegende Ergebnis ist ein Kompromiss, und 
es ist ein guter Kompromiss. Sie haben jetzt das 
Problem – da muss sich auch die CDU anhängen, 
obwohl Herr Laschet hier selbst gesagt hat, dass es 
ein gutes Ergebnis sei –, dass man diesen Kompro-
miss nun zerreden muss. Es kann ja nicht sein, dass 
diese Landesregierung in den Verhandlungen der 
Länder untereinander zu einem guten Ergebnis ge-
kommen ist.  

In einem solchen Fall macht man eben eine Simula-
tion. Dann beauftragt man ein Institut, welches ge-
rade vorher gesagt hat, wie wichtig es sei, dass der 
Umsatzsteuerausgleich, der Vorwegausgleich abge-
schafft werde. 

Dann zitiere ich mal etwas:  

Dass oft der alte Grundsatz: „Wer bestellt, bezahlt“, 
in seiner Ausprägung: „Wer bestellt, bekommt auch 
das gewünschte Gutachterergebnis“, zur Geltung 
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kommt, erscheint im Rahmen von Lobbygruppen und 
Einzelunternehmen nicht weiter verwunderlich. Für 
eine objektive gutachterliche Beratung der Politik 
müssen andere Grundsätze gelten. 

Das ist eines der langen Vorworte von Herrn Witzel 
zu einer Anfrage über Gutachten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Witzel, da müsste man tatsächlich einmal mit 
dem Institut der Deutschen Wirtschaft reden. Denn 
das, was die vorher an Gutachten herausgegeben 
haben, die nicht bestellt worden sind, hat ganz an-
ders geklungen. Es tut mir leid, wenn sich ein Gut-
achterinstitut für so etwas hergibt. Die haben exakt 
das gemacht, was Sie hier in Ihren immer sehr aus-
führlichen, manchmal etwas ausufernden Einleitun-
gen zu Anfragen oder Anträgen beschreiben. 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Wieso 
manchmal?) 

Herr Optendrenk, wenn Sie davon reden, dass im-
mer die anderen aufgefordert werden, zu zahlen, 
dann muss man sich nur einmal vor Augen halten: 
Wer sind eigentlich die anderen? Wenn Menschen 
aufgrund eines internationalen Konflikts nach 
Deutschland kommen und in Länder und Kommunen 
verteilt werden, dann sind „die anderen“, denen man 
hier die Kosten aufdrückt, wir, und der, der sie auf-
drückt, ist der Bund und nicht umgekehrt. Es kann da 
nicht sein, dass sich jemand hinstellt, Reden hält, 
Einzelinterviews in Talkshows bekommt und dann 
darstellt, was man alles machen kann – im Übrigen 
mit vielen guten, richtigen Ansätzen –, dabei aber un-
ausgesprochen die Rechnung „den anderen“ prä-
sentiert. Das geht nicht, denn „die anderen“, das sind 
wir. 

Und wenn wir uns darauf verständigen, dass es jetzt 
nicht darum geht, dass wir ab 2020 ein neues Sys-
tem erhalten, dann sollten wir bis dahin den Mund 
halten angesichts dessen, was bis dahin an finanzi-
ellen Belastungen auf uns zukommt. Da müssen wir 
auch hier den Konsens der Demokraten finden. 

Noch einmal: Ich unterstütze an vielen Punkten Aus-
sagen der Kanzlerin zur Flüchtlingspolitik. Aber das 
Unausgesprochene – wer letztlich die Rechnung 
zahlt; das drücken wir mal anderen auf; darüber re-
den wir nicht; wenn die sich räuspern, wollen die es 
auf andere abschieben –, das teile ich nicht. Das 
gehe ich auch nicht mit. 

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Ansonsten ist das eine Simulation. Da gilt nicht der 
Spruch von Helmut Schmidt, was die Visionen an-
geht; aber über das, was Simulanten betrifft, sollte 
man tatsächlich mal nachdenken. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Bitte bleiben Sie noch einen Moment 
vorne; denn Herr Kollege Witzel hat eine Kurzinter-
vention angemeldet. Wenn er sich jetzt eindrückt, be-
kommt er für 90 Sekunden das Wort. Bitte, Herr Kol-
lege! 

Ralf Witzel (FDP): Herr Finanzminister Dr. Walter-
Borjans, Sie können es diesem Landtag gerne darle-
gen, wenn Sie andere Erkenntnisse zu Simulations-
rechnungen haben. Bislang haben Sie uns auf 
schriftliche Anfragen hin mitgeteilt, dass Sie solche 
Ergebnisse nicht haben. Daraufhin haben wir Wis-
senschaftler beauftragt, diese Simulationen zum 
Systemvergleich zwischen altem und neuem System 
durchzuführen. 

Damit das nicht falsch verstanden wird: Wir halten 
hier ausdrücklich kein Plädoyer für die Beibehaltung 
des alten Systems, da es die strukturellen Probleme 
und all die Fehlanreize, die wir heute alle noch einmal 
dargestellt haben, natürlich genauso enthält wie das, 
was Sie neu abgeschlossen haben.  

Wenn es aber um die rein pekuniäre Frage geht, ob 
das ein guter Abschluss für NRW sei, drängt sich 
doch naturgemäß eine Frage auf. Sie sagen: Wir er-
halten 1,5 Milliarden € mehr. Wenn oben in den Was-
serfall des Bundes 10 Milliarden € hineingeschüttet 
werden, kommen in NRW 1,5 Milliarden € mehr an. – 
Dann ist es doch mehr als legitim, zu fragen: Wie viel 
wäre das denn gewesen, wenn sich die systemi-
schen Dinge nicht geändert hätten, sondern da das 
alte System gelten würde?  

Sie haben das zum Politikschwerpunkt dieser Lan-
desregierung gemacht: Länderinteressen bei der Re-
form des Länderfinanzausgleichs. Sie wollten 
södern, Sie wollten seehofern, Sie haben sich mit 
den ostdeutschen Ländern auseinandergesetzt. Sie 
haben gesagt: Ihr habt mittlerweile an vielen Stellen 
eine bessere, modernere Infrastruktur. Jetzt gibt es 
mal Bedarf für den Westen, damit auch hier investiert 
wird. Das waren Ihre Ankündigungen.  

Und wenn wir dann, nachdem Sie all das vorgetra-
gen haben, nachdem Sie in Haushaltsdebatten deut-
lich gemacht haben, NRW hätte ja auch so viele Las-
ten aus dem Strukturwandel zu tragen, schließlich 
fragen: „Was wäre denn der Vergleich gewesen? 
Was wäre denn bei 10 Milliarden € mehr beim Bund 
im Land herausgekommen?“, dann müssen Sie sich 
dieser Debatte stellen. – Was sagen Sie dazu?  

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Was wäre 
gewesen, wenn Sie mittwochs im Lotto ge-
wonnen hätten?) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Witzel, wir müssen der Reihe nach vorgehen: Ich er-
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innere mich zunächst daran, dass in der aufkommen-
den Debatte über die Reform der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen Ihre Position die Folgende war: 
Wir sollten überhaupt nichts fordern. Denn alles das, 
was in diesem Land zu tun wäre, müsste man aus 
den eigenen Mitteln bewerkstelligen können, und das 
wäre ja wieder nur das Zeigen auf andere und ein 
Ausweg, den wir suchen, indem wir eine gerechtere 
Verteilung der Bund-Länder-Finanzausstattungen 
anstreben. Das war Ihr erster Punkt.  

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Jetzt machen wir etwas, und dann kommen Sie auf 
einmal von der anderen Seite und sagen: „Moment 
mal, wieso hast du eigentlich nicht viel mehr heraus-
geholt?“, und geben dann einem durchaus renom-
mierten Institut eine Vorgabe, nämlich: Tut mal so, 
als wenn der Bund das zahlt, was die Länder jetzt 
erwarten, das System sich dabei aber nicht ändert. – 
Das ist eine Rechenaufgabe, die hätte auch ich 
Ihnen ausrechnen können; dann wäre nämlich her-
ausgekommen, dass mehr kommt.  

Was ist denn das für eine Herangehensweise? Die 
Herangehensweise war doch eine andere, und zwar, 
dass wir gegenwärtig rund 2,5 Milliarden € über den 
Umsatzsteuervorwegausgleich abgeben, 1 Milli-
arde € zurückbekommen und damit zum Nehmer-
land geworden sind. Hier erfolgt eine Verbesserung 
um 1,5 Milliarden €.  

Ich gestehe es zu: Wenn ich alleine noch eine Menge 
ändern dürfte, dann würde es vor allem das betref-
fen, was der Bund in dieses System zahlen soll. Das 
dient ganz überwiegend dazu, das, was wir nicht 
mehr leisten – weil der Umsatzsteuervorwegaus-
gleich, warum auch immer, eine Ergänzungszuwei-
sung unter anderem des Landes Nordrhein-Westfa-
len für andere, insbesondere ostdeutsche Länder 
war –, zu kompensieren. Es geht darum, dass der 
Ausfall dieser Zahlungen vom Bund nicht nur über-
nommen, sondern ein ganzes Stück überkompen-
siert wird.  

Darüber kann man streiten. Es gefällt mir auch nicht, 
weil es wieder ein Stück weit bessere Voraussetzun-
gen für die ostdeutschen Länder schafft. Aber eines 
ist klar: Das Ergebnis für Nordrhein-Westfalen ist ein 
hervorragendes. Der Punkt ist, dass es besser wäre, 
wenn man andere Länder nicht dadurch wieder ein 
Stückchen ruhigstellen müsste, dass man ihnen 
enorm viel gibt, und dass das auch wieder ein Stück 
überkompensiert wird. 

Das war Teil dieses Kompromisses. Der hat dann 
auch unsere Zustimmung gefunden, weil ein anderer 
Kompromiss nicht zustande gekommen wäre. Es ist 
aber ein Kompromiss, der nicht zulasten des Landes 
Nordrhein-Westfalen geht, sondern dabei kann und 
muss man darüber reden, wie der Bund und wie die 
ostdeutschen Länder dastehen. Darüber kann man 
dann diskutieren.  

Der Bund gibt in etwa das, was Herr Schäuble in 
sämtlichen seiner eigenen Modelle zugrunde gelegt 
hat, hochgerechnet auf das Jahr 2019. Deswegen 
bin ich auch sehr zuversichtlich, dass wir mit dem 
Bundesfinanzminister in dieser Frage näher beiei-
nander liegen, als das im Augenblick in der öffentli-
chen Darstellung aussehen mag.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. Soweit die Kurzintervention und die 
Antwort der Landesregierung. Meine Kolleginnen 
und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/11220 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss. Die abschließende Abstimmung soll dort in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. 

Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? Gibt es 
Gegenstimmungen? – Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

5 Beihilfeberechtigte entlasten und die Beihilfe-
abrechnung erleichtern 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/11231 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin für die antragstellende SPD-Fraktion Frau Kol-
legin Lux das Wort. Bitte, Frau Kollegin.  

Eva Lux (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Das 
Thema „Beihilfe im Krankheitsfall für Beschäftigte 
und Pensionäre des öffentlichen Dienstes“ hat wie 
alle Medaillen zwei Seiten. In der öffentlichen Wahr-
nehmung gilt deren Versorgung im Krankheitsfall als 
durchaus gut und bei so manchem Leistungserbrin-
ger sogar als interessantes Feld.  

Aber für immer mehr Beschäftigte und Pensionäre 
des öffentlichen Dienstes wird das Antrags-, Prüf- 
und Abrechnungssystem zum oft größeren Problem 
neben einer Erkrankung. Ich möchte dieses tech-
nisch wirkende Problem anhand eines der Fälle, die 
ich miterleben musste, einmal mit etwas Leben fül-
len.  

Ein Beamter, engagierter Lehrer, verheiratet, zwei 
Kinder, fällt nach einem Schlaganfall ins Wachkoma. 
Die Ehefrau ist nicht in der Lage, ihn zu Hause zu 
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pflegen, und er muss in eine Pflegeeinrichtung. Ne-
ben der Angst und Sorge um ihren Mann wird die 
Ehefrau jetzt praktisch überschwemmt mit Rechnun-
gen von Ärzten, Kliniken, Pflegeeinrichtung, Heil- 
und Hilfsmittelversorgern. Sie hat diese nun zu prü-
fen, zu sortieren, zu kopieren und bei Beihilfestelle 
sowie Krankenkasse einzureichen. Sie muss dann 
weiterhin Bescheide und Zahlungseingänge prüfen, 
sich mit Widersprüchen herumschlagen und natür-
lich auch Zahlungen an die diversen Leistungserbrin-
ger vornehmen.  

Die Zahlungseingänge von Beihilfestelle und Kran-
kenkasse dauern schon einmal, die Mahnungen der 
Leistungserbringer kommen pünktlich. Die Ehefrau 
versorgt nicht nur ihren Mann in der Pflegeeinrich-
tung, sondern sie kümmert sich irgendwie nebenher 
auch noch um die Kinder, versucht, die Rechnungen 
einigermaßen pünktlich zu zahlen und kommt dabei 
mehrfach nicht nur an ihre finanziellen Grenzen, son-
dern ist mittlerweile auch selbst gesundheitlich ange-
schlagen.  

Viele von uns wissen, dass so etwas kein bedauerli-
cher und tragischer Einzelfall ist. Die Zahl der Fälle 
nimmt zu; denn die demografische Entwicklung ver-
schont auch nicht den öffentlichen Dienst. Nicht jeder 
bleibt im Alter geistig und körperlich so fit, um im 
Krankheitsfall dieses Verfahren für sich oder Ange-
hörige locker zu bewältigen. 

In den letzten Jahren haben wir bei der Beihilfebear-
beitung nicht zuletzt aufgrund gestiegener Antrags-
zahlen – rund 50.000 pro Jahr – bereits Maßnahmen 
zur Weiterentwicklung, Vereinfachung und Be-
schleunigung der Verfahren ergriffen. Vor dem Hin-
tergrund weiter steigender Bearbeitungszahlen se-
hen wir jedoch eine generelle Überprüfung des bis-
herigen Verfahrens als notwendig und geboten an 
und erwarten nach entsprechender Diskussion in 
den beteiligten Ausschüssen Optionen, wie das Ver-
fahren sowohl für die Betroffenen als auch für die 
Beihilfestellen zukunftsgerichtet aufgestellt werden 
kann. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Zustim-
mung zur Überweisung unseres Antrags und danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Lux. – Für die zweite antragstellende 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erteile ich Herrn 
Kollegen Abel das Wort. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Kern geht es uns um 
die Frage: Wie kann man ein bürokratisches, ineffizi-
entes Verfahren im Sinne aller Beteiligten entschla-
cken? 

Gestatten Sie mir zwei Bemerkungen zu diesem Ver-
fahren – da kann ich bei der Kollegin Lux mit dem 
hervorragenden Fallbeispiel anschließen –. Die Sys-
tematik sieht so aus, dass die Beihilfeberechtigten – 
wir sprechen in aller Regel von Patienten – sich sozu-
sagen in einer doppelten Bringschuld befinden: Sie 
sind zum einen Kostenschuldner gegenüber den 
Leistungserbringern, also Krankenhäusern, Apothe-
ken, Ärzten etc. Wir alle wissen, dass hier, je nach 
Krankheitsbild, enorme Summen zustande kommen 
und dass das, je nach Art der Untersuchungen, auch 
sehr schnell gehen kann.  

Zum anderen stehen dieselben Patienten gegenüber 
den Beihilfestellen und auch den Krankenversiche-
rungen in einer Beweispflicht. Salopp gesagt: Sie 
müssen sehen, wie sie an ihr Geld kommen. Bei 
Problemen ist es ganz oft so, dass ihnen nicht recht-
zeitig – jedenfalls innerhalb der Fristensetzung – Be-
ratung zukommt und ihnen nicht rechtzeitig geholfen 
werden kann.  

Schließlich sind auch die Leistungserbringer unseres 
Gesundheitssystems betroffen. Denn im Zweifel sind 
sie es, die am Ende auf berechtigte Forderungen 
warten müssen. 

Wir sehen also genügend Gründe, sich dieses Bei-
hilfeverfahren einmal genauer anzusehen und wo-
möglich sinnvoll nach vorn zu entwickeln. Es ist also 
keineswegs so, dass wir hier einen fertigen Antrag 
präsentieren, sondern es handelt sich um einen 
Prüfantrag. Ich bitte Sie um Zustimmung.  

Wir wollen eine Grundlage schaffen, um die von mir 
angesprochenen und im Antrag ausgeführten Fra-
gen im Sinne aller Beteiligten, im Sinne von Patien-
tinnen und Patienten, aber auch – wie die Kollegin 
Lux es sehr schön ausgeführt hat – im Sinne der An-
gehörigen sachgerecht zu lösen. Deswegen bitte ich 
um Zustimmung. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Abel. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Lohn. 

Werner Lohn (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die Beihilfe als Krankheits-
kostenfürsorge hat sich grundsätzlich eigentlich be-
währt. Sie ist Bestandteil des Alimentationsprinzips 
und gehört mit zu den hergebrachten Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums aus Art. 33 Grundgesetz. 

Ich möchte gleich zu Anfang betonen: Daran darf 
sich durch den Antrag von SPD und Grünen im 
Grundsatz nichts ändern, und da darf auch kein 
Zweifel aufkommen. Allerdings – das haben Sie ge-
merkt –: Beihilfe für Beamte und Pensionäre und 
Pensionärinnen ist eine trockene Verwaltungsmate-
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rie. Jedoch sind die Konsequenzen für die Beihilfe-
berechtigten sehr weitreichend. Da stimme ich mei-
nen Vorrednern zu. Deshalb muss es so sein, dass 
das Beihilfesystem mitarbeiterfreundlich, reibungs-
los, aber auch effizient funktioniert. Da gibt es mit Si-
cherheit eine Menge Verbesserungsbedarf. 

Aber warum muss sich überhaupt der Landtag mit 
diesem trockenen Verwaltungsthema beschäftigen? 
Ich schaue einmal in Richtung Minister Walter-Bor-
jans. Ein fürsorglicher Arbeitgeber – hier der zustän-
dige Finanzminister – müsste sich eigentlich eigen-
initiativ im Rahmen einer kontinuierlichen Prozess-
verbesserung mit einem gut funktionierenden Beihil-
fesystem beschäftigen. Denn kein Arbeitgeber, we-
der ein privater noch ein öffentlicher, kann es sich er-
lauben, seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, aktive 
oder passive, wochen- und monatelang auf Geldbe-
träge warten zu lassen, die teilweise weit über 
1.000 € hinausgehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Dietmar 
Schulz [PIRATEN]: So ist es!) 

Das hat zur Folge, dass die Beihilfeberechtigten 
diese zum Teil sehr hohen Beträge privat vorfinan-
zieren müssen. Sie müssen Zinsen für Dispositions-
kredite bezahlen; sie müssen Mahngebühren bezah-
len, bis hin zu Inkassoverfahren, mit denen sie über-
zogen werden. Das kann zu erheblichen sozialen 
und finanziellen Härten führen.  

Außerdem werten die aktiven Mitarbeiter, aber auch 
die Pensionärinnen und Pensionäre, das als Zeichen 
mangelnder Wertschätzung durch ihren Arbeitgeber, 
das Land. Gute Arbeitgeber stellt man sich anders 
vor. 

Leider enthält der Antrag von SPD und Grünen keine 
Informationen zu den aktuellen Wartezeiten oder zu 
den Bearbeitungszeiten. Deshalb gehe ich davon 
aus, dass der Finanzminister gleich mindestens fol-
gende Fragen inhaltlich beantworten wird: 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Das ist ein 
Prüfantrag!) 

Wie sehen die aktuellen Zahlen der Beihilfe aus? Wie 
sind die Bearbeitungszeiten? Wie sind das einge-
setzte Personal und die daraus resultierenden Kos-
ten zu bewerten? Gibt es Beihilfemissbrauch bzw. 
Beihilfebetrug in signifikanter Höhe? – Das soll nach 
Insiderinformationen tatsächlich so sein. – Wie ist der 
Sachstand der schon in 2013 auf CDU-Anfragen hin 
angekündigten Reformen? Wie ist der Sachstand der 
IT-Initiative und der Entwicklung von Zukunftsper-
spektiven für das Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung? 

Letztendlich aber die Kernfrage: Wird von SPD und 
Grünen trotz anscheinend besser gewordener Zah-
len ein Systemwechsel weg von der bewährten Bei-
hilfe hin zu einer Art Bürgerversicherung auch für Be-

amte angestrebt? Diese Befürchtung äußern Berufs-
verbände nach dem Lesen des Antrags von SPD und 
Grünen. 

Der Herr Minister hat bereits im Juli 2013 auf unsere 
CDU-Anfrage hin ausgeführt, dass er jährlich mit 
25.000 zusätzlichen Anträgen rechnet. Frau Kollegin 
Lux hat gerade gesagt, es seien mittlerweile sogar 
50.000 Anträge jährlich. Darüber hinaus seien min-
destens sieben bis acht zusätzliche Mitarbeiter pro 
Jahr erforderlich. 

In dem Zusammenhang, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ist allerdings bemerkenswert, dass die rot-
grüne Landesregierung im Jahr 2011 erst einmal 13 
Stellen gestrichen hat. Im Jahr 2012 hat die Landes-
regierung dann noch einmal 20 Ausbildungsplätze 
wegfallen lassen. Nach dem öffentlichen Druck, der 
dann aufkam, nachdem wissenschaftliche Hilfskräfte 
an den Universitäten kein Geld bekommen haben, 
hat man die Zahl der Stellen dann im Jahr 2012/2013 
wieder ausgeweitet. 

Ich kann Ihnen ehrlich sagen, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen: Ein klares und schlüssiges Regie-
rungshandeln sieht anders aus. Diesen Eindruck ha-
ben anscheinend auch SPD und Grüne gewonnen; 
denn anders ist nicht zu erklären, dass Sie einen An-
trag formulieren, der eine Reihe detaillierter Fragen 
beinhaltet, die man zwar teilweise durchaus stellen 
kann, die aber eigentlich komplett in den Zuständig-
keitsbereich und das Aufgabengebiet des Ministers 
gehören. 

Herr Minister, Sie müssen diesen Antrag Ihrer regie-
rungstragenden Fraktionen als Misstrauensantrag, 
als Dokument des Misstrauens Ihnen gegenüber, 
werten; denn eigentlich sind Sie derjenige, der die 
Hausaufgaben hätte machen müssen, sie aber nicht 
gemacht hat. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Dietmar 
Schulz [PIRATEN]) 

Dann wird dem Ganzen auch in Bezug auf Miss-
trauen noch die Spitze aufgesetzt: SPD und Grüne 
möchten nicht gerne, dass das Ministerium oder das 
Fachamt, das Landesamt für Besoldung und Versor-
gung, Lösungen erarbeitet. Man möchte vielmehr ex-
terne Gutachter beauftragen. Ich frage mich: Warum 
trauen Sie der Fachkompetenz, die sowohl im Minis-
terium als auch beim LBV zweifelsfrei vorhanden ist, 
nicht zu, zu Lösungen zu kommen? Das kann doch 
nur damit etwas zu tun haben, dass Sie der eigenen 
Regierung nicht über den Weg trauen und die Untä-
tigkeit kritisieren. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Werner Lohn*) (CDU): Daher gibt es zwar interes-
sante Diskussionen, allerdings wird der Vorschlag, 
sofern er umgesetzt werden sollte, teuer für den 
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Steuerzahler. Deshalb werden wir uns darüber hart 
und intensiv mit Ihnen im Fachausschuss auseinan-
dersetzen. – Ich bedanke mich für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU und Dietmar Schulz 
[PIRATEN]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lohn. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Selbstverständlich ist es 
berechtigt und auch sinnvoll, sich viele Fragestellun-
gen anzuschauen, die in diesem Antrag zur Reform 
des Beihilfesystems angesprochen werden. 

Die Beihilfe ist bei der Kostenerstattung im Krank-
heitsfalle natürlich kompliziert. Die Höhe des Erstat-
tungssatzes hängt von ganz unterschiedlichen per-
sönlichen Merkmalen ab. Beihilfeberechtigte im akti-
ven Dienst ohne oder mit nur einem Kind erhalten 
50 %, bei zwei oder mehr Kindern sind es 70 %, ent-
pflichtete Hochschullehrer bekommen 50 %, beihilfe-
berechtigte Versorgungsempfänger wiederum 70 %. 
Den berücksichtigungsfähigen Ehegatten oder ein-
getragenen Lebenspartnern kommen 70 % zugute, 
und bei Kindern und beihilfeberechtigten Waisen 
sind es 80 %. 

Das ist alles recht kompliziert. Das Verfahren ist be-
schrieben worden: Der erkrankte Beamte geht zum 
Arzt, bekommt die Rechnung, muss im Regelfall sel-
ber in Vorleistung treten und reicht diese Rechnung 
nachher gleich zweimal ein, nämlich sowohl bei der 
Beihilfestelle als auch bei seiner PKV, bei der er sich 
für den Rest der Krankheitskosten versichern muss, 
die bei den eingangs dargestellten Prozentsätzen 
nicht von der Beihilfe übernommen werden. 

Das sind Doppelvorgänge, die nicht gerade effizient 
sind, zumal dabei auch nicht immer dieselben Fest-
stellungen getroffen werden. Da sich die Erstattungs-
grundlagen von PKV und Beihilferecht teilweise in 
dem einen oder anderen Detail unterscheiden, gibt 
es durchaus nicht wenige Situationen, in denen bei 
der Kostenübernahme von Heilbehandlungskosten 
eine Entscheidung bei der Beihilfe anders ausfällt als 
bei der PKV. 

Insofern: Doppelte Arbeit mit teilweise abweichenden 
Ergebnissen – das spricht nicht für administrative Ef-
fizienz. Vor diesem Hintergrund kann man berechtig-
terweise über Alternativen nachdenken.  

Es gibt zum Beispiel diese Möglichkeit – ich will das 
hier nicht fordern, aber als Prüffrage im Rahmen die-
ser Diskussion in den Raum stellen –: Wenn die Be-
wertung dieses Krankheitssachverhaltes durch die 
PKV stattfindet, die sich ja auch um die Frage der Er-
stattung kümmern muss, kann dieser Befund dann 

nicht eine wichtige Orientierung für den Anteil sein, 
den das Land auch zu den Heilbehandlungskosten 
dazugibt? Dann bräuchten wir keine große Beihilfe-
bürokratie auf Landesseite, bei der viele Dinge dop-
pelt geprüft werden, wodurch es zu Verzögerungen 
und damit auch zu den eingangs von Kollegen be-
schriebenen Situationen der Vorfinanzierung durch 
die betroffenen erkrankten Landesbeamten kommen 
kann. 

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Na guck 
mal, das ist ja was ganz Konstruktives!) 

Diese Diskussion sollten wir ganz ergebnisoffen und 
sachorientiert führen. Wenn ich jedoch Ihren Vor-
schlagskatalog für Prüffragen – das ist es ja – lese, 
muss ich Ihnen sagen, dass man schon aufmerksam 
sein und nachdenklich werden muss, denn der Teu-
fel steckt natürlich im Detail. Bei dieser sehr allgemei-
nen Formulierung, alle möglichen Alternativmodelle 
zu prüfen, beschleicht auch mich der Eindruck, dass 
Modelle, die ansonsten stark von Ihnen favorisiert 
werden, wie zum Beispiel die allgemeine Bürgerver-
sicherung, auch hier für Sie in Betracht kommen 
könnten. 

Das wollen wir auf gar keinen Fall. Wir sind froh, dass 
Landesbeamte in der privaten Krankenversicherung 
sind. Unser politisches Ziel ist es, möglichst vielen 
Menschen die Perspektive zu geben, von der hoch-
wertigen Absicherung einer privaten Krankenversi-
cherung zu profitieren. Deshalb wollen wir es mehr 
Menschen ermöglichen und das heutige System der 
PKV für Landesbeamte nicht noch infrage stellen, 
wie es hier auch verstanden werden könnte. Das 
heißt, wir brauchen mehr PKV und nicht weniger. 

Sie haben zudem aufgeführt, Sie könnten sich vor-
stellen, dass eine einzige private Krankenversiche-
rung die wichtigen Ermittlungen zu den Krankheits-
kosten vornimmt. Auch da läuten bei uns die Alarm-
glocken. Wir sind der Meinung, dass es an dieser 
Stelle sicherlich einer wettbewerblichen Lösung be-
darf, und hätten Bedenken, wenn man sich auf eine 
einzige Krankenkasse fokussiert, um diese feststel-
lenden Arbeiten vornehmen zu lassen. Schließlich 
gibt es auch große Unterschiede in der Datenbereit-
stellung zwischen den einzelnen Institutionen. 

Insofern gibt es viele Fragen im Detail, die zu disku-
tieren sind, und sicherlich können wir auch hinter ein-
zelne Punkte Ihres Prüfkatalogs Fragezeichen set-
zen oder dazu Bedenken äußern.  

Die Debatte über die Systemreform brauchen wir 
aber sicherlich. Und wenn wir ein System finden, das 
zu mehr Effizienz führt und von dem wir alle profitie-
ren können, ist das richtig und wichtig. Dieser Diskus-
sion wollen wir uns im Ausschuss nicht versperren. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Piraten spricht Herr Kollege 
Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Zu-
schauerinnen und Zuschauer im Saal und daheim! 
Ja, Kollege Lohn hat es eigentlich auf den Punkt ge-
bracht: Der Antrag von SPD und Grünen ist praktisch 
eine Misstrauensvotum gegen den eigenen Finanz-
minister, insbesondere aber auch gegen das eigene 
Landesamt für Besoldung und Versorgung, das sich 
Tag für Tag mit mehreren Hundert Leuten um genau 
diese Beihilfefragen und insbesondere um die An-
tragstellungen und deren Abwicklung kümmern 
muss. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Dann las-
sen wir doch alles, wie es ist!) 

– Ja, Herr Kollege, das können wir vielleicht weiter-
gehend im Ausschuss einmal klären. 

Worüber debattieren wir hier eigentlich? Wir debat-
tieren über eine Forderung von Rot-Grün nach einem 
Gutachten. Deswegen frage ich mich: Was sollen wir 
eigentlich noch im Ausschuss diskutieren, wenn am 
Ende sowieso ein Gutachten in Auftrag gegeben 
werden soll? 

Dann stellt man sich notwendigerweise auch inhalt-
lich die Frage: Was soll eine Beratung im Ausschuss 
eigentlich bringen? Wir werden nicht daran vorbei-
kommen, uns mit dem Bürokratiemonster „Beihilfe“ 
vor dem Hintergrund des Merkblatts „Beihilfe für 
Nordrhein-Westfalen“ auseinanderzusetzen. 

Merkblatt „Beihilfe für Nordrhein-Westfalen“? Wohl e-
her ein Merkbuch. Dieses ist im Internet abrufbar, 
und auf 18 Seiten werden den Beihilfeantragstellern 
Anleitungen gegeben, 

(Michael Hübner [SPD]: 18 Seiten sind für Sie 
schon ein Buch? Meine Güte!) 

wie sie die Erstattung der Kosten ihrer Heilbeantra-
gung beantragen sollen und müssen. Vor allen Din-
gen sollen sie dies auf Totholz tun. Also, was bei der 
Steuererklärung heute schon online möglich ist, geht 
bei Beihilfeverfahren offenbar nicht. Da steht zum 
Beispiel drin: 

„Zu jedem Rechnungsbeleg ist die Kostenerstat-
tung Ihrer Krankenversicherung bzw. gesetzli-
chen Krankenkasse oder Ersatzkasse nachzu-
weisen.“ 

Das heißt mit anderen Worten: Das, was der Antrag 
in seiner Begründung hier unterstellt, dass hier 
gleichzeitig eingereicht werden soll und muss, um 
das Verfahren zu beschleunigen, hängt ganz maß-
geblich doch davon ab, welche Erstattungsbeiträge 
der Beihilfeberechtigte von der privaten Versiche-
rung erhält. Die Verfahrensdauer ist also nicht eine 

Frage der Gleichzeitigkeit der Einreichung, sondern 
des notwendigen Abwartens auf die Abrechnung der 
privaten Krankenversicherung, um danach das ei-
gentliche Berechnungs- und Antragsverfahren in der 
Abwicklung im LBV in Gang zu setzen. Das dauert 
laut der mir persönlich vorliegenden Erkenntnisse 
und Berichte von Beamtinnen und Beamten und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des öffentlichen 
Dienstes Monate. 

Es wird viel über Vorfinanzierungsfragen geredet; 
Frau Kollegin Lux hat anhand eines bedauerlichen 
Beispiels auf die Auswirkungen der Vorfinanzierung 
für die Betroffenen hingewiesen.  

Allerdings muss man sagen, dass bei den Leistungs-
erbringern – und das dürfen wir an der Stelle nicht 
unerwähnt lassen – Beihilfeberechtigte sehr gern ge-
sehene Patientinnen und Patienten sind. Was die 
Abrechnungssituation angeht, sind sie dies aller-
dings eher nicht. Denn die Leistungserbringer müs-
sen in der Regel Monate auf die Gelder warten, weil 
die Beihilfeberechtigten teilweise gar nicht in der 
Lage sind, diese finanziellen Mittel, die aufgebracht 
werden müssen, mal eben so aus der Portokasse zu 
bezahlen. Schließlich geht es hier nicht um 50, 100 
oder 200 €, sondern – das hat das Beispiel von Frau 
Kollegin Lux gezeigt – um Zigtausende Euro, die auf-
grund der Bearbeitungsdauer des LBV nicht rechtzei-
tig gezahlt werden und manche Leistungserbringer 
an den Rand der Insolvenz bringen. 

Der entscheidende Punkt ist also: Bürokratieabbau 
ist vonseiten der Landesregierung im Bereich des 
LBV zu leisten. Das geht sicherlich mit einer Ände-
rung des Merkblatts und des Antragsverfahrens los. 
Da sollten Sie ansetzen; dafür brauchen wir kein Gut-
achten. Das könnte einfach von der Landesregierung 
erbracht werden. Und wenn Rot-Grün gerne daran 
mitwirken möchte, dieses Bürokratiemonster „Bei-
hilfe“ zusammen mit dem Merkblatt abzubauen oder 
zu ändern, dann mag das getan werden.  

Die IT-Initiativen aufseiten des LBV haben immerhin 
2013 – wir erinnern uns an diese unsägliche Situa-
tion, als Studentinnen und Studenten auf ihr Geld 
warten mussten – ein bisschen gefruchtet. Da ist für 
ein paar Hunderttausend Euro die EDV aufgerüstet 
worden. Das sollte auch im Bereich der Beihilfe, wo 
es wirklich um Bedürfnisse von Menschen geht, also 
Krankheuten zu heilen oder Pflege zu unterstützen, 
locker möglich sein. Insofern sollte es auch möglich 
sein, mit einem Nachtragshaushalt etwas Geld ein-
zubringen, um dieses dann in bürokratieabbauende 
Maßnahmen gerade im Bereich der Beihilfe zu ste-
cken. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 
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Dietmar Schulz (PIRATEN): Sie können sich sicher 
sein: Da wären wir Piraten an der Seite der Landes-
regierung, um an der Stärkung und Förderung der 
Möglichkeiten der Gesundheitsvorsorge über den 
Bereich Beihilfe hinaus – möglicherweise auch in den 
Bereich der PKV oder GKV hinein – mitzuwirken. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ich freue mich durch-
aus auf die Beratung im Ausschuss, wenngleich ich 
diese vor dem Hintergrund dieses Antrags für über-
flüssig halte. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulz. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Herr Finanzminister Dr. Walter-Borjans das Wort. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als Erstes 
kann ich Ihnen beruhigend sagen, dass ich das, was 
die beiden Regierungsfraktionen hier beantragen, 
nicht als ein Misstrauensvotum empfinde. Ich emp-
fände es auch als ein etwas seltsames Verständnis, 
wenn man jede Überlegung aus dem Kreis des Par-
laments, etwas, das in der Landesverwaltung den 
Umständen entsprechend gut läuft, zu verbessern, 
als Misstrauen gegenüber dem zuständigen Minister 
ansehen würde. Es geht schlichtweg darum, sich an-
zugucken, was sich in den nächsten Jahren ändert 
und welche technischen Möglichkeiten es gibt. Da 
kann eine Menge gemacht werden.  

Ich würde nur gern an den Anfang setzen, dass auch 
schon eine Menge gemacht worden ist. Als diese 
Landesregierung 2010 die Regierungsgeschäfte 
übernahm, war das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung ein ganzes Stück weit ausgetrocknet, 
weil es überlastet war und zu den Bereichen gehörte, 
bei denen man glaubte, man kann damit prahlen, 
wenn man Personal abbaut. Es ist insgesamt nicht 
ausreichend ausgestattet gewesen.  

Das Landesamt für Besoldung und Versorgung war 
zudem in einem extremen Prozess des Wandels, 
weil man schon sehr früh sehr weit war. Das war in 
Nordrhein-Westfalen schon häufiger der Fall. Andere 
haben sich dann mit standardisierten IT-Lösungen 
abgekoppelt und diese weiterentwickelt. Irgendwann 
war der Spagat so groß, dass man von dem alten, in 
Nordrhein-Westfalen noch gepflegten System auf ein 
neues System umsteigen musste. Je später es er-
folgte, umso teurer, umso mehr mit Friktionen ver-
bunden und umso schwieriger war es.  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Minister, Ent-
schuldigung, dass ich in Ihre Atempause hineinspre-
che. Aber Herr Lohn würde Ihnen gern eine Zwi-
schenfrage stellen.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
würde das gerne noch zu Ende bringen. Dann kön-
nen wir uns gern über das austauschen, was Sie 
nach meiner Vermutung sagen möchten, Herr Lohn. 

In der Zwischenzeit sind viele Dinge gemacht wor-
den, technischerseits im Übrigen auch schon vor 
2010. Wir haben heute ein System mit einer Scan-
stelle in Detmold, die eine Menge Arbeitserleichte-
rung bringt. Es wird darüber gesprochen, wie man 
bestimmte Risikomanagementfragen löst, wie das 
bei Steuererklärungen auch der Fall ist.  

Herr Lohn, Sie haben angesprochen, wo möglicher-
weise auch ein Missbrauch von Beihilfe vorliegt. Ich 
habe zufällig heute noch in einer Zeitung darüber ge-
lesen, dass nicht auf Landesebene, sondern auf 
städtischer Ebene in hohem Maße unberechtigte 
Beihilfeerstattungen erfolgt sind. Das gibt es aller-
dings als Versicherungsbetrug bei Krankenversiche-
rungen auch. Das ist keine Eigenart einer öffentli-
chen Einrichtung. Aber das zeigt ganz klar: Das Sys-
tem ist weiterentwicklungsfähig. Es ist kompliziert. Es 
macht durch das Nebeneinander von ergänzender 
Versicherung und Beihilfe eine Menge Aufwand.  

Man muss auch in Vorlage gehen, obwohl ich dazu 
sagen kann: Im Durchschnitt erfolgen die Zahlungen 
des LBV für die Beihilfe sehr zeitnah. Aber wer hohe 
Krankheitskosten hat und eine Zwischenfinanzierung 
vornehmen muss, weiß, dass das kompliziert und 
auch verbesserungsfähig ist.  

Deswegen bin ich gern bereit, auch die aufgeworfe-
nen einzelnen Fragen für die Ausschussberatung 
aufzuarbeiten. Ich glaube, es kann fruchtbar sein und 
ist nicht überflüssig, Herr Schulz, wenn man sich wei-
terhin mit diesem Thema beschäftigt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben das in der Vergangenheit gemacht, und 
die hier angesprochenen Punkte werden wir auch 
weiterhin so beraten.  

Jetzt bin ich gern bereit, auch noch eine Frage von 
Herrn Lohn entgegenzunehmen und sie nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu beantworten. 

Präsidentin Carina Gödecke: Das ist wunderbar. 
Das machen wir. Darf ich Sie gleichzeitig darüber in-
formieren, dass es auch den Wunsch auf eine 
Kurzintervention gegeben hat? Sie wird dann im An-
schluss durchgeführt. – Herr Kollege Lohn, bitte.  
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Werner Lohn (CDU): Vielen Dank, Herr Minister, für 
die Gelegenheit zur Zwischenfrage. Um einer Legen-
denbildung von vornherein vorzubeugen: Sie haben 
gesagt, Sie hätten das Landesamt für Besoldung 
2010 von der Vorgängerregierung in einem ausge-
trockneten Zustand übernommen. Sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, dass im Jahr 2010, also mit 
einem Haushalt von CDU und FDP, 847 Personal-
stellen beim Landesamt waren, und es im Jahr 2011, 
dem ersten Haushaltsjahr, das Sie zu verantworten 
hatten, nur noch 834 Stellen hatte? Von einer Aus-
trocknung kann, wenn überhaupt, nur im Zusammen-
hang mit dem die Rede sein, was Sie gemacht ha-
ben.  

Und sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass 
die Einführung erster, wenn auch noch unzureichen-
der Schritte der Digitalisierung damals von der Vor-
gängerregierung eingeleitet wurde? Das war die so-
genannte Scanstelle. Jetzt tun Sie so, als hätten Sie 
einen desolaten Laden übernommen. Es gab mit Si-
cherheit Mängel; das ist richtig. Aber nehmen Sie 
bitte zur Kenntnis, dass Ihre ersten Aussagen, die 
Sie gerade gemacht haben, schon voll daneben wa-
ren. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: In Be-
zug auf die Scanstelle kann meine Aussage gar nicht 
daneben gewesen sein, weil das die Aussage war, 
die Sie gerade wiederholt haben. Ich habe gesagt, 
dass es auch vor 2010 technische Verbesserungen 
gegeben hat und diese durchaus weiter technisch 
verbesserbar sind. Das haben Sie gerade auch noch 
einmal gesagt. Darüber sind wir uns völlig einig. 

Was den Aufwuchs bzw. den Abbau von Stellen an-
geht und die Frage, in welchen Wellen das erfolgt ist, 
bin ich gern bereit, die Daten für die Ausschussbera-
tung aufzuarbeiten. Dann werden wir uns das anse-
hen. Ich nehme zur Kenntnis, was Sie jetzt gesagt 
haben. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir 
über einen riesigen Komplex reden. Wir reden über 
das größte Lohnbüro in Deutschland. Wir reden über 
1,1 Millionen Fälle. Dass es dabei Punkte gibt, die zu 
verbessern und weiterzuentwickeln sind – auch dort, 
wo möglicherweise Technik am besten eingesetzt 
werden kann –, darüber sollten wir nicht streiten, son-
dern wir sollten schauen, wie wir es besser machen.  

Das gilt für die Zeit, in der Sie Regierungsverantwor-
tung getragen haben. Das gilt auch für die Zeit da-
nach. Ich stelle mich nicht hierhin und sage: Das ist 
ein perfektes Modell. – Insofern begrüße ich es auch, 
dass aus der Landtagsmitte heraus Anstöße dazu 
kommen, wie wir das ganze System weiterentwi-
ckeln. Aber es fällt nicht in eine Zeit, in der etwa sei-
tens der Landesregierung nicht auch intern darüber 
nachgedacht und nicht gehandelt würde. – Vielen 
Dank.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. Bleiben Sie bitte gleich am Rednerpult. Den 
Hinweis auf die Kurzintervention hatte ich schon ge-
geben. – Herr Witzel, bitte.  

Ralf Witzel (FDP): Herr Finanzminister, Sie haben 
eben gesagt, Sie empfinden diesen Antrag nicht als 
Misstrauen gegenüber Ihrem Haus. Dieser Antrag 
hat ja zwei Ebenen. Das eine ist die, wie ich es emp-
funden habe, heute sehr sachlich besprochene 
Frage, an welchen Stellen es vielleicht Synergien 
gibt, wo es Reformbedarf gibt und wo man etwas in 
den Strukturen einsparen kann.  

Das Zweite ist die Frage, was das methodisch rich-
tige Vorgehen ist. Es ist schon etwas ungewöhnlich, 
dass Regierungsfraktionen – es sei denn, Sie hätten 
sie dazu animiert – als allerersten Schritt externe 
Gutachtenerstellungen beauftragen, wenn sie Prob-
leme identifizieren.  

Meine Frage an dieser Stelle lautet deshalb: Gibt es 
nicht verschiedenste Komplexe dieser auf einer Seite 
aufgelisteten Prüffragen – von denen man viele 
durchaus mit Ernsthaftigkeit diskutieren kann –, zu 
denen Sie mit Ihren Behörden und mit den der Lan-
desregierung zur Verfügung stehenden Mitteln einen 
ersten Aufschlag zu Lösungen und Erkenntnissen 
machen können, sodass man sich erst im zweiten 
Schritt überlegt, ob es irgendwo noch eine Lücke bei 
den Anregungen und Beratungsbedarf gibt, den man 
extern beauftragt? Wie stehen Sie dazu?  

Das würde ich gerne wissen: Was trauen Sie sich zu, 
von diesem auf Seite 2 des Antrags aufgelisteten An-
forderungskatalog durch die Landesverwaltung zur 
Verfügung zu stellen? Und welche Leitplanken ha-
ben Sie? Halten Sie am PKV-Modell fest? Wollen Sie 
ein Wettbewerbsmodell etc.?  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
halte angesichts der Bemerkungen, die wir eben zum 
Thema „Gutachten“ gemacht haben, von einem Gut-
achten, das ergebnisoffen ist und das man nicht in 
Auftrag gibt, weil man schon festlegt, welche Rah-
menbedingungen eingehalten werden sollen, sehr 
viel.  

Ich glaube, dass es hilfreich sein kann, dass man ge-
rade die vielen Erfahrungen, die auf den verschiede-
nen Ebenen der Erstattung von Krankheits- bzw. Ge-
sundheitskosten vorliegen, zusammenbringt und 
dass sie nicht nur aus dem Wälzen von Daten im In-
neren entstehen.  

Auf der anderen Seite sage ich Ihnen schon: Es ist 
nicht so, dass Sie hier nicht auf einen fahrenden Zug 
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aufspringen, sondern hier steht nichts still. Seit Jah-
ren ist in einem auch in der Führungsstruktur neu be-
setzten Landesamt für Besoldung und Versorgung 
eine enorme Menge von Maßnahmen angestoßen 
worden.  

Ich finde, diesen Prozess jetzt zu begleiten und An-
stöße von draußen hineinzubringen, ist nun wirklich 
alles andere als ein Misstrauensvotum. Es geht viel-
mehr darum, das wirklich zu beschleunigen, sich das 
anzuschauen und zu sagen: Es ist am besten, dass 
man das unaufgeregt macht und nicht in einem Ge-
geneinander.  

Eine Menge Menschen hängen vom LBV ab. Ich 
sage es noch einmal: 1,1 Millionen Fälle gibt es kaum 
in irgendeiner anderen Abrechnungsstelle. Das ist 
sehr sensibel. Da sollten wir wirklich mit großer Ver-
antwortung gemeinsam herangehen. Dazu sind wir 
bereit. Dazu gibt es eine Menge an Kompetenz im 
Ministerium, vor allem aber im Amt. Wir sollten sie 
nutzen und das komplettieren, indem wir uns auch 
von außen Sachverstand dazuholen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. – Weitere Wortmeldungen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liegen nicht vor. Dann schließe ich die 
Aussprache zu Tagesordnungspunkt 5.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/11231 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss – federführend – sowie an den Unteraus-
schuss Personal. Die abschließende Abstimmung 
soll dann im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Möchte jemand gegen die 
Überweisung stimmen? – Sich enthalten? – Beides 
war nicht der Fall. Damit haben wir so überwiesen.  

Ich rufe auf:  

6 Die IT-Infrastruktur der Krankenhäuser in 
Nordrhein-Westfalen muss sicher sein – die 
Gesundheit der Patientinnen und Patienten 
darf nicht zum Spielball von Kriminellen im 
Netz werden! 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/11216 

Ich eröffne die Aussprache, und als Erster hat für die 
antragstellende Fraktion Herr Kollege Düngel das 
Wort. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden 
über IT-Sicherheit in Krankenhäusern. Ich will kurz 

auf das eingehen, was in den vergangenen Wochen 
passiert ist. In Nordrhein-Westfalen sind rund 
30 Krankenhäuser Ziel von Kriminellen geworden. 
Es wurden EDV-Systeme der Krankenhäuser mit 
Computerviren infiziert. Die Folge dieser Infektionen 
war: Die Krankenhäuser konnten nicht auf Daten zu-
greifen. Nur gegen ein Lösegeld – also Erpressung – 
sollten die Daten wieder freigegeben werden.  

Einige Krankenhäuser haben sich daraufhin von der 
Versorgung abmelden müssen.  

(Widerspruch von Ministerin Barbara Steffens) 

Patienten mussten verlegt werden.  

(Widerspruch von Ministerin Barbara Steffens) 

Geplante Operationen mussten verschoben werden. 
Nun können wir feststellen: Wir haben letzte Woche 
im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
über dieses Thema bereits gesprochen. Die Ministe-
rin hat dazu einen Bericht vorgelegt und hat versucht, 
das Thema etwas herunterzuspielen.  

(Ministerin Barbara Steffens: Nein, das ist 
doch Quatsch!) 

Es ist zum Glück in diesem Fall nichts Schlimmes 
passiert. Das können wir erst einmal festhalten.  

Was finden wir in den Krankenhäusern vor? Wir ha-
ben veraltete Computersysteme. Die Krankenhäuser 
nutzen Windows XP, zumindest in besagtem Fall. 
Das ist Software, die mittlerweile selbst vom Herstel-
ler nicht mehr unterstützt und supportet wird. Wenn 
ich in die Runde frage, wer von Ihnen noch ein derart 
altes Betriebssystem auf seinem Rechner hat – sei 
es dienstlich oder privat –, werden wahrscheinlich 
nicht allzu viele Hände nach oben gehen.  

(Zuruf von der CDU: Ich!) 

Wir alle versuchen, die Software möglichst aktuell zu 
halten, damit Sicherheitsbestimmungen eingehalten 
werden können – übrigens auch das Gesundheitsmi-
nisterium. Danach hatte ich letzte Woche auch ge-
fragt. Im Gesundheitsministerium gibt es selbstver-
ständlich keine Soft- und Hardware mehr, die mit 
Windows XP betrieben wird.  

(Zustimmung von Ministerin Barbara Steffens) 

Das ist schon einmal ganz gut. Allerdings: Im Ge-
sundheitsministerium reden wir eben nicht von kriti-
scher Infrastruktur. In den Krankenhäusern ist es of-
fenbar dem Gesundheitsministerium wurscht, wel-
che Software dort benutzt wird.  

(Ministerin Barbara Steffens: Quatsch!) 

Übrigens – den Schwenk darf ich mir an der Stelle 
erlauben –: Wir reden hier über Windows XP, also 
über ein Betriebssystem, das natürlich längst nicht 
mehr unterstützt wird und damit längst unsicher ist. 
Aber eigentlich können wir festhalten, dass alle 
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Windows-Betriebssysteme als nicht sicher gelten 
und wir uns eigentlich an der Stelle über offene Stan-
dards wie Linux unterhalten sollten.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Was kann passieren? Krankenhäuser können gezielt 
angegriffen werden. Die Versorgung in einem gan-
zen Regierungsbezirk kann gefährdet werden. Die 
Daten werden nicht nur in Geiselhaft genommen, 
sondern werden möglicherweise veröffentlicht. Das 
sind mögliche Szenarien, die dann passieren kön-
nen.  

Die Frage ist: Wer ist dafür verantwortlich? Unseres 
Erachtens muss die Landesregierung genug finanzi-
elle Mittel zur Verfügung stellen, damit die Kranken-
häuser ihre IT-Infrastruktur auf aktuellem Stand hal-
ten können.  

(Zuruf von der Regierungsbank: Die Kranken-
häuser haben genug Geld!) 

Die Ministerin sagte im Ausschuss, dafür sei sie letzt-
lich nicht zuständig. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: So ist das!) 

Das ist einfach. Mich erinnert das dann eher an die 
bildlichen drei Affen: nichts sehen, nichts hören, 
nichts sagen.  

(Ministerin Barbara Steffens: Das ist eine Un-
verschämtheit!) 

„Nichts sehen“ ist der Innenminister; der sieht nichts. 
Die Gesundheitsministerin will nicht auf Ratschläge 
hören.  

(Ministerin Barbara Steffens: Das ist Quatsch!) 

Und die Ministerpräsidentin – gute Besserung an der 
Stelle – sagt überhaupt nichts zu diesen Vorfällen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Die Ministerin stellt 
auch nicht die Ärzte direkt an!) 

Wie hätte das verhindert werden können? Was muss 
in Zukunft passieren? Unser Antrag liefert dazu Lö-
sungsansätze. Wir brauchen eben finanzielle Unter-
stützung für die Krankenhäuser, dass dort die IT-
Infrastruktur aufgebessert werden kann. Das sehen 
Sie.  

Wir müssen die Mitarbeiter sensibilisieren für dieses 
Thema. Schulungen und Sicherheitsaudits sind er-
forderlich. All das greift unser Antrag auf. Wir werden, 
da wir hier Wissensdefizite festgestellt haben – das 
hat sich im Ausschuss ganz klar gezeigt –, selbstver-
ständlich zu diesem Antrag eine Anhörung beantra-
gen, damit wir uns den Rat von externen Sachver-
ständigen ins Haus holen können.  

Zum Abschluss: Wie sehen die Lösungen der ande-
ren aus? Auf Bundesebene erfährt unser Antrag 
durchaus Unterstützung. Karl Josef Laumann – in 
diesem Hause ja nicht unbekannt – hat zum Beispiel 

auch die Erhöhung der Investitionskosten auf Lan-
desebene gefordert. Was macht die Gesundheitsmi-
nisterin? Sie wartet ab, was der Bund unternimmt. 
Das, liebe Frau Ministerin Steffens, hilft uns aber, 
wenn wir auf das IT-Sicherheitsgesetz warten, nicht 
in der Fläche.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Daniel Düngel (PIRATEN): Ich komme zum Ende, 
Frau Präsidentin. – Die Krankenhäuser, so sagt sie, 
müssten aus ihrem Dornröschenschlaf erwachen 
und in eine sichere Infrastruktur investieren. Wie wol-
len Sie das machen, wenn die finanziellen Mittel nicht 
zur Verfügung stehen? Frau Steffens macht weiter 
wie bisher. Wann ist der Zeitpunkt gekommen, zu re-
agieren, zu handeln? Ich frage allen Ernstes, ob erst 
Patienten in den Krankenhäusern sterben müssen, 
damit das Gesundheitsministerium aufwacht. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kollege 
Düngel. – Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege 
Yüksel das Wort.  

Serdar Yüksel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Lieber Herr Kollege Düngel, hier zu sagen, wir 
würden Risiken herunterspielen, ist wirklich dummes 
Zeug, um einmal die drei Affen zu bemühen. An-
scheinend haben Sie letzte Woche im Ausschuss 
nicht richtig zugehört, als die Ministerin berichtet hat, 
sonst hätten Sie mitbekommen, dass wir gerade die 
Cyberkriminalität  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Cyber!) 

sehr ernst nehmen, insbesondere wenn es in diesem 
Zusammenhang um die Gesundheit unserer Bürge-
rinnen und Bürger geht. Selbstverständlich ist es 
wichtig, dass die Software und die Computer in den 
Krankenhäusern von Nordrhein-Westfalen einwand-
frei funktionieren. Vor allem wenn es um lebenswich-
tige Strukturen geht, müssen Technik und Software 
natürlich auf dem neuesten Stand sein.  

Damit die Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen 
notwendige Modernisierungen vornehmen können, 
stellt ihnen das Land jedes Jahr 500 Millionen € für 
Investitionen zur Verfügung. Davon sind ca. 40 % für 
bauliche Vorhaben vorgesehen, knapp 60 % sind für 
die Beschaffung von medizinischen Geräten und 
Ausstattungsgegenständen vorgesehen. Allerdings 
ist jedes Krankenhaus in unserem Bundesland an-
ders aufgestellt und hat unterschiedliche Investitions-
bedarfe. Aus diesem guten Grund ist es den Kliniken 
überlassen – und nicht der Ministerin –, wie ihre Pau-
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schalen bestmöglich investiert und in welchen Berei-
chen notwendige Modernisierungen vorgenommen 
werden.  

Wie jede Behörde und jedes andere Unternehmen 
tragen auch die Krankenhäuser selbst die Verant-
wortung für den Aufbau und die Aktualisierung von 
Sicherheitsmaßnahmen, gerade im IT-Bereich.  

Kriminelle Cyberangriffe mit dem Ziel,  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Cyber!) 

an geschützte Daten zu gelangen oder Systeme 
lahmzulegen, lassen sich in der heutigen digitalisier-
ten Welt trotz präventiver Schutzmaßnahmen nicht 
gänzlich verhindern. Fast täglich werden neue Troja-
ner und Viren in den Umlauf gebracht, und leider ver-
hält es sich bei der Aktualisierung von Antivirussoft-
ware wie mit Impfstoffen: Eine bösartige Bedrohung 
muss zunächst entdeckt und entschlüsselt werden, 
bevor ein Schutz entwickelt werden kann. 

Bei den Attacken auf die Krankenhäuser in Neuss 
und Arnsberg, die die Piraten zum Anlass für die heu-
tige Diskussion nehmen, bestand zu keiner Zeit eine 
Bedrohung für die Patientinnen und Patienten. Nicht 
zuletzt die hohen Standards in den Krankenhäusern 
in NRW haben dazu beigetragen, dass die Notfallver-
sorgung zu jeder Zeit gewährleistet war. Auch an-
dere Krankenhäuser wie die Kliniken in Essen waren 
ebenfalls Hackerangriffen ausgesetzt, konnten die 
Attacken aber abwehren und ihre Systeme vor Viren 
schützen, weil ihre Abwehrmechanismen gegriffen 
haben.  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Yüksel, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Herr Kol-
lege Lamla würde Ihnen gern eine Zwischenfrage 
stellen.  

Serdar Yüksel (SPD): Nein. – Die Vorfälle zeigen, 
dass ein Teil der Krankenhäuser bereits nachgerüs-
tet hat und den Cyberattacken nicht schutzlos aus-
geliefert ist. Die Infizierung der Krankenhaussysteme 
konnte vor allem durch das Öffnen von unbekannten 
E-Mails und Anhängen gelingen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie sicherlich 
aus persönlicher Erfahrung mit Ihren Landtags-Mail-
Accounts wissen, landen auch bei uns trotz Spamfil-
ter jeden Tag unbekannte Nachrichten. Gegen Mal-
ware gibt es kein Allheilmittel, und dagegen hilft auch 
keine pauschale Erhöhung der Investitionsförderung. 
Die Kliniken können eigenverantwortlich über diese 
Mittel verfügen und dort nachrüsten, wo in ihrem 
Haus am dringendsten Modernisierungsbedarf be-
steht. Die jüngsten Vorfälle waren sicherlich ein 
Weckruf, zeigen aber auch, dass viele Krankenhäu-
ser im Bereich IT-Sicherheit bereits gut vorbereitet 
sind und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt 
vorbereitet haben.  

Darüber hinaus steht die Landesregierung in regel-
mäßigem Austausch mit der Krankenhausgesell-
schaft, um die Krankenhäuser zu sensibilisieren und 
über die Gefahren durch Cyberattacken aufmerksam 
zu machen.  

Weiterer Regulierungsbedarf seitens des Gesetzge-
bers besteht aus unserer Sicht somit nicht. Über die 
weiteren Aspekte werden wir dann im Ausschuss 
miteinander zu reden haben. Sie haben auch ange-
kündigt, eine Anhörung beantragen zu wollen. Dann 
reden wir auch gern in einer Anhörung, um das 
Thema vertiefen zu können. – Danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Yüksel. – Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
Herr Kollege Preuß.  

Peter Preuß (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Digitalisierung un-
serer Welt führt nicht nur in eine rosige Zukunft. Lei-
der ist sie auch mit neuen Formen der Kriminalität 
und neuen Unsicherheiten verbunden.  

Die Angriffe durch Schadsoftware auf Krankenhäu-
ser in den vergangenen Wochen, die Angriffe auf 
Verwaltungen und Unternehmen bis hin zu privaten 
Computern zwingen alle Nutzer, geeignete Schutz-
maßnahmen zu ergreifen und sie ständig zu verbes-
sern. Die Auswirkungen von Angriffen auf IT-
Systeme von Krankenhäusern sind in der Presse hin-
länglich dargestellt worden. Wir haben auch im Ge-
sundheitsausschuss bereits darüber gesprochen. 
Auch wenn die Gesundheitsministerin dort versichert 
hat, dass die medizinische Versorgung der Patientin-
nen und Patienten zu keinem Zeitpunkt gefährdet ge-
wesen sei, dass es bisher nur um Daten oder nur um 
die Verschiebung von Operationen oder die Verle-
gung von Terminen gegangen sei, darf politisch ver-
antwortungsvolles Handeln jedoch nicht außer Acht 
lassen, dass solche Attacken selbstverständlich zu 
großer Verunsicherung bei Patientinnen und Patien-
ten führen.  

Nicht auszudenken, was passiert, wenn medizini-
sche Geräte in OP-Sälen oder auf Intensivstationen 
angegriffen würden und dies zu Ausfällen führen 
würde. Wenn ich zum Beispiel in der Presse lese, 
dass medizinische Apparate auf dem Sicherheitsni-
veau der 80er- oder 90er-Jahre sind – Hacker haben 
in deutschen Kliniken ein leichtes Spiel, heißt es 
dort –, dann dürfen wir uns nicht mit Äußerungen, es 
sei nichts passiert, beruhigen.  

Cyberkriminalität ist ein schnelllebiges Geschäft, und 
die kriminellen Entwickler scheinen uns mehr als nur 
einen Schritt voraus zu sein. Das kann und darf nicht 
sein. Deswegen muss gehandelt werden.  
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Meine Damen und Herren, grundsätzlich ist es 
selbstverständlich Sache der Krankenhäuser, für IT-
Sicherheit auf einem Niveau, das dem Stand moder-
ner Sicherheitstechnik entspricht, zu sorgen.  

Herr Kollege Düngel, es geht an der Stelle auch nicht 
ums Geld, sondern es geht um die Betriebsorganisa-
tion, die die Krankenhäuser sicherzustellen haben, 
wobei ich selbstverständlich weiß, dass die Investiti-
onskostenförderung der Krankenhäuser in Nord-
rhein-Westfalen nicht ausreichend ist. Aber hier geht 
es in erster Linie um die Betriebsorganisation. 

Viele Krankenhäuser sind sich der Probleme be-
wusst und arbeiten zum Beispiel mit eigenen IT-
Sicherheitsexperten zusammen. Krankenhäuser 
brauchen in der Tat Konzepte, um ihre Netzwerke 
und die sensiblen Patientendaten zu sichern und ei-
nen möglichen Zugriff von außen auf das Netzwerk 
und computergestützte Geräte zu verhindern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich sagen: Es ist 
keine Lösung, einheitliche Standards festzulegen, 
sondern hier sind – natürlich mit Rücksicht auf die in-
dividuellen Bedürfnisse der jeweiligen Krankenhäu-
ser und deren Organisation – individuelle Konzepte 
erforderlich. 

Worum geht es uns, meine sehr verehrten Damen 
und Herren? Uns geht es um die Versorgungssicher-
heit. Denn was passiert, wenn landesweit – flächen-
deckend, wie in diesem Fall – 30 Krankenhäuser 
gleichzeitig derart betroffen sind, dass nichts mehr 
geht? Dann ist die medizinische Versorgung der Be-
völkerung sehr wohl gefährdet, und dann geht es 
nicht mehr um einen zu regelnden Einzelfall. Da ist in 
der Tat die Landespolitik, insbesondere auch das 
Gesundheitsministerium, Frau Ministerin Steffens, 
gefordert, und zwar, wenn Sie so wollen, vorsorgend. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Aus diesem Grund, der leider nicht unwahrscheinlich 
erscheint, brauchen wir spezifische Notfallpläne für 
den Fall von Cyberattacken auf Krankenhäuser. Ich 
habe im Ausschuss danach gefragt. Sie haben da-
rauf geantwortet. Aber, wie gesagt, bei der Frage, 
was passiert, wenn gleichzeitig viele Krankenhäuser 
flächendeckend betroffen wären, sodass eben nichts 
mehr geht – ich vereinfache das jetzt –, ist in der Tat 
die Landespolitik gefordert. Für diesen Fall müssen 
Maßnahmen her – es müssen ja nicht unbedingt ge-
setzliche Maßnahmen sein –, die zumindest die Ver-
sorgung der Patienten vor Ort dann auch sicherstel-
len. Das muss im Ausschuss noch einmal detailliert 
erörtert werden. Aber in der Sache muss die Landes-
regierung federführend sein; sie darf sich an der 
Stelle nicht wegducken. 

Auch präventive Handlungsempfehlungen, Beratun-
gen, ein Warnsystem bei akuten Bedrohungen sind 
Themen, über die wir dann sprechen müssen. Der 

Überweisung an den Ausschuss stimmen wir selbst-
verständlich zu. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Preuß. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Ünal. 

Arif Ünal (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die 
zunehmende Digitalisierung der Krankenhäuser, die 
immer stärker werdende Vernetzung zwischen ver-
schiedenen Abteilungen und die Tendenz, alle Ab-
läufe zu digitalisieren, können natürlich den Klinikbe-
trieb verbessern, machen ihn aber auch angreifbar 
und risikobehaftet. 

In unserer heutigen digitalisierten Welt sind Cyberan-
griffe leider kein neues Phänomen, auch in Kranken-
häusern nicht. Es gibt bundesweit immer mehr Fälle, 
in denen Computersysteme von Krankenhäusern mit 
Schadsoftware angegriffen werden. Im vergangenen 
Jahr waren nach der Meldung der Krankenhausge-
sellschaft NRW auch hier Krankenhäuser davon be-
troffen. 

28 Krankenhäuser sind tatsächlich betroffen. Damit 
aber keine Legendenbildung entsteht: Nur zwei 
Krankenhäuser waren von diesen Angriffen so weit 
betroffen, dass sie die Notfallversorgung teilweise 
abmelden mussten. Das klingt sehr dramatisch. Aber 
im Krankenhausalltag ist die Abmeldung der notfall-
medizinischen Versorgung nichts Dramatisches. 
Sehr viele Krankenhäuser melden sich ab, wenn sie 
keine Kapazitäten mehr haben, damit die Patienten 
in andere Krankenhäuser transportiert werden.  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Doch nicht durch ei-
nen Virus!) 

So gesehen muss man sich sehr sachlich mit diesem 
Thema auseinandersetzen. 

Ja, auch in anderen Krankenhäusern, auch in priva-
ten Einrichtungen und natürlich in sehr vielen Firmen 
gibt es ständig solche Angriffe. Dagegen gibt es 
keine hundertprozentige Sicherheit. Man kann nur 
die Systeme ständig erneuern, aufrüsten, damit man 
das Risiko minimiert. 

Allerdings gibt es nicht in allen Krankenhäusern, wie 
Sie pauschal gesagt haben, eine IT-Ausstattung von 
1980, sondern nach Meldung der Krankenhausge-
sellschaft haben sie sehr viele Krankenhäuser auch 
erneuert. Sie sind gezwungen, ihre Systeme zu er-
neuern, weil sie alle Abläufe digitalisieren. So gese-
hen, meine Damen und Herren, geht man in den 
Krankenhäusern, die in erster Linie selber zuständig 
sind, aber auch in der Krankenhausgesellschaft sehr 
sensibel mit dem Thema um. 
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In den letzten Jahren ist Folgendes passiert: Die Lan-
desregierung hat die Mittel für die Wiederbeschaf-
fung kurzfristiger Anlagegüter um 24 Millionen € er-
höht. Im Moment stehen den Krankenhäusern Lan-
desmittel in Höhe von 317 Millionen € zur Finanzie-
rung kurzfristiger Anlagegüter zur Verfügung. Aber 
jedes Krankenhaus ist – entweder durch Aufsichtsrat 
oder Vorstand – selber dafür verantwortlich, wohin 
diese finanziellen Mittel fließen und welche IT-
Systeme sie im Krankenhaus aufbauen. Angesichts 
der vielfältigen Trägerschaft der Krankenhäuser 
kann das Gesundheitsministerium des Landes nicht 
alles selber bestimmen. Das Geld ist bereitgestellt. 
Die Krankenhäuser müssen selber entscheiden, wel-
che IT-Systeme sie einführen.  

Ich glaube, wir werden sachlich im Ausschuss dar-
über diskutieren. Wenn Sie gestern bei der Kranken-
hausgesellschaft gewesen sind, dann wissen Sie, 
dass die Krankenhausgesellschaft sensibilisiert ist. 
Alle Krankenhäuser sind angeschrieben worden. Die 
Mitarbeiter sind sensibilisiert, wie sie bei solchen An-
griffen reagieren müssen. So gesehen ist das Not-
wendige eingeleitet. 

Wir stimmen natürlich der Überweisung zu. Ich freue 
mich auf die Diskussionen im Fachausschuss. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ünal. – Für die FDP-Fraktion hat Frau Kolle-
gin Schneider jetzt das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wenn ich meine Vorred-
ner so höre, möchte ich sagen: Ganz so einfach ma-
chen dürfen wir es uns auch nicht. – Herr Yüksel, 
mein Rechner bekommt auch regelmäßig irgendwel-
che Spams oder virenbehaftete Nachrichten. Aber in 
dem Fall bringen wir auch keine Patienten in Gefahr, 
wie es hier passieren kann. Es ist Gott sei Dank noch 
nichts passiert, aber das zeigt doch die Anfälligkeit 
unseres Gesundheitswesens.  

Über die relativ ungezielten Angriffe hinaus wären 
auch deutlich gravierendere Attacken vorstellbar. So 
könnten Daten manipuliert oder an Dritte weitergege-
ben werden. Denkbar wäre sogar ein Onlinezugriff 
auf medizinische Geräte, bei dem lebenserhaltende 
Systeme abgestellt werden. Das mögen derzeit noch 
Horrorvisionen sein, wir müssen aber jetzt schon vor-
beugen. Die Verhandlungen vonseiten des Bundes-
amtes für Sicherheit in der Informationstechnik und 
auch der Krankenhausgesellschaft NRW dürfen hier 
nicht überhört werden.  

Der Umgang mit sensiblen Daten und lebenswichti-
ger Technik erfordert eine besondere Verantwortung. 
Deshalb brauchen wir mehr Aufmerksamkeit für die 

IT-Sicherheit in den Krankenhäusern. Dazu zählen 
eine Ausstattung mit modernen IT-Systemen und der 
Austausch veralteter Betriebssysteme wie Windows 
XP genauso wie die intensive Schulung der eigenen 
Mitarbeiter und die Einstellung qualifizierter IT-
Fachkräfte. Insofern zielt der vorliegende Antrag in 
die richtige Richtung.  

IT-Sicherheit erfordert aber insbesondere auch hö-
here Investitionen in die IT-Infrastruktur. Die Ministe-
rin hat dazu auf die Landesmittel zur Wiederbeschaf-
fung kurzfristiger Anlagegüter verwiesen. Das ver-
kennt aber, dass die Krankenhäuser sowieso unter 
einem Investitionsstau leiden, der sich nicht erst seit 
gestern durch die Krankenhauslandschaft zieht. Die 
Landesregierung gibt zwar vor, sich bei der Investiti-
onsförderung stärker zu engagieren, das reicht aber 
längst nicht aus. 

Die FDP-Fraktion hat in den Haushaltsberatungen 
deshalb eine weitere Erhöhung der Investitionsmittel 
um 2 Millionen € gefordert. Das wäre zumindest ein 
kleiner Schritt angesichts des bekannten Investiti-
onsstaus und der weit höheren Bedarfe. 

Auf das IT-Sicherheitsgesetz des Bundes sollten wir 
hingegen nicht zu große Hoffnungen setzen. Zusätz-
liche Dokumentations- und Meldepflichten sind mit 
einem hohen bürokratischen Aufwand verbunden, 
ohne die Sicherheit konkret zu erhöhen.  

Nur mit Investitionen in Technik und Mitarbeiter wer-
den wir Verbesserungen erreichen. Dazu brauchen 
die Krankenhäuser und ihre Träger mehr Unterstüt-
zung des Landes, sonst werden wir sie überfor-
dern. – Ich freue mich auf die Beratungen im Aus-
schuss und danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schneider. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Frau Ministerin Steffens das Wort. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe, wie eben mehrfach ge-
sagt, auch schon im Ausschuss darüber berichtet. 
Aber natürlich mache ich das hier gern noch einmal. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen – das möchte ich 
vorab sagen – ein Krankenhausfinanzierungssys-
tem, das sich in zwei Teile gliedert, nämlich in die in-
vestiven Mittel und in die Veranschlagung der kurz-
fristigen Anlagegüter. Wir haben ein System, in dem 
die Krankenhäuser aufgrund einer Entscheidung der 
vorherigen Landesregierung die größtmöglichen 
Spielräume haben, selber zu entscheiden, wie sie die 
Prioritäten in ihren Häusern setzen und wie sie die 
Mittel verwenden. 
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Die Festschreibung der Mittel, wonach von Landes-
seite vorgeschrieben wurde, für welche Bereiche 
welche Mittel ausgegeben werden und wie sie nach-
gewiesen werden müssen, ist Vergangenheit. Das 
haben wir nicht. 

Jetzt mag man sagen, es wäre aber richtig, den Kran-
kenhäusern vorzuschreiben, wie viel Geld sie wofür 
zu verwenden haben. Ich glaube, das ist nicht der 
richtige Weg.  

Schauen wir uns aber an, was in Nordrhein-Westfa-
len passiert ist. Wenn man die heutigen Meldungen 
liest, stellt man fest: Das betrifft nicht nur Kranken-
häuser, sondern das betrifft zum Teil auch die Was-
serversorgung und die Kommunalverwaltungen. At-
tacken mit Schadsoftware passieren also auf alle 
möglichen Einrichtungen der Infrastruktur und auf 
private Bereiche.  

Die Angriffe auf die Krankenhäuser wurden erstmals 
im Juli 2015 bekannt. Das ist nicht plötzlich ein neues 
Phänomen, sondern das ist der Krankenhausgesell-
schaft und den Krankenhäusern seit Längerem be-
kannt. Es gibt schon länger die Diskussion und auch 
die Unterstützung, etwas zu ändern und die eigene 
Software zu verbessern. 

Aktuell waren in Nordrhein-Westfalen rund 30 Kran-
kenhäuser von den Angriffen betroffen; dabei muss 
man sagen: 30 von über 380 Krankenhäusern. Aber 
noch einmal klar und deutlich: Es bestand zu keiner 
Zeit eine Gefährdung von Patientinnen und Patien-
ten. – Herr Preuß, Notoperationen konnten weiterhin 
durchgeführt werden. Da, wo Menschen sofort und 
unmittelbar Hilfe und Unterstützung brauchten, gab 
es selbst in dem Krankenhaus, das massiv betroffen 
war, kein Problem. Vorsorglich haben die Häuser ge-
plante Operationen verschoben und sich – wie ge-
sagt, das waren zwei Häuser von 380 – von der Not-
fallversorgung abgemeldet. 

Das System, sich im Notfall von der Versorgung ab-
zumelden, muss unabhängig von dem Ereignis grei-
fen. Denn wir können uns jenseits einer solchen An-
griffssituation auch andere Beispiele vorstellen, wa-
rum Krankenhäuser temporär nicht in vollem Umfang 
funktionsfähig sind. Ein solches System gewährleis-
tet immer die Notfallversorgung in Nordrhein-Westfa-
len.  

Es muss klar sein: Hier war überhaupt kein Leben 
gefährdet. Hier wird auch kein Leben gefährdet sein. 
Das ist eine falsche Diskussion und Panikmache ge-
genüber der Bevölkerung. Ich finde es sehr gefähr-
lich, was in der Diskussion zum Teil vermittelt wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Frau Ministerin Stef-
fens, Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Herr 
Kollege Düngel würde Ihnen gern eine Zwischen-
frage stellen. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Aber natürlich.  

Daniel Düngel (PIRATEN): Vielen Dank, Frau Minis-
terin, dass ich die Zwischenfrage stellen darf. Meine 
Glaskugel erweitert den Blick nicht weit genug, Ihre 
ist offenbar besser. Was macht Sie so sicher, dass 
wir nicht in Zukunft mit weiteren Angriffen zu rechnen 
haben, die noch gezielter auf die Krankenhäuser ge-
hen, durch die mehr Krankenhäuser angegriffen wer-
den? Was macht Sie so sicher, dass es dann nicht 
tatsächlich zu einer Gefährdungssituation für Men-
schen kommen kann? Das würde mich interessieren. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Ich habe das Vertrauen in 
unsere Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen und 
darein, dass sie kontinuierlich versuchen, sich wei-
terzuentwickeln, sich mit der vorhandenen Kompe-
tenz und Erfahrung auseinanderzusetzen. 

(Daniel Düngel [PIRATEN]: So wie in den letz-
ten 15 Jahren!) 

Ich möchte deutlich sagen: Wenn 30 Krankenhäuser 
einem solchen Angriff ausgesetzt waren und es in 
zweien Probleme gab, wobei man bei dem einen sa-
gen kann, dass die Probleme sehr minimal waren, 
dann heißt das doch, dass die anderen 28 Kranken-
häuser so aufgestellt waren, dass sie hervorragend 
mit diesen Attacken umgehen konnten. 

An der Stelle muss man sagen: Die Krankenhäuser 
haben ihre Verantwortung im Bereich der IT-
Sicherheit vollends ausgeschöpft und bisher auch 
wahrgenommen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir dürfen unsere Krankenhäuser nicht schlechtre-
den, indem wir so tun, als ob sie sich nicht um ihre 
IT-Sicherheit kümmern würden. Eine Reihe von 
Krankenhäusern hat zum Beispiel die IT-Systeme 
voneinander entkoppelt. Sie haben ein inneres Sys-
tem für die Versorgung und Behandlung, über das 
niemals ein Zugriff auf irgendwelche operativen oder 
versorgenden Einheiten bestehen kann, und das an-
dere System ist davon getrennt. Gerade Sie müssten 
doch wissen, welche Möglichkeiten und Kompeten-
zen die Krankenhäuser haben; Sie brüsten sich doch 
immer mit Ihrer IT-Kompetenz. 

(Zuruf von Lothar Hegemann [CDU]) 

Es ist wichtig und notwendig, dass alle Krankenhäu-
ser in Nordrhein-Westfalen von den Erfahrungen der 
Häuser profitieren und ihre Systeme weiterhin so ver-
ändern und weiterentwickeln, dass diese Sicherheit 
garantiert ist.  

Ich muss sagen: Ich habe Vertrauen zu unseren 
Krankenhäusern. Natürlich kann man immer fragen: 
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Was passiert, wenn plötzlich ein Meteorit herunter-
fällt? – Dann wird das Krankenhaus nicht geschützt 
sein. Aber bei der Regelversorgung vertraue ich auf 
unsere Krankenhäuser und ihre Weiterentwicklung.  

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Nicht alles, was 
hinkt, ist ein Vergleich!) 

Deswegen müssen wir auch nicht über die Glaskugel 
reden.  

Wir haben in Nordrhein-Westfalen – das finde ich 
ebenfalls wichtig – ein System der Krankenhausfi-
nanzierung – 2008 von der damaligen Regierung 
umgestellt –, über das 293 Millionen € für die Wieder-
beschaffung kurzfristiger Anlagegüter bereitgestellt 
worden sind. Wie und in welche Bereiche diese kurz-
fristigen Anlagegüter investiert werden, liegt, wie ge-
sagt, in der Entscheidungskompetenz der Kranken-
häuser.  

Wir haben die Mittel in 2015 – das ist gemeinsam mit 
dem Landtag geschehen – noch einmal um 24 Milli-
onen € aufgestockt. Es ist auch eine Verpflichtung, 
die Mittel in entsprechenden Zeitabständen immer 
wieder aufzustocken. Das ist lange Zeit nicht gesche-
hen. Damit haben wir jetzt 317 Millionen €. Aus die-
sen Mitteln können die Krankenhäuser Gelder für 
den IT-Bereich zur Verfügung stellen und damit re-
gelmäßig ihre Updates vollziehen.  

Die Landesregierung hat weder die Kompetenz noch 
die Möglichkeiten, den Krankenhäusern ihre Investi-
tionen vorzuschreiben. Daher wehre ich mich dage-
gen, dass wir in den geschäftlichen Bereich der Kran-
kenhäuser eingreifen sollen.  

Der Antrag suggeriert ein Stück weit – auch dagegen 
wehre ich mich – die Kausalität zwischen angeblich 
unzureichender Investitionsförderung des Landes 
und maroder Infrastruktur, weil die investiven Mittel 
nicht für kurzfristige Anlagegüter vorgesehen sind. 
Die Kausalität ist nicht naheliegend.  

Als letzten Punkt möchte ich noch kurz erwähnen, 
dass das Land jenseits der Mittel, die für die Anlage-
güter zur Verfügung stehen, die Unterstützung bei 
Prävention und Aufklärung über das Kompetenz-
zentrum des LKA leistet. Auch diese Möglichkeiten 
nehmen die Krankenhäuser in Anspruch.  

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss. Viel-
leicht werden Sie dann auch das Finanzierungssys-
tem nachvollziehen können. – Danke.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. Jetzt dürfen Sie sich erst einmal auf eine 
Kurzintervention freuen. 

(Ministerin Barbara Steffens geht zu ihrem 
Platz.) 

Frau Ministerin. 

(Daniel Düngel [PIRATEN]: Das ist eine un-
fassbare Arroganz – unglaublich!) 

Frau Ministerin, seien Sie bitte so lieb und kommen 
Sie noch mal. Es gab von Herrn Kollegen Lamla den 
Wunsch nach einer Kurzintervention.  

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Gerne, selbstverständlich.  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Lamla, 
bitte schön.  

Lukas Lamla (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau Mi-
nisterin, Sie werden nicht müde, immer wieder zu be-
tonen, dass zu keinem Zeitpunkt Gefahr für Men-
schenleben bestand. Aus einem Artikel in der 
„Neuss-Grevenbroicher Zeitung“ vom 11. geht her-
vor, dass Patienten mit einem akuten Herzinfarkt laut 
Auskunft der Geschäftsführung deswegen in andere 
Krankenhäuser verwiesen worden sind.  

(Ministerin Barbara Steffens: Ja!) 

Mir sind Berichte des Rettungsdienstes bekannt, 
nach denen Fahrzeuge mit Herzinfarktpatienten auf 
dem Weg zum Lukaskrankenhaus nach Düsseldorf 
umgeleitet worden sind. Das bedeutet summa sum-
marum eine Verzögerung von zehn bis 15 Minuten 
bei der Behandlung eines Akutpatienten. Das ist le-
bensgefährlich. Obwohl ein gesamtes Krankenhaus 
im Notfallbetrieb war – nicht eine Station, nicht eine 
Abteilung, sondern das gesamte Krankenhaus –, sa-
gen Sie: Das kommt mal vor. – Das ist absoluter 
Quatsch. Das Krankenhaus hat etwas verpennt, und 
die Landesregierung trägt die Schuld daran.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Herr Lamla, dass sich 
Krankenhäuser von der Notfallaufnahme abmelden, 
ist tagtägliche Normalität und Realität in Nordrhein-
Westfalen.  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Aber nicht das ge-
samte Krankenhaus!) 

– Dass sich Krankenhäuser in Gänze von der Notfall-
versorgung abmelden, ist Realität. Deswegen haben 
wir seit Jahren ein solches Notfallsystem, und das 
haben wir auch weiterentwickelt.  

Das System stellt sicher, dass diejenigen, die im Ret-
tungswagen unterwegs sind, frühzeitig erfahren, wel-
ches nächstmögliche Krankenhaus angefahren wer-
den kann. Das ist bei Großschadensereignissen der 
Fall, bei anderen Unfällen oder dann, wenn ein Arzt 
in bestimmten Bereichen komplett ausfällt. Das ist 
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das Regelsystem. In Nordrhein-Westfalen haben wir, 
was uns auf Bundesebene immer vorgehalten wird, ein 
äußerst intensives System von Krankenhäusern und 
eine sehr hohe Krankenhausdichte mit einer sehr guten 
Notfallversorgung. Deswegen hat für die Patienten 
keine Gefahr bestanden. 

Es wird immer so sein, dass nicht überall in Nordrhein-
Westfalen das nächste Krankenhaus fußläufig zu errei-
chen ist. Deshalb werden Patienten in der Notfallversor-
gung auch in Zukunft die üblichen Fahrtzeiten von 
zehn, 15 bis 20 Minuten haben.  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Aber unnötig!) 

Das ist schon heute der Fall, unabhängig davon, ob 
sich jemand vom Notfallversorgungssystem abmeldet.  

Wir können Ihnen aber gerne das System der Notfall-
versorgung und das Abmeldesystem im Ausschuss 
vorstellen und intensiv diskutieren. Es ist ein System, 
das für Nordrhein-Westfalen trägt. Es besteht keine Ge-
fahr für die Patientinnen und Patienten. Deswegen ha-
ben wir das System.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau Mi-
nisterin. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache.  

 Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/11216 an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales – federführend – sowie an den Innen-
ausschuss zur Mitberatung. Die abschließende Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Möchte jemand dagegen stim-
men? – Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? – Ich sehe 
keine. Dann haben wir so überwiesen.  

Ich bitte herzlich, die Gespräche draußen fortzuführen, 
damit ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufen 
kann. – Ich rufe auf: 

7 Landesregierung muss innovative Modelle zur 
Finanzierung und zum Bau von Bundesfernstra-
ßenprojekten voranbringen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8643 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr 
Drucksache 16/11094 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/11294 

Ich weise darauf hin, dass der Antrag der Fraktion 
der CDU Drucksache 16/8643 gemäß § 82 Abs. 2 
Buchstabe b) unserer Geschäftsordnung vom Ple-
num an den Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr mit der Maßgabe überwie-
sen wurde, dass eine Aussprache und Abstimmung 
erst nach Vorlage einer Beschlussempfehlung er-
folgt. 

(Unruhe) 

– Es ist für alle hier im Raum wirklich sehr irritierend 
und auch akustisch störend, wenn Zwiegespräche in 
dieser Lautstärke nicht vor der Tür, sondern hier drin-
nen fortgesetzt werden. 

Mit diesen Vorbemerkungen eröffne ich die Ausspra-
che. Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Ott das 
Wort. 

Jochen Ott (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die CDU hat sich in diesen Tagen als 
ernsthafter Partner der Verkehrspolitik in Nordrhein-
Westfalen verabschiedet. In diesem Zusammenhang 
nenne ich folgende Punkte: den Antrag zum Lärm-
schutz für die Betuwe-Linie, den die NRW-CDU-
Leute im Bundestag nicht mitgetragen haben – viel-
mehr haben sie für den Offenbacher Tunnel freimütig 
über 1 Milliarde € in den Wahlkreis von Wolfgang 
Schäuble geschaufelt –; den Vorschlag der CDU, 
das Leverkusener Autobahnkreuz nur dreispurig zu 
machen, weil man ja gar keine bessere Durchfahr-
barkeit dieses Autobahnkreuzes benötigen würde; 
den erneuten Vorschlag, erneut „Privat vor Staat“ vo-
ranzutreiben und alles auf ÖPP zu setzen oder sogar 
das Straßennetz, wie Sie es in Ihrem Antrag formu-
liert haben, zu privatisieren. Sie halten des Weiteren 
in Ihrem Antrag immer noch an dem Vorschlag einer 
bundesweiten Infrastrukturgesellschaft fest, obwohl 
wir alle wissen, dass alles, was auf Bundesebene in 
diesem Bereich organisiert ist, zum Beispiel in der 
Wasserschifffahrt, nicht funktioniert. 

Das alles zeigt: Die CDU in Nordrhein-Westfalen hat 
sich in der Verkehrspolitik aufs Abstellgleis ma-
növriert. Deshalb ist dieser Antrag nicht nur haltlos, 
sondern wir dürfen ihn hier auch nicht beschließen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist unbestreitbar, dass der mangelhafte Zustand 
der Autobahnen, der Bundesstraßen und der Brü-
cken oftmals unter dem Stichwort „Vernachlässigung 
des Baulastträgers“ auf mangelnde Finanzierung 
bzw. unstete Finanzierung des Bundes, aber auch 
auf mangelnde Priorisierung der Landesregierungen 
zurückzuführen ist. In den letzten Jahrzehnten gab 
es hier eine Fehlentwicklung. Alle Bundesregierun-
gen der Vergangenheit können sich davon nicht frei-
sprechen. 
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Ich glaube, wir alle hier in Nordrhein-Westfalen müs-
sen uns gemeinsam vorwerfen lassen: Unsere 
Schwäche beim Generieren von Mitteln für unser 
Land liegt daran, dass wir es zwischen Rheinland 
und Westfalen bzw. zwischen den Parteien nie ge-
schafft haben, gemeinsam in der Stärke aufzutreten, 
wie das andere Teile der Republik in Berlin geschafft 
haben. 

Insofern ist vollkommen richtig, dass das unzu-
reichende Volumen der Mittel für Nordrhein-Westfa-
len, die nicht vorhandene Überjährigkeit der Mittel bei 
Bauprojekten sowie die vollkommen unzureichende 
Übernahme der Planungskosten, auf denen das 
Land dann oft sitzen bleibt, alles Dinge sind, die wir 
jetzt anpacken müssen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Erst jetzt, wo wir in dieser schwierigen Situation sind, 
werden die Bundesmittel für 2016 auf ein Rekordni-
veau von 1,1 Milliarden € wachsen – und wir werden 
sie verbauen können. 

Wir werden – das sage ich insbesondere den Zu-
schauerinnen und Zuschauern – in diesem Land 
zehn Jahre lang Baustellen haben. Das ist auch gut 
so, weil es ein Zeichen dafür ist, dass wir unsere Inf-
rastruktur für die Zukunft fit machen. 

Diese Baustellen werden professionell von Stra-
ßen.NRW abgearbeitet. Wir haben einen leistungs-
fähigen Landesstraßenbetrieb. 2010/2011 haben wir 
ihn vor der Pleite bewahrt, in die Sie ihn fast hinein-
geführt haben. Schwarz-Gelb hätte damals Stra-
ßen.NRW fast kaputt gemacht, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist richtig, dass Minister Groschek Straßen.NRW 
wieder flottgemacht hat, wie er so vieles in diesem 
Land flottgemacht hat. 

Insofern ist Folgendes meines Erachtens vollkom-
men klar: Erstens. Die Organisation der Bundesauf-
tragsverwaltung nach Art. 90 Grundgesetz hat sich 
bewährt. Zweitens. Die Umsetzung über unseren 
Landesstraßenbetrieb hat sich bewährt. 

Vor allen Dingen ist aber eines deutlich: ÖPP ist nicht 
das Allheilmittel, die Infrastrukturprobleme unseres 
Landes zu lösen, sondern an vielen Stellen viel teu-
rer. Diese ideologische Verblendung muss man hier 
klar benennen. 

(Beifall von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihr Antrag 
ist obsolet, weil er von der Wirklichkeit überholt 
wurde. Es gab eine von den Landesverkehrsminis-
tern beauftragte Kommission unter Kurt Bodewig. 
Die Fachkommission hat die Ergebnisse am 23. Feb-
ruar 2016 einstimmig – das Abstimmungsergebnis 

war 16:0 – empfohlen. Alle haben gemeinsam ge-
sagt: Wir brauchen keine Revolution und keine 
Grundgesetzänderung, sondern eine Optimierung 
des bestehenden Systems. 

Ich stelle hier die ganz eindeutige Frage: Wer glaubt 
denn allen Ernstes, dass 6.000 Beschäftigte bei Stra-
ßen.NRW verunsichert und ins Chaos gestürzt wer-
den können, um dann zu glauben, dass die Arbeit 
produktiver wird? Das kann doch nicht funktionieren, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Insofern liegen die Berichte auf dem Tisch. Wir un-
terstützen nicht nur unseren Minister, sondern auch 
die Kommission von Kurt Bodewig. Wichtig für die 
Zukunft ist nämlich, dass wir dafür sorgen, klare Ver-
antwortlichkeiten bei den Straßenprojekten und den 
anderen Verkehrsprojekten zu haben, damit klar ist, 
an wen sich die Wählerinnen und Wähler wenden 
können, wenn etwas schiefgelaufen ist. Klar ist, dass 
wir eine projektbezogene überjährige Finanzierung 
brauchen. Klar ist auch, dass die Planungsleistungen 
vernünftig finanziert werden müssen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich 
werden wir noch viele andere Fragen, zum Beispiel 
die Kürzung der Planungszeiträume, miteinander zu 
diskutieren haben. Heute liegt aber ein einstimmiges 
überparteiliches Konzept vor. Ich rufe die NRW-CDU 
auf, sich dem, was ihre Parteikollegen in anderen 
Ländern mit uns bzw. mit dem Minister verabredet 
haben, anzuschließen, damit wir diesen Weg gegen-
über dem Bund gemeinsam vertreten können; denn 
eines ist vollkommen klar: Wenn wir über Infrastruk-
tur reden, dann reden wir über die Zukunft unserer 
Kinder in diesem Land und darüber, dass deren 
Wohlstand und deren Mobilität gesichert werden 
müssen. 

Deshalb sollten wir ohne ideologische Verbrämung 
ganz praktisch orientiert überlegen: Wie kriegen wir 
eine verbessere Situation hin? Die Landesverkehrs-
minister haben gezeigt, wie es geht. Ich bitte um Un-
terstützung unseres Entschließungsantrags. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ott. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Voussem. 

Klaus Voussem (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Am Anfang eine kleine 
Geschichte: 

Ein Professor verteilt Prüfungsaufgaben im Hörsaal. 
Noch während er diese verteilt, sagt eine Studentin: 
„Aber, Herr Professor, das sind doch die gleichen 
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Fragen wie letztes Jahr.“ „Ja“, erwidert der Professor, 
„aber die Antworten haben sich geändert.“ 

Diese Begebenheit passt wie kaum eine andere zum 
Thema „Infrastruktur“. Den großen Sanierungs- und 
Ausbaubedarf der Bundesfernstraßen in Deutsch-
land und in Nordrhein-Westfalen können wir nicht mit 
Methoden von gestern bewältigen. Wir brauchen 
neue Antworten auf die Fragen in der Infrastruktur. 
Das gilt sowohl für Planungsprozesse als auch für Fi-
nanzierungsmodelle. 

Wir haben diesen Antrag im Mai 2015 gestellt. Seit-
dem hat sich einiges verändert. Damals wussten wir 
noch nicht, dass 2016 ein Sprung der Investitionen 
des Bundes bei der Infrastruktur auf 13 Milliarden € 
erfolgen würde. Daher ist unser Antrag zwar relativ 
alt, doch aktueller denn je. 

Um was geht es? Die Bundesregierung, auch Wirt-
schaftsminister Gabriel, will die deutsche Verkehrsfi-
nanzierung und -planung mit einer Infrastrukturge-
sellschaft neu gestalten. Die zwischen Bund und 
Ländern geteilten Kompetenzen sollen zentral ge-
bündelt werden, um erstens schneller zu planen, 
zweitens direkt zu finanzieren und drittens mehr zu 
bauen. Dieses Modell wurde in der vergangenen Wo-
che von den Landesverkehrsministern abgelehnt. 
Die Ergebnisse der Bodewig-II-Kommission hinge-
gen wurden mit einer 16:0-Mehrheit von den Landes-
verkehrsministern beschlossen. 

Jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren, lie-
gen zwei Konzepte auf dem Tisch, eines getragen 
von den Landesministern, das andere von der Bun-
desregierung. In den kommenden Wochen und Mo-
naten wird erst einmal verhandelt. Es ist völlig offen, 
was am Ende dabei herauskommt. Daher ist es voll-
kommen verfrüht, wie Sie, Herr Kollege Ott, eben 
versucht haben, den Eindruck zu erwecken, dass 
das Bodewig-II-Papier eins zu eins umgesetzt wird. 
Das ist reine Spekulation. 

Bevor wir in die Zukunft der Verkehrsinfrastruktur se-
hen, sollte Nordrhein-Westfalen aber erst einmal 
seine Probleme in der Gegenwart lösen. Das heißt: 
Nordrhein-Westfalen braucht erst einmal einen Pla-
nungsvorrat, um die Mittel, die aus Berlin kommen, 
überhaupt abrufen zu können. 

Bundesverkehrsminister Dobrindt hat dazu gesagt: 

„Wir können uns keinen Investitionsstau leisten, 
nur weil manche Länder bei der Baureife von 
Straßen hinterherhinken.“ 

Damit ist vor allem Nordrhein-Westfalen gemeint. 

Sie, Herr Minister Groschek, haben vergangene Wo-
che gefordert, dass die Länder enger am Zügel ge-
halten werden sollen. Das nenne ich einmal eine an-
gemessene Selbstkritik, Herr Minister; denn vor al-

lem Nordrhein-Westfalen bedarf wegen seiner Ver-
säumnisse im Bundesfernstraßenbau einer straffen 
Führung von oben. 

(Jochen Ott [SPD]: Das Problem ist, dass Ihre 
Selbstkritik fehlt!) 

Hier Ihre ernüchternde Bilanz der rot-grünen Ver-
kehrspolitik: Im Jahre 2013 – hören Sie gut zu, Herr 
Kollege! – gingen 48 Millionen € wegen fehlender 
Planungen an den Bund zurück. 

(Jochen Ott [SPD]: Haben Sie auch einmal 
eine neue Platte?) 

Im Juli 2015 bekam Nordrhein-Westfalen nicht ein-
mal 5 % der 2,7 Milliarden € Bundesmittel für neue 
Bundesfernstraßen der nächsten Jahre. 2015 flos-
sen aus dem Sonderprogramm des Bundes für den 
Brückenbau nur 70 Millionen € nach Nordrhein-West-
falen. Traurige Bilanz des Jahres 2015: Nordrhein-
Westfalen konnte viel weniger Bundesmittel abrufen 
als noch im Jahr zuvor. 

(Jochen Ott [SPD]: Die Summen mussten wir 
in Straßen.NRW stecken, damit die Sache 
läuft!) 

Die investiven Mittel sind gegenüber dem Vorjahr um 
rund 80 Millionen € zurückgegangen. 

Herr Minister Groschek, Ihre Metapher von letzter 
Woche ist erwähnenswert: 

„Ich habe einen Lösungsvorschlag, wie man die 
Kuh vom Eis kriegt.“  

So werden Sie in einer dpa-Meldung vom 24. Feb-
ruar 2016 zitiert. Ich hoffe, das ist richtig. Ja, Sie ha-
ben recht; die Kuh ist in Nordrhein-Westfalen wirklich 
auf dem Eis. Demgegenüber stehen aber die Kühe 
in Hamburg, in Hessen und in Bayern mitten auf der 
Wiese, wo die Bundesmittel in Ruhe abgegrast wer-
den können.  

(Jochen Ott [SPD]: Das glauben Sie doch sel-
ber nicht!) 

Wenn Sie, Herr Minister, jetzt sagen, Planungsver-
fahren dauerten zu lange und müssten gestrafft wer-
den, dann haben Sie unsere volle Zustimmung. Aber 
andere Länder können mit der gleichen Rechtslage 
einen Planungsvorrat anlegen, Sie eben nicht. 

Eine weitere Forderung unseres Antrags ist, ÖPP-
Finanzierungsangebote der Bundesregierung anzu-
nehmen. Auf Antrag der SPD-Fraktion hatten wir 
dazu eine Anhörung. Die Mehrheit der Sachverstän-
digen – ich betone: die Mehrheit – kam zu folgendem 
Schluss: ÖPP-Projekte sind weder mittelstandsfeind-
lich noch teurer. Sie sind auch nicht intransparent, 
sondern sie werden im Bundeshaushalt ausgewie-
sen. 

(Jochen Ott [SPD]: In Ihrem Antrag steht et-
was anderes, Herr Voussem!) 
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ÖPP-Modelle im Bundesfernstraßenbau sind eine 
sinnvolle, notwendige Ergänzung zu den konventio-
nellen Planungs- und Baukapazitäten des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Die Betonung liegt dabei auf 
„Ergänzung“. Mehr wollen wir ja gar nicht. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
lassen Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Ott zu? 

Klaus Voussem (CDU): Ich komme gleich zum 
Schluss. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Ott zu? Ja oder nein? 

Klaus Voussem (CDU): Ja, immer doch. Gerne, 
Herr Kollege Ott. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr 
Kollege Ott. 

Jochen Ott (SPD): Herr Kollege Voussem, Sie ha-
ben gerade darauf hingewiesen, dass in Ihrem An-
trag stehen würde, man solle die Bundesförderung 
bei ÖPP doch annehmen. Ist es richtig, dass Folgen-
des in Ihrem Antrag steht? 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, ÖPP-
Projekte zum Ausbau der Bundesfernstraßen zu 
fördern ...“ 

Das heißt: Sie wollen nicht nur, dass man das an-
nimmt, sondern Sie wollen dieses Instrument ganz 
bewusst weiter ausdehnen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr 
Kollege. 

Klaus Voussem (CDU): Herr Kollege Ott, das haben 
Sie vollkommen richtig gelesen. Kompliment dafür! 
Dann tun Sie es doch endlich einmal. 

(Beifall von der CDU) 

Nehmen Sie den Antrag an, und fördern Sie ÖPP. 
Legen Sie Ihre ideologischen Scheuklappen in die-
sem Hause endlich ab! 

(Beifall von der CDU – Jochen Ott [SPD]: Sie 
sind ideologisch!) 

Im Übrigen hat auch Ihr Herr Bodewig letzte Woche 
noch gesagt: ÖPP nicht flächendeckend, sondern für 
einzelne singuläre Projekte. 

(Jochen Ott [SPD]: Aber das ist doch genau 
der Punkt! Das steht hier aber nicht!) 

Die sechsstreifige Erweiterung der Autobahn A1 von 
der Anschlussstelle Münster-Nord bis zum Auto-
bahnkreuz Lotte/Osnabrück auf 41 km Länge ist 
doch nichts anderes als ein singuläres Projekt. 

(Jochen Ott [SPD]: Wer ist denn jetzt ideolo-
gisch?) 

Allerdings ist es ein besonders wichtiges Unterneh-
men, weil es um die Beseitigung eines Nadelöhrs auf 
der wichtigen Nord-Süd-Magistrale in unserem Land 
geht. 

Darum noch einmal: Legen Sie Ihre ideologischen 
Scheuklappen gegenüber ÖPP ab. Lassen Sie sich 
bei diesem Punkt nicht weiter von Ihrem grünen Ko-
alitionspartner treiben. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht Herr Kollege Klocke. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und 
Herren! Bei Herrn Voussem weiß man ja leider nie so 
genau, welcher Voussem gerade spricht. 

Das war jetzt eben auch aus grüner Sicht ein Stück 
nachvollziehbar und mittragbar; denn auch wir wür-
den ja sagen: ÖPP macht in Einzelfällen Sinn; wenn, 
dann muss das vernünftig durchgerechnet und 
durchgeplant sein. 

Aber es gibt auch die andere Variante von Herrn 
Voussem. Wir kennen es von Pressemitteilungen 
und von gemeinsamen Diskussionen, vor Kurzem 
noch hier beim Verband Spedition und Logistik Nord-
rhein-Westfalen, wo Sie breit dafür geworben haben, 
dass die Finanzierungsperspektive im Straßenbau 
ÖPP zu sein hat. Da sind wir ganz klar auseinander. 

Wenn Sie einmal ein Projekt vorlegen könnten, wo 
man sagen könnte, mit einer ÖPP-Finanzierung … 

(Jochen Ott [SPD]: Wer ist jetzt ideologisch? – 
Gegenruf von Christof Rasche [FDP]: Diejeni-
gen, die keine vernünftige Leverkusener Brü-
cke machen!) 

– Sie können sich gerne bilateral weiter austau-
schen. Ich mache trotzdem mit meiner Rede weiter.  

Wenn es vernünftige Straßenverkehrsprojekte ge-
ben würde, bei denen man sagen könnte, von der 
Planung bis zur Umsetzung und zur Wartung habe 
eine ÖPP-Finanzierung bzw. ein ÖPP-Projekt funkti-
oniert – und zwar nicht nach 30 Jahren unter der For-
mulierung „volkswirtschaftlich“, sondern es hat sich 
gerechnet, weil es für die Steuerzahler günstiger war, 
weil es schneller fertig war und weil es auch in der 
Wartung vernünftig war –, dann könnten wir sagen: 
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Okay. Da können wir auch mitgehen. Aber es gibt in 
Deutschland von den zehn bis zwölf Projekten, die 
bisher mit ÖPP finanziert worden sind, kein einziges 
Straßenprojekt, dessen Kosten sich nicht deutlich 
gegenüber der Planung verteuert haben, das nicht 
langsamer umgesetzt worden ist und das letztlich die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht mehr ge-
kostet hat. 

Deswegen haben wir hier einen klaren Spalt. Ich ver-
stehe überhaupt nicht, warum Sie sich nicht bei den 
Länderverkehrsministern – einige aus Reihen der 
CDU oder aus CDU-geführten Koalitionen oder auch 
aus der CSU – einreihen, die letzte Woche bei der 
Verkehrsministerkonferenz noch 16:0 entsprechend 
entschieden haben. 

Es gibt gute Argumente, die bisherige Finanzierungs-
struktur grundsätzlich beizubehalten, nach Effizienz-
möglichkeiten zu schauen, das Ganze zu beschleu-
nigen und die Länder – das hat der Verkehrsminister 
in der Pressekonferenz erwähnt – bei ein paar Punk-
ten auch straffer an die Zügel zu nehmen. 

Aber bei einem grundsätzlichen Systemwechsel ma-
chen wir nicht mit. Und das steckt bei Herrn Dobrindt 
dahinter. Das steckt auch hinter Ihren Formulierun-
gen: Wir wollen weg von der öffentlichen Finanzie-
rung und von der öffentlichen Kontrolle. Wir gründen 
eine Bundesfernstraßengesellschaft, finanzieren sie 
über Mauteinnahmen und geben das Geld in diese 
eigenständige Gesellschaft. Dann wird in einer Mam-
mut-Mega-Behörde auf Bundesebene entschieden, 
was in den Ländern an Straßenbau zu laufen hat, 
entzogen jeglicher parlamentarischer Kontrolle. – Da 
werden wir nicht mitgehen. Das ist ganz klar. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Deswegen haben wir gegen Ihren Antrag – wir haben 
ihn nicht nur schon einmal hier im Plenum debattiert, 
sondern hatten auch die entsprechende Anhörung 
dazu – unseren Entschließungsantrag gesetzt. Wir 
wollen an der öffentlich-rechtlichen Straßenverkehrs-
planung festhalten. 

Es hat bei Straßen.NRW in den letzten Jahren zahl-
reiche Reformschritte gegeben. Es gibt eine Neu-
strukturierung. Es gibt eine konzentrierte Spitze mit 
einer Person. Wir haben die Regionalniederlassun-
gen geschaffen. Es wird dort effizienter geplant. 

Das ist auch notwendig. Wir brauchen eine Be-
schleunigung bei den Planungen und bei der Umset-
zung. Wir haben einen großen Sanierungsstau. Das 
ist zweifelsfrei so. 

Aber alle Berichte, die vorliegen – Bodewig-Kommis-
sion, Daehre-Kommission mit Ihrem ehemaligem 
CDU-Verkehrsminister Daehre –, haben das auch 
entsprechend formuliert und vorangetrieben. Diese 
ganzen Berichte sind eindeutig. Es soll an der öffent-
lich-rechtlichen Planung und Struktur festgehalten 

werden, weil es zu viele Kritikpunkte gibt, wenn man 
einen Systemwechsel machen würde. 

Was ist mit der Frage von Zersplitterung und Be-
triebsdienst? Was ist mit den Risiken bei den Ver-
tragsmodalitäten? Was ist mit den Nachteilen für mit-
telständische Unternehmen, die sich für solche Auf-
träge nicht mehr bewerben könnten? 

Für uns ist klar: Wir sind Anwälte der Menschen, die 
ein hohes Mobilitätsbedürfnis haben. Wir wollen die 
Straßen und die Infrastruktur in Schuss halten. Aber 
wir sind nicht die Anwälte von großen Bauunterneh-
men und Baukonzernen, die sich mit dieser ÖPP-
Finanzierung entsprechende Vorteile versprechen. 
Deswegen lehnen wir einen Systemwechsel an die-
ser Stelle ganz klar ab, lieber Kollege Voussem. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Am Ende der Rede kurz zusammengefasst: Es steht 
an, dass wir eine Überjährigkeit bei der Finanzierung 
politisch durchsetzen müssen. Wir brauchen eine 
Beschleunigung von internen Verfahren. Wir müssen 
bei den entsprechenden Verfahren und Ausbauplä-
nen eine Beteiligung der Länder an den Projekten 
grundsätzlich sicherstellen. 

Wenn das auf den Weg kommt, werden wir die Effi-
zienzgewinne, die Sie auch zu Recht einfordern, um-
setzen können – aber bitte im bisherigen System mit 
Verbesserungen und nicht mit einem Systemwech-
sel. 

Deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab und empfehlen 
unseren Antrag zur Beschlussfassung. – Danke für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Rasche. 

(Zurufe) 

– Ich denke, dass der Kollege Rasche den Präsiden-
ten begrüßen wird. 

Christof Rasche (FDP): Lieber Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist die typische Einstellung der Grünen 
und deren Überheblichkeit, dass sie sagen: Wenn ei-
ner von ihnen geredet hat, braucht kein anderer mehr 
zu sprechen. – Das spricht Bände. So sind sie halt! 

Meine Damen und Herren, die Situation auf den Stra-
ßen und auf der Schiene ist unverändert: Es gibt Re-
kordstaus. Arbeitnehmer stehen durchschnittlich drei 
Wochen pro Jahr im Stau, anstatt zu arbeiten. Güter 
lassen sich nicht mehr verlässlich transportieren. Die 
Infrastruktur vergammelt. 
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Wir wollen vermutlich alle eine zukunftsfähige Mobi-
litätspolitik. Dazu gab es zahlreiche Debatten – Herr 
Minister, nicht gähnen! – hier im Hohen Hause, im 
Bundestag, mit der Bodewig-II-Kommission und 
auch in der Verkehrsministerkonferenz. 

Ein Baustein für zukunftsfähige Mobilitätspolitik ist 
natürlich verbunden mit dem Antrag der CDU „Lan-
desregierung muss innovative Modelle zur Finanzie-
rung und zum Bau von Bundesfernstraßen voran-
bringen“. Natürlich ist das ein wesentlicher Baustein, 
den man sich genauer anschauen muss. Der CDU-
Antrag geht also in die richtige Richtung. Er ist aller-
dings auch zehn Monate alt und bildet nicht mehr den 
aktuellen Stand der Diskussion ab. Das ist schon ein-
mal so, wenn ein Antrag einige Monate alt ist. 

Der Entschließungsantrag von SPD und Grünen 
geht in weiten Teilen der Position von Kurt Bodewig 
nach. Kurt Bodewig hat am vergangenen Mittwoch 
im Verkehrsministerium die Ergebnisse der Ver-
kehrsministerkonferenz, den Beschluss und seine 
Arbeit dargelegt und die Position beschrieben. Die 
FDP-Fraktion teilt in sehr weiten Teilen die Position 
von Kurt Bodewig. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Auf Nachfrage sagte er klipp und klar, ÖPP sei für 
bestimmte Projekte der richtige Weg und damit Be-
standteil seines Konzeptes. Noch einmal: Der von 
Ihnen beauftragte Minister Kurt Bodewig sagte, ÖPP 
sei für bestimmte 

(Jochen Ott [SPD]: Bestimmte!) 

Projekte der richtige Weg und damit Bestandteil sei-
nes Konzeptes. 

(Jochen Ott [SPD]: Das steht in unserem Koa-
litionsvertrag!) 

Das stellen allerdings SPD und Grüne in ihrem Ent-
schließungsantrag ganz anders dar. Deshalb werden 
wir uns bei beiden Anträgen, beim Antrag der CDU 
und beim Antrag von Rot-Grün, enthalten. 

(Minister Michael Groschek: Feiglinge!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben zwei 
Probleme zu lösen. Das eine ist das Systemproblem. 
Das derzeitige System hat erhebliche Schwächen, 
Fehlanreize, Koordinierungsprobleme, Ineffizienz 
und Intransparenz. Das müssen wir verbessern, das 
wollen wir verbessern, und das werden wir sicherlich 
noch mehrfach im zuständigen Ausschuss diskutie-
ren. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das zweite 
Problem ist das politische Gegeneinander, das es 
hier im Haus mal wieder zwischen CDU und SPD 
gibt. Jochen Ott hat ja gerade suggeriert, die CDU sei 
sich uneinig, auch mit dem Bundesverkehrsminister, 
aber in der SPD sei alles in Ordnung. Dabei gibt es 
überhaupt keine klare Position zwischen der SPD-

Landtagsfraktion in diesem Haus und der SPD-
Bundestagsfraktion in Berlin – keine gemeinsame 
Position, sondern nur Streit, nur Konflikte. 

(Jochen Ott [SPD]: So kann man das auch 
nicht sagen!) 

In der CDU ist es genauso: Eine Position auf Landes-
ebene, eine Position in Berlin. Auch die Einigkeit – 
das wissen Sie doch ganz genau, lieber Herr Minis-
ter; das müssen Sie auch zugeben, wenn Sie ehrlich 
sind und nicht, wie Sie gerade hier hereingerufen ha-
ben, feige – wird wieder zerfallen. Diese 16:0-Be-
schlusslage wird doch auf lange Sicht in der VMK kei-
nen Bestand haben. Natürlich wird sich das wieder 
entzweien. Jetzt sorgt man für gemeinsamen Druck, 
um möglichst viel zu erreichen. Aber diese Einheit 
bleibt doch nicht bestehen. Sie wird wieder zerbrö-
ckeln. Das wissen Sie ganz genau. 

Dazu kommt, meine Damen und Herren, zum Bei-
spiel eine unterirdische und unverschämte Presse-
mitteilung der Grünen. Hier war es Arndt Klocke. Dort 
wird mit Unterstellungen gearbeitet. Es werden Be-
hauptungen gegenüber der FDP geäußert, die in kei-
ner Weise der Wahrheit entsprechen. Da wird be-
hauptet, CDU und FDP wollten das Straßennetz pri-
vatisieren. Da wird behauptet, die Straßenverwaltung 
solle zerpflückt werden. Da wird behauptet – das 
muss man sich auf der Zunge zergehen lassen –, mit 
überteuerten Krediten und ÖPP wollten sich CDU 
und FDP an umweltschädlichen Straßenneubauträu-
men befriedigen. 

Lieber Arndt Klocke, das ist sogar unter Ihrem Ni-
veau, eine Schublade unter Ihrem Niveau. So kann 
man keine seriöse Verkehrspolitik betreiben, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden weiterhin im Interesse des Landes für 
eine möglichst große politische Einigkeit werben, ge-
rade bei Großprojekten. Wir werden auch versuchen, 
das, was bei Straßen.NRW nicht funktioniert, zu ver-
bessern. Der Minister hat eben genickt. Dort gibt es 
einigen Verbesserungsbedarf. Die Grünen gehen ei-
nen Weg mehr in Richtung Konflikt und weniger für 
vernünftige Lösungen auf der Straße. 

Ich komme zum Ende. Arndt Klocke hat sich zu den 
Ergebnissen der Bodewig-Kommission geäußert. Zi-
tat: 

„Wir wollen eine zukunftsgewandte Mobilitätspoli-
tik, die den ÖPNV mit Carsharing und dem Fahr-
rad besser vernetzt.“ 

ÖPNV und Fahrrad! Meine Damen und Herren, zu 
einer zukunftsfähigen Verkehrspolitik gehört mehr. 
Wir wollen verlässlichen Güterverkehr. Wir wollen 
weniger Staus auf den Straßen. Das lässt sich alleine 
mit ÖPNV und Fahrrad nicht bewerkstelligen. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Aber auch!) 
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Vielen Dank. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
bitte bleiben Sie noch einen Moment hier. Es liegt 
eine Kurzintervention des Kollegen Bayer von der 
Fraktion der Piraten vor. – Bitte schön. 

Oliver Bayer (PIRATEN): Vielen Dank. – Ich möchte 
unsere Position jetzt gar nicht weit ausbreiten. Das 
macht mein Kollege. Aber ich muss doch einmal auf 
die Aussagen von Herrn Bodewig eingehen, die so-
wohl Herr Voussem als auch Sie, Herr Rasche, jetzt 
aufgegriffen haben. 

Ich meine, Sie haben ihn da falsch zitiert. PPP wurde 
aus der Bodewig-II-Kommission absichtlich komplett 
ausgeklammert. Ich denke, so weit kann man sich ei-
nig sein. Es ist eine politische Entscheidung, woher 
das Geld kommt. Ich habe bei unserem Treffen am 
Mittwoch letzter Woche implizit auf einen Artikel der 
„taz“ Bezug genommen, als ich fragte: Ist das jetzt 
die Verhandlungsmasse? Kommt jetzt PPP? Ist das 
die Verhandlungsmasse der Länder mit dem 
Bund? – Das wurde zurückgewiesen und sinngemäß 
gesagt: PPP ist irrelevant, vor allem natürlich irrele-
vant in Bezug auf die ganzen Lösungen, die wir im 
Verkehrsbereich brauchen, auf das ganze Geld, das 
benötigt wird. 

PPP ist tatsächlich eine Sache, bei der man sich klar 
sein muss, ob man das politisch will oder nicht. Man 
kann das von mir aus im Einzelfall bewerten. Nach 
meiner Überzeugung kommt man Einzelfall auf die 
Lösung: Es macht keinen Sinn; es ist zu teuer. 

(Zurufe von den GRÜNEN – Marc Olejak 
[PIRATEN]: Das ist eine Kurzintervention! Er 
braucht keine Frage zu stellen!) 

Aber es ist schlicht und einfach für die ganzen Infra-
strukturprobleme, die wir haben, egal ob es nachho-
lende Sanierung ist oder zukünftiger Ausbau, nicht 
relevant. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit betrug anderthalb Minuten. 

Oliver Bayer (PIRATEN): Die Zeit ist um. – Das ist 
tatsächlich eine politische und ideologische Ent-
scheidung. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege Ra-
sche, bitte schön. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Zwei 
Punkte möchte ich ansprechen, und zwar erstens die 
Verkehrspolitik und die Finanzpolitik der Piraten. Al-
len ist bekannt: Die Privaten wollen ÖPNV für lau. – 

Und hier reklamieren Sie auf einmal, dass in einem 
bestimmten Teilbereich zu viel Geld ausgegeben 
wird. In anderen Bereichen wollen Sie Milliarden aus 
dem Fenster werfen. Hören Sie mir auf mit Ihrer se-
riösen Finanzpolitik! 

(Beifall von Karlheinz Busen [FDP]) 

Zweiter Punkt: ÖPP. Ich freue mich über jede Diskus-
sion und mögliche Modelle, wie man Infrastruktur 
bauen und verwirklichen kann. Ich lasse mir auch 
gerne Hinweise geben, wie das noch besser geht. 
Aber in diesem Fall, lieber Kollege Bayer, vertraue 
ich lieber Kurt Bodewig als Ihnen. Und Kurt Bodewig 
hat als ausgewiesener Fachmann gesagt, dass ÖPP 
im Bereich Verkehrssanierung und Verkehrsbau für 
ihn ein wichtiger Baustein ist, um die Ziele zu errei-
chen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht Herr Kollege Fricke. 

Stefan Fricke (PIRATEN): Herr Präsident! Hohes 
Haus! Werte Kolleginnen und Kollegen! Bürger und 
Freunde zu Hause und unterwegs! Heute geht es um 
den Ausbau des ÖPP, auf Neudeutsch auch gerne 
Public-private-Partnership genannt, abgekürzt PPP. 
PPP? Da war doch was? Ja, genau: PPP – Pleiten, 
Pech und Pannen. Das passt wie die Faust, Pardon, 
wie der Reifen ins Schlagloch. Und ich meine diese 
Schlaglöcher auf der A1 und nicht nur die in Nieder-
sachsen. Wir haben ja genügend eigene auf unse-
rem Teilstück, dem PPP-sanierten Teilstück der A1 
in der Nähe der Landesgrenze zu Niedersachsen. 

Das ist aber irgendwie komisch. Da wird für viel 
Geld – deutlich mehr, als es die öffentliche Hand in 
Eigenregie kosten würde – in PPP ein Teilstück einer 
überlasteten Autobahn ausgebaut und saniert. Und 
kaum ist dieser Ausbau beendet, darf sich das Land 
nicht nur mit dem Bauunternehmen, sondern auch 
mit den PPP-Gesellschaften darüber streiten, wie all 
diese Schlaglöcher, Risse und was auch immer in 
diesem Teilstück saniert werden und wer die Kosten 
hierfür übernimmt. Die Einzelheiten dieser PPP-
Geschichte sollten Ihnen ja geläufig sein. 

Wo früher der auftragnehmende Generalunterneh-
mer in Haftung und Pflicht stand und für das Land der 
einzige Ansprechpartner und notfalls Gegner vor Ge-
richt war, steht jetzt noch eine Instanz dazwischen. 
Das ist – ironisch formuliert – ökonomisch sicherlich 
außerordentlich sinnvoll, keine Frage.  

„Fein, aber wir profitieren doch von der PPP“, meint 
zumindest die CDU. – Äh, Moment mal, wo denn 
bitte genau? 
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Ach, übrigens noch etwas Brisantes: Nordrhein-
Westfalen ist das Bundesland mit den ausgedehn-
testen Mafia-Strukturen und den daraus resultieren-
den Problemen. Und der Bausektor ist traditionell – 
nicht nur im Herkunftsland der Ehrenwerten Gesell-
schaft – ein klassischer Spielplatz dieser zu uns im-
portierten kriminellen Strukturen. Mit den immer stär-
ker verschachtelten Gebilden zur Finanzierung und 
zum Betrieb ist er ein optimales Versteck für Aktivitä-
ten wie Geldwäsche, Korruption und geplanten 
Pfusch am Bau. Wer hier eine Brücke zurück auf die 
A1 schlägt, ist ein böser Wicht! Berlusconis Freunde 
lassen Sie grüßen, werte CDUler! 

Wenn also Kollege Voussem behauptet, in unserem 
Bundesland fehle es an der Umsetzung der PPP, 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

dann freue ich mich, dass ich dazu beigetragen 
habe, ihm ein wenig zusätzliche Sachkenntnis ver-
mittelt zu haben. 

Herr Kollege Rasche, ich stimme Ihnen zu: Wir brau-
chen mehr Transparenz. Aber Transparenz muss 
doch auch dann gegeben sein, wenn ein Projekt 
nicht mittels PPP finanziert werden kann. Insofern 
muss es für Transparenz auch Lösungen ohne PPP 
geben. Da kann PPP nicht der alle seligmachende 
ultimative Transparenzgedanke sein. Es muss auch 
anders gehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht Herr 
Minister Groschek. 

(Jochen Ott [SPD]: So, jetzt zur Klarheit und 
Wahrheit!) 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Unbestreitbar ist der Unterhaltungs-
wert unserer verkehrspolitischen Diskussionen im 
Laufe der Jahre gewachsen. Auch das ist eine Wert-
schätzung an und für sich – von der Drögheit hin zu 
einer lebendigen Diskussion. Das zeigt, dass das In-
teresse an diesem Thema gewachsen ist. Das finde 
ich gut. 

Jetzt kommen wir zu den Ländern. Die Länder haben 
ein klares Navi, der Bund hat leider bislang nur einen 
Störfall – das hat Herr Staatssekretär Barthle offen-
bart, indem er sagte, das Zweieinhalb-Seiten-Schrei-
ben von Herrn Staatssekretär Ferlemann sei nicht 
die abgestimmte Position der Bundesregierung – die 
gibt es nämlich nicht –, sondern ein Vorschlag des 
Bundesverkehrsministers. 

Deshalb haben wir auf der einen Seite „16 gleich 
eins“; das heißt, alle Länder. Und Nordrhein-Westfa-
len ist die Brücke zwischen Winnie Hermann, Baden-
Württemberg, und Joachim Herrmann, Bayern – 
wichtig: Brückenbauer! 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Auf der anderen Seite haben wir „drei ungleich eins“. 
Warum? Weil drei Bundesministerien – deren Appa-
rate – etwas ganz Unterschiedliches wollen.  

Dobrindt will sein Geld loswerden und weiß, dass der 
Planungsvorlauf verhindern wird, dass es unter den 
jetzigen Bedingungen zeitgerecht unters Volk bzw. 
auf die Straße kommt. 

Schäuble will die gesamte Infrastrukturfinanzierung – 
vielmehr seinen Apparat – aus dem Bundeshaushalt 
heraushalten und will das im Wesentlichen maut- 
und kapitalmarktfinanziert hinbekommen. 

Der Apparat des Bundeswirtschaftsministeriums will 
das Ganze mit Hilfe der Fratzscher-Kommission im 
Grunde in Richtung Privatisierung öffnen. All das hat 
aber nichts mit rationalen Überlegungen zum Lösen 
der Investitionsbremse zu tun. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Wir müssen nicht die Verfassung ändern, um die In-
vestitionsbremse zu lösen, sondern die Finanzie-
rung. Wir brauchen endlich eine überjährige, projekt-
bezogene Finanzierung. Deshalb laden wir den Bund 
ein, eine Finanzierunggesellschaft zu gründen. Herz-
lich willkommen, wenn er denn gründen will. 

Wir müssen nicht die Verfassung ändern, um die In-
vestitionsbremse zu lösen, sondern das Manage-
ment der Auftragsverwaltung. Das ist der kürzere Zü-
gel. Natürlich, auch die Landesparlamente müssen 
davor bewahrt werden, im Überschwang der Gefühle 
zu große Kürzungen bei den jeweiligen Landesbe-
trieben umzusetzen. Dann werden sie nämlich nicht 
ihrer Verpflichtung als Bundesauftragsverwaltung 
gerecht. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Sie jedenfalls sind ihr beim Personalabbau nicht ge-
recht geworden. Lieber Herr Voussem, Sie haben im 
doppelt verglasten Glashaus gesessen. 

Wer die Investitionsbremse lösen will, muss nicht die 
Verfassung ändern, sondern das Planungsrecht für 
Ersatzneubauten. Der Bund war in der Vergangen-
heit eh nicht besser als die Länder. Die Bundeswas-
serstraßenverwaltung und der Zustand unseres 
Schienennetzes in Deutschland sind Beleg dafür. 
Und aktuell ist der Zustand allenfalls gleich gut. 

Das beste Beispiel, der beste Beweis dafür ist 
DEGES. Wir haben zwei Brücken, baugleich: A1 – 
Rheinquerung, A40 – Rheinquerung; die eine Lan-
desbetrieb, die andere DEGES. Beide Bauvorhaben 



Landtag   02.03.2016 

Nordrhein-Westfalen 10915 Plenarprotokoll 16/106 

 

leiden unter einer viel zu langen Planungsphase im 
Vorlauf des Bauens. Bevor ich den ersten Euro abru-
fen darf, vergehen bis zu sieben Jahre – nicht etwa, 
weil die Ingenieure sieben Jahre bräuchten, um die 
Brücke zu konstruieren, sondern weil der Planungs-
marathon inzwischen so irre lang geworden ist – un-
ter anderem durch EU-Recht-Vorgaben –, dass 
sechs Jahre vergehen, bevor überhaupt der erste 
Euro rollt, um damit eine Brücke zu bauen. 

Im Bereich des Ersatzbaus ist das zu lang, unzumut-
bar lang. Hier muss Planungsrecht drastisch verkürzt 
und vereinfacht werden. Dazu lade ich den Bundes-
verkehrsminister herzlich ein. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

ÖPP – das ist keine ideologische Nummer. Lesen 
Sie das bitte in unserem Koalitionsvertrag nach. 
Selbst Dobrindt sagt heute nicht mehr, das sei ein Fi-
nanzierungsinstrument, sondern Dobrindt sagt: Das 
ist eine Beschaffungsvariante, die möglicherweise 
dabei hilft, zusätzlich Geld schnell los zu werden. 

(Jochen Ott [SPD]: So ist das!) 

Da zahle ich als Bundesverkehrsminister dann gern 
einen Aufpreis; Hauptsache, ich werde das Geld quitt 
und muss mich nicht vor dem Bundesfinanzminister 
rechtfertigen. Noch mal: Beschaffungsvariante, nicht 
Finanzierungsvariante. 

Was wollen wir machen? Wir wollen diese Beschaf-
fungsvariante da prüfen, wo unser eigentliches Be-
triebsvermögen, das Wissen, die Erfahrung, das 
Know-how unseres Landesbetriebs, Eingang finden 
kann. Wir wollen unseren Betriebsdienst nicht aus-
grenzen, sondern wir wollen bei ÖPP-Projekten ge-
währleistet wissen, dass er dabei ist und – wenn 
schon, denn schon – der nordrhein-westfälische Mit-
telstand nicht in die Röhre schaut. 

Wir brauchen keine riesigen Baulöwen, die uns hier 
die Butter vom Brot fressen, sondern wir wollen die 
heimische Wirtschaft stärken, wenn wir zu diesem In-
strument greifen.  

Das sollte eigentlich eine Einladung sein, die auch 
Sie überzeugt, Herr Kollege Voussem. Aber leider 
vertun Sie sich bei der Zeitgeist-Reiterei. Für Sie 
bleibt das immer ein Rodeo, bei dem der Gaul Sie 
abwirft. Sie reiten lieber totgelatschte Gäule, und das 
hat sich noch nie bewährt. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Jo-
chen Ott [SPD]: Bravo!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg:  Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Wir sind somit am Schluss der 
Aussprache und kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen erstens ab über den Antrag der Fraktion 
der CDU Drucksache 16/8643. Der Ausschuss für 

Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 
empfiehlt in Drucksache 16/11094, den Antrag 
Drucksache 16/8643 abzulehnen. Wir kommen somit 
zur Abstimmung über den Antrag Drucksache 
16/8643 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht 
zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der An-
trag Drucksache 16/8643 gegen die Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion der Pira-
ten sowie des fraktionslosen Abgebordneten 
Schwerd bei Enthaltung der FDP-Fraktion und bei 
Zustimmung der CDU-Fraktion abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/11294. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag mit 
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ge-
gen die Stimmen der CDU-Fraktion, der Piraten und 
des fraktionslosen Abgebordneten Schwerd bei Ent-
haltung der FDP-Fraktion angenommen. 

Ich rufe auf: 

8 Kulturelles Erbe schützen, Freiheit von Kunst 
und Kultur bewahren und stärken – Gesetzent-
wurf zum Kulturgutschutz muss gründlich 
überarbeitet werden 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/10915 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die FDP-
Fraktion Frau Kollegin Schmitz das Wort. 

Ingola Schmitz (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Eine neue im Mai 2014 in Kraft getretene EU-
Richtlinie, aber auch – meine liebe Landesregierung, 
ich kann es Ihnen leider nicht ersparen, das zu sa-
gen – … 

(Unruhe) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen, es mag sein, dass der eine 
oder andere eine wichtige Besprechung zu führen 
hat, aber dann tun Sie das bitte außerhalb des Ple-
narsaals. – Frau Kollegin Schmitz, Sie haben das 
Wort. 

Ingola Schmitz (FDP): Danke schön. – … die skan-
dalöse Art und Weise, in der die nordrhein-westfäli-
sche Landesregierung in den vergangenen Jahren 
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mit Kunst in öffentlicher Hand umgegangen ist, sind 
Anlass für eine grundlegende Neuordnung des Kul-
turgutschutzes in Deutschland.  

Auch der Bericht der Bundesregierung aus dem Jahr 
2013, der die Erfahrungen in den Ländern wiederge-
geben und dem Kulturgutschutz ein schlechtes 
Zeugnis ausgestellt hat, zeigt dringenden Hand-
lungsbedarf auf. 

Der im Sommer 2015 durch die Bundesregierung 
lancierte verfrühte und unausgegorene Gesetzent-
wurf zur Neuregelung des Kulturgutschutzrechts 
wurde von der gesamten Kulturszene zu Recht 
scharf kritisiert. Zwar sind die Ziele, die im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens als Grundlage für die 
Initiative genannt werden, durchaus anerkennens-
wert; sie werden mit den geplanten Maßnahmen und 
Vorschriften jedoch nicht erreicht werden.  

Durch die pauschale Verdächtigung und Einschrän-
kung von Tausenden rechtschaffenden Künstlern, 
Sammlern oder Händlern wird kein nachhaltiger Bei-
trag zum Kulturgutschutz geleistet. Dafür drohen die 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Eingriffe in Eigen-
tumsrechte, die bürokratischen Verfahren und reali-
tätsfernen Vorgaben, dem Museumsstandort 
Deutschland, dem Kunsthandel, dem kulturellen 
Austausch mit anderen Ländern sowie vielen Samm-
lern massiv zu schaden. 

Dass die genannten Betroffenen ihre Bedenken sehr 
lautstark und geballt formuliert haben, überrascht of-
fenbar auch die zuständige Beauftragte der Bundes-
regierung für Kultur und Medien. Dafür spricht, dass 
sie relativ rasch eine grundlegende Überarbeitung 
des Gesetzentwurfes versprochen hat. Ein schwerer 
kulturpolitischer Schaden, eine massive Verunsiche-
rung der Kunstszene sowie ein enormer Vertrauens-
verlust waren mit diesem Schnellschuss allerdings 
bereits eingetreten. 

Ohnehin gelingt es auch dem dann im vergangenen 
November von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf nicht, die Verunsicherung zu beseitigen und 
weiteren Schaden vom Kunst- und Kulturstandort ab-
zuwenden, denn der Gesetzentwurf beinhaltet nach 
wie vor enorme Schwächen. So stellt er Sammler o-
der Händler von Kunst weiterhin genauso unter Ge-
neralverdacht wie private Sammler von wissen-
schaftlichen und historischen Gegenständen. 

Ebenfalls fehlen eine klare Definition von national be-
deutendem Kulturgut sowie eindeutige und transpa-
rente Kriterien, wann und wie ein Werk als national 
bedeutsam eingestuft werden kann. Das ist jedoch 
dringend nötig; denn Künstler, Eigentümer, Sammler 
und Händler müssen wissen können, welche Werke 
und Gegenstände überhaupt von den Regelungen 
umfasst sind und welche nicht. In diesem Zusam-
menhang müssen Definitionen, Abgrenzungen und 
Kriterien für Gegenstände bzw. Sammlungen entwi-
ckelt werden, die vorrangig von wissenschaftlichem 

oder historischem Wert sind. Dass die am Strand ge-
sammelte Muschelschale oder Fossilien einen ande-
ren Stellenwert haben müssen als die Münze aus 
Pergamon oder „Der Turm der blauen Pferde“, sollte 
eigentlich auf der Hand liegen. 

Als FDP-Fraktion sind wir außerdem der Ansicht, 
dass ein echter und effizienter Kulturgutschutz, der 
die Interessen der Allgemeinheit und der Einzelnen 
fair abwägt, ein Entschädigungsregime bedingt. Ein-
griffe in das Eigentumsrecht auf der Grundlage eines 
transparenten Kulturgutschutzrechts können begrün-
det sein.  

Wir unterstützen also das Anliegen der Gemein-
schaft, sogenanntes national bedeutsames Kulturgut 
zu definieren, zu identifizieren und zu schützen. 
Gleichzeitig sind wir jedoch der Ansicht, dass ein 
Staat, der etwas für so bedeutend hält, dass beson-
dere Regeln dafür vorgesehen werden und sogar in 
das grundgesetzlich geschützte Eigentumsrecht ein-
gegriffen werden kann, auch die entsprechende Ver-
antwortung dafür übernehmen muss. 

Das heißt, es muss die Bereitschaft vorhanden sein, 
sich dieses Anliegen auch etwas kosten zu lassen. 
Eine Kostenlos-Mentalität beim Staat darf es nicht 
geben. 

(Andreas Bialas [SPD]: Hört, hört!) 

Deshalb muss ein transparentes Entschädigungs-
verfahren für national bedeutsames Kulturgut ge-
schaffen werden. 

Mit großer Sorge haben wir die Anmerkungen des 
Bundesrates zum Gesetzentwurf zur Kenntnis ge-
nommen. Dass scheinbar auch die Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen den ohnehin problemati-
schen Entwurf noch einmal erheblich verschärfen 
will, ist bedenklich. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit! 

Ingola Schmitz (FDP): Ich komme sofort zum Ende, 
Herr Präsident. – Es kann aus kulturpolitischer Sicht 
nicht unser Wunsch sein, das vorgesehene Sachver-
ständigengremium zur Begutachtung von potenziel-
lem national bedeutsamem Kulturgut zu entmachten 
und diese sensiblen und bedeutenden Fragen der 
Kulturbürokratie zu überlassen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Jetzt ist die Re-
dezeit aber um! 

Ingola Schmitz (FDP): Sehr geehrte Damen und 
Herren, ich muss jetzt zum Ende kommen. 

(Heiterkeit) 
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Ich werbe deshalb für den Antrag der FDP-
Fraktion. – Vielen Dank. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schmitz. – Für die SPD-Fraktion 
spricht der Kollege Bialas. 

Andreas Bialas (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Kulturgutschutz ist nichts Neues. 
Es geht um die Wahrung des kulturellen Erbes. Es 
geht um den Schutz gegen die Abwanderung natio-
nalen Kulturgutes. Es geht aber auch darum, dass 
keine Märkte bestehen für Kunst, die aus Diebstäh-
len stammt, ebenso wenig, um Terrorregime zu fi-
nanzieren.  

Es geht um die Umsetzung einer EU-Richtlinie, an 
der sich bereits 24 von 28 EU-Staaten beteiligt ha-
ben. Insoweit ist es auch eine Anpassung an interna-
tionales Recht. Darüber hinaus ist es eine Zusam-
menfassung verschiedener Rechte, die bisher in drei 
Gesetzen normiert waren. Schließlich ist es weder 
eine Reaktion auf die Beckmann-Verkäufe in 2007 
noch auf die Warhol-Verkäufe. 

Die erste Vorlage des Gesetzentwurfs ist schon län-
gere Zeit in der Welt, und insbesondere darin fanden 
sich viele diskussionswürdige Punkte. Diese wurden 
auch umfangreich diskutiert: in öffentlichen Veran-
staltungen, in den Verbänden und auch in Fachzeit-
schriften. Wessen Stimme ich dabei nicht gehört 
habe, war die der FDP. 

Danach gab es eine zweite Vorlage, erschienen am 
15. September 2015. Das war der Gesetzentwurf des 
Bundes. Am 17. September 2015 habe ich im Aus-
schuss eine Anhörung zum Gesetzentwurf angeregt. 
Die Reaktion der CDU darauf war: Es handelt sich 
um ein Bundesgesetz; wir müssen die föderalen 
Ebenen beachten und sollten uns daher nicht so 
stark damit beschäftigen.  

Ich finde es übrigens hochinteressant, dass die Dis-
kussion in eine Auseinandersetzung über föderale 
Strukturen mündete. Die Ministerin hat in anderer 
Form ebenfalls Kritik geübt, indem sie fragte, wie es 
sein könne, dass eine Bundesgesetzgebung letzt-
endlich derartig in Landesrecht eingreifen könne. Die 
Einzigen, die dieses Thema angesprochen haben, 
waren allerdings SPD und CDU. Von der FDP habe 
ich auch dazu nichts gehört. 

Es kam dann nicht zu der Anhörung. Daher habe ich 
die Landesregierung darum gebeten, in der nächsten 
Ausschusssitzung darüber zu berichten, wie denn 
der Sachstand gewesen sei. Am 19. November 2015 
wurde diesbezüglich seitens der Ministerin umfang-
reich dargestellt, wie das Land Nordrhein-Westfalen 
zum Gesetzentwurf steht und welche Kritikpunkte es 
anzubringen hat. Da ging es vor allen Dingen um die 

Prüfungsfristen und die Eingriffsbefugnisse des Bun-
des; es ging auch um die Wahrnehmung von Verwal-
tungsaufgaben und die damit verbundenen Kosten. 
Auch da – das darf ich Ihnen sagen – habe ich die 
Stimme der FDP nicht vernommen. 

Es kam dann am 18. Dezember 2015 zur Beratung 
im Bundesrat. Zu diesem Zeitpunkt haben Sie die 
erste Pressemitteilung herausgegeben. Jetzt liegt 
uns ein Antrag vor, und dazu kann ich Ihnen sagen: 
Herzlichen Glückwunsch! Die gesamte bisherige De-
batte haben Sie im Grunde genommen komplett ver-
schlafen. 

Wir werden den Antrag selbstverständlich überwei-
sen. Wir werden dann selbstverständlich auch noch 
über einzelne Punkte sprechen. Allerdings – auch 
das kann ich Ihnen sagen – stellen die Punkte in Ih-
rem Antrag inhaltlich schlicht und ergreifend den al-
ten Stand der ersten Gesetzesnovelle dar.  

In Ihren Punkten wollen Sie immer Dinge skandali-
sieren, die längst geklärt sind. Des Weiteren haben 
Sie stets den falschen Eindruck, dass viele Leute 
sehr betroffen seien. So betroffen sind die aber gar 
nicht. Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang mit-
teilen, dass der Bundesverband Bildender Künstle-
rinnen und Künstler sich schon sehr frühzeitig zu die-
ser Thematik geäußert hat, und zwar dahin gehend, 
dass er vor einer überhitzten Debatte warne und 
Sachlichkeit anmahne. 

Auch die Ministerin hat darauf hingewiesen, dass sie 
mit der neuen Novelle noch nicht vollends glücklich 
ist. Wir sind es auch nicht. Wir haben noch einige 
Punkte, die uns der Kulturrat dankenswerterweise 
mit an die Hand gegeben hat. Darüber werden wir 
reden, und wir werden schauen, wie wir diese Punkte 
noch in die Verhandlungen einbringen können. 

Selbstverständlich überweisen wir den Antrag. Aber 
jetzt hier so zu tun, als würde das Kulturgut durch die 
FDP gerettet werden, ist – ich hatte es eben schon 
gesagt – nicht richtig; das ist, gelinde gesagt, nur eine 
späte Reaktion auf eine verschlafene Debatte. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die CDU-Fraktion spricht der Kol-
lege Solf. 

Michael-Ezzo Solf (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe FDP, ich habe 
durchaus Verständnis für eine Partei, die versucht, 
über die Landesparlamente Einfluss zu nehmen, weil 
sie im Bundestag nicht mehr vertreten ist. Aber jetzt 
schießen Sie doch gewaltig über das Ziel hinaus. 
Wenn Sie in Ihrem Antrag davon sprechen, dass der 
Gesetzentwurf – ich zitiere – faktisch einen großen 
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kulturpolitischen Flurschaden anrichte, dann be-
schleicht jedenfalls mich so ein bisschen das Gefühl, 
dass Sie hier eher Klientelpolitik betreiben, als tat-
sächlich den Schutz unseres kulturellen Erbes im 
Blick zu haben. 

Auch ich referiere ganz kurz die Fakten. Um den 
Schutz des Kulturgutes umfassend zu stärken und 
um besser gegen den illegalen Handel mit Kulturgut 
vorzugehen, will die Bundesregierung die bisher be-
stehenden Gesetze im Bereich des Kulturgutschut-
zes in einem neuen einheitlichen Gesetz zusammen-
führen und darin auch neues EU-Recht, nämlich die 
Rückgaberichtlinie von Mai 2014, umsetzen. Dar-
über hinaus soll die Umsetzung der UNESCO-
Konvention von 1970 verbessert und deutsches 
Recht an internationale Standards angepasst wer-
den.  

Ein- und Ausfuhrregelungen sollen die Sorgfalts-
pflichten beim Erwerb von Kulturgut stärken. Sie wis-
sen: die Verhinderung von Handel mit archäologi-
schen Raubgrabungsstücken ist ein gewaltiges 
Thema.  

Im Bundeskabinett ist der Gesetzentwurf am 4. No-
vember 2015 beschlossen worden. Mitte Dezember 
2015 nahm dann der Bundesrat zur geplanten Neu-
regelung Stellung. In ihrer Gegenäußerung wiede-
rum stimmte die Bundesregierung – vor drei Wochen 
war es, glaube ich – einzelnen Vorschlägen zu. An-
dere Punkte sollten im weiteren parlamentarischen 
Verfahren noch geprüft werden. – So weit die Fak-
tenlage. 

Nun komme ich zur Begleitmusik. Es hat mich schon 
sehr erstaunt, was für eine Resonanz der Gesetzent-
wurf im feuilletonistischen Blätterwald und bei den 
verschiedensten Interessenten gefunden hat. Da war 
die Rede vom „gläsernen Bürger“, wenn er denn 
Kunst besitzt, und von massenweiser „kalter Enteig-
nung“. Sogar die „Zerstörung des deutschen Kunst-
marktes“ wurde beschworen.  

Wenn solche Parolen im Spiel sind, werde ich immer 
ganz vorsichtig; denn offensichtlich sind hier massive 
Einzelinteressen berührt, denen gegenüber ich 
gerne sagen möchte: Es wird gewiss nicht alles so 
heiß gegessen, wie es nach Ihrer Behauptung ge-
kocht wird.  

Schon der Referentenentwurf vom Sommer 2015 
war in wichtigen Punkten modifiziert worden. Das 
Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht vorbei. 

Ein Blick in die Schweiz mag Sie vielleicht beruhigen. 
Dort schlugen vor einigen Jahren die Wellen des 
Kunsthandels auch sehr hoch, bzw. sie wurden sehr 
hoch geschlagen, als ein Kulturgutschutzgesetz ver-
abschiedet wurde. Lesen Sie es einmal in der 
„Neuen Zürcher Zeitung“ nach: Heute lebt der Kunst-
handel in der Schweiz sehr gut mit diesem Gesetz. 

Ich habe jedenfalls nirgendwo etwas vom Zusam-
menbruch des schweizerischen Kunstmarktes gele-
sen. 

Liebe FDP, selbst Kritiker des Gesetzentwurfs attes-
tieren den Regelungen zu ausländischen Kulturgü-
tern eine sinnvolle und wichtige Stoßrichtung. Diese 
machen einen bedeutenden Teil des Gesetzentwur-
fes aus, die Sie in Ihrem Antrag aber nur am Rande 
erwähnen.  

In der Kritik stehen jetzt noch die Regelungen zum 
Abwanderungsschutz. Da kann man sicherlich über 
eine Definition von „national bedeutsamem Kultur-
gut“ streiten und sicherlich auch darüber, ob die pure 
Anwesenheit eines Kunstwerks auf deutschem 
Staatsgebiet tatsächlich identitätsstiftende Bedeu-
tung für eine Gesellschaft entfalten kann.  

Für die Identität einer bestimmten Region aber kann 
ein Kunstwerk sicherlich eine beträchtliche Bedeu-
tung haben. Dies konnten wir geradezu hautnah hier 
in Nordrhein-Westfalen anhand der öffentlichen Em-
pörung über das kulturlose Verhalten – übrigens un-
gebremst vonseiten der Ministerpräsidentin – des 
hiesigen Finanzministers beim Umgang mit der 
Kunstsammlung der ehemaligen WestLB feststellen.  

Wir leben in einem föderalen Staat. Deshalb ist es 
richtig, wenn der Bundesrat darauf besteht, dass Kul-
tur eine Sache der Länder ist. Ich halte fest: Es gibt 
sicherlich noch das eine oder andere zu klären. Aber 
die Kulturwelt und, liebe FDP, auch der Kunstmarkt 
werden sicherlich nicht untergehen.  

Ich freue mich daher auf eine – bitte entspannte – 
Diskussion im Ausschuss.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Fraktion die Grünen spricht 
Herr Kollege Keymis.  

Oliver Keymis (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben den Antrag gele-
sen. Er ist ja sehr ausführlich. Frau Schmitz, Sie bit-
ten um Überweisung. Dem werden wir zustimmen.  

Ich gebe zu, der frühere Entwurf, der auf Bundes-
ebene vorgelegt wurde, hat für viele Debatten ge-
sorgt. Meiner Ansicht nach war manche Debatte 
auch sehr überhitzt; darauf hat Herr Solf richtig hin-
gewiesen. Diese Form der Diskussion sollten wir 
nicht fortführen, weil das ein ernstes und wichtiges 
Thema ist.  

Es ist auch richtig, im Rahmen der EU-Anpassung 
dafür zu sorgen, dass mehr Rechtssicherheit ent-
steht und Instrumente an die Hand gegeben werden, 
um Kulturgut wirksam zu schützen. Das ist gut. Was 
in Berlin zunächst durch die Kulturstaatsministerin 
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Grütters verursacht wurde, war nur in Teilen erfreu-
lich. Ich fand es jedenfalls eher unerfreulich. Das hat 
ganz viele Menschen sozusagen auf die Bäume ge-
jagt. 

Dann gab es im September letzten Jahres den zwei-
ten Entwurf, der bereits eine gewisse Überarbeitung 
darstellte. Dann war die Diskussion schon etwas 
sachlicher. Alle, mit denen ich darüber gesprochen 
habe, plädieren hier für eine sachliche Debatte. Es 
hilft nicht, sich heißzureden.  

Das Thema ist kompliziert. Es ist für die Öffentlichkeit 
nicht leicht nachvollziehbar, um was es wirklich geht. 
Ein zentraler Begriff wird aber immer wieder disku-
tiert: das „national wertvolle Kulturgut“. Von dieser 
Frage hängt ab, was frei gehandelt werden kann und 
was nicht.  

Ich möchte hierzu einen Vorschlag aufgreifen, der 
von unserer grünen Bundestagsfraktion gemacht 
wurde. Das ist ein Bundesgesetz, das also dort fe-
derführend behandelt und nicht hier im Land.  

Ein Gericht hat 1993 ausgeführt, dass man da im 
Grunde keine Festlegung treffen könne. Gleichwohl 
müsse man überlegen, ob man nicht eine Art Hand-
reichung diskutieren sollte, die betroffenen Museen, 
Händlern, Sammlern usw. zur Verfügung gestellt 
wird. So könnte eine gewisse Transparenz darüber 
hergestellt werden, was „national wertvolles Kultur-
gut“ ist. Ausgewiesene Expertinnen und Experten 
wüssten dann ein bisschen mehr damit anzufangen, 
wenn sie einen solchen Kriterienkatalog vorliegen 
hätten.  

Der Vorschlag lautet jedenfalls, zu dieser Frage ei-
nen runden Tisch zu gründen und gemeinsam mit 
den Expertinnen und Experten darüber zu diskutie-
ren, um auf diese Art und Weise eine etwas genau-
ere Definition entwickeln zu können, als es derzeit 
der Fall ist.  

Diesen Vorschlag können wir durchaus unterstützen. 
Ansonsten ist es natürlich wichtig, dass der Raub-
handel eingeschränkt wird. Es ist überhaupt keine 
Frage, dass er effektiv und nachhaltig bekämpft wer-
den muss.  

Es gibt auch Fachleute, die das insgesamt sehr kriti-
siert haben. In diesem Zusammenhang habe ich vor 
einigen Tagen mit Interesse den Artikel „Scherben-
haufen“ im „SPIEGEL“ gelesen. Insofern ist das ein 
Punkt, der auf jeden Fall kritisch gesehen werden 
sollte. Wir werden das im Ausschuss noch diskutie-
ren.  

Die Frage, die sich insgesamt stellt, lautet: Warum 
kommen Sie erst jetzt damit heraus? Die Diskussion 
läuft nun schon weit über ein halbes Jahr. Für unsere 
Regierung hat sich Frau Ministerin im Bundesrat am 
18. Dezember dazu klar positioniert. Insofern sind wir 
an der Stelle – jedenfalls im Moment – gar nicht in 
der Diskussion, sondern die Diskussion läuft auf der 

Ebene des Bundesrates und insbesondere im Bun-
destag, wo die Gesetzgebung derzeit beraten und 
noch eine Anhörung erfolgen wird. Die Dinge laufen 
also auf ganz anderen Ebenen als hier im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen.  

Gleichwohl: Ihr Antrag wird überwiesen, und wir wer-
den darüber weiter sprechen. Daran beteiligen wir 
uns immer gern. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht Kollege Lamla. 

Lukas Lamla (PIRATEN): Sehr geehrter Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man 
als letzter Vertreter der Fraktionen spricht, fällt es 
häufig schwer, noch etwas Neues zu extrahieren.  

Wir hörten bereits: Die Debatte ist in vollem Gange. 
Das Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht abge-
schlossen. Es ist aber auch ganz gut, dass wir uns 
vielleicht noch einmal im Ausschuss damit beschäfti-
gen. Daher möchte ich an dieser Stelle der FDP-
Fraktion für diesen Antrag danken, der uns die Gele-
genheit dazu gibt.  

Die durchaus kontroverse Berichterstattung hat unter 
den Künstlerinnen und Künstlern sowie den Perso-
nen aus dem Bereich von Kunsthandel und Galerien 
durchaus Unsicherheiten erzeugt. Vielleicht ist eine 
Debatte im Ausschuss eine Möglichkeit, diese Be-
denken und Ängste zu nehmen.  

Die jeweiligen Personen, Künstlerinnen und Künst-
ler, befürchten, dass es durch Ausfuhrverbote zu gro-
ßen Nachteilen für die Kunst- und Kulturstandorte 
Deutschland und Nordrhein-Westfalen kommen 
wird, dass es da Schäden gibt. Es gibt durchaus Be-
denken bezüglich des Datenschutzes und des 
Schutzes der Privatsphäre. Es gibt durchaus auch 
eine interessante Debatte zum nationalen Kulturgut. 
Der Kollege Keymis hat das auch schon erwähnt.  

Wir müssen uns darüber unterhalten, was mit Samm-
lungen passiert, die mit öffentlich-rechtlichen Mitteln 
aufgebaut wurden. Fallen sie pauschal unter das na-
tionale Kulturgut oder nicht? Wäre das gut oder wäre 
das schlecht? Das sind durchaus interessante Fra-
gen.  

Insofern freue ich mich auf die Debatte im Aus-
schuss. Wir Piraten stimmen der Überweisung 
selbstverständlich zu. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.  

(Beifall von den PIRATEN) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lamla. – Für die Landesregierung 
spricht Frau Ministerin Kampmann. 

Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch ich habe mich gefragt, warum dieser Antrag ge-
rade jetzt oder gerade erst jetzt kommt. Denn Oliver 
Keymis hat es eben gesagt: Wir hatten vor einigen 
Tagen eine wirklich gute und sachbetonte Debatte im 
Bundestag dazu.  

Wenn man sich Ihren Antrag durchliest, beschleicht 
einen das Gefühl, dass gerade die sachorientierte 
Debatte etwas damit zu tun haben könnte, dass die 
FDP eben nicht mehr im Bundestag vertreten ist. 
Denn dabei sind die breite Zustimmung zu diesem 
Gesetzentwurf und der Wille, an diesem Gesetzent-
wurf konstruktiv mitzuarbeiten, deutlich geworden.  

Genau das, verehrte Kolleginnen und Kollegen von 
der FDP, wünsche ich mir auch hier: dass wir sacho-
rientiert diskutieren. Ich bin mir sicher, das werden 
wir im Ausschuss auch noch tun, damit wir in dieser 
Sache wirklich vorankommen. Denn das Ziel eines 
wirksamen Kulturgutschutzes haben Sie im Auge. 
Das wird in Ihrem Antrag durchaus deutlich.  

Aber mich beschleicht das Gefühl, wenn ich Ihren 
Antrag lese, dass Sie sich dabei in Destruktivität ver-
lieren, sodass man vergeblich nach Lösungen sucht, 
wie aus Sicht der FDP tatsächlich zu einer Lösung 
gekommen werden soll. Denn wenn ich mir Ihren An-
trag durchlese, frage ich mich, was er eigentlich bie-
tet.  

Ich finde: Er bietet nicht viel Neues. Er bietet die alt-
bekannte Mischung aus liberaler Politik von Warnun-
gen vor Eingriffen in Eigentumsrechte, vor Bürokrati-
sierung und staatlicher Willkür und vor dem Nieder-
gang des Marktes – also genau die Dogmen, mit de-
nen die FDP quasi unabhängig vom Gegenstand 
versucht, mit so beeindruckendem Erfolg Politik zu 
machen, dass man zumindest nicht mehr komplett 
ausschließen kann, dass sie eines Tages wieder die 
5 % in einem Landesparlament erreicht.  

Wir haben über all diese Punkte schon bei ihrer 
Mündlichen Anfrage im Landtag im Dezember aus-
führlich gesprochen. Ich bin mir sicher, Sie erinnern 
sich.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Ingola 
Schmitz zulassen?  

Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Ja, ich habe sie schon 
die ganze Zeit gesehen. Sehr gerne.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön. 

Ingola Schmitz*) (FDP): Vielen Dank, Frau Ministe-
rin, dass Sie die Frage zulassen. – Frau Ministerin, 
nehmen Sie zur Kenntnis, dass die FDP ebenfalls 
das Kulturgutschutzgesetz begrüßt und an einer kon-
struktiven Kritik interessiert ist?  

Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Das hoffe ich. Ich 
habe eben gesagt, dass das Ziel, dass auch Sie sich 
für einen wirksamen Kulturgutschutz einsetzen wol-
len, im Antrag deutlich wird. Allerdings verstehe ich 
die weitere Antragsbegründung und die Handlungs-
empfehlungen aus dem Antrag nicht wirklich. Aber 
ich werde darauf im Rahmen meiner weiteren Rede 
noch stärker eingehen.  

Denn Sie haben aus meiner Sicht in diesem Antrag 
die Fragen, die schon öffentlich und medial breit dis-
kutiert werden, noch einmal mehr oder weniger will-
kürlich zusammengetragen. Ich finde, Sie tragen da-
mit nicht zur nötigen Klarheit in der Debatte bei, weil 
sie damit in diesem Antrag auch noch Themen ver-
mischen, zum Beispiel das Verfahren zur Eintragung 
national wertvollen Kulturguts auf der einen Seite und 
die Genehmigung zur Ausfuhr von Kulturgut auf der 
anderen Seite. Mit diesen Begriffsverwirrungen be-
schwören Sie einen großen kulturpolitischen Flur-
schaden, wie Sie sagen. Ich finde, Sie tun damit ge-
nau das, was Sie anderen vorwerfen: Sie sorgen 
nämlich für Verunsicherung. Das kann diese Debatte 
nicht gebrauchen.  

(Beifall von Andreas Bialas [SPD]) 

Denn dabei werden im Endeffekt nur wenige Kunst-
werke tatsächlich von einer Eintragung überhaupt 
betroffen sein. Ich bin mir sicher, dass auch Sie wis-
sen, dass in 24 von insgesamt 26 EU-Staaten bereits 
ähnliche Ausfuhrregelungen bestehen, wie sie jetzt 
für Deutschland vorgesehen sind. Deshalb fordere 
ich Sie auf: Lassen Sie die Kirche einfach mal im Dorf 
und hören Sie auf, da Verunsicherung zu schüren, 
wo Politik eigentlich Rechtssicherheit herstellen 
sollte.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Länder 
haben sich bei der Bundesratssitzung – das ist schon 
angeklungen – am 18. Dezember ganz klar positio-
niert. Wir wollen einen wirksamen Kulturgutschutz, 
der in der Praxis funktioniert. Alle, die Verantwortung 
tragen, wollen wir angemessen und vor allem auf 
faire Art und Weise an dieser Aufgabe beteiligen.  

Die FDP kann sich vielleicht erlauben, bei dieser De-
batte Klientelinteressen in den Blick zu nehmen. Wir 
als Länder haben aber die Pflicht, dieses Gesetz in 
der Praxis umzusetzen, und zwar im Sinne des Kul-
turgutschutzes, und genauso die Verantwortung ge-
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genüber den Künstlerinnen und Künstlern, gegen-
über den Eigentümern und gegenüber den Samm-
lern wahrzunehmen.  

Dabei muss das, was Frau Grütters fordert, natürlich 
auch in der Praxis funktionieren. Das ist heute schon 
oftmals angeklungen. Es handelt es sich um ein Bun-
desgesetz, und die Länder haben dazu bereits aus-
führlich Stellung genommen.  

Einig sind wir uns, dass es noch Änderungen am Ge-
setzentwurf geben muss, damit dieser seine Wirkung 
auch so entfalten kann, wie es eigentlich vorgesehen 
ist. Deswegen freue auch ich mich auf einen weiteren 
konstruktiven Dialog und auf jeden weiteren Beitrag, 
der zu einem wirksamen Kulturgutschutz in Deutsch-
land beiträgt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir sind am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/10915 an den Ausschuss für Kultur und Me-
dien; die abschließende Beratung und Abstimmung 
sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem 
seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. Wer kann dem nicht folgen? Wer ent-
hält sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt  

9 Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen 
beenden – Klare gesetzliche Regelungen 
schaffen 

Eilantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/11287 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/11311 

Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
haben mit Schreiben vom 29. Februar 2016 fristge-
recht diesen Eilantrag eingebracht.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktionen 
dem Kollegen Bischoff das Wort.  

Rainer Bischoff (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Missbrauch von Leiharbeit und der Missbrauch von 

Werkverträgen wird seit Jahren beklagt. Er wird zu 
Recht beklagt.  

Um die Dimension auf NRW-Ebene deutlich zu ma-
chen: Allein in NRW haben wir 186.000 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf Leiharbeitsbasis im 
Jahre 2014 gehabt. Es gibt Schätzungen, dass jede 
dritte selbstständige Tätigkeit, jeder dritte Vertrag 
von Selbstständigen auf einem Werkvertrag beruht. 
Damit wird die Dimension deutlich und auch, dass 
beide Instrumente offensichtlich nicht nur als Aus-
nahmeinstrumente gelten, sondern in hohem Maße 
auch ein Missbrauch der Instrumente stattfindet.  

Um es am Anfang gleich deutlich zu machen: Wir 
wenden uns nicht gegen die Instrumente selbst, son-
dern gegen den Missbrauch der Instrumente. Leihar-
beit und Werkverträge können sinnvoll sein für kurz-
fristige Arbeitsvergaben, für kurzfristige Aufträge, die 
man bekommen hat, aber eben nicht als Regelinstru-
mente. Das wollen wir nicht. Sie wären dann sinnvoll, 
wenn sie ein Regularium hätten, wenn die Rahmen-
bedingungen gesetzlich hundertprozentig geklärt 
wären. Das ist derzeit nicht der Fall. Deswegen gibt 
es die breite und berechtigte Missbrauchsdebatte.  

Die Große Koalition hat in ihrem Koalitionsvertrag, 
unterschrieben von CDU, CSU und SPD, festgelegt, 
dass auf Bundesebene die gesetzliche Regelung er-
folgen soll, damit die Missbräuche, die in der Regel 
darin bestehen, dass Löhne unterlaufen werden, 
dass Arbeitnehmerschutzrechte und Mitbestim-
mungsrechte von Betriebsräten ausgehöhlt werden, 
eben nicht mehr passieren.  

Dieser Koalitionsvertrag auf Bundesebene sieht vor, 
dass in dieser Legislaturperiode die Rahmenbedin-
gungen zu regeln sind – übrigens auch im Sinne der 
nicht missbrauchenden Unternehmen. Denn das ver-
ändert die Konkurrenzsituation, zum Beispiel dann, 
wenn ein Unternehmen bei einer Auftragsvergabe 
per Lohndumping durch Leiharbeit bessere Bedin-
gungen hat als andere. Das ist eine Möglichkeit. Wir 
sehen im Bereich der Fleischindustrie aber auch, 
dass eine Sogwirkung entstehen kann: dass dann, 
wenn sich der Branchenführer dieser Instrumente 
bedient, die anderen Unternehmen das auch tun. Wir 
haben eine Untersuchung des MAIS, die ganz klar 
aufzeigt, dass die ganze Branche offensichtlich infi-
ziert ist und diese Instrumente missbräuchlich be-
nutzt. Alles das wollen wir verhindern, und das ist das 
Ziel der Koalitionsvereinbarung im Bund.  

Unser Antrag spricht sich in seinem Forderungskata-
log ganz deutlich dafür aus, dass wir mindestens die 
Bedingungen des Koalitionsvertrages erfüllt sehen 
wollen. Das ist wichtig; denn wir als Sozialdemokra-
ten und insbesondere ich als Gewerkschafter haben 
durchaus weitergehende Forderungen als die, die im 
Koalitionsvertrag stehen. Das, was im Koalitionsver-
trag von Berlin vereinbart worden ist, war ein Kom-
promiss. Man sieht das auch ein Stückchen an dem 
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Entschließungsantrag der Piraten. Herr Sommer, 
über das, was Sie dort hineinschreiben, würde ich 
gerne mit Ihnen diskutieren. Aber der Charakter die-
ses Antrages ist eben ein anderer. Wir wollen deut-
lich machen, dass der Bund, bitte schön, das erfüllen 
möge, was er in seinem Koalitionsvertrag festgelegt 
hat, was ja eindeutig ein Kompromiss war.  

Ich möchte es noch einmal inhaltlich ausführen. In der 
Koalitionsvereinbarung steht, dass die Höchstüberlas-
sungsdauer auf 18 Monate begrenzt werden soll, dass 
die gleiche Bezahlung des Leiharbeiters, verglichen 
mit der Stammbelegschaft, nach dem neunten Monat 
einzuführen ist und dass Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer nicht als Streikbrecher eingesetzt 
werden dürfen. Das sind die wesentlichen Punkte un-
serer Forderungen.  

Die Koalitionspartner in Berlin, also CDU und CSU, 
haben das unterschrieben. Insofern sind wir gleich 
höchst gespannt auf den Redebeitrag der CDU. Bei 
Herrn Alda habe ich nicht die Hoffnung, dass uns die 
FDP da gewaltig unterstützen wird, aber die CDU als 
Partei hat das in Berlin unterschrieben.  

Ich weiß, dass nach der Redeliste gleich Herr Berg-
mann sprechen wird, was mich ein wenig verwun-
dert. Es ist das zweite Mal hintereinander, dass in ei-
ner arbeitsmarktpolitischen Debatte, in der übrigens 
auch kein CDU-Mitglied des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales anwesend ist, kein Arbeits-
marktpolitiker redet. Ich spreche Herrn Bergmann 
überhaupt keine Kompetenz ab, aber das ist schon 
ein bisschen verwunderlich. Das haben wir bei Min-
destlohn auch schon erlebt, als Herr Wüst gespro-
chen hat, und die Arbeitsmarktpolitiker durch Abwe-
senheit geglänzt haben.  

Nichtsdestotrotz hoffe ich darauf, Herr Bergmann, 
dass Sie sich gleich auf Vertragstreue besinnen und 
für die CDU deutlich erklären werden, dass die CDU 
den Vertrag, den sie unterschrieben hat, auch einhal-
ten wird. – Mit dieser Hoffnung bedanke ich mich für 
Ihre Aufmerksamkeit und fürs Zuhören.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bischoff. – Für die grüne Fraktion hat nun 
Frau Kollegin Maaßen das Wort.  

Martina Maaßen (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Teilhaben – 
das geht nur mit gerechten Löhnen und guter Arbeit 
für alle. Deshalb wollen wir prekäre Arbeitsverhält-
nisse eindämmen, Minijobs ersetzen, den Miss-
brauch von Leiharbeit und Werkverträgen verhindern 
und das Tarifvertragssystem stärken.  

In den vergangenen zehn Jahren hat sich die Zahl 
der Leiharbeiter fast verdreifacht. Ende 2014 waren 
824.000 Menschen als Leiharbeiter beschäftigt. 

Meine Damen und Herren, Wirtschaft und Unterneh-
men benötigen Flexibilität. Sie benötigen Flexibilität, 
um Personalengpässe und Auftragsspitzen zu be-
wältigen. Leiharbeit und Werkverträge können hier 
eine Lösung sein.  

Aber es gibt auch Missbrauch – Herr Bischoff sprach 
es schon an –, den es einzudämmen gilt, nämlich 
dann, wenn mit diesen Instrumenten ausschließlich 
Lohnkosten gesenkt werden, wenn für die gleichen 
Tätigkeiten, die das Stammpersonal verrichtet, 
schlechtere Löhne gezahlt werden. Leiharbeitskräfte 
und Werkvertragsnehmer müssen fair und gerecht 
entlohnt werden und mehr Planungssicherheit erhal-
ten. 

Durch die 2012 eingeführte Lohnuntergrenze und 
den Mindestlohn haben sich die Bedingungen bei der 
Leiharbeit verbessert. Dies reicht uns jedoch nicht 
aus. Es wird der besonders geforderten Flexibilität 
und dem Schutzbedürfnis der Leiharbeitskräfte nicht 
gerecht. Zudem sind Leiharbeiter häufiger von Ar-
beitslosigkeit bedroht. Mehr als 50 % der Beschäfti-
gungsverhältnisse in der Leiharbeitsbranche enden 
bereits nach drei Monaten, und viele Beschäftigte 
werden wieder arbeitslos. Gleichzeitig wird von der 
Arbeitsagentur und den Jobcentern mit mehr als 
30 % überdurchschnittlich häufig in die Leiharbeits-
branche vermittelt. Festzustellen ist: Hier entstehen 
Drehtüreffekte, die wir so nicht zulassen können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass allein 
im zweiten Halbjahr 2013 rund 500 000 Leiharbeits-
verhältnisse neu geschlossen, dafür aber auch 
547 000 beendet wurden. Nur ein geringer Teil der 
Beschäftigten findet eine Festanstellung im Entleih-
betrieb. Es sind – je nach Untersuchung – zwischen 
7 und 10 %. Mit einer nachhaltigen Arbeitsintegration 
hat der hohe Anteil an Vermittlungen in Leiharbeit 
nichts zu tun. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die 
Höhe der Eingliederungszuschüsse an Leiharbeits-
firmen hinweisen. Allein drei Leiharbeitsfirmen, bei 
denen in 2013 zusammen knapp 120 000 Leiharbei-
ter beschäftigt waren, erhielten 2013 und 2014 fast 
10 Millionen € an Eingliederungszuschüssen. Aus 
grüner Sicht sind hier mehr Qualifizierung und Be-
gleitung Langzeitarbeitsloser und weniger Eingliede-
rungszuschüsse für Zeitarbeitsfirmen notwendig. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Beifall von Torsten Sommer 
[PIRATEN]) 

Im dritten Quartal 2015 lagen die durchschnittlichen 
Bruttostundenlöhne für Leiharbeiter bei 13 €. In der 
Folge ist das Verarmungsrisiko von Leiharbeitern be-
sonders groß. Ein überdurchschnittlich hoher Anteil 
muss aufstocken und zusätzlich zum Verdienst 
Grundsicherungsleistungen beantragen. Die aus 
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Steuermitteln getragenen Aufstockungskosten bei 
Leiharbeitern sind beträchtlich. Sie betrugen 2014 
fast 350 Millionen €.  

Ich komme nun kurz zu den Werkverträgen. Klassi-
sche Werkverträge, mit denen Arbeitsaufträge mit 
gelegentlichem Charakter und spezialisierten Tätig-
keiten extern vergeben werden, sind nicht zu kritisie-
ren. Problematisch ist, wenn Stammbelegschaften 
durch Beschäftigte von Werkvertragsunternehmen 
ersetzt werden. Manche Unternehmen haben zwei-
felhafte Werkvertragskonstruktionen entwickelt. Ext-
reme Beispiele finden sich in der Fleischbranche: 
Solo-Selbstständige, die ohne Anrecht auf Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall oder Kündigungsschutz 
ausschließlich mittels Werkvertrag für einen Arbeit-
geber arbeiten.  

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Der vorliegende rot-grüne Antrag ist für uns Grüne 
ein erster Ansatzpunkt, den Missbrauch von Leihar-
beit und Werkverträgen einzudämmen, ein erster An-
satzpunkt, weil wir Grünen hier nicht stehen bleiben 
wollen. Wir wollen eine weitere politische Debatte: 
gleiche Arbeit für gleichen Lohn ab dem ersten Tag 
auch für Leiharbeiter. 

(Beifall von den GRÜNEN und Torsten Som-
mer [PIRATEN]) 

Wir wollen eine Prämie für Leiharbeiter als Ausgleich 
für höhere Risiken und Flexibilitätsanforderungen. 
Wenn gleicher Lohn und Prämie umgesetzt werden, 
kann auf eine Höchstüberlassungsdauer verzichtet 
werden. Leiharbeitskräfte sollten nicht in bestreikten 
Betrieben eingesetzt werden. Hinzu kommt, dass die 
Informations- und Mitbestimmungsmöglichkeiten der 
Betriebsräte gestärkt werden müssen. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Beifall von Torsten Sommer 
[PIRATEN]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Maaßen. – Für die CDU-Fraktion geht nun Herr 
Dr. Bergmann ans Pult. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Ende 2013 schlossen 
CDU, CSU und SPD in Berlin einen Koalitionsver-
trag. Dieser Vertrag sieht auch Änderungen im Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz, dem AÜG, vor, die 
von der zuständigen Ressortministerin, Frau Nahles, 
vorzubereiten sind.  

Einen ersten Entwurf für Änderungen am AÜG legte 
die Frau Ministerin bereits im November 2015 vor. 
Leider bildete dieser – um es einmal vorsichtig zu for-
mulieren – die getroffenen Vereinbarungen aus dem 
Koalitionsvertrag nicht richtig ab. Die Bundeskanzle-

rin gab ihr daher die Gelegenheit, den Entwurf nach-
zubessern. Diese Chance scheint Frau Nahles je-
doch nicht konsequent genutzt zu haben. Folge: 
Auch der im Februar 2016 vorgelegte zweite Arbeits-
entwurf des Ministeriums deckte sich leider nicht mit 
den Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag.  

Deshalb hat sie von CDU/CSU und SPD jetzt noch 
einmal die Möglichkeit bekommen, den zweiten Ar-
beitsentwurf nachzubessern. Wir finden, wir sollten 
der ehemaligen SPD-Generalsekretärin diese Mög-
lichkeit auch zugestehen und sie hier nicht vorführen, 
so wie Sie von Rot-Grün das heute mit einem Eilan-
trag oder wie die Piraten es mit ihrem Antrag versu-
chen.  

Mir scheinen die Gesetzesarbeiten – darüber haben 
Sie, Herr Bischoff, ja auch gesprochen; ich sage dies, 
damit ich Ihrer Erwartungshaltung auch gerecht 
werde – respektive die Abstimmungsgespräche im 
Bund doch auf einem guten Weg zu sein, sodass ich 
hier gar nicht näher auf die Inhalte eingehen möchte; 
da sollten wir auch nichts zerstreuen. Wenn Sie da 
ein Problem mit den Inhalten haben, sollten Sie auf 
Ihre Parteifreundin Frau Nahles noch einmal zuge-
hen. Ich glaube, das wäre der richtige Weg; denn wir 
im Land Nordrhein-Westfalen bzw. der Landtag ha-
ben diesbezüglich überhaupt keine Entscheidungs-
kompetenz. 

Und noch eines: Ihr Antrag ist handwerklich schlicht-
weg nicht zu Ende gedacht. Da will ich Ihnen nur ein 
Beispiel nennen: Sie kritisieren, dass jeder dritte 
Selbstständige in Nordrhein-Westfalen auf Basis von 
Werkverträgen tätig ist. Liebe Kollegen, ganz viele 
selbstständige Handwerksmeister arbeiten auf Basis 
von Werkverträgen. „Was lernt uns das“, wie wir das 
bei uns am Niederrhein sagen würden? Werkver-
träge sind per se kein Teufelszeug und schon gar 
nicht der Untergang der sozialen Marktwirtschaft, 
sondern oftmals eine Voraussetzung dafür, dass 
Selbstständige in unserem Land Aufträge er- und be-
halten, Arbeitsplätze schaffen und somit auch Wohl-
stand für viele, für sich selber und viele Mitarbeiter, 
sichern. 

Wir dürfen und sollten hier auch überhaupt nicht den 
Eindruck vermitteln, dass selbständige Tätigkeit in 
Deutschland etwas Unmoralisches sei, das es zu 
verhindern gelte. 

Ich möchte noch etwas zu dem Prosateil sagen, der 
sich nur teilweise irgendwie mit Ihrem Beschlussteil 
zusammenbringen lässt. Während Überschrift und 
Begründung neben Zeitarbeit auch Werkverträge in 
den Fokus rücken, findet im Beschlussteil, dem Ab-
schnitt III Ihres Antrags, dazu überhaupt nichts statt. 
Das findet sich gar nicht mehr wieder. Der Antrag ist 
auch handwerklich nicht ganz in Ordnung. Deswe-
gen wollen wir ihn an dieser Stelle nicht mittragen.  

Ergo: Wir lehnen den Antrag ab. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 
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(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Bergmann. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
Herr Alda. 

Ulrich Alda*) (FDP): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Bischoff, befördert worden 
zum Propheten? Es wird wirklich so kommen, wie Sie 
sagten. Aber mit der CDU waren Sie ja wenigstens 
halbwegs zufrieden. 

Ein Eilantrag der Fraktionen von SPD und Grünen zu 
dem Gesetzesvorhaben von Andrea Nahles – die 
Motivation ist aus meiner Sicht klar: Die SPD will den 
internen Streit in der GroKo in Berlin auch hier im 
Landtag ausbreiten und sich hier vor den drei anste-
henden Landtagswahlen als Kämpfer gegen ver-
meintlichen Missbrauch oder eine Missbrauchschi-
märe profilieren. 

Ich kann ja Ihre Verärgerung nachvollziehen, nach-
dem der Referentenentwurf aus dem Bundesarbeits-
ministerium erheblich überarbeitet worden ist und da-
nach trotzdem die Kritik nicht aufhörte. Sie berufen 
sich aber nur auf den Wortlaut des Koalitionsvertra-
ges, wie es der Kollege gerade schon sagte, und be-
denken nicht, was in der Sache sinnvoller wäre. Mit 
anderen Worten: Sie achten nicht auf das, was in der 
Praxis sinnvoll ist und was in der Praxis vorkommt. 

Ein flexibler Arbeitsmarkt mit Instrumenten wie Zeit-
arbeit und Werkverträgen ist ein wesentliches Ele-
ment einer arbeitsteiligen Wirtschaft. So können Kos-
tenvorteile durch Spezialisierung genutzt werden, 
und es kann auf veränderte Nachfrage und technolo-
gischen Wandel schnell reagiert werden. So wird zu-
gleich die internationale Wettbewerbsfähigkeit ge-
stärkt. Als Beispiel führe ich die Automobilzulieferer-
industrie an, die bei dem, was Sie vorhaben, wenn 
das kommt, ins Ausland verlagern wird. Das kann ich 
Ihnen so schon prophezeien.  

Gerade die digitale Wirtschaft stellt bisherige Ge-
schäftsmodelle infrage und wird die Arbeitswelt 
grundlegend verändern. Die digitale Welt setzt viel 
stärker auf Projektaufträge, die möglichst flexibel zu 
organisieren sind. Darüber hinaus ist gerade die Zeit-
arbeit ein wichtiges Instrument zum Einstieg in den 
ersten Arbeitsmarkt. Dies ist eine Chance zur Ar-
beitsmarktintegration, insbesondere für geringer 
qualifizierte Bewerber. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor großen 
Herausforderungen bei der Integration der Flücht-
linge. Wir werden morgen noch darüber diskutieren, 
was speziell für die Flüchtlinge vorkommt. Hundert-
tausende Menschen mit einer Bleibeperspektive und 

oft fehlenden formalen Qualifikationen benötigen Ar-
beitsplätze zur gesellschaftlichen Teilhabe. Gerade 
für sie ist ein flexibler Arbeitsmarkt unverzichtbar.  

Sie aber setzen statt auf eine Entrümpelung und Ent-
bürokratisierung des Arbeitsmarktes zugunsten der 
Steigerung von Beschäftigungschancen für Lang-
zeitarbeitslose und Flüchtlinge auf erhebliche weitere 
Regulierung. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Mit den Arbeitsmarktreformen der Agenda 2010 
wurde die Flexibilität des deutschen Arbeitsmarktes 
deutlich erhöht. Ohne diese Reformen hätten wir 
heute vermutlich in Deutschland keine Rekordzahlen 
bei der Beschäftigung, sondern wie andere europäi-
sche Länder unter einer wesentlich höheren Arbeits-
losigkeit gerade bei den jungen Menschen zu äch-
zen. 

Die aktuelle Politik ist aber von einer Gegenbewe-
gung gekennzeichnet. Nach der Einführung des Bü-
rokratiemonsters Mindestlohn – ich rede nicht vom 
Mindestlohn, ich spreche von der Bürokratie dahin-
ter – sollen jetzt Zeitarbeits- und Werkverträge einge-
schränkt werden. Es steht nicht mehr ein erleichterter 
Zugang zum Arbeitsmarkt im Vordergrund. Vielmehr 
soll vorrangig ein vermeintlicher Missbrauch von Ar-
beitsmarktinstrumenten bekämpft werden. Dabei be-
stehen bereits weitgehende Kontroll- und Sanktions-
möglichkeiten, unter anderem durch die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit und die Sozialversicherungsträ-
ger. Nutzen Sie diese doch!  

Herr Kollege Bischoff, können Sie sich erinnern? Im 
Ausschuss haben wir schon darüber diskutiert. Da 
habe ich gesagt, was es mittlerweile noch alles an 
Kontrollmöglichkeiten für die Firmen gibt. Sie werden 
ausgenutzt, und sie sollen auch ausgenutzt werden – 
wo Missbrauch ist, soll man ihn abschaffen –, aber 
nicht in dem Maße. 

Die aktuellen Vorschläge von Frau Nahles scheinen 
aber von einem grundsätzlichen Misstrauen gegen-
über flexiblen Arbeitsmarktinstrumenten geprägt zu 
sein – und, ja, ich muss es so nennen, von einem 
zwanghaften Misstrauen gegenüber Arbeitgebern 
und Selbstständigen.  

Zu den konkreten Vorstellungen von Ihnen: Sie wol-
len eine Höchstüberlassungsdauer von 18 Monaten 
einführen Diese Vorgabe geht über den Grundsatz 
der EU-Zeitarbeitsrichtlinie hinaus, zwar eine unbe-
fristete, dauerhafte Überlassung auszuschließen, da-
bei aber keine eng gefasste Höchstdauer vorzuse-
hen.  

Zudem widerspricht diese Vorgabe vielen prakti-
schen Abläufen in Betrieben. So fallen beim Einsatz 
als Vertretung in Elternzeit teilweise 24 Monate als 
Vertretungszeit an. Damit würde eine kürzere 
Höchstdauer eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
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und Beruf konterkarieren. Bei Höchstüberlassungs-
dauer und Equal Pay verknüpfen Sie die Regulierung 
mit tarifvertraglichen Ausnahmemöglichkeiten und 
weiteren Einschränkungen und Bedingungen für 
diese Ausnahmen. Gerade für kleine und mittlere Un-
ternehmen wird damit der Einsatz von Zeitarbeit er-
schwert. 

Thema Tarifvertrag: Der DGB hat einen tollen Tarif-
vertrag mit der Zeitarbeitsbranche abgeschlossen. 
Das scheint Sie aber nicht zu interessieren oder Sie 
kennen ihn nicht. Herr Bischoff, vielleicht gehen Sie 
einmal an den DGB heran, damit etwas in dem Sinne 
verbessert wird. 

(Zuruf von Rainer Bischoff [SPD]) 

– Ja, Sie kommen ja vom DGB.  

Ein anderer Punkt betrifft die Abgrenzung zwischen 
Selbstständigkeit und abhängiger Beschäftigung im 
neuen § 611a BGB. Da musste Andrea Nahles ja 
schon zurückrudern. Die geplanten gesetzlichen Kri-
terien hätten viele bewährte Vertragsgestaltungen 
vom IT-Support bis zum Wachdienst infrage gestellt. 
Die neueste Fassung Ihrer Frau Nahles verzichtet 
zwar auf diese Kriterien und orientiert sich an der 
Rechtsprechung, lässt dabei aber weitere Probleme 
ungelöst. So prüft die Rentenversicherung zuneh-
mend restriktiv, ob Solo-Selbstständige nicht als 
Scheinselbstständige und damit als abhängig Be-
schäftigte einzusortieren sind. 

Wir würden uns wünschen, diese Fragen auch im 
Ausschuss intensiv zu erörtern. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Antragsteller, Sie setzen mit Ih-
rem Antrag aber nur auf eine kurzfristige Show. Da-
her werden wir den Antrag ablehnen und die Thema-
tik an anderer geeigneter Stelle wieder aufgreifen. – 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Alda. – Nun spricht für die Piratenfraktion Herr Kol-
lege Sommer. 

Torsten Sommer (PIRATEN): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Zuschauer und Zuschauerinnen hier im Saal 
und selbstverständlich auch im Livestream! Die The-
men Leiharbeit und Werkverträge beschäftigen uns 
alle schon ein bisschen länger. 

Ich finde es schade, dass hier die Gräben, wie sie 
sich gerade in der Bundespolitik darstellen, gepflegt 
werden, ohne sich gegenseitig zuzuhören. Das rich-
tet sich insbesondere an Herrn Dr. Bergmann. Weder 
die Kollegin Maaßen noch der Kollege Bischoff ha-
ben an irgendeiner Stelle die Werkzeuge an sich, die 
Instrumente, infrage gestellt, sondern lediglich ihren 
Missbrauch.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Ich finde es nicht richtig, zu sagen, die Kollegen hät-
ten grundsätzlich gegen das Instrumentarium gewet-
tert. Das haben sie nicht getan.  

(Zuruf von Dr. Günther Bergmann [CDU]) 

– Doch. Sie haben die beiden genau in der Hinsicht 
kritisiert. Das finde ich schade.  

Herr Kollege Bischoff erwähnte eben schon, dass ein 
Kollege aus dem Wirtschaftsausschuss und nicht ein 
Kollege oder eine Kollegin aus dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales das Thema bearbei-
tet. Daran wird deutlich, aus welcher Perspektive Sie 
das Ganze sehen möchten.  

(Zuruf von der SPD: Die sind alle nicht da!) 

– Ja, leider sind die Kolleginnen und Kollegen tat-
sächlich alle nicht da. Das finde ich auch sehr 
schade. Aber dafür gibt es ja Aufzeichnungen.  

Allerdings wäre es richtig gegangen – da muss ich 
dem Kollegen Alda recht geben –, das Thema an den 
Ausschuss zu überweisen, damit es nicht verpufft. 
Wir sollten einen Antrag einbringen, der uns das 
Thema im Ausschuss deutlich näherbringt – vielleicht 
auch durch eine Anhörung. Denn viele Punkte sind 
einfach ärgerlich. Die Zahlen, die die Kollegin 
Maaßen genannt hat, will ich jetzt gar nicht wieder-
holen.  

60 % der Menschen, die in Leiharbeit entsandt wer-
den, sind keine neun Monate da. Warum sollen wir 
darüber diskutieren, ob Equal Pay ab neun, ab zwölf, 
ab 15, ab 18 oder ab wie vielen Monaten auch immer 
gelten soll, wenn es die meisten Menschen gar nicht 
betrifft? Equal Pay – gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
– muss es vom ersten Tag an geben.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Der kurze Einsatzzeitraum zeigt, dass die Leute, die 
entsandt werden, die Arbeit direkt aufnehmen kön-
nen. Dass es keine lange Einarbeitungszeit geben 
muss, liegt entweder an der Arbeit an sich oder an 
der Qualifikation der Leiharbeitenden. Wenn die Ar-
beit fast von Anfang an vernünftig geleistet wird, 
muss auch von Anfang an vernünftig bezahlt werden.  

Einem Bonus obendrauf stehe ich sehr positiv ge-
genüber. Denn von den Menschen wird Flexibilität 
gefordert, und diejenigen, die Leiharbeit leisten, sind 
viel stärker etwa von Arbeitslosigkeit, von prekärer 
Beschäftigung betroffen. Daher ist es schon sinnvoll, 
dass sie für diese Flexibilität einen Bonus erhalten.  

Kommen wir zum Thema „Werkverträge“. Anschei-
nend nimmt der Missbrauch bei Werkverträgen zu. 
Das wird keiner leugnen. Man muss nicht auf die 
Zahlen der IG Metall oder der „Süddeutschen Zei-
tung“ verweisen. Jeder, der in dem Thema drin ist, 
weiß, dass die tarifliche Bindung bei Werkvertragsar-
beit nicht im Steigen, sondern im Sinken begriffen ist. 
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Das ist weder richtig noch gut und beschädigt das ei-
gentlich gute Instrument des Werkvertrags. Wenn wir 
dieses gute Instrument erhalten wollen, müssen wir 
den Missbrauch bekämpfen.  

Kollege Bischoff, dann erwarte ich aber eine Rege-
lung, die greifen kann. Die jetzt vorgelegte Regelung 
ist zahnlos. Beim ersten Entwurf auf Bundesebene 
dachte ich schon: Das ist nicht so besonders toll; da 
muss noch etwas draufgelegt werden. Nachdem der 
Bund den ersten Entwurf zurückgezogen hatte, 
dachte ich beim zweiten Entwurf: Guck mal, alle 
Zähne weg. – Das kann es nicht sein. Wir müssen 
eine viel deutlichere Regelung haben.  

Kollege Alda, Sie haben gerade die Einteilung in 
Scheinselbstständigkeit und Werkvertragsarbeit an-
gesprochen. Man muss ganz genau benennen und 
Vorgaben machen, wann jemand scheinselbststän-
dig ist und wann ein ordentlicher Werkvertrag vor-
liegt. Im Gesetzestext müssen genaue Bedingungen 
stehen. Aber lassen Sie uns das, wie Sie eben schon 
sagten, im Ausschuss besprechen. 

Ich bitte, dass SPD und Grüne Mut zeigen und unse-
rem Entschließungsantrag zustimmen. Ich befürchte, 
bei CDU und FDP werde ich eher auf taube Ohren 
stoßen. Ich verspreche Ihnen aber schon jetzt: Wenn 
Sie das Thema nicht in den Ausschuss bringen, 
werde ich es tun. – Vielen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Sommer. – Für die Landesregierung hat nun Herr Mi-
nister Schmeltzer das Wort.  

Rainer Schmeltzer, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Zunächst herzlichen Dank an den 
Kollegen Sommer, der noch einmal dargestellt hat, 
dass es hier nicht um die Leiharbeit geht, sondern um 
den Missbrauch der Leiharbeit. Aber die Anwesen-
heit der Nichtarbeitsmarktpolitiker der Union ist 
scheinbar der Grund dafür, da nicht zu differenzieren.  

Wir alle wissen: Leiharbeit, Zeitarbeit gilt allgemein 
als prekäre Beschäftigung. Leiharbeitnehmer sind in 
der Tat dafür bekannt, flexible Arbeitnehmer zu 
sein – flexibel, was die Arbeitsaufträge, den Arbeits-
platzwechsel und den oftmals damit verbundenen 
Ortswechsel betrifft.  

Wir wissen auch, dass es in Deutschland gerade für 
diese Personengruppe einen geringeren Schutz als 
für die Stammbelegschaft gibt. Sie haben wenige 
Möglichkeiten, übernommen bzw. fest eingestellt zu 
werden.  

Wir wissen, dass sie einen niedrigeren Lohn bekom-
men. Auch bei lohnähnlichen Bestandteilen wie Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld sind sie benachteiligt. In 

verschiedenen Betrieben zahlen sie sogar höhere 
Kantinenpreise. Auch das widerspricht der Tatsache, 
dass Leiharbeitnehmer gut und flexibel sind.  

Es ist also nicht ganz von der Hand zu weisen und 
wird bestätigt, dass es sich um prekäre Beschäfti-
gung handelt, wie man es immer wieder hört.  

Wir wissen aber auch, dass die Leiharbeit an und für 
sich wichtig ist. Wir brauchen Leiharbeit etwa bei Auf-
tragsspitzen, bei kurzfristig steigendem Personalbe-
darf. Und es hat nie jemand gesagt, dass wir die 
Leiharbeit in irgendeiner Form abschaffen wollen.  

Auch für Werkverträge gibt es gute Gründe. Aber 
Werkverträge, ausschließlich dafür zu nutzen, um 
seitens des Unternehmers die Lohnkosten niedrig zu 
halten oder noch weiter herunterzufahren, obwohl 
gleiche Arbeit am gleichen Ort geleistet wird, ist defi-
nitiv falsch und nichts anderes als Missbrauch von 
Werkverträgen, um Lohndumping in den Betrieben 
zu betreiben. Und diesen Missbrauch gilt es zu ver-
hindern. 

Nichts anderes ist im Koalitionsvertrag der Großen 
Koalition vereinbart worden. Es ist vereinbart wor-
den, das Problem anzugehen bzw. den Missbrauch 
durch gesetzliche Regelungen zu unterbinden. Das 
ist insbesondere auf Initiative der Kolleginnen und 
Kollegen der CDA erfolgt, weil die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in dieser Branche ein Min-
destmaß an Sicherheit benötigen. Sie haben ihr Ver-
trauen in den Koalitionsvertrag gesetzt, dass dieses 
Mindestmaß dann auch umgesetzt wird. 

Warum sollten sie weniger Geld für die gleiche Arbeit 
bekommen? Ein Blick nach Frankreich zeigt: Dort 
werden die Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer durch die Bank besser vergütet, weil sie so 
gut und flexibel sind. Sie sind auch am Arbeitsplatz 
bzw. am Arbeitsort flexibel. Ich denke, wir alle wis-
sen, dass das der bessere Weg ist. 

Es gilt also, mindestens den Koalitionsvertrag einzu-
halten. Dabei geht es um folgende Punkte: 
Höchstüberlassungsdauer 18 Monate, Equal Pay 
nach neun Monaten, kein Einsatz als Streikbrecher. 

Herr Dr. Bergmann, ich muss Sie korrigieren. Sie ver-
suchen, hier etwas vorzuspiegeln, was definitiv 
falsch ist. Der erste Entwurf wurde in der Tat Ende 
2015 vorgelegt. Dieser ist vom Kanzleramt gestoppt 
worden. Es hat dann einen zweiten Entwurf gege-
ben. Dazu hat es auch Nachverhandlungen gege-
ben. Er sollte eigentlich schon jetzt im Kabinett zur 
Ressortabstimmung abgegeben worden sein, aber 
die Unionsfraktionen haben hier einmal wieder 
„Nachbesserungen“ – also Verschlimmerungen – für 
die Arbeitnehmerschaft eingefordert. Deswegen ist 
er erneut gestoppt worden. Und darum ist das, was 
Sie hier dargelegt haben, definitiv falsch. 

Das heißt, eine konkrete Verbesserung für die be-
troffenen Leiharbeiter, Werkvertragsarbeitnehmer 
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und Beschäftigten mit Scheinwerkverträgen scheitert 
am parteipolitischen Scharmützel der Unionsfraktion; 
in diesem Fall betrifft das „ausnahmsweise“ die CSU. 
Niemand der Betroffenen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, hat noch Verständnis dafür. Es kann nicht 
sein, dass die Umsetzung des Koalitionsvertrags auf 
Bundesebene zum Ping-Pong-Spiel zwischen Bun-
deskanzleramt und CDU/CSU-Fraktion wird und dies 
auf dem Rücken der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ausgetragen wird. 

Wir begrüßen den Antrag von SPD und Grünen, der 
die Haltung der Landesregierung bestätigt. Uns wird 
an der Stelle die Unterstützung des NRW-Parlaments 
zugesichert. Bereits am Freitag der vergangenen Wo-
che hat die Landesregierung im Bundesrat einen von 
Baden-Württemberg eingebrachten Entschließungs-
antrag zur Begrenzung der Leiharbeit und gegen den 
Missbrauch von Werkverträgen erfolgreich unter-
stützt. Damit ist die Landesregierung der Forderung 
der NRW-Regierungsfraktionen bereits nachgekom-
men.  

Ich würde mir wünschen, dass die CDU mit den 
CDA-Vertretern – so sie denn dem Plenum bei sol-
chen Tagesordnungspunkten auch beiwohnen wür-
den – auch bei ihren Parteifreunden in Berlin einmal 
ihren Einfluss in dem Sinne geltend machen würden, 
dass Koalitionsverträge im Sinne der in Deutschland 
lebenden und arbeitenden Menschen eingehalten 
werden. Damit würden Sie einen ordentlichen Bei-
trag zur Verhinderung von Altersarmut leisten; denn 
prekäre Beschäftigung – das haben wir heute Mor-
gen schon gelernt – ist auch ein Bestandteil dessen, 
was zur Altersarmut führt, meine Damen und Her-
ren. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Schmeltzer. – Es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung erstens über den 
Eilantrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 16/11287. Wie immer ist 
über einen Eilantrag direkt abzustimmen. Also stim-
men wir ab über den Inhalt des Eilantrags. Wer 
stimmt dem zu? – SPD und Grüne. Wer stimmt da-
gegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – Es ent-
hält sich die Fraktion der Piraten. Damit ist der Eilan-
trag Drucksache 16/11287 mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen angenommen. 

Zweitens stimmen wir ab über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der Piraten Drucksache 
16/11311. Wer stimmt dieser Entschließung zu? – 
Die Fraktion der Piraten. Wer stimmt dagegen? – 
SPD, Grüne, CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist augenscheinlich nicht der Fall. Damit ist der 
Entschließungsantrag Drucksache 16/11311 mit 
breiter Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe auf:  

10 Informationsfreiheit schützen – Transparenz 
und einfachen Zugang zu staatlichen Informa-
tionen sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/11219 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, eine Aus-
sprache hierzu heute nicht zu durchführen. 

Wir kommen also gleich zur Abstimmung. Der Ältes-
tenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 16/11219 an den Innenausschuss. 
Darüber hinaus haben die antragstellenden Fraktio-
nen im Einvernehmen mit den anderen Fraktionen 
beantragt, dass die abschließende Aussprache und 
Abstimmung nach Vorlage der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses erfolgen sollen. Wer 
möchte der Überweisungsempfehlung einschließlich 
des geänderten Beratungsverfahrens zustimmen? – 
Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist einstimmig so verfahren und 
überwiesen. 

Ich rufe auf: 

11 Gesetz über die Regulierungskammer Nord-
rhein-Westfalen (RegKG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10189 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk 
Drucksache 16/10916 

zweite Lesung 

Die fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, ihre Reden  
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 1) 

Wir kommen somit also zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand 
und Handwerk empfiehlt in Drucksache 16/10916, 
den Gesetzentwurf Drucksache 16/10189 unverän-
dert anzunehmen. Wir kommen also zur Abstim-
mung über den Gesetzentwurf selbst, nicht über die 
Beschlussempfehlung. Wer stimmt so zu?  

(Im Plenum erfolgt keine Reaktion.) 

– Keiner. Prima! Wir üben es noch einmal. Also: Wer 
stimmt dem Gesetzentwurf zu? – SPD und Grüne. 
Ich hatte es fast angenommen. 
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(Zuruf von den GRÜNEN: Und die Piraten!) 

– Und die Piratenfraktion, teilweise jedenfalls. Wir 
nehmen es mal dafür. Also: SPD, Grüne und Piraten 
stimmen zu. Wer stimmt dagegen? – CDU und – ein 
wenig zaghaft, dann aber auch wild entschlossen – 
die FDP. – Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist 
der Gesetzentwurf mit den Stimmen von SPD, Grü-
nen und Piraten gegen die Stimmen von CDU und 
FDP angenommen und in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Ich rufe auf: 

12 Gesetz zur Änderung des Landesministerge-
setzes und weiterer Gesetze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/11153 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzes sollte ich das Wort 
erteilen, aber das alles findet gar nicht statt, weil man 
sich darauf verständigt hat, dass die Rede im Beisein 
des anwesenden Ministers, Herrn Kutschaty, der sie 
hätte halten sollen, zu Protokoll gegeben wird. Da-
mit können wir so verfahren. Es ist heute keine Aus-
sprache vorgesehen. (Siehe Anlage 2) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
Drucksache 16/11153 an den Hauptausschuss – 
federführend – sowie an den Innenausschuss. Gibt 
es dazu Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Dann 
ist – das darf ich damit annehmen – einstimmig so 
überwiesen. 

Ich rufe auf: 

13 Neuntes Gesetz zur Änderung des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/11251 

erste Lesung 

Auch hier verfahren wir wie eben. Der zuständige Mi-
nister, Herr Jäger, ist heute nicht anwesend. In Ver-
tretung hätte Herr Kutschaty die Einbringungsrede 
halten können. Er gibt diese zu Protokoll. Vielen 
Dank, Herr Minister. Eine weitere Aussprache ist 
nicht vorgesehen. (Siehe Anlage 3) 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Auch hier emp-
fiehlt der Ältestenrat die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/11251 an den Innenaus-
schuss – federführend – sowie an den Ausschuss 

für Kommunalpolitik. Wer stimmt dem so zu? – Alle 
anwesenden Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Das kann folglich auch nicht sein. 
Einstimmig so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

14 Abkommen zur Änderung des Abkommens 
über die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/10378 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/11237 

Die im Landtag vertretenen Fraktionen haben sich 
zwischenzeitlich darauf verständigt, eine Aussprache 
heute nicht durchzuführen. Die Reden werden zu 
Protokoll gegeben. (Siehe Anlage 4) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Hauptausschuss 
empfiehlt in Drucksache 16/11237, dem Antrag 
Drucksache 16/10378 zu entsprechen. Wir stimmen 
somit ab über die Zustimmung zu dem Abkommen 
zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle 
der Länder für Sicherheitstechnik. Wer ist dafür? – 
Wer ist dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Damit 
ist dem Antrag der Landesregierung auf Zustim-
mung Drucksache 16/10378 bei Enthaltung der Pi-
ratenfraktion entsprochen. 

Ich rufe auf: 

15 22. Datenschutz- und Informationsfreiheitsbe-
richt des Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit 

Vorlage 16/2934 

Und: 

Stellungnahme der Landesregierung zum 22. 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsbericht 
des Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit 

Vorlage 16/3580 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/11158 
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Kol-
lege Geyer für die SPD-Fraktion. Bitte schön. 

Jens Geyer (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst darf ich 
mich im Namen der SPD-Fraktion ausdrücklich für 
den wieder einmal sehr ausführlichen und informati-
ven Bericht des ehemaligen Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit, Herrn Ulrich 
Lepper, seiner Nachfolgerin im Amt, Frau Helga 
Block, und ihren Mitarbeitern herzlich bedanken, 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Der Bericht macht deutlich, dass der Datenschutz in 
Nordrhein-Westfalen bei Frau Block und ihren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in guten Händen ist. 
Hervorzuheben sind die Beiträge zum Datenschutz 
im öffentlichen Bereich wie zum Beispiel bei der Da-
tenverarbeitung in Sozialbehörden, bei der Novellie-
rung des Verfassungsschutzgesetzes sowie des 
Strafvollzugsrechts, aber auch die Beiträge zum Da-
tenschutz im nichtöffentlichen Bereich wie zum Bei-
spiel beim Scoring und bei der Verarbeitung von Da-
ten für Werbezwecke, bei „Pay As You Drive“, einer 
neuen Produktentwicklung im Bereich der Kfz-Versi-
cherung, und bei den sozialen Netzwerken sowie der 
Informationsfreiheit. Wenn es um den freien Zugang 
zu Informationen bei öffentlichen Stellen geht, wurde 
und wird gute Arbeit geleistet. Ihnen allen vielen 
Dank für diese verdienstvolle Arbeit! 

Der 22. Datenschutz- und Informationsfreiheitsbe-
richt bezieht sich auf den Zeitraum vom 1. Januar 
2013 bis zum 31. Dezember 2014 und ist wieder ein-
mal hochinteressant, dessen Inhalt in der Öffentlich-
keit bisher nicht so gewürdigt wird, wie er es sollte, 
ist der Bericht doch ein Fundus für praxisrelevante 
Politikansätze, die es zu nutzen gilt. 

Die Stellungnahme des MIK zu dem Bericht des LDI 
greift einzelne Punkte im öffentlichen Bereich des 
Datenschutzes auf und nimmt hierzu nochmals Stel-
lung. Im Großen und Ganzen bestehen jedoch keine 
Meinungsunterschiede. Dort, wo gegenwärtig noch 
Klärungsbedarf besteht, beispielsweise bei der Ertei-
lung von Auskünften durch öffentliche Stellen an Bür-
gerinnen und Bürgern über den Internetdienstleister 
FragDenStaat, befinden sich Regierung und LDI in 
einem konstruktiven Dialog. 

Insofern gibt uns der Bericht, mit dem wir uns hier 
beschäftigen, gute Gelegenheit, über einzelne 
Punkte weiterzudiskutieren und diese nicht nur im 
rück-, sondern auch im vorausschauenden Blick zu 
haben. Die SPD-Fraktion wird diese Chance nutzen, 
denn die Herausforderungen in Bezug auf Daten-
schutz und Informationsfreiheit werden immer größer 
und umfangreicher. 

Abschließend sei gesagt, dass die Landesregierung 
gemäß ihrer Vorgabe im Koalitionsvertrag von 2012 
an der Weiterentwicklung des Informationsfreiheits-
gesetzes hin zu einem Transparenzgesetz arbeitet. 
Auch in diesem Zusammenhang wird die Landesbe-
auftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
eine wichtige Rolle spielen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Geyer. – Für die CDU-Fraktion spricht nun 
Herr Kruse. 

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ganz ohne Frage ist der Da-
tenschutz ein Thema von hoher alltäglicher, prakti-
scher und zunehmender Bedeutung für die Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes. Auch ich möchte 
zunächst im Namen der CDU-Fraktion dem ausge-
schiedenen ehemaligen Landesdatenschutzbeauf-
tragten Herrn Ulrich Lepper für seine Arbeit in den 
vergangenen Jahren sehr herzlich danken. Herr Lep-
per ist für die Erstellung des vorliegenden Berichts 
noch verantwortlich gewesen. Was er für den Daten-
schutz in Nordrhein-Westfalen geleistet hat, doku-
mentiert nicht zuletzt der vorliegende Bericht ein-
drucksvoll. 

Der 22. Datenschutz- und Informationsfreiheitsbe-
richt, über den wir heute in Kürze diskutieren, vermit-
telt einen umfassenden Überblick über die Entwick-
lung des Datenschutzes und der Informationsfreiheit 
im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezem-
ber 2014. Er zeigt besonders sensible Themen auf 
und macht deutlich, welche neuen Herausforderun-
gen sich auf diesem Gebiet durch fortschreitende 
technologische und gesellschaftliche Veränderun-
gen ergeben haben. 

Der Bericht enthält fraglos eine Fülle interessanter 
Ausführungen zu unterschiedlichsten Fragen des 
Datenschutzes. 

Hervorzuheben ist aus Sicht der CDU-Fraktion ins-
besondere das Kapitel zur Datensicherheit im Be-
reich der Kommunen. Die Querschnittserhebung, die 
der Datenschutzbeauftragte dazu durchgeführt hat, 
veranschaulicht allerdings, dass Nordrhein-Westfa-
len hier noch gewaltigen Nachholbedarf aufweist. Die 
Ergebnisse dieser Erhebung sind teilweise erschre-
ckend. 

So gab ein Drittel der Kommunen in unserem Land 
an, bislang kein Sicherheitskonzept für die Datenver-
arbeitung auf kommunaler Ebene entwickelt zu ha-
ben. Dies ist aus unserer Sicht ein klarer Verstoß ge-
gen die Vorgaben von § 10 Abs. 3 Landesdaten-
schutzgesetz, die, wohlgemerkt, bereits seit dem 
Jahr 2000 Gültigkeit haben. 
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Nur etwa 43 % der Kommunen verfügen zudem über 
ein sogenanntes Schutzstufenkonzept, das nötig ist, 
um konkrete Schutzbedarfe überhaupt ermitteln und 
den weiteren IT-Sicherheitsprozess entsprechend 
anpassen zu können. 

Ebenfalls nur 43 % der Kommunen unterziehen ihre 
IT-Ausstattung umfangreichen Sicherheitstests mit 
Mitteln und Methoden, die ein Angreifer einsetzen 
würde. 

In gut einem Viertel aller NRW-Kommunen fehlt so-
gar beides, meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen. Dort hat man weder ein Sicherheitskonzept 
noch führt man regelmäßige Sicherheitstests durch. 

Dieser Befund macht aus unserer Sicht einmal mehr 
deutlich, dass die rot-grüne Landesregierung die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen mit dem sensib-
len Thema „IT-Sicherheit“ bislang völlig alleingelas-
sen hat und sich offenbar auch nicht um die Einhal-
tung gesetzlicher Datenschutzvorgaben in den Städ-
ten und Gemeinden schert. 

Herr Justizminister, lieber, sehr geschätzter Herr 
Kutschaty, Sie vertreten den Innenminister ja heute 
bei diesem Tagesordnungspunkt. Vielleicht können 
Sie gleich ein paar Worte dazu sagen. 

Eine vernünftige Informationssicherheit auch auf 
kommunaler Ebene ist aus unserer Sicht zwingend 
notwendig, um persönliche Daten der Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen und nicht zuletzt auch wirt-
schaftliche Schäden für die Kommunen zu vermei-
den. Wenn die Kommunen damit, aus welchen Grün-
den auch immer, nicht alleine fertig werden, muss die 
rot-grüne Landesregierung entsprechende Hilfestel-
lung leisten. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Themen „Da-
tenschutz“ und „Informationsfreiheit“ werden uns 
ganz sicher auch in den nächsten Wochen nicht nur 
im Innenausschuss, sondern querbeet beschäftigen. 
Die CDU-Fraktion wird die rot-grüne Landesregie-
rung dabei konstruktiv und kritisch begleiten. 

Der neuen Landesdatenschutzbeauftragten, Frau 
Helga Block, wünschen wir auch von dieser Stelle 
nochmals viel Freude, alles Gute in der Erfüllung ih-
rer schönen und anspruchsvollen Aufgabe. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kruse. – Für die grüne Fraktion hat das Wort nun 
Herr Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir debattieren heute einen 
Bericht, den der vorherige Landesbeauftragte für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit noch vorgelegt 

hat, der in der jüngsten Sitzung des Innenausschus-
ses dann durch seine Nachfolgerin, durch die neue 
Landesbeauftragte, vorgestellt wurde. 

Ich möchte mich meinen Vorrednern sehr gern an-
schließen und Herrn Lepper ganz herzlich für seine 
langjährige Tätigkeit danken. Frau Block möchte ich 
in ihrem Amt ganz herzlich willkommen heißen und 
ihr alles Gute für diese wichtige Aufgabe wünschen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Der Berichtszeitraum, meine Damen und Herren, 
umfasst die Jahre 2013 und 2014. In diesen beiden 
Jahren gab es zahlreiche sehr grundlegende Debat-
ten über den Datenschutz. Einige davon haben wir 
auch in diesem Hohen Hause geführt, etwa über 
Konsequenzen aus dem Geheimdienstskandal oder 
Ende vergangenen Jahres über Safe Harbor. 

Ob es nun um den internationalen Datenaustausch 
oder um die demokratische Einhegung von Nach-
richtendiensten geht: Die politische Schlussfolgerung 
aus den Entwicklungen der letzten Jahre darf keines-
falls sein, die Verwässerung der Datenschutzstan-
dards einfach hinzunehmen oder sogar mutwillig vo-
ranzutreiben. Wenn man sich anschaut, was bei-
spielsweise auf der europäischen Ebene Herr Oettin-
ger als Digitalkommissar regelmäßig zum Besten 
gibt, was wir teilweise auch von der hiesigen CDU 
gehört haben, dann muss man befürchten, dass es 
genau in so eine Richtung gehen könnte. 

Wir wissen alle, dass wir im digitalen Zeitalter best-
möglichen Datenschutz brauchen. Daraus können 
sich auch Wettbewerbsvorteile ergeben. In diesem 
Sinne muss sich Europa an die Spitze einer weltwei-
ten Bewegung für einen größeren Schutz der Pri-
vatsphäre setzen. 

Weil sie auch in dem Bericht einen großen – das 
finde ich sehr positiv – und immer größeren Raum 
einnimmt, eingangs einige Bemerkungen zur Infor-
mationsfreiheit: Die Einlassungen der Landesbeauf-
tragten sind hilfreicher Rückenwind für unser Vorha-
ben, mehr Open Government und mehr Open Data 
in Nordrhein-Westfalen zu betreiben. Wir stehen zu 
unserer Ankündigung. Wir werden das Informations-
freiheitsgesetz zu einem Transparenzgesetz weiter-
entwickeln. Wir schaffen eine gesetzliche Verpflich-
tung, Daten durch öffentliche Stellen proaktiv bereit-
zustellen. Dieses Thema ist bei der rot-grünen Lan-
desregierung in guten Händen. 

Und weil ich sicher bin, dass der Kollege Herrmann 
es gleich anmerken wird: Bei „FragDenStaat“ handelt 
es sich nicht um etwas, was Sie skandalisieren kön-
nen. Es handelt sich da um grundsätzliche rechtliche 
Einordnungen. „FragDenStaat“ ist ein sehr gutes 
Projekt, und es wird von keiner Seite, insbesondere 
nicht durch die Landesregierung und die sie tragen-
den Fraktionen, infrage gestellt. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, als der Bericht im 
letzten Jahr vorgestellt wurde, war noch nicht klar, 
dass es tatsächlich gelingen würde, gegen die natio-
nalen Widerstände – auch aus Deutschland kamen 
große – zu einer europäischen Datenschutzreform 
zu kommen. Ich habe größten Respekt gerade vor 
meinem Kollegen Jan Philipp Albrecht, der diesen 
historischen Erfolg erzielt hat. Denn diese Reform re-
gelt jetzt endlich, was uns so lange fehlte: verbindli-
che Datenschutzstandards für alle Europäerinnen 
und Europäer. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn diese Datenschutz-Grundverordnung im Früh-
sommer endgültig beschlossen ist, dann müssen 
auch die nationalen Regelungen zeitnah angepasst 
werden. Die zwei Jahre, die uns dann bleiben, sind 
kürzer, als sich das viele von uns vorstellen. Wir wol-
len dafür sorgen, dass die föderale Ordnung in der 
Datenschutzaufsicht auch im europäischen Kontext 
noch aufrechterhalten werden kann und dass den-
noch eine einheitliche Rechtsdurchsetzung gewähr-
leistet werden kann. Wir haben uns auch hier in die-
sem Hause bereits im Jahr 2013 festgelegt. Wir wer-
den in der Umsetzung der Reform höchste Daten-
schutzstandards sicherstellen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend: 
Diese Reform wird in der nationalen Umsetzung 
auch für die Aufsichtsbehörden eine sehr große Auf-
gabe sein. Es werden sich viele Fragen stellen, wie 
die eine oder andere Regelung denn jetzt anzuwen-
den ist. Deshalb haben wir vorgesorgt.  

Die rot-grüne Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen wollen einen starken Datenschutz, der 
nur mit einer starken Datenschutzaufsicht funktio-
niert. Deshalb haben wir bereits im Jahr 2011 das 
schwarz-gelbe Streichkonzert rückabgewickelt und 
nicht nur die zwischen 2005 und 2010 gestrichenen 
Stellen wieder aufgestockt, sondern bereits im Jahr 
2011 zusätzliche Stellen geschaffen. Wir haben auch 
mit diesem Haushalt 2016 insgesamt noch einmal 
zehn Stellen obendrauf gelegt. Das ist gut für den 
Datenschutz, das ist gut für die Menschen bei uns im 
Land, und das ist gut für den Standort NRW. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Bolte. – Für die FDP-Fraktion spricht nun Herr 
Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Unser Dank gilt na-
türlich auch Herrn Lepper als vorherigem LDI für die 
Erstellung des Berichts. Der Bericht zeigt ja auch – 
das ist meines Erachtens auch unstreitig –, dass der 
Schutz der persönlichen Daten trotz aller Vorteile und 

Möglichkeiten, die heute zur Verfügung stehen, nie-
mals aus dem Blick geraten darf. 

Der Bericht des LDI zeigt aber auch deutlich, dass es 
dabei keineswegs nur um die prominenten Beispiele 
wie Facebook oder Google geht, sondern auch die 
öffentlichen Stellen des Landes hier in Nordrhein-
Westfalen durchaus noch Nachholbedarf haben. 
Herr Kruse hat gerade auch schon die Schutzbedarfe 
beispielsweise der Kommunen angesprochen. Dar-
über hinaus haben noch in den letzten Tagen die er-
folgten Angriffe auf die IT-Systeme von Krankenhäu-
sern gezeigt, wie wichtig der Schutz von Daten und 
entsprechenden Systemen ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein anderes Bei-
spiel: Nicht nur Fernsehgeräte sind mittlerweile on-
line, sondern auch privat käufliche Überwachungska-
meras verbreiten ab und an Informationen offenbar 
unbedarft im Internet. Wenn man da nicht aufpasst, 
bekommt man das vielleicht noch nicht einmal mit. 
Kameras werden mit unzureichenden Sicherheits-
einstellungen ausgeliefert. Manche Nutzer ahnen da-
von gar nichts. Und siehe da: Plötzlich findet man 
sein heimisches Wohnzimmer und seine heimische 
Couch nebst Familienleben öffentlich online als Li-
vestream im Internet. 

Auch dieses Beispiel zeigt, wie wichtig es ist – das ist 
unsere Aufgabe –, die Menschen im Land für den 
Schutz ihrer Daten und ihrer Privatsphäre weiter zu 
sensibilisieren. 

(Beifall von der FDP) 

Diese Kameras hat man ja sogar noch selbst im Pri-
vatbereich aufgehängt oder aufgestellt. Aber wie ist 
das mit den Kameras im öffentlichen Raum? Wir ha-
ben heute ja schon mehrfach über den Nachtrags-
haushalt gesprochen und auch über die aktuellen 
Pläne der Landesregierung diskutiert, nun öffentliche 
Straßen und öffentliche Plätze ständigen Blicken der 
Überwachung auszusetzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade jetzt mas-
senhaft Kameras aufzuhängen, vermittelt meines Er-
achtens doch mehr ein trügerisches Gefühl der 
Scheinsicherheit. Der Staat darf sich da gerade nicht 
zu einem allgegenwärtigen Auge im öffentlichen Le-
ben entwickeln. 

Meine Damen und Herren, wir haben aus gutem 
Grund einen § 15a im Polizeigesetz Nordrhein-West-
falen, der enge Vorgaben für Videobeobachtungen 
an öffentlichen Orten macht. Jeglichem Ansinnen ei-
ner Ausweitung dieses Paragrafen haben wir auch in 
einstiger Regierungsverantwortung hier in Nord-
rhein-Westfalen immer widersprochen. Das Gesetz 
verlangt zu Recht entsprechende Kriminalitäts-
schwerpunkte.  

Bislang sind unsere Polizeibehörden im Land auch 
mit gutem Beispiel vorangegangen. Der § 15a wird 
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derzeit nur noch in zwei Behörden im Land tatsäch-
lich genutzt, obwohl wir seit Jahren viel mehr Krimi-
nalitätsschwerpunkte in Nordrhein-Westfalen haben, 
die man nach geltendem Recht auch überwachen 
könnte. Nehmen wir einmal die Heimatstadt von 
Herrn Jäger, Duisburg, und dort Marxloh – rechts-
freie Räume, Rocker, No-go-Areas. Warum gibt es 
an diesem Ort eigentlich keine polizeiliche Video-
überwachung, obwohl er auch ein Kriminalitäts-
schwerpunkt ist? Meine Damen und Herren, ich 
meine, weil hier die Antwort sein müsste, mehr Poli-
zei auf die Straße zu bekommen, und ein konse-
quentes Durchgreifen und klare Konzepte nötig sind, 
statt mehr Kameras aufzustellen. 

Das Ganze macht auch nur Sinn – wir haben es 
mehrfach besprochen –, wenn wirklich Beamte zur 
Verfügung stehen, die tatsächlich einschreiten und 
Straftaten unterbinden können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man muss auch ein-
mal kritisch hinterfragen, warum jetzt offenbar so 
viele Polizeibehörden umschwenken. Ist das tatsäch-
lich eine Entscheidung vor Ort, wie das Polizeigesetz 
es vorsieht, oder ist das doch mehr Vorgabe von 
oben? Wir haben entsprechende Mittel, die im Nach-
tragshaushalt für mehr Videoüberwachung bereitge-
stellt werden. Da drängt man die Behörden doch 
schon von oben; man motiviert sie, hier auch mehr 
technische Überwachung durchzuführen. 

Da wundere ich mich schon ein wenig über die grüne 
Fraktion hier im Haus. Plötzlich sind Videokameras 
dann doch Heilsbringer. Die jahrelangen – auch rich-
tigen – Vorbehalte gegenüber einer Überwachungs-
mentalität geraten hier mehr oder minder in den Hin-
tergrund. 

(Matthi Bolte [GRÜNE]: Das ist auch besser, 
Herr Kollege Lürbke!) 

– Herr Bolte, ganz kollegial: Ich finde es schon ein 
bisschen schade, dass Sie hier Ihre grundsätzlichen 
Positionen zum Thema „Datenschutz und Bürger-
rechte“ vielleicht auch aus gewissen Koalitionszwän-
gen ein wenig in den Hintergrund stellen, 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das haben Sie doch 
genauso gemacht!) 

um es einmal so zu formulieren. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Lächer-
lich!) 

Meine Damen und Herren, auch wir wünschen der 
neuen LDI, Frau Helga Block, natürlich viel Erfolg bei 
ihrer anspruchsvollen Aufgabe. Wir werden das 
Thema „Datenschutz und Informationsfreiheit“ hier 
im Landtag von Nordrhein-Westfalen natürlich weiter 
konstruktiv begleiten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und Theo Kruse [CDU]) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Herrmann das Wort. 

Frank Herrmann*) (PIRATEN): Vielen Dank. – Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Zuschauer im Saal und zu 
Hause! Ich gehe davon aus, dass Herr Lepper zu 
Hause zuguckt; denn auch die Piratenfraktion be-
dankt sich natürlich bei dem ehemaligen Landesbe-
auftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
für die Erstellung dieses Berichts. Der 22. Bericht be-
trifft die Jahre 2013/2014 und insofern seinen Tätig-
keitszeitraum. 

Der Bericht zeigt auch, wie vielfältig und anspruchs-
voll die Aufgaben des Beauftragten sind. Er zeigt 
aber auch, dass es viele Bereiche gibt, in denen das 
Land sich noch verbessern muss, wo Mängel vorlie-
gen – von der Datensicherheit in der öffentlichen Ver-
waltung, bei der Stärkung des Rechts auf informatio-
nelle Selbstbestimmung durch Reduzierung der Vi-
deoüberwachung, bei Informationspflichten der Si-
cherheitsbehörden oder bei der Gewährung des Zu-
gangs zu Informationen nach dem Informationsfrei-
heitsgesetz. 

Zum letztgenannten Punkt werden wir im Innenaus-
schuss noch weiter einen Antrag der Piratenfraktion 
verhandeln. Herr Bolte, das machen wir nicht hier. 
Das machen wir in aller Ausführlichkeit im Aus-
schuss; 

(Zuruf von Matthi Bolte [GRÜNE]) 

denn mit der Informationsfreiheit hat diese Landesre-
gierung ja immer noch zu kämpfen, wie man auch ih-
rer Stellungnahme entnehmen kann. Ich empfehle 
insbesondere die Lektüre zu den Themen „Open 
Data“ und „FragDenStaat.de“. 

Daher an dieser Stelle nochmals einen ausdrückli-
chen Dank an Herrn Lepper, dass er in seinem Be-
richt keinen Zweifel an der Notwendigkeit der Öff-
nung der Verwaltung im Sinne einer weitgehenden 
Transparenz des staatlichen Handelns lässt und 
auch erwähnt, dass immerhin eine Fraktion in dieser 
Legislaturperiode den Entwurf eines Transparenzge-
setzes eingebracht hat. 

Die Untätigkeit der Landesregierung in diesem Be-
reich ist wirklich eine Bankrotterklärung. Sie ist offen-
sichtlich dabei, den Transparenzgedanken zu beer-
digen. Ich zitiere aus dem Bericht: 

„Dabei darf jedoch auf keinen Fall darauf verzich-
tet werden, endlich die erforderlichen gesetzli-
chen Veröffentlichungspflichten zu schaffen.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Rot-Grün, Herr 
Bolte, ich habe Ihre Worte vernommen, aber wir hof-
fen, nein, wir erwarten, dass Sie bald ein Transpa-
renzgesetz vorlegen. 
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Meine Damen und Herren, der Datenschutz und das 
Recht auf die informationelle Selbstbestimmung sind 
zentrale Fragen in der Informations- und Wissensge-
sellschaft. Die Digitalisierung schafft und bietet viele 
Möglichkeiten und Chancen für die öffentliche Hand, 
für die Zivilgesellschaft und für die Wirtschaft. 

Gleichzeitig müssen wir darauf achten, dass Sicher-
heit und Freiheit nicht verloren werden. Neue For-
men der Kriminalität von Datenklau, Identitätsdieb-
stahl und Cybercrime können wir nur präventiv be-
kämpfen. Dazu brauchen wir sichere und datenspar-
same elektronische Dienstleistungen. Die Forschung 
und Entwicklung sicherer und datenschutzfreundli-
cher Technologien ist eine der großen Chancen für 
Nordrhein-Westfalen. 

Die Forderung im Bericht des LDI – ich zitiere –, „die 
rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen 
für besseren Datenschutz in der Praxis zu schaffen“, 
ist aktueller denn je. 

Nachdem der Europäische Gerichtshof festgestellt 
hat, dass das Transatlantische Safe-Harbour-Ab-
kommen unvereinbar mit der Grundrechtecharta der 
Europäischen Union ist, steht inzwischen der Nach-
folgevertrag „Privacy Shield“ in den Startlöchern und 
auch in der Kritik. Nach einer ersten Prüfung erfüllt 
der Vertrag keinesfalls die Vorgaben des Europäi-
schen Gerichtshofs. Im Moment ist es also auch für 
nordrhein-westfälische Unternehmen ein hohes Ri-
siko, Services zu nutzen, die personenbezogene Da-
ten auf Servern in den USA speichern. Hier kann und 
muss die Landesregierung sich auf allen Ebenen für 
einen starken Datenschutz einsetzen. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte 
ich dem ehemaligen Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit noch einmal meinen 
herzlichsten Dank für sein Engagement und seinen 
Einsatz für den Datenschutz und für die Informations-
freiheit aussprechen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Der Bericht lohnt die Lektüre wirklich. Er ist auch 
nicht nur für Techniker zu lesen, sondern für jeden 
ein Gewinn. 

Ich hoffe, dass seine Forderungen an die Politik bei 
Ihnen, verehrte Abgeordnete der rot-grünen Fraktio-
nen, nicht ungehört bleiben und wir in diesem Jahr 
wirklich noch gemeinsam zu einem Transparenzge-
setz für Nordrhein-Westfalen, zumindest in der Bera-
tung hier, kommen werden. 

Lassen Sie mich mit einem Zitat der neuen Landes-
beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit, Frau Helga Block, schließen: 

Gerade in Zeiten der Verunsicherung und der 
Sorge um die innere Sicherheit sehe ich die Ge-
fahr, dass die Freiheitsrechte der Bürger ins Hin-

tertreffen geraten. Mit den Überwachungsinstru-
menten muss aber zu allen Zeiten verantwor-
tungsvoll umgegangen werden. 

Frau Block, seien Sie versichert, dass wir beim 
Schutz der Freiheitsrechte immer an Ihrer Seite ste-
hen und uns auch sehr an der Kontrolle der leider viel 
zu viel in diesem Land vorhandenen Überwachungs-
instrumente gelegen ist. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Kommen Sie 
bitte zum Ende, Herr Kollege. 

Frank Herrmann*) (PIRATEN): Nicht nur beim 
Thema der Ausweitung der Videoüberwachung set-
zen wir daher auf Ihre Initiative. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Herrmann. – Für die Landesregierung 
erteile ich in Vertretung für Herrn Minister Jäger 
Herrn Minister Kutschaty das Wort. Bitte. 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Auch ich darf im Namen der Landesregie-
rung dem bisherigen Landesdatenschutzbeauftrag-
ten für seine geleistete Arbeit und insbesondere für 
den 22. Bericht, den wir heute hier diskutieren, sehr 
herzlich danken und zugleich auch der neuen Lan-
desdatenschutzbeauftragten noch einmal viel Erfolg 
für die Arbeit wünschen. Sie hat sich ja schon bes-
tens in die neue Aufgabe eingearbeitet. 

Der Landesdatenschutzbericht enthält eine ganze 
Reihe von Informationen und wertvollen Hinweisen 
für Privatpersonen, für die Wirtschaft, aber auch für 
öffentliche Behörden – und für den Gesetzgeber na-
türlich allemal. Die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen setzt sich sehr intensiv mit diesem Lan-
desdatenschutzbericht auseinander. Wir nehmen die 
dort vorgetragenen Anregungen und Bemerkungen 
sehr ernst und setzen uns damit sehr kritisch und 
sehr intensiv auseinander. 

Das zeigt Ihnen auch unsere ausführliche Stellung-
nahme zum Landesdatenschutzbericht. Unsere Stel-
lungnahme ist zwar nicht so lang ausgefallen wie der 
Landesdatenschutzbericht selbst. Das zeigt aber 
auch, dass wir nicht in allen Bereichen konträre Auf-
fassungen zur Landesdatenschutzbeauftragten ha-
ben, sondern in vielen Punkten sogar durchaus einer 
Meinung sind. Gleichwohl setzt sich unsere Stellung-
nahme sehr differenziert mit den Punkten der Lan-
desdatenschutzbeauftragten und des damaligen 
Landesdatenschutzbeauftragten auseinander. 

Der Bericht samt Stellungnahme ist schon intensiv im 
Innenausschuss diskutiert worden, sodass ich an 
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dieser Stelle nicht noch einmal alle Details aufrollen 
möchte. Gestatten Sie mir zum Schluss hier jedoch 
noch einen Hinweis zu einer Anmerkung, die von 
Herrn Lürbke gerade noch einmal angebracht wor-
den ist. Wir haben heute Morgen bei der Einbringung 
des Nachtragshaushalts auch die Frage der inneren 
Sicherheit in unserem Lande diskutiert und in diesem 
Zusammenhang auch die Frage der Videobeobach-
tung schon einmal erörtert. Sie haben es gerade 
noch einmal angesprochen. 

Seien Sie sich sicher: Auch für einen Rechtspolitiker 
ist es natürlich erst einmal sehr mit Vorsicht zu ge-
nießen, wenn weitere Beobachtungsmaßnahmen 
geplant werden. Hier gibt es selbstverständlich das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, das bei 
uns auch sehr hoch gehalten wird. 

Aber ich glaube schon, auch als Rechtspolitiker, der 
sich sehr für die Freiheitsrechte in diesem Land ein-
setzt, sagen zu können, dass wir hier sehr wohl einen 
ausgewogenen Weg finden können, um die Sicher-
heit der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land zu 
stärken, ohne in allzu großer Weise datenschutz-
rechtliche Probleme zu bekommen. 

Deswegen sprechen wir auch nicht – das wäre mei-
ner Meinung nach auch eine völlige Fehldarstellung; 
so haben Sie es, glaube ich, auch nicht gemeint, Herr 
Lürbke – von einer flächendeckenden Videoüberwa-
chung in unserem Land, sondern halten uns konkret 
an die rechtlichen Möglichkeiten, die uns der § 15a 
des Polizeigesetzes einräumt. 

Das sind übrigens Maßnahmen, die, wenn ich mich 
richtig erinnere, an den ersten vier Standorten durch 
einen FDP-Innenminister in Nordrhein-Westfalen 
eingeführt worden sind. Es geht um eine ganz ge-
naue Beobachtung an Kriminalitätsschwerpunkten, 
die dazu dienen soll, dass sich die Menschen gerade 
in diesen Bereichen wieder sicherer fühlen können. 
Damit stärken wir beide Bereiche, nämlich die Si-
cherheit, aber auch die Freiheit des Einzelnen, sich 
sicher fühlen zu können. 

Deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass wir mit 
diesen behutsamen, aber sehr geordneten Maßnah-
men zur Videobeobachtung keine Konflikte herbei-
führen und dass es insgesamt eine sinnvolle Maß-
nahme sein kann und auch sein wird. 

In diesem Sinne bleibt jedoch meine herzliche Bitte 
an alle – und ich glaube, das nehmen wir als gemein-
same Aufgabe wahr –, den Landesdatenschutzbe-
richt nicht nur heute einmal hier zu beraten und dann 
zur Seite zu legen, sondern ihn als ständigen Beglei-
ter für unsere weitere politische Beratung auch bei 
anderen Tagesordnungspunkten zurate zu ziehen. 

Ihnen, meine Damen und Herren, danke ich für Ihre 
geteilte Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen noch ei-
nen angenehmen Abend. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Innenausschuss 
empfiehlt in Drucksache 16/11158, den 22. Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsbericht des Landes-
beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit – dieser ist nachzulesen in Vorlage 16/2934 – 
und die Stellungnahme der Landesregierung hierzu 
in Vorlage 16/3580 zur Kenntnis zu nehmen. – Ich 
stelle fest, dass der Landtag Nordrhein-Westfalen mit 
der gerade beendeten Debatte diese Kenntnis-
nahme der Vorlagen 16/2934 und 16/3580 vollzo-
gen hat. 

Ich rufe auf: 

16 Stärkung und Aufwertung der Pflege durch 
mehr Selbstverwaltung – Nordrhein-Westfalen 
braucht eine Pflegekammer 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11224 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit unmittelbar zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 16/11224 an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales. Die abschließende 
Aussprache und Abstimmung sollen nach Vorlage 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses erfol-
gen. Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? – 
Stimmt jemand dagegen oder enthält sich? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Bargeld – Freiheit – Privatsphäre – PUNKT! 
Keine Obergrenze für Barzahlungen! – Wehret 
der schleichenden Abschaffung des Bargelds 
und einem weiteren Schritt hin zum Überwa-
chungsstaat 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/11217 – Neudruck 

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen.  

(Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]: Schön von 
uns abgeschrieben! Herzlichen Glück-
wunsch!) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
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16/11217 – Neudruck – an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend – sowie an den In-
nenausschuss. Die abschließende Aussprache und 
Abstimmung sollen nach Vorlage der Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses erfolgen. 
Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Jeweils keine. Die 
Überweisungsempfehlung ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

18 Kommunen dürfen nicht auf Flüchtlingskos-
ten sitzenbleiben – Landesregierung muss 
jetzt eine Kurskorrektur bei der Flüchtlings-
pauschale vornehmen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11228 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/11310 

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksa-
che 16/11228 an den Innenausschuss – federfüh-
rend –, an den Ausschuss für Kommunalpolitik 
sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss. 
Die abschließende Aussprache und Abstimmung – 
selbstverständlich auch über den Entschließungsan-
trag Drucksache 16/11310 – sollen nach Vorlage der 
Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses erfolgen. Wer ist für diese Überweisungs-
empfehlung? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Jeweils keine. Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

19 Funkregulierung: Angriff auf freie Firmware 
stoppen, Freifunk und Verbraucherschutz be-
wahren! 

Antrag 
des Abg. Schwerd (fraktionslos) 
Drucksache 16/11214 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit unmittelbar zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 16/11214 an den Ausschuss für Kul-
tur und Medien. Die abschließende Aussprache und 
Abstimmung sollen nach Vorlage der Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses erfolgen. 
Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Jeweils keine. Auch 

diese Überweisungsempfehlung ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

20 Wahl der stellvertretenden Mitglieder des Parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses IV 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 16/11192 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag. Wer für diesen Wahlvorschlag ist, den 
darf ich um das Handzeichen bitten. – Stimmt je-
mand gegen den Wahlvorschlag der SPD oder ent-
hält sich? – Das kann ich jeweils nicht erkennen. Da-
mit ist der Wahlvorschlag Drucksache 16/11192 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

21 Wahl des Vorsitzenden des Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses II 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11235 

Eine Aussprache ist wiederum nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Wer ist für den 
Wahlvorschlag der CDU? – Stimmt jemand dagegen 
oder enthält sich? – Nein. Damit ist der Wahlvor-
schlag der CDU-Fraktion Drucksache 16/11235 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

22 Wahl der Vertrauensleute und ihrer Stellvertre-
ter für die Ausschüsse zur Wahl der ehrenamt-
lichen Richterinnen und Richter bei den Fi-
nanzgerichten Düsseldorf und Münster 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/11238 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag. Wer ist für diesen gemeinsamen Wahlvor-
schlag der genannten Fraktionen? – Stimmt jemand 
dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Damit darf ich 
feststellen, dass der vorgelegte Wahlvorschlag 
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Drucksache 16/11238 mit den Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP und der Stimme des fraktionslosen Abgeordne-
ten Schwerd bei Enthaltung der Piratenfraktion mit 
großer Mehrheit angenommen ist. 

Ich rufe auf: 

23 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 38 
gem. § 82 Abs. 2 GO 
Drucksache 16/11239 

Die Übersicht 38 enthält vier Anträge, die vom Ple-
num nach § 82 Abs. 2 der Geschäftsordnung an ei-
nen Ausschuss zur abschließenden Erledigung über-
wiesen wurden, sowie einen Entschließungsantrag. 
Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen ist wie 
üblich aus der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun abstimmen über die Bestätigung des 
Abstimmungsverhaltens der Fraktionen in den jewei-
ligen Ausschüssen entsprechend der genannten 
Übersicht. Wer möchte das Abstimmungsverhalten 
der Fraktionen bestätigen? – Möchte ein Abgeordne-
tenkollege dieses Abstimmungsverhalten nicht be-
stätigen oder sich enthalten? – Das ist jeweils nicht 
der Fall. Damit sind die in Drucksache 16/11239 
enthaltenen Abstimmungsergebnisse der Aus-
schüsse einstimmig bestätigt. 

Ich rufe auf: 

24 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/40  
gem. § 97 Abs. 8 GO 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Das kann ich 
nicht erkennen. 

Ist jemand mit den Beschlüssen nicht einverstan-
den? – Auch das ist offensichtlich nicht der Fall. Da-
mit stelle ich gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäfts-
ordnung fest, dass der Landtag Nordrhein-Westfalen 
diese Beschlüsse des Petitionsausschusses in 
Übersicht 16/40 bestätigt hat. 

Damit, meine Kolleginnen und Kollegen, sind wir 
schon am Ende unserer heutigen Sitzung. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, den 3. März 2016, 10 Uhr. 

Ihnen allen wünsche ich einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung des Landtags ist geschlossen. 

Schluss: 17:24 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 11 – „Gesetz über die Regierungskam-
mer Nordrhein-Westfalen“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Dietmar Brockes (FDP): :  

Mit dem Dritten Energiebinnenmarktpaket der EU 
aus 2009 wurde beschlossen, die Strom- und 
Gasmärkte in der EU weiter zu liberalisieren und 
die Verbraucherrechte zu stärken. Hierzu zählt 
auch die Vorgabe, die Landesregulierungsbehör-
den zu stärken und ihre Unabhängigkeit sicherzu-
stellen. Es muss gewährleistet sein, dass Regulie-
rungsbehörden bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben erstens rechtlich getrennt und funktional 
unabhängig von anderen öffentlichen und privaten 
Einrichtungen sind, zweitens unabhängig von 
Marktinteressen handeln und drittens keinen di-
rekten Weisungen von Regierungsstellen oder an-
deren öffentlichen oder privaten Einrichtungen un-
terliegen.  

Das bedeutet, dass die Regulierungsbehörden 
unabhängig von allen politischen Stellen selbstän-
dige Entscheidungen treffen können. Außerdem 
müssen sie mit dem für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben angemessenen personellen und finan-
ziellen Ressourcen ausgestattet werden. 

Die damalige schwarz-gelbe Bundesregierung hat 
diese Vorgaben auf Bundesebene bereits im Jahr 
2011 mit der seinerzeitigen Novelle des Energie-
wirtschaftsgesetzes erfüllt. 

In Nordrhein-Westfalen hat sich die rot-grüne Lan-
desregierung dagegen einen schlanken Fuß ge-
macht und lediglich eine entsprechende Organisa-
tionsverfügung erlassen. 

Dies ist aber nicht ausreichend, da die Entschei-
dung über die Einrichtung eines regierungsunab-
hängigen Raumes allein dem Gesetzgeber vorbe-
halten ist. 

Mit dem Gesetz über die Regulierungskammer 
NRW wird dieses rot-grüne Versäumnis behoben, 
der rechtswidrige Zustand endlich beendet und 
die Arbeit der Regulierungskammer auf eine 
rechtlich tragfähige Grundlage gestellt. 

Die FDP-Fraktion wird dem Gesetz daher zustim-
men. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN):  

Dem vorliegenden Gesetzentwurf für das Gesetz 
über die Regulierungskammer Nordrhein-Westfa-
len kann auch unsere Fraktion ihre Zustimmung 
geben. 

Die gegenwärtige Organisationsstruktur der zu-
ständigen Landesregulierungsbehörde unseres 
Landes genügt den Anforderungen des Energie-
binnenmarktes nicht. Sie unterliegt in ihrer derzei-
tigen Form dem Weisungsrecht des Wirtschafts-
ministeriums. 

Damit ist, ohne dem Minister hier etwas zu unter-
stellen, ihre Unabhängigkeit bei wichtigen Ent-
scheidungen nicht garantiert, auch wenn diese 
formal durch eine Organisationsverfügung aus 
dem Jahr 2011 sichergestellt ist. 

Die Übertragung der regulierungsrechtlichen Ent-
scheidungen auf eine Regulierungskammer ist 
daher folgerichtig. Dort werden Entscheidungen 
zukünftig in einem gerichtsähnlichen Verfahren 
getroffen, was den Anforderungen der Europäi-
schen Union genügt. 

Die notwendige Umsetzung des Artikels 35 der 
Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rats vom 13. Juli 2009 über ge-
meinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbin-
nenmarkt sowie des Artikels 39 der Richtlinie 
2009/73/EG für den Erdgasbinnenmarkt werden 
unseres Erachtens mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf erfüllt. 

Auch andere Bundesländer, so zum Beispiel Hes-
sen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen, haben 
diesen Weg der Umsetzung gewählt, auch NRW 
kann soll ihn gehen. 

Mehr ist dazu auch nicht zu sagen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Dr. Birgit Beisheim (GRÜNE):  

Es gibt sicherlich Gesetzesinitiativen der Landes-
regierung, die hier im Landtag deutlich mehr An-
lass zur Kontroverse bieten, als der vorliegende 
Gesetzesentwurf über die Regulierungskammern, 
denn hierbei handelt es sich ausschließlich um 
eine Umsetzung des dritten EU-Energiebinnen-
marktpakets.  

Darin wird vorgegeben, dass die nationalen Regu-
lierungsbehörden unabhängig sein müssen von 
anderen öffentlichen und privaten Einrichtungen, 
von Marktinteressen und von Regierungsstellen. 
Da diese Vorgaben durch die bisherige Organisa-
tion nicht ausreichend abgedeckt werden, sollen 
nun folgende Regelungen durch das vorliegende 
Gesetz umgesetzt werden, die so oder in ähnli-
cher Form in den anderen Bundesländern bereits 
angewandt wurden. 
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Erstens: Die Regulierungskammer wird zwar beim 
MWEIMH angesiedelt, aber institutionell und per-
sonell unabhängig und unterliegt somit keinerlei 
Weisungen des Ministers. Zweitens ist die Kam-
mer haushaltsrechtlich unabhängig von der Lan-
desregierung und drittens werden auch an die Mit-
glieder hohe Erwartungen in Bezug auf ihre Unab-
hängigkeit gestellt. 

Diese Schritte sind aus unserer Sicht geeignet, um 
die Vorgaben der EU-Richtlinien wirksam umzu-
setzen und somit für eine vernünftige Kontrolle 
und Regulierung auf dem Strom- und Gasmarkt zu 
sorgen. Ziel muss es sein, einen ungehinderten 
Zugang für alle Anbieter, insbesondere auch klei-
nere Anbieter, zu gewährleisten. 

Netze sind ein natürliches Monopol, denn auf 
Grund ihrer hohen Fixkosten und geringen Grenz-
kosten werden keine parallelen Strukturen aufge-
baut. Natürliche Monopole zeichnen sich folglich 
auch dadurch aus, dass sich besonders ausge-
prägte steigende Skalenerträge ergeben, das 
heißt: Mit jeder zusätzlich produzierten Einheit – 
im Fall der Netze durch jeden neuen Netzan-
schluss – steigt der Ertrag verhältnismäßig an.  

Um die Ausnutzung der Marktmacht in einem na-
türlichen Monopol zu verhindern, werden die 
Preise reguliert, das heißt: Basierend auf einer 
umfangreichen Kosten- und Effizienzanalyse und 
einer theoretischen Gewinnmarge wird eine Erlös-
obergrenze für die Regulierungsperiode festge-
setzt, aus der sich die Netzentgelte ergeben. Aus 
dieser Erlösobergrenze muss der Netzbetreiber 
sowohl seine Kosten als auch seinen Gewinn be-
streiten.  

Die Regulierungsbehörde ist dafür zuständig, 
diese natürlichen Monopole zu überwachen und 
zu kontrollieren sowie die Anreizregulierung (mit-) 
umzusetzen. Bei größeren Unternehmen über-
nimmt dies die Bundesnetzagentur als zuständige 
Regulierungsbehörde.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf schaffen wir 
die Rahmenbedingungen für die Umsetzung der 
erforderlichen Unabhängigkeit der Behörde und 
gewährleisten hiermit einen sicheren, zuverlässi-
gen und leistungsfähigen Betrieb der Strom- und 
Gasnetze. 

Daher stimmen wir dem vorliegenden Gesetzent-
wurf gerne zu. 

Dr. Günther Bergmann (CDU):  

Ich mache es ganz kurz: Die CDU-Fraktion stimmt 
dem vorgelegten Gesetzentwurf zu. Dieser Ent-
wurf setzt Vorgaben der Europäischen Union in 
Landesrecht um.  

Die Mitgliedsstaaten der EU müssen insbeson-
dere gewährleisten, dass die Regulierungsbehör-
den bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

1. rechtlich getrennt und funktional unabhängig 
von anderen öffentlichen und privaten Einrichtun-
gen sind, 

2. unabhängig von Marktinteressen handeln und 

3. keinen direkten Weisungen von Regierungs-
stellen oder anderen öffentlichen oder privaten 
Einrichtungen unterliegen. 

Der Begründung des vorliegenden Gesetzentwur-
fes ist zu entnehmen, dass die gegenwärtige Or-
ganisationsstruktur der Landesregulierungsbe-
hörde in Nordrhein-Westfalen den Anforderungen 
des Dritten EU-Energiebinnenmarktpakets nicht 
genügt, da das als Landesregulierungsbehörde 
tätige Referat des Wirtschaftsministeriums unter 
anderem einem ministeriellen Weisungsrecht un-
terliegt. Der vorliegende Gesetzentwurf schafft 
hier endlich Abhilfe, weshalb wir gerne zustim-
men. 

Leider kommt die Umsetzung sehr spät. Andere 
Länder haben bereits vor Jahren die Vorgaben der 
EU in Landesrecht umgesetzt. Sachsen und Bay-
ern haben bereits 2012 Regulierungskammern 
eingerichtet, Hessen, Rheinland-Pfalz und Nieder-
sachsen haben entsprechende Gesetze 2013 ver-
abschiedet. Dass die nordrhein-westfälische Lan-
desregierung drei Jahre länger gebraucht hat, 
zeigt einmal mehr, dass der Fokus dieser Landes-
regierung leider nicht auf der Wirtschaftspolitik 
liegt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD):  

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Vorschrif-
ten des sogenannten Dritten EU-Binnenmarkt-
pakets, welche die Unabhängigkeit der nationalen 
Regulierungsbehörden für den Elektrizitätsbin-
nenmarkt sowie den Erdgasbinnenmarkt garantie-
ren sollen, in Landesrecht umsetzen. 

Die Mitgliedsstaaten müssen dafür Sorge tragen - 
Zitat aus der Vorlage 16/10189 -, „dass die Regu-
lierungsbehörden bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben 

– rechtlich getrennt und funktional unabhängig 
von anderen öffentlichen und privaten Einrichtun-
gen sind, 

– unabhängig von Marktinteressen handeln und 

– keinen direkten Weisungen von Regulierungs-
stellen oder anderen öffentlichen oder privaten 
Einrichtungen unterliegen; das bedeutet, dass die 
Regulierungsbehörden unabhängig von allen poli-
tischen Stellen selbstständige Entscheidungen 
treffen könnten.“ 
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Dieser Vorgabe unterliegen auch die Landesregu-
lierungsbehörden. Um diesen Anforderungen ge-
recht zu werden legt die Landesregierung NRW 
wie schon andere Landesregierungen zuvor ein 
Gesetz über die Regulierungskammern Nord-
rhein-Westfalen dem Landtag vor, das die europä-
ischen Vorgaben umsetzt. 

Fazit: Die SPD-Fraktion stimmt dem vorgelegten 
Gesetzentwurf über die Regulierungskammer 
Nordrhein-Westfalen zu. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, Indust-
rie, Mittelstand und Handwerk:  

Das sogenannte Dritte EU-Energiebinnenmarkt-
paket (Strom und Gasrichtlinien aus 2009) enthält 
Anforderungen an die Unabhängigkeit nationaler 
Regulierungsbehörden. Danach müssen die Mit-
gliedsstaaten insbesondere dafür sorgen, dass 
die Regulierungsbehörden bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben rechtlich getrennt und funktional 
unabhängig von anderen öffentlichen und privaten 
Einrichtungen sind, dass sie unabhängig von 
Marktinteressen handeln und dass sie keinen di-
rekten Weisungen von Regierungsstellen oder an-
deren öffentlichen oder privaten Einrichtungen un-
terliegen. 

Das bedeutet, dass die Regulierungsbehörden 
unabhängig von allen politischen Stellen selbst-
ständige Entscheidungen treffen können. 

Diese Vorgaben richten sich an den Bund und an 
die Länder. Mehrere andere Länder mit eigenen 
Regulierungsbehörden haben deshalb inzwi-
schen entsprechende gesetzliche Vorschriften ge-
schaffen. 

In Nordrhein-Westfalen genügt die gegenwärtige 
Organisationsstruktur der Landesregulierungsbe-
hörde dem Dritten EU-Energiebinnenmarktpaket 
noch nicht, weil das als Landesregulierungsbe-
hörde tätige Referat des Wirtschaftsministeriums 
bisher noch nicht durch Gesetz vom ministeriellen 
Weisungsrecht ausgenommen wurde. 

Die Organisation der für die Aufgaben der Landes-
regulierungsbehörde zuständigen Stelle in Nord-
rhein-Westfalen muss deshalb durch eine gesetz-
liche Regelung an die EU-rechtlichen Vorgaben 
des Dritten EU-Energiebinnenmarktpakets ange-
passt werden. 

Durch das Gesetz über die Regulierungskammer 
Nordrhein-Westfalen werden die Aufgaben, die 
gemäß dem Energiewirtschaftsgesetz die Lan-
desregulierungsbehörde zu erledigen hat, einer 
Regulierungskammer übertragen. Diese entschei-
det in einem gerichtsähnlichen Verfahren. 

Dadurch wird der erforderlichen demokratischen 
Legitimation des hoheitlichen Handelns der 

Staatsverwaltung Rechnung getragen – als Kom-
pensation des Ausschlusses des ministeriellen 
Weisungsrechtes. Die Regelung orientiert sich an 
den Vorschriften über die Vergabekammern nach 
den §§ 104 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB). 

Im Einzelnen regelt das Gesetz insbesondere die 
Errichtung und Besetzung der Regulierungskam-
mer Nordrhein-Westfalen beim Wirtschaftsminis-
terium, die institutionelle Unabhängigkeit der Re-
gulierungskammer einschließlich der persönli-
chen Unabhängigkeit ihrer Mitglieder bei der 
Wahrnehmung von Regulierungsaufgaben. 

Die Regulierungsbehörde Nordrhein-Westfalen 
bestimmt über die Erlösobergrenzen von rund 200 
Strom- und Gasverteilnetzbetreibern in unserem 
Lande und leistet damit einen Beitrag zu ange-
messenen Netzentgelten. 

Mit dem Gesetz wird die organisatorisch-formal-
rechtliche Grundlage geschaffen, dass diese Tä-
tigkeit im Dienste der gewerblichen und privaten 
Endverbraucher auch zukünftig in einem Rechts-
rahmen wahrgenommen wird, der europarechtli-
chen Anforderungen genügt. 

Der Wirtschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf 
am 21.01.2016 einstimmig gebilligt und empfiehlt 
seine Annahme in der heutigen Sitzung. Die Lan-
desregierung schließt sich dieser Empfehlung an. 
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Anlage 2 

Zu TOP 12 – „Gesetz zur Änderung des Lan-
desministergesetzes und weiterer Gesetze“ – 
zu Protokoll gegebene Rede 

Thomas Kutschaty, Justizminister:  

Die Frage der angemessenen Versorgung von Mi-
nisterinnen und Ministern, deren Amtszeit endet, 
wird immer wieder dann zum Thema, wenn neue 
Regierungen ihr Amt antreten oder Kabinette um-
gebildet werden. 

Die bestehenden Regelungen in Bund und Län-
dern werden dabei in aller Regel kritisch hinter-
fragt. Was auch durchaus verständlich ist, denn 
schließlich sind es Steuermittel, die dafür aufge-
wandt werden.  

Der Innenminister hatte bereits im September letz-
ten Jahres, als es hier bei uns in NRW zu einem 
Wechsel von Ministerposten kam, angekündigt, 
das Ministergesetz in NRW zeitgemäßer und ge-
rechter, angemessen und nachvollziehbar zu ge-
stalten. Denn die bisherigen Regeln zur Versor-
gung sind in der Tat reformbedürftig.  

Die Höhe der Einstiegsversorgung und der Beginn 
der Ruhegehaltszahlung entsprechen nicht den 
Veränderungen, wie sie in den vergangenen Jah-
ren bei Beamten und Arbeitnehmern vorgenom-
men worden sind.  

Dieser Gesetzentwurf soll an dieser Stelle für 
mehr Gerechtigkeit sorgen.  

Die Versorgung wird künftig einen der abgeleiste-
ten Amtszeit und der Bedeutung des Amtes ange-
messenen Teil der gesamten Alterssicherung 
ausmachen.  

Auf zwei Aspekte des Gesetzentwurfs will ich be-
sonders hinweisen: 

Zum einen auf die Veränderung des Einstiegs in 
die Altersregelung. Das Ruhegehalt für Ministerin-
nen und Minister wird nicht mehr wie bisher mit 
dem 60. Lebensjahr ausgezahlt. Stattdessen wird 
der Einstieg bis zur Regelaltersgrenze von 67 Jah-
ren heraufgesetzt, so wie sie grundsätzlich für je-
den Beschäftigten gilt.  

Wer sein Ruhegeld bereits ab dem 60. Lebensjahr 
bekommen will, muss wie Beamte und tariflich Be-
schäftigte auch mit erheblichen Abschlägen rech-
nen.  

Allerdings entsteht bereits ein verminderter Ver-
sorgungsanspruch bereits nach zwei  – statt bis-
her fünf Amtsjahren – in Höhe von dann 9,56 %. 
Die Versorgung steigt schrittweise mit jedem 
Amtsjahr.  

Der zweite Punkt betrifft die Karenzzeit: Wir wollen 
mit dem neuen Ministergesetz eine Karenzzeit 
festlegen, die ein Jahr beträgt.  

Die von uns vorgesehenen Einschränkungen ori-
entieren sich an den im Sommer 2015 für die Mit-
glieder der Bundesregierung geschaffenen Vorga-
ben.  

Für die Überarbeitung des Ministergesetzes ha-
ben wir uns verschiedene Vorschläge zur Reform 
der Ministerversorgung genau angeschaut. Unter 
anderem den Vorschlag des Bundes der Steuer-
zahler aus dem Jahre 2010.  

Damit der Eindruck einer „Selbstbedienung“ erst 
gar nicht entsteht, haben wir ein unabhängiges 
wissenschaftliches Gutachten in Auftrag gegeben.  

Insgesamt haben wir als Landesregierung damit 
eine gute Basis für konstruktive Beratungen im 
Hauptausschuss geschaffen. 

Herzlichen Dank. 
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Anlage 3 

Zu TOP 13 – „Neuntes Gesetz zur Änderung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes“ – zu Proto-
koll gegebene Rede 

Thomas Kutschaty, Justizminister:  

Der Gesetzentwurf regelt ein für die Kommunen 
wichtiges Thema: die Ausgestaltung der Landes-
pauschale über das Flüchtlingsaufnahmegesetz. 

Im Grunde geht es in dem Entwurf um die Rege-
lung von drei Bereichen: 

Der erste Bereich betrifft die Anrechnungsregelun-
gen, die aufgrund neuer Strukturen zur Registrie-
rung und Verteilung von Asylbewerberinnen 
und -bewerbern angepasst werden. 

Der zweite Bereich betrifft eine Absenkung der 
Krankheitskosten von 70.000 auf 35.000 €, die 
Kommunen geltend machen können. 

Der dritte Bereich betrifft die Pauschale selbst: Sie 
wird auf 1,94 Milliarden € erhöht. 

Die Anpassungen sind auch das Ergebnis eines 
Kompromisses, den das Land und die Kommuna-
len Spitzenverbände im Dezember letzten Jahres 
miteinander geschlossen haben.  

Die CDU hat dazu aktuell einen Antrag gestellt, 
der nachher ohne Debatte direkt an die Aus-
schüsse überwiesen wird. Dieser Antrag ist ent-
weder Ausdruck mangelnder Sachkenntnis oder 
mangelnden Willens, Kenntnis von der Sache zu 
erlangen.  

Für den Fall, dass Erstgenanntes zutrifft, will ich 
versuchen, zu helfen. 

Auch wenn ich als Justizminister hier fachfremd 
bin und den Kommunalminister nur vertrete, 
werde ich versuchen, den Kompromiss kurz und 
verständlich darzustellen. Vielleicht, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU, hilft Ihnen das wei-
ter. 

Kernpunkt des Kompromisses ist die Gestaltung 
der Jahre 2016 und 2017. 

2016 wird dabei – auch auf Wunsch der Spitzen-
verbände – ein sogenanntes „Übergangsjahr“, ab 
2017 stellen wir das System komplett um. 

Das heißt, im kommenden Jahr gibt es eine Pau-
schale pro tatsächlich zugewiesenem Flüchtling 
und Monat, und zwar nach dem Prinzip: Das Geld 
folgt den Köpfen.  

Wir werden dann eine monats- und personen-
scharfe Pauschale zahlen. Die Kommunen müs-

sen dann nichts mehr vorfinanzieren und die Zah-
lungen stehen im direkten Zusammenhang mit 
den Zuweisungen. 

In diesem Jahr ist das schlicht nicht möglich, da 
wir die nötigen Rahmenbedingungen – eine neue 
Statistik, eine neue Software – dieses Jahr nicht 
umsetzen können. Gerade für die Kommunen ist 
die Umstellung aufwendig und braucht Zeit. 

Zudem liegen uns aktuell noch keine endgültigen 
Bestandszahlen zum Stichtag 1.1.2016 vor. Wir 
sind dabei, diese zu verifizieren, aber wir haben 
sie noch nicht. 

Das heißt, wir haben als Land vorerst – ich betone, 
vorerst – mit einer Prognose des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge operiert. Aus der Prog-
nose sowie aus der Einbeziehung der Geduldeten 
ergibt sich die vorhin erwähnte Summe: 1,94 Milli-
arden €. 

Nun wird es wahrscheinlich darauf hinauslaufen, 
dass die tatsächlichen Bestandszahlen zum 
1.1.2016 etwas höher sind als die Prognose. Wir 
sind zwar nah dran, aber nicht nah genug. 

Dazu gibt es eine eindeutige Regelung, nämlich 
dass wir als Land nachsteuern und diese Lücke 
schließen, und zwar so, dass diese Nachzahlung 
an die Kommunen noch 2016 kassenwirksam 
wird.  

Teil des Kompromisses ist außerdem, dass wir die 
Entwicklung der Flüchtlingszahlen in 2016 weiter 
im Blick halten und bei einem weiteren Anstieg im 
Verlaufe des Jahres im 4. Quartal Gespräche auf-
nehmen, um nachzusteuern – das ist die soge-
nannte Revisionsklausel 2016. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, Sie se-
hen also: So kompliziert ist es nicht.  

Herzlichen Dank. 
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Anlage 4 

Zu TOP 14 – „Abkommen zur Änderung des 
Abkommens über die Zentralstelle der Länder 
für Sicherheitstechnik“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Angela Freimuth (FDP):  

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder 
für Sicherheitstechnik war zu überarbeiten, da es 
seit seinem Inkrafttreten eine Reihe von Änderun-
gen in Rechtsvorschriften gab, auf die das Abkom-
men verweist oder Bezug nimmt.  

Zum einen wird das bestehende Abkommen 
durch den Staatsvertrag an die – allerdings bereits 
seit 2011 – geänderte bundesrechtliche Lage an-
gepasst; das seinerzeitige Geräte- und Produktsi-
cherheitsgesetz wurde zwischenzeitlich durch das 
Produktsicherheitsgesetz ersetzt, sodass die Ver-
weisungen des bisherigen Abkommens ins Leere 
laufen.  

Zugleich wird aber auch eine inhaltliche Neurege-
lung getroffen: Erstmals soll die Zuständigkeit für 
die Anerkennung von Prüfstellen nach der Rohr-
fernleitungsverordnung auf die Zentralstelle der 
Länder übertragen werden. Die Rohrfernleitungs-
verordnung betrifft Rohrfernleitungen, durch die 
potenziell sicherheitsgefährdende Stoffe geleitet 
werden.  

Bisher bestand für die Anerkennung der Prüfstel-
len bereits eine Zuständigkeit der einzelnen Bun-
desländer, jedoch hatten diese ganz überwiegend 
keine eigenen, ausdrücklichen Zuständigkeitsbe-
stimmungen getroffen.  

In NRW gilt indes die Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten für die Zulassung und Über-
wachung sowie Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten von bei Vorhaben nach 
§ 20 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 19.3 bis 19.9 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung – UVPG – sowie für den Vollzug der Verord-
nung über Rohrfernleitungsanlagen – Rohrfernlei-
tungsverordnung, die bisher in § 3 Absatz 1 die 
Anerkennung der Prüfstellen als Anwendungsfall 
der als allgemeine Aufgabe den Bezirksregierun-
gen auferlegten Ausführung der Rohrfernleitungs-
verordnung begriff. Diese Kompetenz wird mit der 
Neuregelung und den im Anschluss notwendigen 
Folgeänderungen in der nordrhein-westfälischen 
Zuständigkeitsverordnung entfallen.  

Die Zulassung von Prüfsachverständigen oder 
Prüfstellen galt jedoch auch schon nach der bis-
herigen Rechtslage bundesweit, und zwar unab-
hängig davon, welches Bundesland sie erteilt 
hatte. Um insofern eine einheitliche Anerken-

nungs- und Verwaltungspraxis zu schaffen, erach-
tet es meine Fraktion für sachgerecht, künftig nur-
mehr die Zentralstelle – eine Behörde des Frei-
staats Bayern – mit der notwendigen Prüfung der 
Anerkennungsvoraussetzungen und der Erteilung 
der Anerkennung zu betrauen. Das gilt selbst un-
ter Berücksichtigung des Umstands, dass nord-
rhein-westfälische Behörden dadurch einen Teil-
aspekt ihrer Prüfungs- und Handlungskompeten-
zen verlieren werden, zumal damit eine Verwal-
tungsentlastung für Nordrhein-Westfalen verbun-
den ist. 

Der vorliegende Staatsvertrag wählt zur Umset-
zung seiner Ziele im Übrigen auch keine verfas-
sungsrechtlich bedenklichen Mittel, wie dies etwa 
beim Glücksspielstaatsvertrag der Fall ist.  

Dort ist – wie mehrere Fachgerichte bereits für 
Recht erkannt haben – in Gestalt des sogenann-
ten Glücksspielkollegiums eine bundesstaatswid-
rige „dritte Ebene“ im Staatsaufbau geschaffen 
worden, eine Ebene also, deren Handlungen kei-
nem in der Verfassung vorausgesetzten Rechts-
träger zugeordnet werden können. Die Entschei-
dungen des Kollegiums sind weder einem be-
stimmten Bundesland noch dem Bund selbst zu-
zuordnen.  

Mit Blick auf die Rohrfernleitungsverordnung ver-
hält es sich anders: Hier ist eindeutig eine Be-
hörde des Freistaats Bayern – nämlich das für den 
technischen Arbeits- und Verbraucherschutz zu-
ständige Bayerische Staatsministerium – als zu-
ständig bezeichnet worden, sodass alle Handlun-
gen jener Behörde einem konkreten Rechtsträ-
ger – dem Freistaat Bayern – zugeordnet werden 
können und dieser Rechtsträger für sie auch ver-
antwortlich ist.  

Es bestehen daher aus rechtlicher Sicht und mit 
Blick auf das Ziel der Verwaltungsvereinfachung 
und Effizienzsteigerung für meine Fraktion keine 
Bedenken gegen eine Zustimmung zu dem vorlie-
genden Staatsvertrag.  

Vielen Dank. 

Werner Jostmeier (CDU):  

Die Änderung des (staatsvertraglichen) Abkom-
mens über die ZLS verfolgt zwei Zielsetzungen: 

Zum einen soll der Wortlaut an den aktuellen 
Rechtsrahmen angepasst werden, was die Um-
stellung vom alten Geräte- und Produktsicher-
heitsgesetz (GPSG) auf das seit 1. Dezember 
2011 neu geltende Produktsicherheitsgesetz 
(ProdSG) erforderlich macht.  
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Zum anderen soll als neue Aufgabe die Anerken-
nung von Prüfstellen gemäß § 6 Rohrfernleitungs-
verordnung (RohrFltgV) auf die ZLS staatsvertrag-
lich abgesichert werden. 

Die Umsetzungen zum erstgenannten Punkt sind 
rein gesetzestechnischer und redaktioneller Na-
tur. 

Die Veränderungen betreffen zum Zweiten die 
Umstellung von anerkannten Einzelsachverstän-
digen zum organisationsbezogenen Prüfwesen 
mit anerkannten Prüfstellen. Bislang haben nur 
fünf Bundesländer (BW, NI, NRW, RP und TH) ex-
plizite Zuständigkeitsregelungen für die Anerken-
nung von Prüfstellen geschaffen. Die übrigen Län-
der haben in Erwartung einer Übertragung der 
Aufgabe auf die ZLS von einer Regelung abgese-
hen.  

Da die Rohrfernleitungsverordnung auf dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) beruht, welches als Rechtsgrundlage 
dem Abkommen über die ZLS in der aktuellen 
Fassung fremd ist, ist eine staatsvertragliche Än-
derung des Abkommens über die ZLS erforderlich 
und schaltet ein bloßes Verwaltungsabkommen 
nach Artikel 2 Abs. 8 des Abkommens aus. Die 
Übertragung dieser neuen Aufgabe soll die Ver-
waltungseffizienz erhöhen, einen bundesweit ein-
heitlichen Vollzug sichern und Kosten sparen. 

Wir stimmen daher dem Antrag der Landesregie-
rung zu. 

Michele Marsching (PIRATEN):  

Die Landesregierung hat dem Landtag das Ab-
kommen über die Zentralstelle der Länder für Si-
cherheitstechnik in seiner aktuellen Fassung nicht 
vorgelegt. Das Abkommen ist auch nicht über das 
Onlineportal „Recht.NRW“ des Ministeriums für In-
neres und Kommunales einsehbar. Dort ist jeden-
falls bis heute nur eine Fassung des Abkommens 
aus dem Jahr 2003 dargestellt. 

Daher sind die vorgeschlagenen Änderungen im 
Abkommen zur Änderung des Abkommens über 
die Zentralstelle für Sicherheitstechnik in der Fas-
sung der Beschlussempfehlung des Hauptaus-
schusses vom 25.02.2016, Drucksache 16/11237, 
für uns nicht nachvollziehbar. Ich empfehle daher 
meiner Fraktion, diesem Abkommen nicht zuzu-
stimmen oder sich zumindest zu enthalten. 

Hans Christian Markert (GRÜNE):  

Wir beraten heute über die Zukunft des Abkom-
mens über die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik. Diese Zentralstelle wird von den Län-
dern gemeinsam getragen und finanziert. Sie er-
kennt gemeinsam für alle Länder Stellen an, die 

im Vollzug des europäischen Gemeinschaftsrech-
tes sowie des nationalen Rechtes als zugelassene 
Überwachungsstellen bzw. Prüfstellen von Unter-
nehmen die Sicherheit von Geräten, Maschinen 
und Anlagen überprüfen und zertifizieren.  

Mit dem heute zur Abstimmung stehenden staats-
vertraglichen Abkommens sollen Beschlüsse der 
Arbeits- und Sozialministerkonferenz umgesetzt 
werden. Dabei geht es einerseits darum, die An-
erkennung von Prüfstellen gemäß § 6 Rohrfernlei-
tungsverordnung als neue Vollzugsaufgabe zu 
verankern. Zum anderen soll der Wortlaut des Ab-
kommens redaktionell an den aktuellen Rechts-
rahmen angepasst werden.  

Wir unterstützen die beabsichtigten Änderungen 
und werden dem Staatsvertrag daher zustimmen.  

Ich danke Ihnen! 

Elisabeth Müller-Witt (SPD):  

Das vorliegende Abkommen zur Änderung des 
Abkommens über die Zentralstelle der Länder für 
Sicherheitstechnik (ZLS) ist erforderlich, da der 
Wortlaut des Abkommens über die ZLS an den 
veränderten und damit an den aktuellen Rechts-
rahmen angepasst werden muss.  

Ursächlich ist zum einen die Umstellung vom alten 
Geräte- und Produktsicherheitsgesetz (GPSG) 
auf das seit 1. Dezember 2011 neu geltende Pro-
duktsicherheitsgesetz (ProdSG). 

Zum anderen soll die Anerkennung von Prüfstel-
len gemäß § 6 Rohrfernleitungsverordnung (Rohr-
FltgV) als neue Aufgabe der ZLS staatsvertraglich 
abgesichert werden.  

Dies ist rechtlich erforderlich, überdies sinnvoll 
und kostensparend. Die Arbeits- und Sozialminis-
terkonferenz hat bereits der Neuregelung des 
Prüfwesens im Bereich der RohrFltgV zuge-
stimmt.  

Aus den genannten Gründen stimmt die SPD- 
Fraktion dem vorgelegten Staatsvertrag zu.  

Rainer Schmeltzer, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales:  

Die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstech-
nik – ZLS – ist eine von allen Ländern gemeinsam 
getragene und finanzierte Stelle. Sie ist zuständig 
für die europäisch und national vorgeschriebene 
Anerkennung von Stellen, die die Sicherheit von 
Geräten, Maschinen und Anlagen überprüfen und 
zertifizieren. 

Die ZLS nimmt diese Aufgabe für alle Länder 
wahr. Nach Unterzeichnung des Ursprungsab-
kommens über die ZLS am 16./17. Dezember 
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1993 hat Bayern sie als Organisationseinheit des 
für den technischen Arbeits- und Verbraucher-
schutz zuständigen bayrischen Staatsministeri-
ums errichtet.  

Das Abkommen wurde bisher drei Mal mit Abkom-
men vom 3. Dezember 1998, vom 13. März 2003 
sowie vom 15. Dezember 2011 geändert.  

Mit der jetzt vorliegenden Änderung des Abkom-
mens wird bei der Zentralstelle der Länder für Si-
cherheitstechnik als neue Vollzugsaufgabe die 
Anerkennung von Prüfstellen gemäß § 6 Rohr-
fernleitungsverordnung staatsvertraglich veran-
kert. 

Die Rohrfernleitungsverordnung ist eine Rege-
lung, die dem Umweltrecht zugeordnet wurde. Bis 
vor wenigen Jahren war sie noch Bestandteil des 
Arbeitsschutzrechts und ist somit inhaltlich in vie-
len Teilen mit Systematiken aus dem Arbeits-
schutzrecht deckungsgleich.  

Die Aufgabe „Anerkennung von Prüfstellen ge-
mäß § 6 Rohrfernleitungsverordnung“ ähnelt des-
halb arbeitsschutzrechtlichen Anerkennungsver-
fahren, die die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik bereits jetzt für die Länder durchführt.  

Die Erweiterung des Aufgabenspektrums der ZLS 
führt insgesamt zu einer Stärkung dieser Zentral-
stelle der Länder als Institution.  

Über die Aufgabe „Anerkennung von Prüfstellen 
gemäß Rohrfernleitungsverordnung“ hinaus wird 
der Wortlaut des Abkommens redaktionell an den 
aktuellen Rechtsrahmen angepasst.  

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 
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